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Vorwort. 

Die vorliegende Arbeit schliesst sich zeitlich und inhaltlich an meine 
frühere an: «Die Organisation des evangelischen Eirchenwesens im Erz- 
herzogthum Oesterreich u. d. E. von der Ertheilang der Keligions-Con- 
cession bis zu Kaiser Maximilians IL Tode (1568 — 157G)" *). Schilderte 
ich damals die Erfolge, die der Protestantismus hier unter der milden 
und protestantenfreundlichen Regierung dieses Kaisers errungen hatte, 
und die Bemühungen der adeligen Stände, sich ihre Machtstellung zu 
sichern, so soll jetzt die Beaction auf diese Errungenschaften und Be- 
strebungen unter seinem Nachfolger Kaiser Budolf IL» das Vordringen 
der katholischen Kestauration und die dadurch hervorgerufene Krisis bis 
zum entscheidenden Wendepunkte, dem Landtage des Jahres 1580 und 
der nach diesem erfolgten Massregelung der Wiener Bürgerschaft, be- 
handelt werden. 

Bei der Bearbeitung dieses Themas war ich fast ausschliesslich auf 
handschriftliches und archivalisches Material angewiesen ; denn das bisher 
gedruckte erwies sich als vollkommen unzulänglich. Im Vergleiche zu 
anderen Kronländern, in welchen die Geschichte der katholischen Gegen- 
reformation, namentlich in jüngster Zeit, eine so eingehende und liebe- 
volle Würdigung gefunden hat, ist sie für unser Niederösterreich im 
Ganzen recht armselig und stiefmütterlich behandelt worden. Wir be- 
sitzen wohl zwei grössere Monographien, eine alte von Baupach^), und 



i) Arch. f. österr. Geschiclite. LXXXVII. S. 113 fg. 

*) ,,Da8 evangelische Oesterreich, d. i. Nachricht von den Schickgalen der 
evangelischen Kirche in Oesterreich 1520 — 1624" mit drei Fortsetzungen und 
einigen Nachträgen 1732 — 17M erschienen. 



— VI — 

eine modernere von Wiedemann ^): doch sind sie beide nicht im Stande, 
den wissenschaftlichen Anforderungen unserer Zeit zu genflgen. 

Die erstere, aus der ersten Hälfte des Torigen Jahrhunderts stammend, 
ist gut und grQndlich, wenn auch schwerfällig und weitschichtig ge- 
arbeitet, und man kann dem Verfasser, einem protestantischen Prediger 
in Hamburg, das Zeugnis nicht versagen, dass er mit bewunderungs- 
würdigem Fleisse nicht nur die einschlägige gedruckte Literatur aus- 
reichend berQcksichtigt, sondern auch ein umfangreiches und wertvolles 
handschriftliches Material herangezogen hat, wobei man die Schwierig- 
keiten der damaligen Forschung bedenken muss, die nodi dadurch er- 
höht wurden, dass er sich von seinem Amtssitze nicht entfernte und 
auf die Bemühungen und die Gefälligkeit anderer angewiesen war. 
Auf eine nur annähernde Vollständigkeit kann er daher, wie er dies 
selbst eingesteht, keinen Anspruch erheben. 

Wenn Baupachs Werk trotz seiner fühlbaren Mängel und seines 
hohen Alters heute noch dem Forscher unentbehrlich ist, und dieser 
namentlich für gewisse Partieen immer noch darauf zurückzugreifen 
genöthigt ist, so liegt die Schuld an der traurigen, aber unabweislichen 
Thatsache, dass wir keine andere, das Thema besser und vollständiger 
erschöpfende Arbeit haben. 

Die von Wiedemann ist es jedenfalls nicht, wenn auch sie heute 
als Materialiensammlung unentbehrlich ist. Wenn dieser im Vorworte 
über seinen Vorgänger bemerkt: „Die weite Entfernung Raupachs von 
dem Schauplatze der Handlung veranlasste ihn, weniger den Zusammen- 
hang der Ereignisse, als die Publicierung der ihm mitgetheilten Materia- 
lien in das Auge zu fassen*, und einige Zeilen darauf: „Baupach war 
ein redlicher Mann. Der Stempel des Redlichen, Unbefangenen ist dem 
reichhaltigen, wenn gleich unbehilflichen Werke aufgedrückt Baupachs 
Arbeit wird stets seinen (!) Werth als Materialien-Sammlung haben* : 
so kann man füglich genau dasselbe über Wiedemann sagen, und seine 
Arbeit nicht treifender als mit diesen Worten charakterisieren, nur dass 



•) „Geschichte der Reformation und Gegenreformation im Lande u. d. Enns". 
6 Bde. 1879—1886. 
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er Hiebt in Hamburg, sond*?ni mitten am Schauplatze der Handlung, in 
Wien, arbeitete. 

Wiedemauus Arbeit ist im Ganzen und Grossen eine ungemeiu 
Bnsführlich und Heissig gearbeitete Diöcesaugeschichte von Niederöster- 
reich an der Hand der mebr oder minder vollständig und wortgetreu 

{gedruckten Consiatorial-, Kloaterratba- und ähnlicher Acten, aber keine 
ICIeschicbte der Reformation und Gegenreformation, in welcher noth- 
wendiger Weise auch noch andere Gewalten als die katholische Kirche 
in Betracht kommen müssen. Bedenkt man, dass sich die ganxe pro- 
testantische Bewegung in erster Linie um die Stände concentrierle, und 
iuch die Landesregienmg ihr nicht mflssig zuschaute, ja dass die Gegeu- 

iformation ausschliesslich von dieser und nicht vom Wiener Bischof 
oder vom Passau'scben Oificial ihren Ausgang nahm: so wird man es 
als einen schweren Mangel bezeichnen müssen, wenn diese zwei welt- 
lichen Factoren so wenig Berücksichtigung finden und erst dann mehr 
zu Worte kommen, wo durch gediegenere Eiuzeltorachungen, wie von 
Unrter und Hammer-Purgstall, bereits gedruckte Quellen vorlagen, 

irade das Beispiel dieser zwei Gelehrten hätte Wiedemann auf die 

ihätze des niederöstereichischen Landesarehivs, des Haua-Hof- und 
Staatsarchivs und des ehemaligen Archivs der Hofkanzlei iobren 






Wenn Wiedemann dem „Kampf der protestantischen Stande um 
freie Religiocsübung" ein eigenes Kapitel widmet, das mit dem J. 1595 
aobebt, so muss man sich unwillkürlich fragen, was sie eigentlich vorher 
tliaten, ob sie vielleicht dem Landesförsten nur Geld bewilligten? Was 
erbitterte Kämpfe sind da vorausgegangen! Gerade über die für 
die ganze Weiterentwicklung der Gegenreformation entscheidende Epoche 
von IblG — 1&8H erfahren wir nicht vielmehr, als was der alte Raupach 
bringt, der sich allerdings grössere Mühe gegeben hatte, darüber näheres 
miltheilea zu können: Der neue Herrscher Kaiser Rudolf, ein eifriger 
Katholik, erlässt am 3. Mai 1577 — nebenbei bemerkt ist es der 
6. Mai — aus Bautzen an die Verordneten ein Decret, das den Land- 
hauaprädicanten ihr ärgerliches Treiben in der Stadt vorhält und unter- 
^^sagt (haben sich die Stande das ruhig gefallen lassen?); es kommt 
^^BBT Erbhuldigung, wobei die Stände Bedingungen zu stellen versuchten, 
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sich aber schliesslich mit der «Bestätigung* der CoQcession begnfigtea 
(sie hatten gar keine andere Bedingung gestellt, als eben diese Be- 
stätigung, freilich eine schriftliche, die ihnen aber verweigert wurde)* 
Hierauf nehmen sie. sich des Opitz und der freien Ausübung der Con- 
cession in Wien an, es kommt zu «Unterhandlungen*, Opitz und seine 
LandbauscoUegen erhalten am 9. Mai 1578 den Befehl, die Stadt zu 
verlassen (es war der 10. Mai und von einem Verlassen der Stadt gar 
keine Rede). Die Stände verweigern nun «geradezu* ihren Gehorsam; 
Herzog Albrecht von Baiern wird um seinen Bath angegangen, der aber 
keinen Beifall findet (trotzdem aber ersuchte man ihn noch dreimal 
darum, und seine Bathschläge sind es, welche hier die Gegenreformation 
inaugurierten und durchführten), worauf man sich auf «neue Unter- 
handlungen* verlegt Erst als bei der Fronleichnamsprocession (29. Mai) 
ein «drohender Volksauflauf* entstand (einige durch den Zug umgeworfene 
Milchkannen verursachten eine Panique, wobei die Protestanten geradeso 
das Hasenpanier ergriffen, wie die «bedrohten* Katholiken), werden am 
21. Juni Opitz und seine CoUegen aus der Stadt gewiesen (warum dann 
erst ein Monat später? Hat nicht eine Verständigungsconferenz statt- 
gefunden und deren Scheitern diesen Schritt veranlasst?). Nun kommt 
plötzlich am 19. Juli 1579 ein «voller Aufstand* gegen Erzherzog Ernst 
in Wien (bei dem das Volk ohne Waflfen erschien und vor ihm auf die 
Knie fiel), der dann am 8. März dem Burgermeister aufträgt, auf die 
h er um schleichenden Prädicanten auf der Landstrasse Acht zu geben, u. s. w. 
(II, S. 205—214). 

Mittlerweile war auch, wie Wiedemann in einem anderen Bande 
(I, S. 388—392) erzählt, das berühmte „Reformationsedict" vom J. 1678 
(gesehen hat auch er es nicht und beschränkt sich darauf, Baupach zu 
eitleren) an alle Städte und Märkte erlassen, worin der Bürgerschaft der 
Befehl ertheilt wird, innerhalb einer bestimmten Zeit zur katholischen 
Kirche zurückzukehren, und verlangt wird, dass fortan keiner das Bürger- 
recht erhalten sollte, der sich nicht früher der Obrigkeit vorgestellt und 
zur Nachweisung seines katholischen Glaubensbekenntnisses 29 Fragen 
in zufriedenstellender Weise beantwortet hätte (wäre dies wirklich in 
diesem Jahre geschehen, würde allerdings höchstwahrscheinlich ein 
„voller Aufstand" ausgebrochen sein!). Im J. 1574 (statt 1579) wird 
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auch eine neue katholische Schulordnung publiciert, der zu Folge nur 
katholische Lehrer angestellt und katholische Btlcher zum unterrichte 
gebraucht werden sollten. Gegen dieses Auftreten der Begierung regt 
sich nun der „Oppositionsgeist'^ der zwei Stände, sie wenden sich an 
einige theologische Facultäten um Yerhaltungsmassregeln, vertrödeln die 
Landtage mit „religiösen Streitigkeiten'' und schieben das Versäumnis 
auf den Prälatenstand, der sich darüber am 14. Mai 1580 beschwerte 
(hätte Wiedemann nicht zufällig diese Beschwerde unter den Consistorial- 
acten gefunden, würden wu* vielleicht gar nichts über eine Beaction der 
Stände erfahren haben). Der gefahrdrohenden Verbindung des „dritten" 
Standes der Städte und Märkte mit den Herren und Bittem wird vom 
Hofe dadurch begegnet, dass der Hofrath Dr. Eder sie in einer eigenen 
gedruckten Schrift warnen lässt (wäre dies der Fall gewesen, würde 
der alte Eder vor Seligkeit gestorben sein und hätte nicht befürchten 
müssen — vgL sein Schreiben an Herzog Albrecht vom 29. April 1580 — 
ihre Publication werde ihm dort verübelt werden). Von dem Straf- 
gerichte unter der Wiener Bürgerschaft aber, das jedenfalls mehr zu 
dieser Trennung beigetragen hat, erfahren wir nur in zwei Fussnoten 
(11. S. 213 Anm. 2; S. 214 Anm. 1), von welchen die zweite, von der 
Entlassung einiger kaiserlicher Beamten handelnd, dahin commentiert 
wird, dass unter den „Hofdienern" nach und nach die Protestanten 
entfernt werden. Dafür ist dann der Visitation der protestantischen 
Kirche vom J. 1580 auf Grund der Baupach'schen Darstellung ein ganzes 
Kapitel (I. S. 392—418) eingeräumt. 

Das ist so ziemlich alles, noch dazu ganz ohne Zusammenhang dar- 
gestellt, was uns in einem fünf Bände umfassenden Werke über eines 
der wichtigsten Kapitel der Gegenreformation geboten wird. Der Zweck 
des vorliegenden Buches ist es nun, den religiös-politischen Wirren in 
Niederösterreich nach Kaiser Maximilians Tode eine etwas eingehendere 
und sorgfältigere Behandlung angedeihen zu lassen und diese klaffende 
Lücke in unserer heimatlichen Geschichte nach Möglichkeit — die in 
Bearbeitung befindlichen römischen Nuntiaturberichte dürften vielleicht 
noch manches ergänzen — auszufüllen. 

.Es soll das verzweifelte Bingen der protestantischen Stände mit 
der Landesregierung und die verschiedenen Einwirkungen auf diese von 
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aussen, namentlich von Baiern, behandelt werden. Man wird dann sehen, 
wie auch für unser Land, ähnlich wie es in Innerösterreich der Fall 
ist, der Kriegsplan in München entworfen ist und von dort ein stetiger 
und entscheidender Druck ausgeübt wird ; wie dieser Plan, alle späteren 
Massnahmen der katholischen Restauration in sich bergend, allmählich 
zur Durchführung gelangt, besonders als es der Eegierung im J. 1580 
gelingt, die gefährliche Vereinigung des vierten Standes mit den zwei 
Adelsständen zu sprengen. Dieses Jahr, in dem sich auch die innere 
Schwäche und der vollkommene Mangel an Solidarität der protestantischen 
Stände enthüllt, während dem gegnerischen Lager ein genialer Reformator 
entstanden ist, bedeutet für unsere Geschichte der Gegenreformation 
einen kritischen Wendepunkt. Bis dorthin reicht meine Darstellung. 
Die Quellen, die ich dazu benutzte, sind grösstentheils dem Codex 
Nr. 8314 der Wiener Hof bibliothek, einer ungemein reichhaltigen, zweifel- 
los in der ständischen Eanzlei verfassten Sammlung abschriftlicher Re- 
ligionsacten aus dem J. 1570 — 1590, und den Acten des n.-ö. Landes- 
archivs, des Haus- Hof- und Staatsarchivs in Wien und vor allem des 
Allgemeinen Reichsarchivs in München entnommen. Wenn ich hier der 
liebenswürdigen Förderung meiner Arbeit von Seite der Directionen und 
einzelner Beamter dieser und anderer Institute gedenke, drängt es mich 
besonders dem Director des Münchner Reichsarchivs Edmund Freiherrn 
von Oefele für die gütige Uebersendung mehrerer Handschriften nach 
Wien und dem Herrn Reichsarchivrath Otto Rieder für seine freund- 
lichen Bemühungen bei meinen dortigen Nachforschungen wärmstens zu 
danken. Auch sei es mir gestattet, der löblichen historischen Commission 
der hohen kais. Akademie der Wissenschaften, vor allem Herrn Hofrath 
Dr. Gustav Winter, für die Gewährung einer Subvention, die mir die 
Drucklegung dieser Arbeit ermöglichte, meinen tiefgefühlten Dank aus- 
zudrücken. 



Wien, im März 1900. 



Dr. Victor BibI 



Inhalts-Angabe. 



l 



Seite 

t 1. Kapitel: Regierungsantritt Kaiser Rudolf« IT.. Lage der protest. Kirche. 1 
■• 2. „ Die ersten Religionsdccrete fQr Wien. Erste Sendung Lindeggs 
; nach München II 

3. „ Die Erbholdigung 25 

4. ,t Vorbereitungen des Hofes zum Landtage 1578. Zweite Sendung 

Lindeggs nach MQnchen 34 

5. ,t Der Landtag 1578. Erste Schritte des Kaisers zur Aufhebung 

des evangelischen Kirchenwesens in Wien bis zur Einbe- 
rufung der Adelsstände 43 

6. ,t Dritte Sendung nach München. Fortsetzung der Verhandlungen 

zwischen dem Hofe und den Ständen 56 

7. „ Die Religions-Conferenz. Scheitern derselben 72 

8. „ Aufhebung des Wiener evang. Schul- und Kirchonministeriums. 

Ausweisung der Landhausprädicanten und des evang. Land- 
schaftsschulmeisters 88 

9. ,, Von der Aufhebung bis zum März-Landtage 1579 98 

10. ,y Der März -Landtag 1579 bis zu seiner Sprengung durch die 

Stände. Vierte Sendung nach München 119 

11. „ Fortsetzung und Schluss des vorigen Landtags. Sturm petition 

der Wiener Bürgerschaft 134 

12. „ Vorbereitungen zum nächsten Landtage. Fünfte Sendung an 

den bairischen Hof. Bestrafung kaiserlicher Beamter . . . 148 

13. ,9 Der Landtag 1580 158 

14. „ Evangelische Ausgleichsversuche im J. 1580. Massregelung der 

Wiener Bürgerschaft. Schluss 170 

PerBonen-Register 179 



1. Kapitel. 

Regierungsantritt Kaiser Rudolfs IL Lage der evangelischen 

Kirche. 

Am 12. October 1576 erlag Kaiser Maximilian II. in ßegensburg 
seinem langwierigen Leiden, allgemein betrauert, namentlich von den 
Protestanten, denen er alle Zeit ein milder und gnädiger Herr war. Ihm 
folgte in der Regierung sein ältester vierundzwanzigjähriger Sohn Rudolf, 
der am 27. October des Vorjahres auf dem dortigen Kurfürstentag ein- 
stimmig zum römischen König gewählt und vier Tage später feierlich 
gekrönt worden war. Wenn man im katholischen Lager über diese 
Wahl triumphierte und der Nuntius Delfino seinem nach Rom darüber 
erstatteten Bericht jubelnd hinzufügte: »Gott sei gelobt, dass alles so 
viel besser gegangen ist, als man gefürchtet hat'', so hatte man allen 
Grund dazu; denn die Nachfolge eines katholischen Fürsten stand noch 
vor kurzem sehr in Frage ^). Es war ja offen am Tage, dass man auf 
kurpfälzischer Seite eine Zeit lang stark damit umgieng, einen prote- 
stantischen Fürsten auf den Thron zu erheben, und später auf die Hinter- 
treibung der Wahl eines Nachfolgers zu Lebzeiten des Kaisers hin- 
arbeitete, um das nach dessen Tode eintretende Interregnum — den 
beiden Kurfürsten von Sachsen und der Pfalz wäre dann nach den Be- 
stimmungen der goldenen Bulle das Reichsvikariat zugefallen -7 für ihre 
Interessen auszunützen: ein Project, dem auch Kursachsen zeitweilijf 
nahe gestanden zu sein scheint^). 



*) Moritz, Die Wahl Radolfs II., Der Keichstag zu Regensburg (1576) und 
die Freiatellungsbewegung. 1895. S. 174 fg. Hansen, Nuntiaturherichte aus 
Deutschland, 3. Abth. II. 1894. S. XXXIV. 

*) Ritter, Deutsche Geschichte im Zeitalter d. Gegenreform, u. d. Dreissig- 
jährigen Krieges. I. 1889. S. 463. 

B i b 1 , Dio Einffihrnng der katholischea Oogeniefonnation in Nicderosterroich. \ 
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Es ist für die Schwierigkeit der damaligen Situation und die Stim- 
mung am Wiener Hofe höchst bezeichnend, wenn man dort noch gegen 
Anfang des J. 1575 die Besorgnis äussert, Pfalz werde auf einen ^hoch- 
bedenklichen Duumvirat* losgehen, und gerade die Person Erzherzog 
Eudolfs werde Schwierigkeiten begegnen „ob maledictos nostros hispaoicos 
mores et vitam^)**. Wenn schon Maximilian die vielfachen Erwartungen 
der Protestanten nicht erfüllt hatte, was war dann von Rudolf zu er- 
hoffen, der ganz nach seiner strenggläubigen Mutter, der Kaiserin Maria, 
gerathen war und sich in seinem siebenjährigen Aufenthalte an König 
Philipps Hofe (1564 — 1571) spanische Sitten uod Vorliebe für die Jesu- 
iten angeeignet hatte? Was der Curiale Minucci über ihn bei seinem 
Regierungsantritte nach Rom berichtete: „e educato in Spagna, cattoli- 
chissimo et religiosissimo^)**, war so ziemlich alles, was man von ihm 
wusste; für die Protestanten hätte dies freilich genügen können, seine 
Wahl mit allen nur möglichen Mitteln zu vereiteln, umsomehr als sie 
in den jüngsten Vorgängen in Fulda und aut dem Eichsfelde bereits 
bedenkliche Anzeichen einer bevorstehenden Umwälzung bemerkt haben 
mussten ^), 

Dass es nun trotzdem dazu kam, und zwar ohne irgendwelche 
Gegenleistung, dass auch die im darauffolgenden Kegensburger Reichs- 
tage verlangte ansehnliche Türkenhilfe vor Erledigung der wichtigsten 
Religionsforderungen bewilligt wurde: daran war weder die kaiserliche 
Autorität, noch der auf diesem Reichstage erfolgte feste Zusamraenschluss 
und das entschlossene Auftreten der katholischen Partei schuld, sondern 
die conservative, friedensfreundliche Haltung Augusts von Sachsen, des 
mächtigsten evangelischen Kurfürsten, der im entscheidenden Momente 
seine Partei im Stiche liess und zuletzt ganz offen auf die Seite des 
Kaisers und der katholischen Fürsten trat. Die Uneinigkeit der prote- 
stantischen Fürsten, die feindselige Stimmung des Kurfürsten von Sachsen 
gegen den calvinistischen Friedrich von der Ptalz, den einzigen con- 
sequenten Vertreter der protestantischen Eroberungspolitik, hatten der 
Gegenreformation in Deutschland zum Siege verholfen. 

Es war ein für die alte Kirche im höchsten Grade günstiges Zu- 
sammentreffen von Umständen, dass die Thronbesteigung des neuen 
Herrschers in eine Zeit fiel, in der sich die Reaction des deutschen 
Katholicismus gegen das seit den fünfziger Jahren rapid erfolgte Vor- 



1) Viehäuser an Baiern. 1574 October 10, 1575 Jänner 16. BezoM, Briefe 
d. Pfalzgrafen Johann Casimir, I, 1882, S. 187. 
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wärtgdringen des Protestantismus bemerkbar machte, und in der päpst- 
lichen Politik eine Wendung eingetreten war, durch welche diese Be- 
strebungen erst festen Boden und Rückhalt gewannen. Hatten sich im 
Laufe des sechzehnten Jahrhunderts die Beziehungen der Curie zu den 
weltlichen Fürsten in Deutschland vollkommen gelockert, war ihr Ein- 
Rus9 auf die Entwicklung der dortigen kirchlichen Bewegung fast ganz 
geschwunden, so suchte nun Gregor XlII. gleich bei dem Antritte seines 
Pontificates im J. iri72 die uuterhrochene Verbinduug wiederherzuatellen. 
Mit grosser Umsicht und L'onsequenz ward nun die Kückgewinnting 
Deutschlands vorbereitet: die im nächsten Jahre erfolgte Bildung der 
Congregatio Germanica und Xeubegrflndung des Collegium Germanicum 
in Kom bedeuteten die ersten Marksteine auf diesem Wege. Weitaus 
das erfolgreichste Mittel aber bildete die unmittelbare Fühlungnahme 
mit den dortigen katholischen Mächten durch Entsendung verschiedener 
Nuntien. 

Dass man dabei in erster Linie an weltliche Fürsten, und nicht an 
die geiätlicben dachte, ist für den damaligen Zustand der katholischen 
Kirche in Deutschland sehr bezeichnend. Denn mit diesen stand es — 
einige wenige, wie (.'ordinal Otto von Augsburg und Jobann Jacob Ehuen 
von Salzburg ausgenommen — äusserst schlimm: die meisten standen 
mit den benachbarten protestantischen Fürsten in engen Beziehungen, 
waren von protestantischen Kapiteln abhängig, unfähig und vollkommen 
indolent — ,sie schlafen", sagte der Jesuit Cauisius. .statt für das 
Wohl ihrer Herde zu wachen ')■■. Von weltlichen kamen nun in Betracht: 
der mächtige Herxog Albreclit V. von Baieni. Bundeshauptmann der r.n 
einer Art katbolisclien Schutzbündnis umgewandelten Landsberger Ver- 
einigung, Erzherzog Ferdinand von Tirol, beide erprobte Eiferer der 
katholischen Kirche, welche derselben bereits in ihren Landen zur Allein- 
herrschaft verhelfen batteu, Erzb<-rzog Karl von Innerösterreich, ebenfalls 
von guter katholischer Gesinnung, wenn sie auch vorderhand durch eine 
starke ständische Opposition lahm gelegt war, und vor allem der Kaiser 
seibat. Maximilian für sich zu ge»*inDeD. war natörlich nicht so einfach, 
aber trotzdem waren auch hier die Bemühungen des päpstlichen Hofes 
insofern von Erfolg gekrönt, als man ihn bei seiner eigenthümlichen 
Doppelstelluug , wenn auch nicht zu einem actuellen Eingreifen dem 
Protestantismus gegenüber, so doch wenigstens zu einer den curialen 
Bestrebungen möglichst entgegenkommenden Haltung bestimmte. 

Was für wi'ilaussehende Erwartungen mussten sich nun an den 
neuen Kaiser knüpfen, der ganz im jesuitischen Geiste erzogen war und 
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bei seiner JugGod nod Unselbstständigkeit eic gefügiges Werkzeug der 

katholischen Restaumtionspolitik zu werden versprach, wetiu naa ihu 
richtig zu leiten verstand! Mau rechnete auf eiue innige Verbindung 
desselben mit der Curie, Künig Philipp, Herzog Albrecht und Erzherzog 
Ferdinand. Sein Verhalten in den ersten Tagen nach seinem Regiernngs« 
aotritte schien diese Erwartung vollauf zu rechtfertigen: mit Cardinal 
Morone und dem spanischen Gesandten hatte er längere Besprechungen, 
und Herzog Albrecht wurde nach Hegensburg gerufen. 

Ebenso gross wie die HoiTnungen der Katholiken waren die Be- 
sorgnisse der Protestanten. Wenige Tage nach seinem Regierungs- 
antritte sprach man davon, es stünden grosse Veränderungen in der 
Religion bevor, nicht allein in Oesterreich, Ungarn und Böhmen, sondern 
auch im Reiche, der Kaiser werde sich nur papistischer Räthe bedienen 
und dem Herzog Albrecht einen grossen Eintluss einräumen. Sowohl 
die Erwartungen der päpstlichen Partei, als die Befürchtungen de.' Pro- 
testanten erwiesen sich gar bald als übertrieben- Kaiser Rudolf vermied 
es zunächst, einschneidende Veränderungen vorzunehmen, und selbst da. 
wo er es tbat, beeilte er sieh hervorzuheben, dass es nicht der Religion 
wegen geschehen sei. Es wurde wohl sein früherer Hofmeister Adam 
Freiherr von Dietrichstein, der als .grausamer Papist und gar spanio- 
lisiert' verachrieen war '), Obersthofmeister, Wolfgang Sigmund Rumpf 
Oberstkämmerer. Paul Sixt Trautson Obersthofmarschall — beide eben- 
falls zuverlässige, wenn auch durchaus nicht fanatische Katholiken — 
und an Stella des als Protestanteufreund stark compromittierten Dr. Jo- 
hann Baptista Weher ein Katholik, Dr. Sigmund Viehäuser, Reichsvice- 
kanzler, aber dieser blieb doch im Rathe neben einigen anderen, welche, 
wenn sie auch nicht ausgesprochene Protestanten waren, doch der Ver- 
mittlungspartei angehörten, der ultramontaueu, jesuitischen Partei feind- 
lich gegenüberstanden oder doch wenigstens mit tausend Banden an 
ihren protestantisch gesinnten Standesgenossen hiengen und obendrein 
die beständige Furcht vor einem Glaubenskrieg und einer gewailsamen 
Erhebung der Stände hegten *). 



1) üerlaeh, Tagebuch der an die Üttomaniäche Pfovte , . . vollbrachten Ge- 
sandtgcbaft, 1674. S. 327. üaosca ü. t^. 171. 

') Es iit beieiehnend, wenn i. H. Enh. Karl von IntievÖBterreich, der im 
J. 1579 zum Zwecke der CaBsierung seiner den Stfi-uden gegebenen ConceKaion 
eine Beratbung mit einigen Käthen des KiiiserB und EtzberzogB Ferdinand von 
Tirol vorschlug, diesem nahelegt, er möge jenem andeuten, welche Käthe man 
hier wünsche, „denn es kommt uns vor, dass Eie in religione nicht alle gleicher 
Ansicht seien', and wenn dann von München aus Dietricbalein und Eder vorge- 
BOhiBgen werden. Vgl. Loaerth, Die Heformation und (jegenrelormafion i. d. 
innerösterr. LSndern im XVI. Jahrb. 1898, S. 296, 303. 
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In diesem letzten Punkte kamen sie der Natur des Kaisers entg:egen, 
der ein lebhaftes Bedürfniä nach Hube und eine unbezwingliche Scheu 
Tor energischen, verantwortungsvollen Haudlungen hatle '). Was Herzog 
Alb recht über ihn bald nach seiner Thronbesteigung au Erzherzog Fer- 
dinand schrieb : er sei etwas ängstlich und dependiere ganz von den 
alten geheimen Ruthen ^j, wird auch von anderer massgebender Seite 
bestätigt. An seinem guten Willen zweifelte man nicht, sondern schob 
alles den Käthen unter: , Obwohl I. Mt. nicht ungeneigt," schrieb der 
bekannte Reichshofrath Dr. Georg Eder au Herzog Albrecht, .diesen 
Dingen gebörlicle Wendung zu tbun, so hat doch I. k. Mt. keine Hilf, 
sondern sobald die Sachen in andere Hand kommen, werden sie hin und 
wider gezogen, dass weder kalts noch warms daraus wird . , . Jedeimann 
schreit, plumboo pede incedendum esse, damit man desto tiefer in die 
Höll föhr.^)* Einmal verstieg sich Eder sogar zu dem Ausspruche : ,in 
summa bei Hofe ist mit des frommen Herrn Dr. Seiden Ableiben unter 
den Käthen aller Fleiss zu der wahren alten katholischen Religion ab- 
gestorben *)-. Wenn auch dieses im ünmutlie hingeworfene ürtheil 
etwas fibertrieben ist, kann man doch sagen, dass in Kaiser Budolf und 
seinen ßüthen ein stark conservativer Zug vorwaltete, und seine Politik 
sich in den von seinem Vater eingeschlagenen Bahnen fortbewegte, nur 
dass die Vertretung der katholischen Sache, wie sie bei diesem gegen 
Schluss seiner Regierung immer stärker zu Tage getreten war, unter 
seinem Nachfolger durch das Eingreifen der immer kQhner und kräftiger 
rordringenden Restaurationsmäcbte ein bestimmteres und festeres Ge- 
präge erhielt. 

Seihst da, wo es zuerst zu einem erfolgreichen und entscheidenden 
Gegeustosse kam, im Herzen der österreichischen Erblande, in Nieder- 
österreich, kann man nicht sagen, dass es im Widerspruche mit den 
Privilegien und Freiheiten der evangelischen Stände, auf unrechtmässige 
oder gewaltsame Weise geschah. Man darf eben nicht vergessen, dass, 
80 hart auch die Gegenreformation die Protestanten in Oesterreich be- 
troffen haben mag, der Kaiser dazu als katholischer Landesfürst nach 
der famoaen Bestimmung: .cuius regio, ilüus religio' vollkomjuen be- 
rechtigt war, und dass die evangelischen Beichsstände selbst es waren, 
die mit ihrem Beispiele vorangegangen waren. Die religiösen Verbält- 



^^L^ >) Vgl. Tui'ba, Beitr. z. Geiicb. d. Rababurger (Arcb. f. Sat. Geich. LXSXVI, 
^B^ 318 fg. 352 fg.). 
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nisse hatten Qberdies in diesem Lande unter der zweideutigen Regierung 
Kaiser Maiimilians einen derartigen Verlauf tjeüoinnien, dasä die Re- 
action unmöglich ausbleiben konute. 

Es wird hier zum Verständnis des Folgenden unbedingt nöthig 
sein, einen kurzen Kfickblick auf die Entwicklung des Protestantismus 
unter diesem Kaiser 7.u werfen '). Jlasimilian hatte ihm hier eine 
rechtliche Grundlage verschafft, indem er den beiden Ständen der Herren 
uüd Ritter, die sich nahezu vollzählig dizu bekannten, auf ihr wieder- 
holtes Bitten am IS. August 1568 auf dem Landtag au Wien die gBe- 
ligionsconcesaiou" ertheilte und ihnen darüber am 14. Jänner 1571 eine 
Assecuration ausstellte. Dieses bedeutsame Zugestäudnis, das bei seiner 
Verlautbarung im katholischen Lager einen Sturm der Entrüstung her- 
vorrief, hatte mit der religiösen Gesinnung des Kaisers nichts zu schaffen: 
es war ihm durch seine schwere fiuanzielle Bedrängnis, die ihn zwang, 
die zwei Adelsstände um die Üebernahme der Eofschulden in der be- 
trächtlichen Höhe von :?,000.Oi.iO Gulden sammt Interessen zu ersuchen, 
und durch die berechtigte Furcht vor einer ihm von dieser Seite er- 
wachsenden Opposition abgenöthigt worden. Es war ihm hier gerade 
so ergangen, wie seinem in InnerÖsterreich regierenden Bnider Erzherzog 
Karl, an dessen gut katholischer Gesinnung man nicht zweifeln kann. 
Dass er, wenn es auf ihn angekommen wäre, den Protestanten völlige 
Glaubens- und Cultusfreiheit gewährt hätte, kann wohl als sicher gelten; 
aber er war seit dem Beginne der Sechziger Jahre ein anderer ge- 
worden — nach aussen hin. Der Misserfolg der WarnsdorfRschen Sendncg 
an die protestantischen Fürsten im J. 1560. die seineu Hilferuf so köhl 
erwiederten, hatte ihn das Bedürfnis fühlen lassen, sich der alten Kirche 
wieder zu nähern. Nachdem sein Gewissen durch die päpstliche Be- 
willigung der Lommunion unter beiden Gestalten beruhigt war. war der 
Friede mit ihr besiegelt. Seine dynastischen Pläne, seine steten Geld- 
verlegenheiten, überdies die Besorgnis vor einem gewaltsamen Vorgehen 
der katholischen Mächte gegen ihn, wiesen ihn beständig auf ein gutes 
Einvernehmen und eine fest« Verbindung mit der Curie und Spanien 
hin ^). Was er einmal seinem vertrauten Rathgeber. dem Geheimen 
Ratbe Reichard von Strein, der zwischen ihm und den evangelischen 
Ständen als Mittelsperson fungierte, sagte: .Strein, ich wüsste der Sachen 
wol recht zu thun, wann ich fuer, meiner getreuen Unterthanen, die 
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ihr ohne das erscböpft seid, uit verschocet, dann wir uns kaum von 
(iem eiuen Feind — er meinte die Türken -- aufhalten könuen; um 
mein Person, glaubt mir, darum wäre es mir nit zu thuD' '), ist be- 
zeichnend für seine religiös-politische Haltung: auf der einen Seite 
möchte er dem Drängen der protestantischen Stände nachgeben, auf der 
anderen kann er es nicht, und so behalf er sich bis au sein Lebensende 
nach beiden Seiten hin mit Halbheiten und Zweideutigketten, die aller- 
dings verhinderten, dass er es sich mit einer Partei völlig verdarb, sich 
aber nach seinem Tode bitter rächten. 

Ein solches Zwitterding war seine Religions-Concessioii, worin er 
den Adeligen in ihren Schlössern, Häusern und Gebieten auf dem Lande 
die BeligionsObung nach der Augsburger Confession unter gewissen Be- 
dingungen zuliess, die landesfQrstlichen Städte und Märkte aber davon 
ausschloss, wenn er auch, wie dies der Inhalt der Concession (P. Hl) 
beweist, bedacht war, ihnen spater .sondere Mass und Ordnung" nach 
seinem christlichen Gutachten zu geben. Das erstere könnt« er zur 
.Koth damit verantworten, dass sieb ja die Concession nur auf einige 
renige, die Herren und Ritter, beschränke, die eben fQr die Bewilligung 

1er Nichtbewilligung der verlangten Geld- und Truppenbülfen ent- 
scheidend waren. Anders aber hätte es sieb mit der Einbeziehung des 
vierten Standes verbalten, die, wie er sehr wohl wusste, den völligen 
Abfall von der alten Kirche bedeutet hätte und im katholischen Lager 
auf entschiedene Einsprache gestossen wäre, ausserdem bei dem geringen 
Einflüsse der städtischen Vertreter auf dem Landtage kaum gerecht- 
fertigt werden konnte. Aber schon dieses angeblich so harmlose Zuge- 
ständnis an die Adeligen hatte im curialen Lager eine so heftige Ver- 
stimmung und Krbitterimg wachgerufen, dass er es fflr gerathen hielt. 
die bereits otficiell angesagte Religionsconferenz, in der unter dem Vor- 
Btze seines Kanzlers Dr. Weber über eine evangelische Kirchenordnung 

iratben werden sollte, schleunigst einzustellen und den Weg geheimer 
'Verhandlungen zu betreten, die dann endlieh zur Assecuration führten. 
Die Stände waren trotz aller Bemühungen Streins mit ihrer Haupt- 
forderung, der Einbeziehung der landesfürstlicheu Städte, namentlich 
[lAei Residenzstadt Wien, in die Assecuration nicht durchgedrungen : aber 
hatte eine solche Fassung, dass die Stände — wir werden darauf 

ich zuriJcfckommen — zur Noth auch das Gegentheil herauslesen 
konnten, obwohl sie durch Strein über den wahren Inhalt genügend auf- 
geklärt worden waren. Ein grosser Theil der Stände war auch mit ihr 
durchaus nicht zufrieden und schob aus diesem Grunde die Fertigung 



mim- 



des darin verlangten Reverses so lange hinaus, dass er schliesslich gar 

nicht übergeben worden zu sein scheint. 

Die späteren Ereignisse rechtfertigten ibre gegen die Concessiou 
erhobenen Bedenken, denn sie war — wie überhaupt Kaisei' Maximilian 
hierin Meister war — gerade in dem wichtigen Theile so unklar und 
unbestimmt gehalten, dass sie viel und wenig enthielt, je nachdem man 
sich zu ihr stellte und sie aufgefasst wissen wollte. Wenn sie sich 
also darnach ,auf und in allen iliren Schlössern, Häusern und Gdterri 
(doch ausser unserer Stadt und M&rkt) für sich selbst, ihr Gesind und 
ihre Zugehörige, auf dem Land aber und bei ihren zugehörigen Kircheu. 
zugleich auch für ihre üuterthanen' der Augsburgischen Coufession und 
der darauf verfaasteu Agende frei gebrauchen konnten: musa man sich — 
wie Bitter treffend hervorhob ^) — zunächst fragen, was unter , ihren' 
Herrschaften, .ihren zugehörigen' Kircheu und .ihren* Ünterthaoen 
verstanden sein soll. Gehörten zu ihren Herrschaften alle die Güter, 
namentlich die vielen kaiserhchen Kammergöter, welche ihnen verpfändet 
worden waren? Wodurch wurde ferner die Zugehörigkeit einer Kiiche 
bestimmt; genügte schon die Vogtei, die bloss ein Schutz- und Äuf- 
sichtsreeht ober eine Kirche bedeutete, oder fieng sie erst mit dem 
Patronate an, durch den dem Inhaber die Piäseutation des Pfarrers 
zustand? Waren endlich unter ihren Unterthanen auch jene verstanden, 
welche katholisch eingepfarrt waren ? 

Das waren Fragen, über die man sich vorläufig nicht viel den 
Kopf zerbrach: die Adeligen als die Mächligen legten sich den BegrifT 
des Eigenthums und der Zugehörigkeit so weit als möglich aus und 
griffen frisch zn, wobei es natürlich auch nicht an ausgesprochenen 
Gewaltthaten mangelte, wübreud der andere Theil, vor allem die Prä- 
laten, mit staunenswerter Gleichgültigkeit zusah. Wären von der Gegen- 
partei ernsthaftere Schritte zur Abwehr unternommen worden, hätte sich 
der Kaiser gewiss ebenso bestimmt gefühlt, sich der bedrängten katho- 
lischen Kirche anzunehmen und ihren Gegenvorstellungen nachzugeben, 
wie er dies bei einer anderen Gelegenheit that, wo sich Überdies das 
Torgehen der Protestanten als augenfällige l'eberschreitung der Concesaion 
herausstellte. Gerade während der Verhandlungen über die Assecuration 
hatte ein Prädicant öffentlich in der Salvatorkirche zu Wien unter 
grossem Andränge der Stadtbevölkerung gepredigt, ein Vorfall, der den 
Kaiser, weil er Gegenstand einer Beschwerde wurde, ungemein in Har- 
nisch brachte und gewiss viel zu dem wenig befriedigenden Ausgange 
jener Verhandlungen heigetragen hat. Den Ständen wurde dieses Sffent- 
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liebe Auftreten ihrer Prediger strengstens verwiegen; nun machten sich 
■ivtii andere Erscbeiaungen bemerkbar- Die prolestantiscbe Bürgerschaft 
von Wien strömte jetzt v.u den Hauspredigteu der Adeligen in der Stadt 
und zu den Kirchen der umliegeuden Schlösser, anderseits giengen deren 
Prediger zu ihr in ibre Häuser und spendeten hier die Sacramente. 
Beides wurde den Laudieuten und ihren Predigern mehrmals verboten; 
auch der Auslauf zu der Predigt auf ihren Gütern, den man leicht 
hätte nachsehen können, wurde nicht gestattet. 

Die Keligions -Assecuration erfuhr iudess bald eine Erweiterung. 

r picht lange nach ihrer Ertheilung, vielleicht noch im selben Jahre, 
«urde den Stünden auf ihre Bitten das Haus des LandmarschaUs und 
dann im Jahrs 15T5 ein Saal im Lnndhause seihst für ihre Seelsorge 
eingeräumt, wogegen alle übrigen Hauspredigteu ausdrücklich untersagt 

_ wurden. Man dachte offenbar, auf solche Weise den hier eingerissenen 
Cozukömmlichkeiten und dem dadurch bei den Katholiken verursachten 
l^egemiä hesser vorbeugen zu könneu, wenn sich die Controle auf ein 
'•einziges Haus beschränken konnte. Die Einräumung einer eigenen öffent- 
lichen Kirche aber hatte Maximilian wiederholt abgeächtagen. Mit seiner 
Zustimmung wurden im Jahre 157-1 auch zwei Prediger von den zwei 
Ständen augestellt. Dieser Gottesdienst war ausdrücklich nur für die 
Stände selbst, ihre Familie und ihr Gesinde bestimmt. Wenn er sich 
nun zu einem gana öffentlichen heran sent wickelte, zu welchem auch die 
Bürgerschaft und die Handwerker in Masse hinströmten, geschah dies 
gegen den Willen und Befehl des Kaisers, Seine lange Abwesenheit 
von Wien gegen Eude seiner Begiemug. die schweren Sorgen, die ihm 
der Hegenaburger Reichstag bereitete, seine zuuehmeude Krankheit ver- 
hinderten ihn. dem Laudhansgottesdieute weitere Aufmerksamkeit zu 

_ schenken, und so erklärt sich die ungeheuere Ausdehnung, welche dieser 
1 Zeitpunkte seines Todes gewonnen hatte. 

Das grösste Aergernis aber erregte der erste Landhausprediger 
i Opitz, ein leidenschaftlicher Flacianer, der das Volk in seinen 
masslosen Hetzpredigten gegen die Andersgläubigen aufreizte und zu 
einer energischen Abwehr herausforderte. Bei dem grösseren Theile 
der Stände selbst seiner flacianischen Gesinnung wegen unbeliebt und 
angefeindet, war er auch am Hofe Kaiser Maximilians infolge seiner 
Heftigkeit und Scbmähsucht derart übel angeschrieben, dass dieser in 
einem scharfen Decrete vom 30. März 1575 von den Verordneten seine 
Entlaasung forderte und auch mündlich dem Landmarschall gegenüber 
sein Misafallen über ihn äusserte. Allein der nicht unbeträchtliche ge- 

Knnngsverwandte Theü. vor allem die Religionsdeputierten, welche die 
fsicht Ober das evangelische Religionswesen über sich hatten und die 
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Rolle eines Consistoriums vertraten, nahmen sich seiner und der anderen 
ständischen Prediger kräftigst an und setzten ihre Wiederbestellung durch. 
Bei der Uneinigkeit unter den Ständen und ihren Predigern, die in dem 
erbitterten Erbsündestreit ihren markanten Ausdruck fand, war an ein 
gemeinsames Vorgehen nicht mehr zu denken, und deshalb blieben auch 
alle ihre Bemühungen um die Errichtung eines Eirchenregiments, zu der 
Maiimilian knapp vor seinem Tode seine Einwilligung gegeben zu haben 
scheint, erfolglos. Das einzige, was von ihren grossen Entwürfen im 
J. 1576 wirklich, wenn auch nur in beschränktem Masse zur Ausführung 
kam, war eine evangelische Landschaftsschule, zu der sie aber nicht 
mehr die Zustimmung des Kaisers erhielten, weil er noch vor Erledigung 
ihres Gesuches starb. 

War sein Streben dahin gerichtet, eine Einigung der Katholiken 
und Protestanten herbeizuführen und ihre Gegensätze auszugleichen, so 
war ihm dies gänzlich misslungen: beide Parteien standen sich bei seinem 
Tode — ganz wie im Reiche — feindlicher als beim Antritte seiner 
Regierung gegenüber. Aber die Protestanten waren — wieder genau 
so wie dort — trotz der reissenden Machtfortschritte, die sie hier während 
seiner Regierung gemacht hatten, weniger kampffähig als zu deren 
Beginn, während sich dagegen in dem anderen, an Zahl und geistigen 
Kräften untergeordneten, aber innerlich geeinigten Lager eine erfolg- 
reiche Reaction vorbereitete. So lagen die Dinge, als Kaiser Rudolf die 
Zügel der Regierung ergriff. 



' 2. Kapitel. 

Die ersten ReDgionsdecrete für Wien. Erste Sendnng Lindeggs 

nach München. 

Es war von grosser Bedeutung, dass Kaiser Rudolf bald nach seiner 
Thronbesteigung die Statthalterschaft über das Erzherzogthum Oester- 
reich seinem Zweitältesten Bruder Erzherzog Ernst übergab ^). Die Auf- 
gabe, die dadurch dem jungen Erzherzog zufiel, war keine kleine : mitten 
im Centrum der Erregung und Opposition stehend, nur von ganz wenigen 
Bäthen unterstützt, sollte er den Kampf mit dem mächtigen Gegner 
aufnehmen. Zugleich mit seinem kaiserlichen Bruder in Spanien er- 
zogen, gab er ihm an guter katholischer Gesinnung nichts nach, über- 
ragte ihn dagegen weitaus an Eotschlossenheit und Willensstärke. 
Während aber der Glaubenseifer bei dem Kaiser bald nach der Thron- 
besteigung, als sich schon die ersten Anzeichen seiner schweren Krank- 
heit zeigten^), merklich abnahm und sich bei ihm mit dem Hange zur 
Melancholie und Abgeschiedenheit jene Unlust an allen Kegierungs- 
geschäften einstellte, die auf den Gang der inneren und äusseren Politik 
so lähmend einwirkte, nahm er bei Ernst in ebendemselben Masse zu, 
als dieser mit den ihm anfangs fremd und drohend gegeoüberstehenden 



*) Vgl. Fellner, Zur Geschichte der österr. Centralverwaltung 1493—1848. 
(Mitth. d. Instii. f. Ö8t. Geschichtsf. VIII. S. 295 Anm. 2.) Den Ständen wurde 
er erst im Landtage des J. 1578 ofdciell al» Statthalter und Eriegsoberst fQr 
Oesterreich vorgestellt. Kais. Proposition vom 21. Februar 1578. (Landesarchiv. 
Landtagsprot. S. 136.) 

*) Schon im J. 1577 (October 10) meldete ein PfUlzer Beamter dem Kur- 
fürsten Ludwig, dass sich der Kaiser in Folge der durch mehrere Gesandtschaften 
am kais. Hof verursachten Unruhe „fast melancholisch" erzeige. Stieve, Die 
Yerhandlungen über die Nachfolge Kaiser Rudolfs U. 1581—1602. Abhandl. d. 
kgL bair. Akademie d. Wiss. B. XV. Abth. 1. 1880. S. 33. 
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Yerhältnissen immer vertrauter ward und er an dem einheimischen Clerus 
eine kräftige Stütze fani Gleich der erste Schritt, den die Begierung 
gegen den Protestantismus unternahm, soll diesen Bollenwechsel illu- 
strieren. 

Noch unter dem frischen Eindrucke der Begensburger Conferenzen 
und der von allen Seiten auf ihn einströmenden Ermahnungen entschloss 
sich der Kaiser im Anfange des Frühjahres 1577 zu einer kleinen De- 
monstration, um der in der Stadt Wien zügellos anschwellenden prote- 
stantischen Bewegung einen Halt zu setzen und sie wenigstens in die 
durch die Beligions-Concession vorgezeichneten Bahnen einzudämmen. 
Anfangs Idärz — also nicht erst am 6. Mai, wie bisher allgemein an- 
genommen wurde — sandte er von seinem Hoflager in Prag zwei 
Decrete dem Erzherzog mit dem Auftrage zu, für ihre Kundmachung 
und Befolgung zu sorgen. 

Zunächst wären der Landmarschall und die Verordneten in die Burg zu 
berufen und ihnen das eine zu überantworten, worin ihren Prädicanten die 
Ausübung des öffentlichen Kirchen- und Schulwesens in der Stadt Wien, 
namentlich die kirchlichen Functionen in den bürgerlichen Häusern, streng- 
stens untersagt wurde. Gleich darauf sollten diese selbst „vor etliche Bäthe 
im Beisein der Klosterräthe * vorgeladen und ihnen die Abstellung ihres 
ungebürlichen Verhaltens aufgetragen werden. Der Erzherzog habe 
über ihre Antwort, sowie über die Befolgung dieses Befehles zurückzu- 
berichten, überdies auf die Prediger beider Theile ein wachsames Auge 
zu haben und dafür Sorge zu tragen, dass für den Fall, als sich einer 
oder der andere trotz dieses Verbotes einer „Antastung der Obrigkeit 
oder Privatpersonen, auch Verdammung einer und der anderen Beligions- 
verwandten und Verletzung der Gemüther*" zu Schulden kommen liesse, 
alles dies und die „verba formalia*^ aufgezeichnet und ihm zur Kenntnis 
gebracht würden. Desgleichen sollten sowohl die Geyer, Besitzer des 
Bittergutes Hernais, als auch ihr dortiger Prädicant Ambrosius Ziegler 
vorgefordert und diesem verboten werden, künftig in der Stadt Wien 
die Seelsorge zu versehen oder sie der nach Hernais auslaufenden Stadt- 
bevölkerung angedeihen zu lassen. Im Falle seines Ungehorsams sei er 
zu verhaften und bis auf weiteren Befehl in der Burg gefangen zu 
halten. 

W^enn das geschehen, sollte dann der Stadtrath citiert und ihm das 
zweite Decret, worin eine trotz der Besolution vom 27. Februar 1572 
im Bathhause abgehaltene Leichenpredigt gerügt und die sofortige Ein- 
stellung der Seelsurge in den Bürgerhäusern geboten wurde, mit ent- 
sprechenden Vermahnungen eingehändigt werden. Hierauf wäre auch 
der Universität anzubefehlen, sich nach ihren Statuten und den unter- 
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schiedlichen Mandaten über Besuch der Domkirche, Processionen an 
hohen Festtagen, Begleitung ihrer verstorbenen Mitglieder etc. zu ver- 
halten und dem Kaiser keine Ursache zu ,,gebürlichem" Einsehen zu 
geben. Endlich sollte der Wiener Bischof von den beiden an die Ver- 
ordneten und den Stadtrath ausgegangenen Befehlen in Kenntnis gesetzt 
und ihm zugleich aufgetragen werden, auch den verstorbenen Akatholiken 
auf Ersuchen der Angehörigen das kirchliche Begräbnis und Conduct zu 
gewähren und, wenn bei einem Mitgliede des Herren- oder Ritterstandes 
nur ,das Gleit und nit die Priester schaft* begehrt würde, auch das 
zuzulassen. Auch habe der Bischof Verordnung zu thun, dass die ^armen 
verstorbenen Handwerksleute und andere'' jederzeit unter Vortragung 
des Kreuzes von zwei Priestern auf den Friedhof begleitet würden ^). 

Die Ausführung dieser Massnahmen unterblieb aber, und zwar war 
es Erzherzog Ernst selbst, der sie verhinderte. Wenn dies Eder, der 
darüber Herzog Albrecht Mittheilung machte, damit erklärte, dass der 
Erzherzog bald nach Empfang dieses Auftrages zu der für den 20. März 
anberaumten feierlichen Beisetzung Kaiser Maximilians ^) nach Prag ab- 
reisen musste, und ihm nach seiner Bückkehr von den Käthen gerathen 
wurde, die Ausfertigungsdaten der zwei Decrete „erneuern** zu lassen, zu 
welchem Zwecke sie wieder nach Prag geschickt wurden*), so ist das 
nur theilweise wahr. Der eigentliche Grund war doch der, dass der 
Erzherzog? nicht mit Unrecht besorgte, die Kundmachung dieser Befehle 
würde hier „allerlei Unwillen und Geschrei** erregen, daher sie besser auf 
des Kaisers persönliche Gegenwart zu verschieben wäre. Er wollte eben 
die Verantwortung für die Folgen dieses Schrittes nicht auf sich nehmen, 
weil er sich nur zu sehr der Unzulänglichkeit seiner Machtmittel be- 
wusst war. Er war ja nicht einmal in der Lage, auch ni'r einen ein- 
zigen Prädicanten, wie er sich zwei Jahre später zum Kaiser äusserte, 
festzunehmen, geschweige einer ganzen Menge gegenüberzutreten. Alle 
höheren Civil- und Militärchargen, wie der Vicestatthalter Eitzing und 
sämmtliche Kriegsräthe, waren selbst Protestanten oder wenigstens mit 
diesen verwandt und befreundet, und im Falle eines Aufruhrs hätte er 
sich nicht einmal auf seine Leibwache verlassen können, an deren Spitze 
zwei protestantische Adelige, Conrad von Pappenheim als Trabanten- 



*) Extract aus den I drei kais. Schreiben an den Landmarschall, Stadtrath 
and Erzherzog Ernst. Beil. C zu Eders Schreiben an Herz. Albrecht v. Baiem, 
1577 Mai 24 (Münch. Reichsarch. Oest. Religio nsacten VI. Fol. 143 fg.). 

») Becker, Die letzten Tage und der Tod Maximilians II. (Blatter d. Ver 
f. Landesk. v. Niederöst. N. F. XI. S. 333). 

») 1577 Mai 24; vgl. Anm. 1. 



hauptDiann und Wolf Georg Gilleis ah Hartschierhauptmanu atanden *). 
Bevor er aber Befeble erliess, wollte er auch sicher seio, dasa er deren 
Befolgung gegebenen Falls erzwingen liönne. um sicli nicht eiiiem be- 
schämenden KOckzuge auszusetzen. Mau wird sich also baten niüsseo, 
aus diesem Falle den Sehluss zu ziehen, als wäre der Kaiser seinem 
Bruder nicht nur im Eifer für die katholische Sache voraus gewesen, 
sondern dieser hätte ihm auch noch Hindernisse in den Weg gelegt. 
Der Unterschied zwischen Rudolf und Ernst war der: jener erliess ah 
und zu Befehle, die thatsäcblich, wenn sich niemand um ihre Durch- 
fahrung kümmerte, auf dem Papiere blieben: dieser aber wollte sie auch 
ausgeführt haben. Vor allem aber war es leichter, von Prag aus 
commandiereu und dem anderen die schwierige Esecution zu fiberlassen. 
Es ist kein Zufall, wenn Kaiser Kudolf gerade in Böhmen, wo 
dierte, alles drunter uud drüber e;ehen liess und so viel wie nichts gegea' 
den Protestantismus tbat *), während er in anderen Ländern, wie z. B.^ 
hier i« Oesterreich. so kraftvoll auftrat: es hängt dies eben mit seinemj 
bereits erwähnten RuhebedQrfnisse zusammen. 

Wenn Eder dem Herzog Albrecht scbreibt: .Wenn I. Mt. ausser: 
Wien, erzeigt er sich so eifrig, allein zu Wien wird I. Mt. so kleio" 
mötbig*)', 30 war das eine sehr richtige Beobachtung. Es kostete ihm 
auch eine schwere Üeherwindung hieherzureiseu — er that es auch nur 
im äussersten Nothfalle — , weil ihm das beständige „Anlaufen" der 
Stände gehörig das Dasein verleidete. 

Mau kauu es also dem Erzherzog gewiss uicht verdenken, dass er 
es lieher gesehen hätte, wenn der Kaiser selbst, mit seiner grösseren 
Autorität uud Macht, die Durcbfübrung seiner Massregeln in die Hand 
nehmen würde, und dass er ihm dies auch zu verstehen gab^). 

Obwohl es uQu schon Zeit gewesen wäre, hier die Erbhuldignng 
vorzunehmen, konnte er sich doch noch nicht zur Hen'eise eutschliessen. 
Den brüderlichen Vorstellungen pflichtete der Kaiser wohl bei. bemerkte 
aber, ,das9 der Verzug hieriuuen nit allein zum höchsten geföhriich, 
sondern auch die Aenderuug dadurch je länger je unmöglicher fallen 
will und also mit gebüriichem Einsehen keineswees länger zu verziehen 



I 



<) Beide bcfandeD iich unter den Protestant. Adeligen, welclie dem Kaiser 
am 10. Mai 157S eine Bittschrift um Belagsung der Landliausprediger Ober- 
leichten. 

■) Vgl, Gindely, Geschichte d. Böhm. Btödet, II. 18G2, S. 273. 

•} 1577 Not. 30. (MOnch. Keichsarch. Oeat. Religionsacteo X. Fol. 223.) 

*) April U. (nicht vorfindlicb: die Daten Bind der küieerl. Antwort e 
nomnien). 
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rathsam^. Aus diesem Grunde sende er ihm unter gleichem Datum 
(6. Mai) die zwei Befehle an die Stände und den Stadtrath „gleichwohl 
etwas geändert und gemildert" mit der Weisung zu, zuerst den einen 
persönlich dem Landmarschall und den Verordneten mit einer Ver- 
mahnung zu übergeben, hierauf allsogleich Opitz und seine Landhaus- 
collegen vorzuladen, ihnen ihre Ungebür „sowol der unbescheidenen, 
aufrührerischen Predigten als auch in der Stadt Wien bei der Bürger- 
schaft angemassten Seelsorg halben* vorzuhalten und ihre Einstellung 
ernstlich zu befehlen, nebenbei auch die katholischen Prediger zu christ- 
licher Bescheidenheit zu ermahnen. 

Würden der Landmarschall und die Verordneten Gehorsam zu leisten 
versprechen, so habe es seine Wege, und er möge sodann die von Wien 
zu sich bescheiden, um ihnen das zweite Decret mit entsprechenden 
Worten einzuhändigen. Sollten aber jene dagegen Einsprache erheben 
und sich so benehmen, dass er den Eindruck gewinne, sie würden mit 
den Wienern gemeinsame Sache machen, so habe er ihm sofort zu be- 
richten und mit der üebergabe des zweiten Decrets innezuhalten. Den 
Prädicanten von Hernais aber und überhaupt alle anderen, die sich in 
und ausser der Stadt herumtrieben, möge der Erzherzog sammt ihren 
Herren, den Geyern, vorladen und von ihnen ebenfalls die Einstellung 
aller Seelsorge den Wienern gegenüber unter Androhung sofortiger Ver- 
haftung und strafgerichtlicher Verfolgung verlangen. Bezüglich der 
Decrete an den Wiener Bischof und die Universität lasse er es bei 
seinem ursprünglichen Befehle verbleiben ^). 

Das erste Decret, worin den ständischen Prädicanten, namentlich 
Opitz, befohlen wird, sich fürderhin keiner „ungebürlichen" Seelsorge in 
der Stadt anzumassen und daneben in ihren Predigten „des Schändens 
und Schmäheos" gänzlich müssig zu gehen ^), wurde erst am 1. Juni — 
, allerlei Ursachen und Verhinderungen halben" — dem Landmarschall 
Hans Wilhelm von Kogendorf und Wolf von Liechtenstein, dem einzigen 
anwesenden Verordneten, vom Erzherzog im Beisein der kaiserlichen 
Käthe Helfreich Guet und Georg Teufel mit einem mündlichen „Fürhalt* 
verschlossen übergeben. Kogendorf bat, ihnen mit Rücksicht darauf, 
dass die Sache so wichtig sei und die Stände der Herren und Ritter ins- 
gesammt angehe, eine Frist zur Antwort zu gewähren, damit sie darüber 



*) Kaiser Rudolf an Ernst, Bautzen 1577 Mai 6. Cop. Beil. A des Orig.- 
Schreibens K. Rudolfs an Herz. Albrecht vom 28. Juni 1577. (Münch. Reichsarch. 
Oest. Religionsacten. VI. Fol. 165.) 

») £benda. Cop. — Abgedr. bei Wiedemann II. S. 205 (dort fälschlich Mai 3). 
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— und zwar wenn möglich noch denselben Abend — mit ihren Mit- 
verwandten berathen könnten. Sie wurde ihnen bewilligt. 

Als sie abgetreten waren, liess der Erzherzog Opitz und die zwei 
anderen Landhausprediger Johann Tettelbach und Michael Hugo rufen 
und ihnen durch Guet „fein rund* vorhalten, wie sie sich in ihren 
Predigten unbescheiden verhielten, die römische Kirche in unbilliger 
und ungebflrlicher Weise condemnierten, ihren Zuhörern alle Conversation 
mit deren Kirchenverwandten verböten, in den Bürgerhäusern predigten 
und andere exercitia ministerii brauchten etc. Auch diese baten mit 
Rücksicht auf die Wichtigkeit dieser Angelegenheit um eine Frist zu 
ihrer Verantwortung, die man ebenfalls gewährte ^). 

Wenige Tage darauf, am 5. Juni, begaben sich Kogendorf und 
Liechtenstein wieder zum Erzherzog und übergaben ihm ihre Antwort. 
Sie baten darin, der Erzherzog wolle sich, weil sie wegen der geringen 
Zahl der in Wien anwesenden Landleute nichts beschliessen könnten, 
bis zur Ankunft des Kaisers und der Stände gedulden, und versicherten 
ihm, sich in allem so zu verhalten, dass der Kaiser und er zufrieden 
sein würden. Bezuglich ihrer Prediger bezeugten sie, dass sie dieselben 
seit ihrer Anstellung in ihrer Lehre und ihrem Amte »ganz unver- 
weislich" gefunden, dass sie auch ehrbar gelebt und in ihren Predigten 
„ohne alles Schänden und Schmähen eine solche Bescheidenheit" ge- 
braucht hätten, „darob sich die Widersacher billicher Weise nit ürsach 
zu beklagen**. Müssten daher annehmen, sowohl der Kaiser als der 
Erzherzog wären von Leuten, die ihrer evangelischen Keligion „aus 
einer hässigen Affection" entgegen seien, „ganz übel informiert* worden, 
denen man aber keinen Glauben schenken möge. Zum Schlüsse erboten 
sie sich, ihren Predigern aufzutragen, sich aller Schmähungen zu ent- 
halten, was umso leichter bei ihnen durchgesetzt werden könnte, wenn 
sich auch die der anderen Religion mässigten ^). 

Die Verordneten übergaben gleichzeitig eine von den drei Land- 
hauspredigern verfasste Schrift, worin sie sich in ausführlicher Weise 
gegen die wider sie erhobenen Anschuldigungen zu rechtfertigen suchten. 
Sie hätten ihr Predigtamt, heisst es darin, nunmehr drei Jahre hindurch 
nach Gottes Wort und Befehl christlich bescheiden geführt und das 
heilige Evangelium des Herrn rein gepredigt und „was vom Papstthum 



») Ernst an K. Rudolf, 1577 Juni 14. (Müncb. Reichsarch. Oest. Religions- 
acten, VI. Fol. 181. Cop.) 

2) Verordnete an Ernst. (Ebenda, Fol. 158 u. 177. Cop.) 



und anderen nnsem Widersachern demaelbigen zuwider gelernt worden 
iat und nocfamals gelernt wird, mit gutem beständigen Grund Gottes 
Worts und christlicher Bescheidenheit nach Inhalt der Äugsburger Con- 

fessioQ gebflrlicher Weise widerlegt, gestraft und verworfen, wie sie denn 
nach der Lehie und Vermahnung S. Pauli (ThL 11) schuldig sind". 
Wollten sie auf die von ihren Gegnern, den Jesuiten, und anderen 
wider sie ausgegossenen heftigen und feindseligen Predigten entsprechend 
antworten und ebensolche .Hässigkoit und ünbescheidenheit" gebrauchen, 
würden sie wohl Ursache genug dazu habon, hätten es aber bisher ateta 
unterlassen, weil sie aus Gottes Worte wohl wüssten, dass solches nicht 
.zur Erbauung der Kirche Gottes, noch äusserlichen Fried und Einig- 
keit' diene. Es sei auch nicht wahr, wenn man ihnen nachsagte, sie 
hätten ihren Religionsgenossen jede Conversation und Gemeinschaft mit 
den Katholiken verboten oder in den Häusern der BQrger — einige 
dringende Fälle, wie in Todesnöthen, ausgenommen — gottesdienstliche 
Handlungen vorgenommen. 

Wenn aber ein den zwei Ständen nicht angehiSriger Glaubensgenosse 
ihre Predigten an dem Orte, der ihnen zu ordentlicher Verkündigung 
des göttlichen Worts und Auaspendung der h. Sacramente von Kaiser 
Maximilian bewilligt worden, besuche oder sie zu Kranken oder zum 
Begräbnis hole, dem könnten sie ihren Dienst .Gewissens halber aua 
christlicher Lieb und Treu" nicht versagen. Dass man sie endlich der 
Empörung und Zerrfittung gemeinen Friedens bezichtigt hätte, beruhe 
auf einer offenkundigen Verläumduug, da sie im Gegentheile immer 
nur zu Gehorsam, Frieden und Einigkeit gemahnt hätten '). 

Nach den Landhausprädicanten kam Ziegler, der Prediger des 
Adam Geyer in Hernats, an die Reihe, der sich obenfalla zu rechtfertigen 
versprach. Mit Geyer selbst konnte wegen seiner Abwesenheit nicht ver- 
handelt werden. Da nun der Erzherzog aus den bisherigen Verhandlungen 
nicht den Eindruck gewonnen hatte, ,dass die Verordneten und die von 
Wien sich zusammenachlflgen", liesa er nach der Vesper (5. Juni) { 
Bürgermeister, Richter und Rath kommen. Guet händigte ihnen ( 
für sie bestimmte kaiserliche Decret ein und ermahnte sie zum Ge- 
horsam, den sie auch, als ibnen der Erzherzog persönlich zuredete, zu 
leisten versprachen- So schien alles gut abgehen zu wollen, und der 
Erzherzog konnte sich beruhigt des letzten Theiles seiner Mission ent- 



') Opitiua, Tettelbach und Hugo i 
26. Cop.) 



1 Ernst. (Ebeoda, Fol, 173. LandeBarchiv. 
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ledigen, indem er nocb am selben Tage die zwei bereits näher bezeicb- 

nett'D Mandate an den Bischof ) und die Universität ""j ausfertigen Hess. 

Es kam aber doch anders. Gleich am nächsten Morgen, den 6, Juni 
— es war ein Donnerstag und das Frohnleichnamsfeet — hielt Opitz 
im Landhaussaale während des Tnizugs eine .lästerliche und rebellische 
Predigt' des Inhalts: Was jetzt draussen gefeiert werde, sei »lauter Ab- 
götterei" und die Obrigkeit habe keine Macht, ihnen zu schaffen, auch 
um das goldene Kalb ku tanzen, weshalb man ihr iu diesem Falle nicht 
zu gehorchen brauche. Hierauf nahm er eine Ordination vor, indem er 
dazu ben)erkt<'. der Schnitt bei ihnen sei gross, die Zahl der Arbeiter 
aber gering, daher es die Xothdurll erfordere, ihre Zahl zu vermehi'en ; 
auch ertheilte er mehreren Bürgersleuten die Communion und andere 
gottesdienstiche Handlungen s). 

Die Handwerkerzünfte erschienen bei der Procession, obwohl der 
Stadirath vom Erzherzog die Weisung erhalten hatte, auf deren möglichst 
zahlreiche Betheiligung zu sehen, sehr apiirlich, ja die meisten vom 
Bathe und der Bürgermeister selbst hielten sich ferne, weshalb der Erz- 
herzog der Stadtvertretung einen Verweis zukommen liess und sie auf- 
forderte, -{Qy den kommenden Umzug in der Octava (13. Juni) .etwas 
bessere' Ordnung zu thun*). 

Den Landhauspredigem liess der Erzherzog auf ihre „vermeinte* 
schriftliche Entschuldigung anzeigen, er wolle sich über sie derzeit nicht 
näher einlassen und verweise sie nochmals auf den kaiserlichen Befehl, 
dem sie gehorsam nachzukommen hätten *). 

Angesichts aller dieser Vorfälle beschränkte sich der Erzherzog 
darauf, dem Kaiser eiuen unifasseuden Bericht einzusenden und ihm 
die weiteren Verfügungen zu überlassen ^).| 

Am kaiserlichen Hofe zu Prag war mau sehr beunruhigt, als man 
die geringe Wirkung dieses ersten Schrittes vernahm. Es war dort 
aiittierweile auch bekannt geworden: Die von Wien hätten den kaiser- 



1) Möncb. Rekhsarch. Oeat. Religionsicten, VI, Fol. 188. Cop. 

') Ebenda, Fol. 190, Cop. Kink, Geaeb. d. Wien. Dniv. I. 2. S. 191. Wiede- 
mann II. S. 206. Vgl oben S. 12 fg. 

') Änonj'iD. Dericht über dieae Landhauspredigt. (Müncb. Reicbsaich. Oest, 
Religio Qflftcten VI. Fol. 204—209. Cop.) 

*} Juni 10. (Ebenda, Fol. 195, Cop.) 

") Ernst an Opitz und CoUegen, 1577 Juni 10, (Ebenda, Fol. 186, Landes, 
arcbiv. B. 3. 26. Cop.) 

•) Ernst an K, Rudolf, 1577 Juni 14. (MUnch. ReichBnrcb. Oest. Religioiu- 
acten VI. Fol. 165, Cop.) 
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shen Befehl gleich nach sciuer üeberantwortung durch deu Erzherzog 
»oder Zweifels um mehrers Anhangs und Erregung des gemeinen 
Tofels willen' dem äusseren Hath und der Gemeinde mitgetheilt, deren 
Majorität nun beschlossen hätte, sich darüber zu beschweren und njn 
die Augsburger C'onfesaion anzuhalten. Z Am selben Tage sei denn auch 
ein bedrohlicher Volksauflauf und «viel grosses Geschrei und Finger- 
aufrecken zum Zeichen eines Eidschwura' und am nächsten Tage noch 
mehr Volk hfi Opitz im Landhause gewesen, wovon der grösste Theii 
mit "Wehren erschienen sein solle. »Was es nun werden will*, achloss 
der anscheinend anonyme Bericht, ,daa weiss der liebe Gott und hat 
zu einem niederländischen Wesen — Gott verhflet es — Ansehen 
genug i)." 

Alan fand es unter solchen Umständen für gut, jede weitere ActioD 

»bia auf des Kaisers persönliches Erseheinen in Wien einzustellen*) und 
Büttlerweile bei anderen katholischen Forsten llath zu suchen. 
' Naturgemäss richteten sich die Blicke zunächst auf Herzog Albrecht 
von Baiern. Er war nach dem Kaiser der mächtigste katholische Fürst 
im Iteiche und Hauptmann des Landsberger Hundes, von dem man sich 
also im Ernstfälle eine bewaffnete Intervention erhofl'en konnte. Er war 
aber auch wie keiner dazu berufen, hier Kathachläge zu ertheilen: hatte 
er doch selbst die nicht unbedeutende ständische Opposition in seinem 
Lande, die in der Ortrnburger Verschwörung gipfelte, niedergeworfen 
und die Restauration dort giflcklich durchgeführt und befestigt. Schon 
einmal zu Eegenshnrg war er — wie wir gehört haben — vom Kaiser 
Aber die Lage zu Bathe gezogen worden; aber nach einem kurzen Auf- 
mtbalte halte er sich enttäuscht und schmollend zurückgezogen und sich 
Isach verschiedeuen Seiten hin über die geringe Beachtung semer Kath- 
MChläge mit bitteren Worten beklagt *). 

Mail darj' sich jedoch duich diese ?owie seine späteren Auslassungen 
^JÜcht zu dem Glauben verleiten lassen, als sei es dem Kaiser mit seinem 
wiederholten Hilfesuch^n nicht Ernst , und dieses reine Formsache 
[ewesen. 

Auch Albrecht zweifelte keinen Moment an der Aufrichtigkeit 
äeser Bemöhungen und seinem guten Willen und mass den kaiserlichen 
, ihrem beständigen «Larieren und Temporisieren' die Schuld 



') Ebenda. Fol. 211. Cop. 

") K. Rudolf an Ernst, Olmötz lö 

') Vgl. Moritz S. 445, Wiedemana II. S. Stlti. 



i8. (Ebenda, Fol. 202. Cop.) 
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zu, wenn ea dann stets an der Ausführung mangelte. Es sei, äussert 
er sich einmal ironisch zu Eder, mehr der Tbat und Eiecutioo denik 
Kathsuchens vonnßthen i). Hierin hatte er ja im Ganzen wohl ltecht,ll 
abpr er verkannte auch den Ernst der Österreichischen Verhältnisse undkfl 
beurtheilte diese zu sehr nach denjenigen in seinem Lande, wo der Pro-J^ 
testantismus doch lange nicht so tief eingewurzelt, der Landesfürs 
nicht so stark auf die Unterstützung der Stände angewiesen war, udA 
daher die Durchfahrung der Restauration unvergleichlich leichter vor sid 
gehen konnte. 

Am 28- Juni, demselben Tage, an dem der Kaiser dem Erzherzog 
Ernst den Befehl zuschickte, mit allen weiteren Massregelu gegen die-' 1 
Protestanten innezuhalten*), schrieb er aus Olmfltz seinem herzoglichen 
Schwager : Er sei, weil ihm bei seinem Regierungsantritte unter anderen 
Unordnungen, die sich der Religion halber in seinen österreichischen 
Landen zugetragen, vornehmlich von etlichen Prädicanten, die sich in 
und um Wien aufhielten, und von deren unbescheidenem Schreien und 
Schreiben ihm allerlei Klageu zugekommen wären, verursacht worden, 
sie und ,ihre Unterhalter' durch Erzherzog Erust vorfordem und ihneiLj 
die Abstellung ihrer unbefugten Seelsorge auferlegen zu lassen. 
ihm aber von diesem eiu Bericht zugekommen, aus dem der Herzog" 
entnehmen werde, dass mau sich nicht nur nicht um die Befehle 
kümmert habe, sondern diese Leute , immer je frecher und muthiger 
und also fast ihre selbst Herren und Obrigkeit zu sein und sich auaJ 
schuldigem Gehorsam zu ziehen unterstehen wollen." 

Wohl sei ihm unverborgen, was er nach dem Rechte und den.'l 
Keichssatzuugen zu thun habe; ,dieweil aber die Sache au ihr selbst^ 
hochwichtig und nach Gelegenheit dieser Leute Anhangs, den sie ihne^ i 
allenthalben zu machen pflegen, und jetziger Läuft und Zeiten Schwierig- 
keit allerlei Gefahr uud ZerrQttigkeit, besonders zu Eingang unser Re- 
gierung auf ihr trägt" : habe er beschlossen, alle weitereu Schritte hia 
zu seiner baldigen Ankunft in Wien einzustellen und inzwischen in 
dieser ,so hochwichtigen und gerahrlichen Sache" des Herzogs und J 
anderer Fürsten „vertraulichen Rath* zu suchen, ,wa3 ihres Erachtens- j 
zur Erhaltung derselben eiuigen wahren Religion und daneben auch ge- ■ 
börlichea Gehorsams und Einigkeit dienlich und hierinnen «ngefSrlicIi- | 
zu thuu und fürzunehmeu seiu möchte^)"- 

1) 1578 janner 12. (Münch. Beichaarch. Oeat. Religion sacfeo X, Fol, 239. Cpt> j 

') Siebe obea S. 19 Änm. 2. 

■) K. Rudolf an Herz. Albrecht. (Mönch. ReichBarth, Oest. ReligionBactea I 

VI. Fol. 162. Orig.) 
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Der Keichshofrathssekretär ErsteabiTgor, der Verfasser der aufsehen- 
«rregenden .Autouomia'', sah sich überdies veranlasst, für sich deu 
Herzog zu bitten, diese Gelegenheit, ,dein Hause Oesterreich und der 
betrObteu Kirche hoch und viel zu dienen", nicht vorübergehen zu 
lassen '). Auch au die Erzherzoge Ferdinand und Karl werden ver- 
mutblich gleichzeitig ähnliche Schreibeu vom Kaiser ergangen sein *), 
Bevor aber noch eine Antwort aus München erfolgte, hatte man in 
Prag offenbar auf die Nachrioht hin, dass die beiden Erzherzoge und 
möglicherweise auch der ErzbiaeBof von Salzburg dort zusammentreffen 
sollten, den kürzeren und aichereu Weg betreten und einen eigenen 
-Gesandten, den kaiserlichen Rath und Stadtanwalt von Wien, Caspar 
von Lindegg, dorthin gesandt, um sie an der Hand einer auafQbrlichen 
Instruction ') persönlich über die schwierige Lage aufzuklären und ihr 
Gutachten einzuholen, 

II Lindegg laugte um deu 20. Juli herum iu München ein und 
Arachte bei Albrecht seine Werbung vor. Weil die Erzherzoge nicht 
jüer, sondern In Innsbruck weilten, begab er sich, uachdem er vom 
Serzog eine umfassende schriftliche Antwort erhalten hatte, dahin, von 
iWo er am 3. August, auch mit ihren Gutachten versehen, die Rückreise 
nach Wien antrat*). 

Das erste wäre, äusserte sieh Herzog Albrecht, den Prädicauten 
die Seelsorge in der Stadt Wien zu verbieten; denn diese Leute seien 
also geartet und geschaffen, daas sie nicht feierten, sondern Tag und 
Nacht trachteten, ihr Gift heimlich und öffentlich auszugiessen und das 
Volk zu verführen. Weil aber, wie der Gesandte gemeldet habe, Kaiser 
Maiimiliau den zwei Ständen für sich und ihre Hausgenossen die Predigt 
in des Landmarschalls Hause gestattet habe, so wäre es wohl bedenklich, 
diese ,bei jetzigen Lauften und Zeiten ohne vorgehende sondere neue 
Ufäache' einzustellen, Ueberhaupt Bolle man einstweilen gegen die 
Concession, obwohl sie in vielen Punkten überschritten sei, nichts vor- 
jiehmen, aber den Ständen ,rund, cathegorice und absolute' erklären, 
i nicht gewillt sei, dem Unwesen ihrer Prädicauten länger zu- 



') Erstenbergev an denselbBD, Prag 1577 Juni 29. (Ebeada. Fol. 209. Orig.) 

') Dies gebl aus dem Inbalte des Sehreibens an Albrecbt hervor, 

•j Olmütz Juli 8, [Ebenda, Fol. 214. Cop.) Der Kaiser bat den Heriog 

erdiep persönlich in einem besonderen Schreiben vom 9. Juli um Rath. (Ebenda' 

. 220. Eigb. Orif.) 

) Lindeggs Relation an Hera., Oetting 1577 August 4. (Ebenda, FoL 243. 




Tnisrton. Sie hätten vielmehr darauf zu sehen, daas sieh diese der 
Börgerschaft gegenüber keine Seelsorge anmassten, widrigenfalls ihueo 
die Concession ganz entzogen und flberliaupt kein Priidicant mehr in 
der Stadt geduldet werden sollte. Es möge* der Kaiser auch den Prädi- 
canten selbst bei Leibesstrafe alle gottesdieustlichen Functionen ia den 
BQrgerhäusem untersagen, .damit also, summarie davon zu melden, das 
Kt'Iigionswesen, diewcil dasselb jetzo nit gar ad catholiciamum zu richten, 
jedoch zum wenigsten ad terminos weil. Kaiser Maximilians Coneessioii 
redigiert und ober dieselb das weuigste nit geduldet werde. 

Würden nun die LandhausprädicaBteo, wie nicht anders zu ei 
warten sei, iu ihrem Ungehorsam verharren, könnten sie mit guteifi' 
Bechte abgeschafft werden. Für den weiteren Fall , dass diese Ab- 
schaffung nicht ohne Aufruhr vor sich gehen würde, wären ent- 
sprechende Vorkelirungen zu trcffcu und unter irgend einem Vorwandfr 
etliche Fändl Soldaten unter katholischen Hauptleuten in die Stat 
zu legen. 

Sollte aber die Empörung grössere Dimensionen annehmen, oder 
sich das Ausland einmengen, wäreu mit den befreundeten Mächten 
ober die weitereu Schritte und die zu erwartende Hilfe Berathungeo 
anzustellen. 

Weil aber die gegenwärtigen Frädicanten, vornehmlich Opits, 
bereits dem kaiserlichen Befehl vom- 6. Mai zuwidergehandelt' 
hätten, wäre es nicht undienlich, wenn der Kaiser zur Warnung' 
für alle künftigen Opitz, gleichwohl nicht aus diesem Gninde, 
sondern um seiner falschen mauichäischeii Lehre willen aus dem 
Lande wiese. 

Ein sehr wirksames Mittel wäre auch, wenn er den Magistrat, bft« 
sonders den inneren Bath, bei den landesfürstlichen Städten und Marktes 
mit Katholiken besetzte und die Hauptschreier auswiese. Desgleichesj 
sollten auch in die Kegierung wenigstens zum grössten Theil EatbcK 
liken hineinkommen. 

Vor allem aber wäre bei allen bischöflichen Ordinarien, deren 
Diöcesen m Oeaterreich lägen, desgleichen bei den Klöstern, denen dis 
Besetzung der Pfarren obliege, dahin zu wirken, daas sie diese mit 
eifrigen, gelehrten und exemplarischen Seelsorgern versähen, und das» 
den zwei Ständen auf keinen Fall gestattet werde, die Pfarren .unter 
dem Scheine juris patronatus praesentandi oder nominandi' mit Prädi- 
canten zu besetzen. 

Durch diese Mittel würde zunächst grösserer Abfall verhütet 
werden; denn jetzt schon an die Itestauratiou der katholischen Kirchs 
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zu gehen, wäre nicht rathsam, und möchte es vor der Hand genug 
sein, wenn zuerst Wien und dann die übrigen Städte von den Prädi- 
canten gesäubert wflrden. Sollten die Adeligen neben dem vierten 
Stande auf dem kommenden Landtag die Freistellung der Seligion 
begehren, möge der Kaiser nicht darauf eingehen, sondern sich kurz- 
wegs dahin erklären; Er wolle seine Unterthanen bei dem Beligions- 
frieden und der Concession belassen, erwarte aber auch von ihnen, 
dass sie ihm nicht in seine Hoheitsrechte eingriffen und ihn zu 
anderen Mitteln veranlassten. Würde dann trotzdem die Erbhul- 
digung verweigert werden, solle der Kaiser den Landtag einfach 
auflösen und alsdann mit den befreundeten Fürsten das weitere be- 
denken ^). 

Ganz ähnlich lauteten, Lindeggs Bericht zufolge, die beiden Gut- 
achten der Erzherzoge, die uns nicht bekannt sind, üebrigens hätte 
fiir uns doch nur das Erzherzog Ferdinands ein grösseres Interesse, 
weil sich Erzherzog Karl, dem es wohl nicht an Eifer, aber an jeder 
Liitiative mangelte^), selbst nicht zu helfen wusste und sich deshalb 
ein Jahr später in derselben Angelegenheit an Ferdinand und Herzog 
Albrecht wandte. Das darauf von ersterem eingelangte Gutachten 
(1578 Sept. 26)*) kann uns aber, da ja die religiös -politischen 
Verhältnisse in der Steiermark fast genau so wie in Niederösterreich 
lagen, im Vereine mit seinen später an den Kaiser eingesendeten Eath- 
schlägen dieses fehlende Schriftstück ersetzen. 

In der That finden wir hier dieselben Gedanken wie bei Herzog 
Albrecht: Bei der Concession müsse es einstweilen bleiben, aber darüber 
hinaus dürfe man den Ständen nichts mehr einräumen, aus den Städten 
seien die Prädicanten unverzüglich auszuweisen, im Ernstfälle habe man 
mit Baiem und Salzburg ein gemeinsames Vorgehen zu vereinbaren, 
die Eegierungsbeamten müssten durch Katholiken ersetzt und dem Erz- 
herzog eine katholische Leibwache beigestellt werden. 

Die Ideen, die hier, vor allem in München, ausgesprochen und 
noch im selben Jahre — wie wir sehen werden — in ein förmliches 
Kegierungsprogamm umgestaltet wurden, sind für die ganze Folgezeit 
von entscheidender Bedeutung geworden : in ihnen finden sich, wenigstens 
im Keime, alle Grundzüge der späteren Sestaurationspolitik. Der zu- 
nächst in Betracht kommende Erfolg der Münchner Botschaft aber war : 



München. 1577 Juli 24. (Ebenda, Fol. 260. Cop.) 
«) Loserth S. 117. 
<) Ebenda S. 295. 
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der Kaiser hatte die Zusage erhalten, dass er sich im Nothfalle anf 
die Unterstützung des mächtigen Herzogs verlassen konnte. Diese 
Gewissheit setzte ihn in die Lage, der bevorstehenden Erbhuldigung 
in Gestenreich und den dabei zu erwartenden Beibungen mit den Adels- 
ständen ruhiger und gefasster entgegenzusehen und ihnen gegenüber 
mit grösserer Sicherheit und Festigkeit aufzutreten. 



3. Kapitel. 
Die Erbhnldigung. 

Am 17. Juli betrat Kaiser Rudolf, von Erzherzog Ernst, den 
Ständen und der Bürgerschaft festlich begrüsst, die alte Residenzstadt 
Wien^), um hier die lange aufgeschobene Erbhuldigung entgegen- 
zunehmen. 

Es war für den Landesfürsten und die Adelsstände ein höchst be- 
deutsamer und folgenschwerer Moment herangekonmien : für jenen galt 
es, sich fflr die katholische Restauration freie Hand zu bewahren und 
die Protestanten mit einigen inhaltslosen Erkläi'ungen abzufertigen; 
diese hingegen mussten alles daransetzen, die ihnen vom Kaiser Maxi- 
milian gewährten Religionsfreiheiten als Grundrechte anerkannt und be- 
stätigt zu erhalten. 

Bereits einmal hatten sie, wenn auch nur flüchtig, mit einander 
zu thun gehabt, als der Kaiser im Dezember des Vorjahres, mit der 
Leiche seines Vaters von Regensburg kommend, in Linz einige Stunden 
Hoflager hielt. Damals hatte er einige ihrer vornehmsten ätändemit- 
glieder zu sich beschieden und sich mit ihnen wegen der Ausschreibung 
eines Landtages zur Bewilligung dringender Grenzhülfen besprochen, 
wobei er sich auch wegen der Verschiebung . der . Erbhuldigung ent- 
schuldigte. Bei dieser Gelegenheit hatte er ihnen — wie ihm dies die 
Stände in der Folge sehr oft vorhielten — .die mündliche Zusicherung 
gegeben, sie bei ihren Freiheiten und Privilegien, auch in Religionssachen, 
schützen zu wollen. 



>) Landesarch. A. III. 14. — Also ^icht im Herbste, wie Ritter IL S. 92 sagt. 
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Diese Erklärung, seine bisherige nachsichtige Haltung den Ständen 
der böhmischen Krone gegenüber, vor allem wohl sein schwächliches 
Auftreten bei der jüngst im Juni zu Olmütz erfolgten Huldigung der 
mährischen Stände ^) mochten den Ständen ihre Sache nicht so aus- 
sichtslos erscheinen lassen. 

Vorderhand ruhte aber die Erbhuldigungsfrage. Erst als der Kaiser 
um die Mitte August 2) die Antwort des Herzogs Albrecht in Händen 
hatte, schritt er an ihre Lösung. Er berief den Landmarschall Rogen- 
dorf und einige der angesehensten des Herren- und Sitterstandes und 
holte ihr Gutachten über die dabei zu beobachtenden Formalitäten ein ^). 
Diese baten ihn darauf, offenbar in der Absicht, sich früher über ein 
gemeinsames Vorgehen im Beligionspunkte zu einigen, er möge in Be- 
rücksichtigung eines im letzten Landtage gefassten Beschlusses die Ein- 
berufung eines Landtages veranlassen, um über einige dort unerledigt 
gebliebene, die Huldigung betreffende Fragen zu berathen *). Der Kaiser 
gieng aber auf dieses Verlangen nicht ein und ordnete die Erbhuldigung 
für den 22. September an^). Die Stände erhoben nun eine Schwierig- 
keit nach der anderen und am 23. September, als der Kaiser schon 
sehr ungeduldig geworden war, fassten sie den Beschluss, ihre Be- 
denken — ,doch der Religion nit zu vergessen* — von einem stän- 
dischen Ausschuss mit dem Hofe durchberathen zu lassen und an den 
Kaiser ein entsprechendes Ansuchen zu stellen ®). Als sich dieser damit 
einverstanden erklärte, arbeiteten die Stände, welche verlangten, dass 
ihnen durch Kaiser Rudolf nicht nur alle bei den fr'üheren Erbhuldi- 
gungen bestätigten, sondern auch die durch Kaiser Maximilian IL neu 
hinzugekommenen Landesfreiheiten, wie die Lehensgnade und Executions- 
ordnung, beschworen würden, für ihre Deputierten eine Instruction aus '). 
Die des Herren- und Ritterstandes aber, welche dasselbe, nur noch aus 
einem anderen speciellen Grunde foi'derten, erhielten eine Separat-In- 
struction ausgestellt, in der ihnen genau vorgeschrieben war, ,,was sie 
mit I. Mi geheimen Räthen wegen Assecurierung der erlangten Religions- 



«) Gindely II. S. -237. 

*) Lindegg war am 3. August von Innsbruck abgereist (vgl. S. 21). 

3) Landesarcb. A. III. 14. 

*) August 20. (Ebenda.) 

6) August 24. (Ebenda.) 

*) Sitzungsprotocoll vom 23. Sept. (Ebenda.) 

') Das folgende ist dem Cod. 8314 der Wiener Hofbibl. (der Kürze wegen 
einfach mit Cod. bezeichnet) entnommen. 



icegsion gradatim hamlleii sollteu": Zuerst sollten sie diesen .mit 
luherzigem Glimpfen" zu versteheu geben, wie hoch ihnen daran ge- 
',en, und dann »mit höchstem Fleisa* t'ilr'a erste versuchen, ,ob in die 
rkunde, so I. k. ilt. denen Ständen insgemein von wegen Couhrmation 
id Bestätigung ihrer Freiheiten fertigen werden, solcher Keligions- 
irtikel, dass nämlich I. k. Mt, denen interessierten Ständen sowohl ihre 
in Keligionssachen von der nächstabgestovbeneu k. Mt. erlangten Keligions- 
freiheitea, als alle anderen Privilegien insgemein bestätigen, sie dabei 
bleiben lassen, schützen und handhaben wollen, in specie einkommen 
möchte; oder aber zum Fall I. k. Mt. diesen Keligionsartikel in an- 
gedeuteter Generalurkunde gehörter Massen zu inwerieren Bedenken trügen, 
ob doch I. k. Jit. dahin zu vermögen, dass allein denen zwei Sländeu 
hierüber vor der Huldigung eine besonderbare gefedigte Versicherung 
obberiihrten Inhalts gegeben würde; kfinnte dann auch die nit erhalten 
,werden . . ., so sollen ilie Herni Ausscbuas wieder an die versammelten 
■ei Stände zurück mit der Relation, was in solcher Tractatioa beider- 
its t'ßrgangen, und mit ihrem angehängten Gutbeduuken gelangen 

Am 24. September, 7 Uhr frßh, versammelten sich in der Hof- 
ithsstube der kaiserlichen Burg die ständischen Deputierten *) und be- 
sprachen mit den vom Hofe aus deputierten geheimen Käthen Leonbard 
Harrach {dem Aelteren) und Dr. Weber einige allgemeine, in Frage 
kommende Punkte. Am Schlüsse der Sitzung baten die vier Vertreter 
des Hen'en- und Ritterstaudes um eine besondere Unten'edung. Als 
ihnen diese gewahrt wurde, ergriff Strein das Wort; Die Stände 
'eifelten nicht, der Kaiser werde ,gut Wissen" haben, dass sie von 
iser Maiimilian mit einer Assecuration in lieligioussachen versehen 
den, sich auch daran eriunerü, was für eine ,ganz gnädige Vertröstung" 
er ihren Abgesandten zu Linz gegeben habe. .Dieweil dann die Asse- 
curation sie (die Stände) für ihren höchsten Schatz und Freiheit halten, 
auch viel lieber aller anderen ihrer Freiheiten in Verlust stehen, als 
dieser ungewias sein wollten, dazu auch Gewissens halber und zur Er- 
haltung christlicher Ruhe und Einigkeit gedrungen werden, die Urkunde 
.aber, so von I, Jlt, der Freiheilen halber vor der Erhhuldigung gc- 



^■^ ■) Sept. 24. (Cod. Fol. 159.) 

') Aus dem Prälateontand : die Aebte von Melk unJ Lilienfeld; aua dem 
HerrenEtand: Richard v. Strein und Helmhard v. Jövger: aua dem Ritterstand: 
Leopold Urabner und Wolf Christof v, Mämming und au» dem vierten Standes 

^Hdet Bürgermeister von Wien und Kormau TOn Korneuburg, 
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fffriigt wnia tM^ dikim gedratet wefdm bScUip. dia ne mtk allein 
anf W4!ltficke Sachn mtredbe. dk Sttade SKk tw L L Ml GemfitlL 
fK Wi d^ffli. io fle TOB der Tentorbom L ML afasgL reiUeiben zn 
lajKn. gar nit zweifeln: all» bittm die zwei Sünde L k. Ml zom 
aHerontertliämgiten vnd so hoA ab ne immer Utten können. L k. Mt 
^emken üirem zn Linz gnidigst gettanen ErlMeten nadpasetzen nnd 
jetzo ZQgleieli in die ürknnde der Fieikeiten einkommcn zn lassen, dass 
I. L Ml denen zwei getreuen SUnden sowohl ikie in Beligionssachen 
roftk der nidist abgeleibten L Mt erlangten Beüginisfireihäten als alle 
anderen insgemein erlangten Pririlegia gnidigst bestitigen. sie dabei 
bleiben lassen, sehfitzen nnd handhaben wollen: dann obwohl sidi des 
die getreuen Stände zu L k. Mt <dme das Tersehen. so bitten sie dodi 
L L Mt sie solches nit zn Teiziehen. anf dass sie mit ruhigem 6e- 
mfitfa und mehrem Freuden die Erbhuldigung. als sie des begier^ sein, 
thnn m((gen'. 

Die Käthe Tersprachen« dieses Anbringen dem Kaiser Torzutragen, 
worauf sidi die Deputierten entfonten. Tags darauf (25. Sept) waren 
alle Deputierte Tom Kaiser zur Entg^nnahme seiner Besoluticm in 
4ie Burg befohlen worden. Nach Beendigung der Audienz wurden die 
des Herren- und Bitterstandes zu bleiben aufgefordert, worauf ihnen der 
Kaiser durch seinen Kanzler Y iehäuser den Bescheid erUieilte : Er habe 
sich versehen^ die zwei Stände würden ihn mit einem solchen Begehren 
verschont haben^ ^angesehen dass die Erbhuldigung die gemeinen Stände 
anlangt, dieses aber eine sondere Sachen sei', erwarte daher, sie würden 
die Erbhuldigung nicht länger aufziehen, sie möchten sich aber später 
«zu gelegener Zeit* neuerdings anfragen. 

Nach einer kurzen Besprechung unter sich erwiderte Strein: Sie 
gäben zu, dass die Erbhuldigung eine «gemeine* Sache sei, doch werde 
sich der Kaiser zu berichten haben, dass sich die Urkunden Ober die 
PriTÜ^en nicht allein auf die gemeinen, sondern auch auf die beson- 
deren jedes Standes erstreckten. Weil sie nun das in Frage stehende 
Privileg fflr «ihren grössten Schatz, auch höchste Begnadung und Frei- 
heit* hielten, hätten sie mit Bestimmtheit erwartet, der Kaiser werde 
dawider keine Bedenken haben. Da dies nun trotzdem der Fall 
sei, wollten sie ihren Ständen von dieser Entscbliessung Mittheüung 
machen *). 



*) Ente Relation der vier Deputierten. Undatiert. (CJod. Fol. 160. Orig. im 
Landesarcb. ß. 3. 26.) 



Nach erfolgter Rücksprache mit dea Ständen erschienen die vier 
Deputierten wiederum in der Barg und gaben den kaiserlichen Com- 
missären, denen diesmal auch Hans von Trautson zugezogen war, die 
Erklärung ab: Sie hätten sich keine Abweisung ihres Begehrens er- 
wartet, zumal da ihnen der Kaiser in Linn die Zusicherung gegeben 
habe, sie bei ihren Rechten und Freiheiten zu erhalten. Wenn ihnen 
nun jetzt die Einbeziehung der Assecuration in die Geueral-Coufirmations- 
urkunde verweigert werde, könnten sie «mit ganz beschwertem Gemüt 
und Herzen" nichts anderes denken, als dass sie beKüglich dieses ihres 
..höchsten" Privilegs in Uugewissheit stehen sollten, obwohl es nicht 
nur auf Kaiser Maiimilian, sondern auch auf dessen Erben und Nach- 
kommen laute. Nach ihrer Meinung wären in die Generalurkunde nicht 
nur die Privilegien, die sich auf alle .Stände, sondern auch solche, die 
sich nur auf einen Stand beziehen, einzuverleiben. Wenn aber der 
Kaiser auch jetzt noch Bedenken habe, so bäten sie um Ausstellung 
einer Separaturkuude, womit ihnen versichert werde, dass ihnen die 
Ässecuration hernach neben anderen ihren besonderen Privilegien be- 
stätigt werden aolle '). 

Am .Morgen des nächsten Tages {26. Sept.) wurde den Deputierten 
die kaiserliche Resolution eingehändigt: Die Mt. habe sich versehen, die 
Stände würden sich mit dem ersten Bescheide begnügt haben und 
nicht weiter in sie gedrungen sein, da diese Sache weder zur Erb- 
huldigung noch in die Urkunde gehöre, ausserdem derartig beschaffen 
sei, dass sie ,mit gutem Vorbedacht" behandelt sein wolle. Deshalb 
ermahne sie die beiden Stände nochmals, .sie wollen dieser Zeit die 
Concession an ihr Ort stellen und mit diesem Begehren die Erbhuldigung 
nit aufhalten. Sie mögen aber gleich jetzt nach der Erbhuldigung oder 
zu anderer bequemer Zeit schiedliche und verständige Pei-sonen ihres 
Mittels abordnen, die wollten I, Mt. mit Gnaden anhören und sich 
darauf der Gebflr und Billigkeit nach resolvieren *)". 

Mit grosser Betrübnis, replicierten darauf {27. Sept.) die Stände, 
hätten sie den gestrigen Bescheid vernommen und den Tag nicht zu 
erleben geglaubt, an welchem die ihnen von Kaiser Maximilian ertheilte 
Religions -Aasecuration in Zweifel gestellt werde. Weil des Kaisers 
Meinung dahin gehe, dass sie die zwei Stände allein angehe und daher 
nicht in die Generalurkunde gehöre, hätten sie ohnehin schon von diesem. 



L 



t) Zweite Reluttoa denelben. Undatiert. (Cod. Fol. 162). 
I) Cod. Fol. 163'. 
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meiirenB Bfidada^ g^xsxMl wesitm scilk. ^ sf oA A»dk Muk mal 
Eaaser Marrmflmn? XicUanmofs lieaääie: Ucta ^fgimiA BDc^auk un 
ihrer fr&hsca «Bfl k^adÜBOk ytrSeasst wilkm vm Bfhrifffifhe •der 

leisten ir€»Ihc& ^ u 

Um üesäbt Zoel iäehea &• rvei Si£&äe im Laaifimse cimge 
Beraünnig«! imd ätsun ämi BeacUsss. tüh dese» AiafDiniiig sie 
'äd eine grossere WjrksLg erwmritbetz äf ir€tDi«B aoe »izsffikiikke 
BiUsdnift asfiul«xLa cnd igm HjBsa «cüiis: ^ » gnsaer AxzaU als 
mzT mrtdxk* tbefrekbesL 

In äksa- Seinift fiknea sie oes Lisgoi imd BnäB iKck cnmial 
alliK asL VIS TBT BesTtxisns äres Ai»gifi>fa< ^jeaea ^eJUle: Sie socktoi 
sktei Benes. 9c«dcr& inzr äe Bessiäroi^ öer ifaMS ra scmeB kaiscr- 
3Aem Tzsa sevikneo Befigkcsfreöieät izsd Uxtea am ikre .irross- 
irkiC2g«Si* üiachea. wtSL sie cäiimal ai»e aus ihr ^liTa^sies Eidnod 
iz2»d Ld^SflL Sf&das^MXz* aUeai aaoercB PnTflegXB weil vonasUlIteiL 
£§ i*!s foa altes Heii:<aDaMm. äass der Land^ftisi sesneB Urtenliaiieii 
nDf Ga^EOLf ami S|<Kzalfnckdi«B reiäckci«. wcftsgai fiese dann die 
ficfau£» EsifdÜcls ksste^ea. Ke Beingiragfpeibm « gcndeno ein 
Fciik^ wk aBe aftderoL dova Bessixägioig er terests xi^es^ habe. 
ATHBBrdem Ucea sie giaabvtrdigcii Beräht exinhcB. dass er den 
flttadm 5s ScUesäoL MUim und anderen Ona mgcsi^ habe, ae bei 
ans fi^cifvefreibeiteB UeSikeB n lassen. Er mice aldcy. wenn ddKa 
mM im 4eT Generalmtiade. do d(icb dintb cxnen ebenen, anf die zwei 
ätibide aMgrigrihf Sdiein oder abar durch «n kaiaeriich« Wort be- 
üitifen. das nnter der Gexieialkla»d. worin er aDen Sünden die Con- 
iEBaän ihrer Fririkgien zusage, anch ihie Seü^wsfteiheit gemmt 
msA rentanden sein s(41e: dann wollten sie gome die Eibhnld^img 

As ffjftfiiihn Tage (2& Sept"^ begaben sie sich damit in gross«' 
— 250 »Qen es gewesen »in ^) — in die Bmg. Der Kais^ 
war fiber diene Xassend^nonstntion nicht sehr erfreiit Er adiidte 
Tjrhl n iri n ihnen in das Torzinuner nnd li^s Boeendoif, Stran und 



< CM. FoL 164. 
^ CM. FoL 16». 

f Ucr u Ben. ABmcht ISTT Octobnr S^ ,)ltM^ R^chsuth. Oest Re- 
TL FoL 247:^ 



J(irger Eagen: .1. h Mt. köoute ihnen aus gnädigstem Vertrauen. 80 sie 
zu ihren Personen stellten, uuverhalten nit lassen, dass I. k. Mt gedunU, 
das sei nit der rechte Weg, den die KtJLude vor sieb hätten, ileuu von 
solcher Menge der Personell wegen werden I. k. Mt. weder desto mehr 
noch desto weniger thun, so möchte es auch leicht allerlei Missverstaud 
geben, und das entweder aus der Stünde Begehren oder I. Mt. Antwort 
erfolgen. I. k. Mt, Meinung aber wäre gar nit. ihnen den Ständen ihre 
Concession in Keligioussachen zu cassieren oder aufzuheben, sondern sie 
dabei vielmehr hamlzuhaben, allein dasa es durch gebflrlicbe Weg be- 
schehe und ersucht werde". Sie möcbteu also in diesem Sinne auf ihre 
Ktandesgeaossen einwirken und alle üngelegeubeit verhütou. 

Darauf unterredeten sich die drei Herren miteinander und gaben 
dann dem Kanzler zur Antwort: So gerne sie sich für ihre Person dem 
Kaiser wilUährig erweisen wollten, dürften sie doch als Mitglieder dea 
Landes nichts anderes thun, als sein Vermelden an die Stände bringen, 
hofften aber, dass sieh die Stände, wenn ihnen oder ihrem Ausschüsse 
der Kaiser dieses Anerbieten durch die Käthe vortragen Hesse, beruhigen 
lassen würden. 

Viehäuser gieng nun zum Kaiser und kam nach einer kurzen Weile 
mit der Erklärung zurück: I. Mt. sei mit diesem Vorsehlag einver- 
standen, doch sollte diese Erklärung nicht vor den .gemeinen' Ständen 
sondern vor ihren Deputierten, denen sie seinetwegen noch etliche wenige 
zuordnen könnten. 

Das erboten sich die drei Herren den Ständen zu hinterbringen. 
Rogendorf berief sogleich die Herren und Ritter zu einer Sitzung in das 
Landhaus und gab ihnen die kaiserliche Erklärung bekannt, worauf sie 
nach längeren Debatten beschlossen: »Wann 1. k. Ml. diese Wort, dass 
sie die Assccnration zu cassiereu oder aufzuheben nit gedenken, viel- 
mehr die Stände dabei band zuhaben vermeinen, von den geheimen 
Rätben erholen und den Ständen zusagen lassen, dass man damit auf 
diesmal solle zufrieden sein und dass solches gegen den Deputierten 
beschehe, welchen, aus dem Herrenstand der Herr Landmarscball und 
aus dem Ititterstand Herr Leonhard Enikl zugegeben werden soll-. 

Auf diesen Beschluss hin verfügten sich die sechs Deputierten 
Nachmittags zu Hofe. Viehäuser entschuldigte sich nochmals, dass man 
auf ihr diesen Morgen vorgebrachtes Begehren nicht eingehen konntci 
wenn sie auch noch so zahlreich erschienen wären, „1. k. M. wären 
aber nit gemeint, den Ständen die Concession zu cassieren, zu nehmen 
oder aufzuheben, sondern hätten Befehl gegeben mit den deputierten 
Personen daraus zu reden und sich mit ihnen der Form zu ver- 
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^kHAoL wtmtm wkk L Ift gcgCB Umm im XaoMii der SlOmät fr- 
bfietai lolka*. 

Die Depvtiertoi Terla^ften mm eine Eiilliy g des Ukattt, dias 
to Kaiseis Meimmg nidit dihin gelie. die A mmuiü ptt anfroliebeii, 
md das iknen dieses dnrdi die HenreB geheimea Büke in seinem 
Xamen zogezagt werden sollte. Diese Fofdenmg tragen die Bitte 
dem Kaiser tot, der die Depntatiou hierauf n wkk lad mid ihr dnrch 
TiehlBser seine Entseheidmig mitflieilen liess: «Die K k. MU miser 
aDergttidi^ler Herr, lassen der zwei SUnde Deputierten gnädigst Ter- 
melden, L L Mt Meinung sei nie gewesi nnd noA nie, die Assecoration 
zn cassieren noch anfraheben, sondern die Stfnde dabei za lassen. 
DieweQ aber L L Ht Termeine, dass riel Sadien ffirgraommen 
werden, weldie die Stinde lant der Assecoration nit befngt, so soll 
L L Mi nit zuwider sein, ein Tertraolidies CdJoqniam zn halten^ 
damit jeder Theil wisse« was einer und der ander befugt sei, doch auf 
L L Mi und der Stinde Batification und Bdiebung ^y. 

Die Stinde, denen diese EiUirung notificiert wurde, erUirten 
sieh damit eiuTerstanden und leisteten am 1. October die feieriiehe 
Huldigung^. 

So endete der erste Waffengang zwischen dem Landesfbaten nnd 
den protestantischen Stinden mit einem entsdiiedaien Bfickzug der 
letzteren, indem sie sich mit einer ragen mfindlidien ErUirung zu- 
frieden gaben. Es lisst sich wohl kaum zweifeln, dass äe bei einem 
lingeren und hartniddgerai Widerstand ihre ursprttngHche Forderung 
durchgesetzt hätten, denn Budolf war nicht der Mann dazu, einem 
soldien Stand zu halten. Mochten sie sich immerhin, dem Hofe in 
die Falle gehend, auf eine spätere Zeit rertrGsten: den günstigsten 
Zeitpunkt hatten äe doch rersäumt Mit dem Aufgeben ihrer Position 
aber, gleich bei dem ersten Zusammentreffoi mit dem Kaiser, hatten 
sie ihm das moralische üebergewicht in die Hand g^ben und damit 
ihr ScUdsal bedielt 

Kaiser Budolf hatte ihnen zu rerstehen g^eben, dass er aller- 
dings nicht Torhabe, die Concession aufiEuheben, dass er aber auch 
keine üeberschreitung derselben dulden wolle. Damit hatte er sich die 
Hände frei erhalten; denn bei der geringsten Uebertretung konnte er 



<) „ Knxze schriftliche TerfiMtung, was hierüber mit der k. Mi. der Reli- 
gionsfreiheit halber schliesslich gehandelt worden**. (Cod. FoL 167>. Orig. im Lan- 
desaxch. B. 3. 26.) 

*) Geradeso, nur küner schildert den Hergang der im folgenden Kapitel 
erw&hnte Bericht der Hof kanzlei. 
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erklären: sie hätten sich nicht an die Concession gehalten, darum sei 
auch er nicht an diese gebunden. 

Wenn es nun zu dem angekündigten Colloquium kommen sollte, 
war es ein dringendes Erfordernis, alle die von den Protestanten be- 
gangenen Verletzungen der Concession an der Hand ihres Freibriefes 
festzustellen, um dadurch eine sichere Handhabe zu gewinnen, sie in 
die ihnen gebürenden Schranken zurückzuweisen. 



Bibl, Die Einf&hrung der katholischen (icgem efonnation in Xiederösterrn'ch. 



4. Kapitel. 

Vorbereitnngen des Hofes zum Landtage 1578. Zweite Sendung 

Lindeggs nach Manchen. 

Ueber die Stimmung des Hofes und die dort herrschenden An- 
sichten über das hiesige evangelische Keligionswesen sind wir durch 
einen im Laufe des Jahres 1578 verfassten Bericht der Hofkanzlei 
sehr gut unterrichtet 

Das erste, was man den Protestanten vorwarf, war, dass sie die 
Religions-Concession auch auf des Kaisers ^erbeigenthümliche Städte, 
Märkte und Bürgerschaften, den vierten Landstand*' ausdehnten, welcher 
Stand aber „hiebei nichts zu thun, sondern von L k. Mt geliebsten 
Herrn Vattern in der Concession- Assecuration und aller Handlung 
jederzeit ausdrücklich ausgeschlossen und ihr als Landsfürsten vorbe- 
halten* sei. 

Das entsprach auch vollkommen den Thatsachen. Maximilian IL 
hatte im Landtage des J. 1566 den Abgeordneten des vierten Standes 
verboten, in Religionssachen mit den Herren und Rittern zu gehen, und 
eine darauf erfolgte Beschwerde damit beantwortet, dass er die Städte 
und Märkte als Kammergut erklärte, über das dem Landesfürsten das 
ausschliessliche Verfügungsrecht zustände *). Auch in der Religions- 



') «.Summarischer und grundlicher Begrifi, was durch die B. k. Mt. unseren 
allergn. Herrn in Keligionssachcn I. k. Mt. erbeigenthumbliche Stadt Wien betr. 
in yergangnem Monat Mai und Juni des laufenden 78. Jahrs gehandlet wordenes 
(MOnch. Reichsarch. Oest. Religionsacten VI., Fol. 403 — 456 sammt BeiL A— Q. — 
Wien. Staatfiarcb. (^est. Acten 8.) — K. Rudolf sandte dieses Schriftstück ,,der 
Wahrzeit zur Steuer** an Herz. Albrecht und die Kurfilrsten. (Schreiben an Albrecht, 
1578 Aug. 14, Orig.; Münch. Reichsarch. a. a. 0., Fol. 40(>.) 

») Bibl S. 130. 
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ConcessioE vom 18- August 156B waren sie, vor allem Wien, ,da T.t.Mt, 
dero kais. Qemahel ud«! Kinder Hofhai tuugeu, auch das Zureiseu von 
allen Orten der Christenheit wären", aus!,'enommeu worden'). Diese 
BestiiBinung kam auch trotz aller Bemühungen des geheimen Käthes 
Strein und der Stände in die dariiber ausgestellte Assecuration vom 
14. Jänuer 1571, worin es ausdrücklich heisst, die beiden Stände könnten 
sieh der Augsburgischeu Coul'ession auf und in allen ihren Schlössern, 
Häusern und Gütern, „doch ausser unserer Stadt und Markt", für sich 
selbst, ihr Gesinde ciid ihre Zugehörigen, auf dem Lande aber und bei 
ihren zugehörigen Kirchen zugleich auch für ihre Unterthanen frei ge- 
brauch eu '). 

Durch die vollständige Ausserachtlassuug dieser Bestimmung sei 
nun das Keligiouswesen in Oesterreich seit kurzer Zeit in einen ,gauz 
beschwerlichen und zerrütteten" Stand gerathen, wie man es im ganzen 
Reiche hei keinem HeichsfQ raten, ja nicht einmal bei der geringsten 
Reichsstadt finden oder dulden dürfte. Die ärgsten Uebelstände aber 
herrschten hier in des Kaisers eigener Residenzstadt Wien, wo zuerst 
im Hause des Landmarschalls und dann im Laudhause selbst nicht nur 
ein .sonn- und feiertäglicher, auch wöchentlicher" GottesiUenst för die 
Mitglieder des Herren- und Kitterataudes, ,so sich der Augsburgischeu 
Confesaiitn angeben", und ihre Angehörigen, sondern auch .ein ganz 
Religionseiercitium und sonderbar ein neues Schulwesen in gemein 
für die ganze Stadt und mäunlglich In- und Ausländer" angerichtet 
worden sei. 

Am meisten Änstoss erregte natürlich der erste Landhausprediger 
Josua Opitz, Gegen ihn konnte man übrigens um so leichter auftreten, 
als man wusste, dass ihn auch Jlaiimilian nicht dulden wollte: das 
Decret, das man in der Hofkanzlei vorfand, worin den ständischen Ver- 
ordneten die Aufnahme dieses Predigers, der „eines bösen Lobs, für 
friedhissig und haderig, auch in seiner Lehre sträflich berühmt und 
aller Orten, da er sich vorgehalten, mit schlechtem Willen geschieden", 
susgestellt und die Wahl .besserer und tauglicherer Leute' empfohlen 
ward ^), Hess keinen Zweifel darüber aufkommen. Man warf ihm nichts 
geringeres vor. als dass er ,samt noch andern seinen MitprSdicanten 
und denen, die ihm von anderen Orten täglich zugereiset, sich nichts 
anderen beüissen, als die Bürgerschaft, den gemeinen Mann in und ausser 
der Stadt und die ganze der bischöflichen und anderen Kirchen gehürende 



I) Ebenda S. 12G. 

>) Ebenda S. 169, 161. 

») Prag. 1575 Mfirz 30: Bibl f 
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Seflsorge von seines Genuss wegen zu sich ziehen, und das sonderlich 
mit Vernchtnng der alten katholischeo Religion, Lästerung aller hohen 
und niedern geistlichen und weltlichen Obrigkeit^. 

Selbst den Kaiser und seine Brüder, wie auch den verstorbenen 
Kaiser Maximilian II. und andere christliche Potentaten, habe er nicht 
verschont und jenen auf offener Kanzel mit den „ungläubigen, abgötti- 
schen, heidnischen Kaisem und Königen* verglichen und es so weit ge- 
trieben, dass er, den wiederholten Befehlen desselben und des Erzherzogs 
Ernst zum Trotz, ,för sich und die seinen, berufen und unberufen, 
täglich und stündlich, in allen Bürger- und Handwerkshäusern zu Gassen 
und Strassen die Sacramente administriert, Leichpredigten gethan, die 
Todten conduciert, eine eigene Todtenbar dazu gehalten, alle Hochzeiten 
und Kindstaufeu zu sich auf das Landhaus gezoren und zu Förderung 
des alles — wie I. k. Mt. öfters fürkommen, es sich auch in viel Wegen 
mit dem Werk erzeigt — das arme christliche Volk bei Verlust der 
Seligkeit dahin gewiesen, mit denen katholischen nit Gemeinschaft zu 
haben, keine Kinder mit ihnen aus der Taufe zu heben, wie denn darob 
etliche katholische von ihm uud den seinen gerechtfertigt und von der 
Taure als untauglich abgeschafft, auch etlichen Handwerkspersonen die 
Sacramente so lang verweigert worden, bis sie ihm und seinen Mitge- 
gesellen angelobt, sich bei keinem katholischen gemeinen Gebet oder 
Versammlung, es schaff' die Obrigkeit oder nit, finden, sich in der 
katholischen Kirchen oder Freithof, wie auch täglich beschehen, nit be- 
graben lassen*. Dadurch habe er die Einwohnerschaft Wiens, besonders 
„den gemeinen unverständigen Pöfel*, derart gegen die Katholiken und 
die Obrigkeit aufgehetzt, dass sich hier angesichts des Kaisers eine ganze 
Reihe von Misshandlungen der katholischen Geistlicheit und Schmähungen 
ihrer Religion zugetragen hätte *). 

Neben Opitz erregte auch der Prediger von Hemals Ambrosius 
Ziegler bei Hofe Aergernis, weil er sich „gleichmässigen exercitii in 
allen Häusern der Stadt und dann Hinauslockung der Bürgerschaft wider 
der vorigen und ihrer jetzigen k. Mt. mehrialtigen ernstlichen Verbots** 
unterstanden habe. Zu allem Uebei'flusse bestände noch zwischen ihm 
und Opitz „ein sonderer Eifer und Spaltung von Unterschied wegen der 
Lehre oder vielleicht n ehr des Genusses*, wodurch die Glaubensgenossen 
selbst stark in Mitleidenschaft gezogen würden. Ausser diesen zwei 
genannten hätten sich aber noch andere, „und schier eines jeden Land- 
mannes*, dann unbekannte, von anderen Orten vertriebene Prädicanten 



*) „Verzeichnuss etlicher ärgerlicher und bei ungläubigen, geschweige 
Christen, unerhörter und abscheulicher Händl etc.*' Beil. A; vgl. S. 81, Aum. 1. 
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, häufen weise*- hier eingeschlicheii, die umi die Seelsorge ohne Scheu 
heimlich und öffeutlich ausßbteu. 

Um uun den ^tändeu in keiner Weise Unrecht zu thun, sah sich 
Kaiser Rudolf veranlasst, ditrcb die Hofkaozlei eiugehende Untere uchungeu 
darüber anzustellea, was ihnen .eigentlich" bewilligt worden sei. Da 
war man bald zu Ende, Das vom geweseuen Kanzler Dr. Zasius aus- 
gearbeitete L'oncept der Concession, die Original (i') -Asaecuration vom 
14- Jiuner 1571 imd das von Strein verfasstc Concept des Reverses 
sprachen nur von der Religionsfreiheit auf dem Lande und nahmen die 
landesfürätlichen Städte und Mürkte aus '). Dagegen i'and mau eine 
An/.alil Äcl«ii. aus denen man zur (jeuüge ersah, dass ihnen Kaiser 
Maiiimilian nicht nur keinen Öffentlichen Gottesdienst in der Stadt be- 
willig, sondern auch dass er daran .keinen Gefallen" gehabt hätte. 
So habe er ihnen wiederholt das öffentliche Auflreten ihrer Prädicanten 
in Wien ernstlich verwiesen '}. später die Aufnahme des Opitz scharf 
gerügt "). endlich kurz vor seiner Abreise nach Kegeusburg dem Vice- 
statthalter Oswald von Kitzing, dem Hofkriegsrath Wilhelm von Hof- 
kirchen und Wolf Christof von Enzersdorf ihre Hauspredigteu mQndlicb 
und schriftlich verboten *). Dieses Verbot der öffeDtüchen Seelsorge 
b&^läligten seine beiden Instructionen filr seine Statthalter Ernst und 
Karl*) — der fßr letzteren war allerdings zu entnehmen, dass ihnen das 
Haus des Landmarsch alla für ihre Seelsorge eingeräumt worden war, 
nicht aber das Landbans oder ein fiffeullicher Gottesdienst, zu dem das 
Volk Zutritt habe. Einige gegen die Geyer als Besitzer des Schlosses 
Uemals ausgegangene Decrete ") zeigten, dass Kaiser Masimilian auch 
deu Auslauf der Sladthevölkerung zu evangelischer Predigt wiederholt 
verboten hatte. Endlich fand sich auch die Original-Supplication der 
Stände um Errichtung einer evangelischen Landscbaftsschule vor, aber 
keine Erledigung : man schloss also daraus, dass sie diese Schule eigea- 
niächtig, ,uuernartelen fieacheides, weil sie sich viel mehr Abschlagens 
als Bewilligung versehen", errichtet hätten. 

Wie man sieht, hatte man bei Hofe ein genügendes Beweia- 
material zusammengebracht, um das Öffentliche evangelische Kirchen- 
mid Schulwesen in der Stadt Wien als eine offenkundige Ueberschreitune: 



') S. oben S. 33 




■ 


') 156!» Juli 20, 1570 Jbnner 2&: Bibl f. 1G4. 






•) 1575 Mfljz 30; s. ol^en S. .t6. 




^1 


') K. Mai. IUI Hotkirchen. 15TG Mui -IB: Bibl S. ITi. 




^H 


<) 1575 Juiii 28: tlieiulii S. 176. (Die »n Eruat iät 


nivgeinJs -/. 


finden ■ 


(fewfBeii.1 




^H 


•) 1572 .irimier 13. No%ember'J5, 1576 Mai 30: ebeiid, 


S. 167 fg. 


J 



der Concession aufheben zu köuueu. Aber man zögerte doch, diesen 
Schritt zu thun. Die Stimmung scheint dort recht gedrückt und äugstlich 
gewesen zu sein. Man sah jetzt aus unmittelbarer Nähe die hoch- 
gehenden Wogen der protestantischen Bewegung und ward doch etwas 
stutzig. Wenn es wahr ist, was Eder Herzog Albrecht berichtete: war 
l'Qr den 1. December die Eluberufung eines Landtages projectiert ge- 
wesen, doch ,aua lauter Furcht' wieder unterlassen worden '). Dass 
sich die Laudleute mit der blossen Anerkennung der Coneession nicht 
begnügen, sondern au dem Landhausgottesdienste festhalten würden. 
dass sich dafür auch die Bürgerschaft heftig einsetzen werde, davan 
scheint man bei Hofe keinen Augenblick gezweifelt zu haben. Man be- 
freundete sich bereits mit dem Gedanken eines .gCtlichen' Tracfates 
und war sogar entschlossen, ihnen für den Fall, als der Kaiser ,um 
ihrer Hartnäckigkeit willen zu Verhütung besorgender Weitläufigkeit 
diesfalls etwas thun müaste", entweder vor oder in der Stadt selbst — 
was da vorzuziehen sei, wusste man noch nicht — eine Seelsorge ein- 
zuräumen. 

In dieser schwierigen Lage wandte man sich wieder hilfesuchend 
an Herzog Albrecht und die beiden Erzherzoge und legte ihnen neben 
dieser Frage auch ein umfassendes Prt^ramm zur Begutachtung vor. 

Abermals wurde Lindegg mit dieser geheimen Mission betraut, der 
am 26. December von Wien abreiste ä). 

Es waren sechs Mittel zur Wiederherstellung der katholischen 
Kirche in Vorschlag gebracht worden, die wir grösstentheils schon im 
ersten Gutachten Herzog Albrechts verzeichnet fanden ^). 

Erstens sollte — ganz nach der Auffassung der früheren Kaiser 
Ferdinand I.'), Maximilian II.") und der Curie — mit der Reform der 
katholischen Geistlichkeit selbst, weil diese durch die Vemachlässigimg 
ihres Amtes und ihr ärgerliches Leben zu solchem Abfall Ursache ge- 
geben hätte und noch gäbe, begonnen und zu diesem Zwecke mit Hilfe 
der Ordinarien eine .ernstliche steife Visitation aller Gotteshäuser. Klöster, 
Stiftungen und Ffarreu* und im Anschlüsse daran ihre Reformation 
vorgenommen werden. 

Dem zweiten Uebelstande, dass der grßsate Theil der Hauptleute, 
Burggrafen, Pfleger und Rentmeister in den Kammerherrschaften prote- 
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stantiseh würe. uud demgetnäss auch die iluien unterstehenden Pfarren 
mit Prädicaoten besetzt würden, sollte dadurch abgeholfen werden, dass 
diese Beamten langsam .abgelassen'' und durch Katholiken ersetzt 
würden. Auf diese Weise würde nicht nur der Katholiciamus in den 
kaiserlichen Gfltern erhalten, sondern auch tacite zu verstehen gegeben, 
dass die £athr>liken einen ,mehreru VortI und Zugang" hätten, und so 
würden sich viele, die noch im Zweifel standen und auf den .Ausgang* 
sähen, eines anderen uud besseren besinnen. 

Drittens wäre bei den verpRlndeteu Kammergfltern. in denen sich 
der LandesfQrst die geistliche Lehenschaft vorbehalten habe, Verordnung 
zu thun, dass alle ihr unterstehenden Beneficien und Seelsorgcn allein 
mit recht katholischen Geistlichen durch den Landesfürsten selbst oder 
mit seinem Vonvissen besetzt, und die gegenwärtigen Prädicanten ab- 
geschafft würden. 

Viertens sollte dem fühlbaren Mangel au tüchtigen und gelehrten 
Priestern durch Eri-ichtung eines eigenen Seminars Abhilfe geschaffen 
werden, und der Prälatenstand die Erhaltungskosten auf sich nehmen. 

Fünftens wären die Städte, vor allen Wien, wiederum in einen 
guten Stand zu bringen, und zu diesem Knde die Stadtämter, Kirchen 
und Schulen mit möglichst vielen Katholiken zu besetzen, wobei es zur 
Vermeidung von Unruhen anfitngs genug wäre, zu den Raths- und Stadt- 
ämtern solche zu befördern, die dann zweifelsohne auch die zu ihrer 
Lehenschaft gehörigen Pfarren mit katholischen Geistlichen besetzen 
würden. 

Endlich sollte die Frage der Concession selbst gelöst werden und 
mit Bücksicht darauf, dass die Stände darüber hinausgehend im Land- 
hause ein regelrechtes Kirchen- und Schulwesen eingerichtet hätten, von 
dem sie nicht .ohne befahrende Weitläufigkeit" abzubringen sein worden, 
den Weg der Güte betreten und ein Ausscbuas aus ihrer Mitte zu einer 
Conferenz berufen werden. Dort hätte man sich nun, falls sich die Stände 
mit der einfachen Bestätigung der Concession nicht zufrieden gäben, zu 
einem oder dem anderen der bereits angedeuteten Zugeständnisse zu 
entschliessen '). 

Herzog Albrecbt billigte die ersten fünf vorgeschlagenen Mittel 
TolUcommen. Bezüglich des sechsten Punktes, der Concession, räth er, 
wie in seinem früheren Gutachten, sie vorderhand trotz aller Berechtigung 
dazu nicht aufzuheben, sondern solche Schärfe einstweilen .bis zu besserer 
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ttod mebrer Gelegenheit* einzuatellen und sieb ansschliesalich darauf zv 
beschräiiken, dase das evangelische Religionawesen in den Erhländem 

,ad terminns concessionin' gerichtet werde. 

Weil sich die Coneesaidii nur auf die Äugsburger Confession be- 
ziehi.-. kiJDDt man hier den Hebel ansetzen. Die Landleute, die fast alle 
eincB anderen Glaubens seien, wfirden in dem Momente, da nicht jedem 
.Dach seiner Fantasie und Sinn' die Religion auszuflben gestattet wäre, 
viel lieber zum Katholicismus als zu der Augsburger Confession zu- 
rückkehren, üebrigens enthalte die A. C. viele Ceremonien, welche 
sieh nicht viel von denen der katholischen Religion unterschieden und 
mit der Zeit auch noch abgestossen werden könnten. 

Weiters möge mau, da die Concession die landesfQrstlichen Städte 
und Märkte ausschliesse. in diesen alle evangelischen Prediger und Schul- 
meister absclmtfen und dagegen töchtige katholische Geistliche einsetzen. 
Wenn auch aller Wahrscheinlichkeit nach anfangs niemand die Pre- 
digten besuchen wollte, so wQrde sieh das mit der Zeit schon geben, 
auch könnte man gegen die ungehorsamen erstlich eine Geldstrafe fest- 
setzen und dann, wenn das nichts fruchte, einen oder mehrere der Hauptr 
schOrer mit Landesverweisung bestrafen. Wenn auch vorderhand fast 
gar keine kutholischeü Bürger vorhanden wären, dürfe man doch nicht 
ruhig zusehen, weil sonst das Wesen noch ärger werde. So lange aber 
der evangelische Gottesdienst in Wien und anderen Städten nicht ab- 
geschalTt sei, dürfe man an eine Besserung nicht denken. Wenn die 
Bürger merkteu, dass den ernstlichen Decreten keine Eiecution folge, 
würden sie uoeh unbotroässiger und trotziger werden und schliesslich den 
Gehorsam ganz aufkünden. Es sei also ein schärferes Vorgehen hoch 
vüii Nöthen, und zwar solle mit Wien, wo noch einige katholische Bürger 
vorhanden seien, der Anfang gemacht werden. Sobald einmal diese 
Stadt gewonnen sei, habe man bei den anderen leichtes Spiel. Da in 
der Loneessiöu von dem Landhausgottesdienste keine Rede sei, möge ihn 
der Kaiser getrost abschaffen: seine Unterthanen würden sich, da ihm 
dazu jene sowohl als auch der Religionsfriede volles Recht gäben, wohl 
kaum tbätlich widersetzen und auch schwerlich bei einem fremden Fürsten 
Beistand linden. 

Der vorgescblagene gütliche Weg sei aussichtslos, weil man sich 
hui verstockten Leuten keiner Folge zu versehen hätte, und daher nicht 
zu empfehlen. Vielmehr möge sich der Kaiser rund und kategorisch 
dahin erkl&ren, er kOnue in seinen landesfürstlichen Städten und Märkten 
kein Öffentliches Exercitium einer fremden Religion gestatten und wolle 
lieber alle dai-aus hervorgehenden Oonsequenzen tragen. Ebenso wenig 
sei es rathsam. den Landhausgottesdienst aus der Stadt Wien au 
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anderen Ort in der Nähe zu verlegen, weil daraus nur uoch ärgere 
Skandale folgea würden. Was aber für den Fall, als die Stände davon 
nicht weichen wollt(?u. vorznnehmeu sei, darüber könne er derzeit in 
Ermanglung näherer Details nichts bestimmtes sageui doch könne der 
Kaiser auf seinen und der benachbarten Fürsten Beistand rechnen '). 

In gleichem Sinne, nur noch etwas schroffer, sprach sich Erzherz»^ 
Ferdinand aus: Der rechte und ordentliche Weg wäre, wenn der Kaiser 
als Landesförst stracks die veränderte Religion und eingerissenen Secten 
abthun, ihre Prediger und Äuabreiter abschaffen nnd verfolgen, gegen 
die Uuterthanen. die von der nlten Religion abgefallen wären und sich 
nicht wieder zu ihr hegeben wollten, mit der Ausweisung verfahren würde, 
weil sie ihrem Laudeatörsteu weder Mass noch Ordnung zu geben und 
sich nach ihm zu richten hätten, üugeni habe er der ihm zugekommenen 
Abschrift der Concession die den zwei Ständen gemachte IJewilligung ent- 
nommen, und obwohl seines Erachtens „solche nachteilige Obligatiouea 
in Religion und Gewissenssacheu' die Nachkommen nicht binden 
könnten -- wie ja auch Kaiser Maiimilian die von seinem Vater Kaiser 
Ferdinand mit Consens des Papstes erwirkte Bewilligung der Communion 
unter beiden Gestalten wieder bei Seite gesetzt habe - — , müsse man 
doch ,bei den widerwärtigen und unruhigen Gemüthcm" darauf Rück- 
sicht nehmen. Weil sich aber die Concession nur auf die Augsburger 
Confession und nicht auf andere „verliihrerische iSectun" beziehe, wäre 
der Kaiser, abgesehen davon, daas er nach dem Inhalte dieses Privilegs 
nicht schuldig sei. den Ständen in seinen ihm , zugehörigen Städten 
und Märkten" die Ausübung des evangelischen Gottesdienstes zuzulassen, 
auch gar nicht verhalten, Prädicanten, die nicht der Augsburger Con- 
fession angehörten, im Lande zu dulden. Aus diesem Grunde wäre vor 
allem Opitz als , bezichtigt er, ketzerischer, verführerischer Manu, der zn 
allem üurath, Aufruhr und Widerwillen geneigt", abzuschaffen oder 
sonst wie gegen ihn zu verfahren. 

Was den anzustellenden Versuch der Güte betreffe, miSge er immer- 
hin gemacht werden ; doch sei dabei wohl Acht zu geben, dasw den 
Stünden dadurch nichts eingeräumt und bei den Verhandlungen stets 
der Standpunkt hervorgekehrt werde, man thäte das nur aus , väter- 
licher Sorgtältigkeit und sonderer Wolmeinung ihnen zu Gnaden" und 
wäre nach dem Religionsfrieden durchaus nicht dazu verpflichtet. Er 
für seine Person halte es aber nicht für rathsam, sich mit den Ständen 
in weitläufige Disputationen einzulassen. Bei ihrer bekannten ,Härtigkeit" 
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würden alle gütigen Ermahnungen auf unfruchtbaren Boden fallen und 
höchstens die kaiserliche Hoheit und Reputation schädigen. Zu dem 
vom Kaiser geplanten Zugeständnis könne er schon gar nicht rathen^ 
weil die Stände dadurch nur noch halsstarriger würden. Sollte es dann 
trotzdem so weit kommen, dass man allen seinen väterlichen Ver- 
mahnungen und Geboten trotze, und er „besorgender Gefahr halben* 
nichts dagegen thun könnte, dann habe er wenigstens das seinige gethan 
und sein Gewissen salviert *). 

Bevor man aber bei Hofe etwas gegen die Protestanten unternahmt 
war es auf dem im Frühjahre 1578 abgehaltenen Landtage von Seite 
der Adelsstände zu einer ganzen Reihe von Beschwerden über Be- 
drückung ihrer Religion gekommen. 



>) 1578 Jänner 14 (Ebenda Fol. 270 Cop.). 



5. Kapitel. 

Der Landtag 1578. Erste Schritte des Kaisers zur Anfliebung 
des eyangeliseheu Kirehenwesens in Wien bis zor Einberafnng 

der Adelsstande. 

Am 21. Februar wurde der Landtag in herkömmlicher Weise mit 
der Verlesung der kaiserlichen Proposition eröffnet ^). Der Hof hatte 
ihm nicht ohne Bangen entgegengesehen, und so erklärt sich die lange 
Verzögerung der Einberufung, die schon, wie wir hörten, für den 
1. December des Vorjahres erwartet war*). Dass die protestantischen 
Stände diesen Landtag nicht vorübergehen lassen würden, ohne auf die 
Zusicherung allgemeiner Religionsfreiheit zu dringen, konnte man als 
gewiss annehmen. 

In dem ersten unter der neuen Regierung abgehaltenen Landtage 
(7. Februar bis 8. Juni 1577) hatten die Stände die Religionsfrage ganz 
ausser Spiel gelassen, wozu sie allerdings gar keine directe Veranlassung 
gehabt hätten, und ohne Anstand die kaiserlichen Forderungen, vor allem 
die doppelte Gülte per 138.000 Gulden, bewilligt 3). Auch in diesem 
Landtage griifen sie, obwohl sie mittlerweile allerlei schlimme Anzeichen 
gesehen hatten, ungesäumt zur Berathung und Erledigung der Land- 
tagsvorUgen. Erst gegen Ende desselben, als sie bereits die verlangte 
doppelte Gülte und einige Grenzbefestigungsgelder bewilligt hatten*^), 



*) Landesarch. Landtagshandl. 1578. 

«) S. oben S. 38. 

*) Das geschah schon am 12. März, also bevor sie noch von den ersten 
im Juni publicierten Religionsdecreten Kenntnis haben konnten (Landesarch. Land- 
tagshandl. 1577.) 

*) St&nde an Erzh., 1578 März 20 (Landesarch. Landtagshandl. 1578). 
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fassten sie alle ihnen seit Kaiser Rudolfs Kegierungsantritte wider- 
fahrenen Unbilden in einer umfangreichen Schrift zusammen. 

Die Witwe des Landmanns Hieronymus Stubner, welche als In- 
haberin des Schlosses Dross gleich ihren Vorgängern die Collatur über 
die dortige Pfarre ausübte, gerieth darüber mit der Priorin des Nonnen- 
klosters Imbach in Streit, welcher der niederösteiTcichischen Begierung 
zur Entscheidung vorgelegt worden war. Im August 1577 erschienen 
nun dort, ohne dass die Stubner vorher davon in Kenntnis gesetzt 
worden war, etliche Commissäre, erbrachen in ihrer Abwesenheit den 
Pfarrhot, wiesen den Pfarrer unter Androhung der gewaltmässigen Ent- 
fernung und Verhaftung aus dem Schlosse und setzten einen katho- 
lischen ein ^). 

Ein ähnlicher Fall ereignete sich in Vösendorf, unweit von Wien, 
wo die Witwe Caspar Erlbecks wegen ihrer Patronatsgerechtigkeit mit 
dem Wiener Bischof in einen Process gerathen war. Dieser liess nun 
in der Johannesnacht ihren Prädicanten ^) durch bewaffnete Männer 
im Pfarrhofe verhaften, nach Wien führen, und hielt ihn nun hier im 
Bischofshofe gefangen. Als die Witwe darüber bei dem Kaiser Vor- 
stellungen erhob, erhielt sie den Bescheid, man werde dem Klosterrathe 
Befehl ertheilen, vom Bischof einen Bericht zu verlangen und dann 
darüber zu referieren. 

Sie gab sich aber damit nicht zufrieden und wandte sich an die 
Verordneten, die sich auch bei Hofe beschwerten : Sie müssten sich deshalb 
dieser Sache annehmen, da sie die Witwe eines Landmanns betreffe und 
wegen dieses „ungerechten* Vorgehens des Bischofs die Herren und 
Kitter, „beides der Keligion und Jurisdiction halben*, derart beschwert 
und interessiert seien, dass sie besorgten, es möchte dieser Fall, wenn 
er nicht bald und vor dem nahenden Landtag beigelegt werde, bei äen 
Ständen eine „gemeine Landesbeschwerung* hervorrufen, und der Kaiser 
weiter behelligt werden. Üeber die Pfarre VOsendorf habe stets die 



•) Die Regiening schildert den Vorgang etwas anders: Am 4. Juni be- 
schwerten sich die Gemeinden Dross und Priel bei Erzh. Karl, dass sich Sibilla 
Stubner in Abwesenheit ihres Gatten die Kirchenlehenschaft angeaiasst und die 
Drosser Pfarre annectiert habe. Auf das hin liess Erzh. Ernst den Fall durch 
die n.-ö. Regierung untersuchen, welche damit 4 CommissSre, daininter 2 Prote- 
stanten, betiaute. Diese stellten der Stubner die Klage zu ihrer Verantwortung 
zu : dcch als sie in ihrer Gegenschrift den rechtlichen Nachweis zu erbiingen 
nicht im Stande war, ward ihr mit Regierungsdecret yom 1. März 1577 ihre 
Ungebür verwiesen und ihr „in Gnaden'* eine Recursfrist von 6 Wochtn zuge- 
standen, von der sie aber keinen Gebrauch machte, worauf dann von Seite der 
Regierung ein kath. Pfarrer, Mathen Mayr, präsentiert wurde. 

*) Johann Beheim. Raupach, Presb. Austr. S. 9. 
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dortige Herrachaft die Vogtei und Lehengchaft besessen. Vor etliche» 
Jahren aber habe der bischöHiche Oi'ticial ihretwegen bei der Regierung 
einen Rechtsstreit anhängig gemacht, worüber aber nocb keine Ent- 
scheidung erfloasen sei. Dass sich nun der Bischof .unerörterter li^acben 
pendente lite' selbst zum Richter aufgeworfen habe, könnten sie nicht 
anders als eine «gevraltmässige HandluDg, die den RecbleQ und gemeinen 
I Landesfreiheiten stracks zugegen ist*, nennen. 

Wenn sich die Erlbeek nun weigere, diese Angelegenheit von dem 
[ Kloaterrathe und dem Hofe austragen zu lassen, so habe sie dazu ihre 
I guten Gründe. Denu abgesehen vou der dadurch bedingten Verschleppung, 
1 die dem in schwerer Haft befindlichen Prediger grosse Gefahr an seinem 
I Leben brächte und nur im Interesse des Bischofs gelegen wäre, wilrde 
I durch diesen Vorgang die ordentliche loslanz iu Vogtei- und Lehen- 
I achaflsaacheu, die niederösten-eicbische Regierung, .altem Herkommen 
r mwider' übergangen und der Verdacht erweckt werden, als sollte den 
I Klostertäthen in derlei die Laudieute betreffenden Recbtfstreitigkeiten 
leine .neue- Jurisdiction eingeräumt werden; dieses PräjudiK zu schaffen, 
I habe sie nun berechtigte Bedenken gehabt '). Bevor aber eine Erledigung 
I Ruf diese Eingabe kam, hatte sich der Landtag versammelt. 

Gleich in den ersten Tagen nach der Eröffnung legten die Reli- 
gionsdeputierten ihren Ständen einen Bericht vor, worin sie alle diese 
Beschwerungen und ihre bisherigen Schritte verzeichneten. Weil denn 
diese Sachen, erklärten sie, hoch und wichtig, an denen Gott und seiner 
armen Kirche, sowie den Ständen und ihren Nachkommen zur ewigen 
nnd zeitlichen Woblfahrt merklich hoch und viel gelegen sei, und sie 
ohnehin des .benachbarten grausamen Erbfeinds, auch gottlosen und 
unruhigen Jesuiten halben" Strafe und Gefahr genug auf dem Halse 
hätten Hud doch vor Gott schuldig seien, an seinem Worte fest zu 
halten, in Lieb und Treue christlich zusammenzustehen, einer des andern 
in der Noth sich ernstlich anzunehmen, den .bedrängten und verdrückten 
Gliedmassen und Glaubensgenossen" brüderlich zu helfen und zu ratheu, 
die Herren Stände sich auch des alten Sprüchworts zu erinnern wQs^ten: 
.tanc tua res agitur, paries cum proiimus ardet (dein eigen Heil be- 
treffen thut, wenns brennt ins Nacfbani Gut)" : mögen sie vor allen 
I Dingen auf christliche Mittel und Wege bedacht sein, um bei ihrer 
«einmal gewilliglen und assecurierten" christlichen Religion ungeirrt und 
|*U)iTertblgt zu bleiben % 

I) 1678 Jflnner 31 (Cod. Fol. IfiS'), 
Depo tienen-Beri cht, 1578 Februar 22; übergeben de.i 27. Febr. (Landes- 
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Bevor es aber uoeh zu einem Bescliluss kam. erfolgten schon neue 
BedräBgnif se , die ilieäuial die Siäiide weit unaugeiiehmer berühren 
mnsstcu. Ein Laüdmanu Namens Georg Jakob Haiuer war eiues Malefiz- 
verbrechens wegen i^um Tode verurtheilt worden. Er wandte sich nun 
an die .Stände mit der Bitte, ihm bei dem Kaiser einen evangelischen 
Prediger auszuwirken, der ihm zur letzten Tröstung und Begleitung 
zur Richtstätte beigegeben werde, worauf sie diesem durch Ludwig von 
Schönkirchen und Albrecht Eniggl eine diesbezügliche Bittschrift über- 
gaben '). 

Als sich Kaiser Rudolf, wie sie auf anderem Wege erfuhren, darauf 
resolrierte, es solle Kainer, wenn er einen Geistlichen begehrte, ein 
Priester von S. Stefan oder S. Michael zugeordnet werden, intervenierten 
sie durch vier aus ihrer Mitte neuerdiugs bei Kaiser Rudolfe), doch 
vergebens. Am 26. Februar, dem Tage der Hinrichtung, erhielten sie 
durch Kanzler Viebäuser den Bescheid, es habe bei der ersten Resolution 
zu verbleiben '). 

Anfangs März kam den Ständen der Befehl zu, den evangelischen 
Gottesdienst in der Kirche zu Hernais, dem Rittergnte der Brüder Adam 
und Balthasar Geyer, das drei Monate vorher ihrer Steuerruckstände 
wegen von den Ständen im Executionswege übeniommen worden war, 
bis auf weiteres einzustellen und sie versperrt zu halten. Das war für 
die Stände und namentlich für die protestantische Wiener Bevölkerung 
«in schwerer Schlag, weil sie sieh auf diese Weise einen nur eiue halbe 
Stunde von der Stadt entfernten Ort zur Ausübung ihrer SeelBorge er- 
worben und für alle Fälle einen Ersatz für den Landhausgottesdienst 
gewonnen hätten. Der Hof wurste recht gut, dass diese executive Ein- 
antwortung nur ,zu einem Keligionswesen' vorgenommen worden sei, 
und verfügte deshalb unter dem Vorwande, dass das dortige Kirchen- 
lehen ohne Wissen und Consens des Kaisers als Lehensherm verkauft 
worden sei, die Sperre *). 



') 1578 Februar 22 (Cod. Fol. 172'). R.inpacb (Cont. 1. S. 278), der nur 
die Ueberachrift im Index dieses Code» „G. I. Rainera Snpplicieren an I. Mt 
pro Zulaüsung eines PrSdicanteii" gekuiuit hatte, folgerte daraua, dasa er bei 
K Rudolf um die Erliiubnis, ituf seinen üiltern einen eviinge). Prediger balteo 
zu dUrten, lingesucbt habe : 

*) Febr. 25 (Cod. Fol. 173). 

') Ebenda, Fol. 175. 

*) „Summari-VerieichnuB, was seider des durch die R. k. Mt. etc. unieni 
nllergu. Herrn zu Wien abgeBchafften Landbansiachcn Beli^onaexercilii bis auf 
den ersten Tag Mattii dies 79. Jalua altentbalben fDrgelotl'eii and gehandlet 
worden" mit Beil. A— F. (MOnch. Reitbaarch. Oest. Religion«! cten TU. Fo). 4.) 
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Am 20. desselben Monats erhielt Sigmiiud Hartel, der schon vor 

Ingerer Zeit verhaftet worden war, weil er in dem zur Lehenschaft des 

Wiener BiBehola gehörigen Währing bei Wien gopredigt hatte, vom 

Erzherzog Ernst den Bescheid : 1. k. Mt. hätte Ursache, weil er als ein 

ordinierter Priester von der allgemeinen katholischen Kirche abgefallen 

Lud sich zu der .falschen sectisehen Kirche' begeben, ihn als .ab- 

"ODDigen, meineidigen und ketzerischen Munn in mehrere Straf" zu 

Sie wollte ihn aber auf geschehene Förhitte dieser wohlver- 

■■Üeuten Strafe des weiteren GelUngnisses aus Gnaden erlassen mit dem 

P3efeblL', alsbald das Land zu verlassen und sich in den kaiserlieben Erb- 

tendern bei Verlust seines Lebens nicht mehr blicken zu lassen '). 

Alle diese Beschwerden kameu in dieser Schüft zum Ausdruck, 
die Stände dem Krzberzog Ernst — der Kaiser weilte gerade in 
rPressburg — mit der Bitte übergaben, die Witwen Stubner und Erl- 
beck in ihre Rechte einzusetzen, den seit drei Monaten gefangen ge- 
haltenen Pfarrer zu Vösendorf zu enthaften und ihm Schadenersatz zu 
leisten, die Priorin von Imbach wie den Bischof mit ihren Ansprüchen 
anf den Rechtsweg Zii verweisen, die Sperre der Hernalser Kirche wieder 
aufzuheben und das Verordneten-Collegium solange als Besitzer anzu- 

|«rkennen, bis die Klagesache mit Wilhelm Geyer ausgetragen sei. 
I Zum Falle Hainer führten sie an, dass einem vor einigen Jahren 
KOin Tode verurtheilten Juden ein Habbiner beigegeben wurde, und prote- 
Stierteu für die Zukunft gegen derartige Eingriffe in ihre Religions- 
ifreiheit. ,Mit sonderem Entsetzen" aber, erklärten sie, wären sie von 
*dem an Hartel erlassenen Decrete betroffen worden, da er, der gerade 
80 wie sie der Augsburger Cunfession angehöre, tiarin als .ketzerisch 
und sectisch* bezeichnet werde, welche Ausdrücke ebenfalls ihrer Reli- 
gionsfreiheit zuwider seien, überdies bei den evangelischen Reichsständen 
I Blut machen würden. 

Zum Schlüsse stellten sie die Bitte, ihren Widersachern keinen 

Glauben zu schenken und sie hei ihrer Religionsfreiheit zu schützen *). 

Da der Landtag wenige Tage darauf geschlossen werden sollte, 

die zwei Stände ihren Religionsdeputierteu den Auftrag ge- 

[eben. beim Erzherzog, nöthigeu Falls auch heim Kaiser, um Bescheid 

lauf diese Eingabe anzuhalten. Falle er günstig aus, möge es dabei 

^-Ueihen ; im anderen Falle aber aoUteu sie sich mit dem zur Berathung 

■ Dcfensionsorduung in Wien tagenden Ausschuss in Verbindung setzen 

md auch die zum gleichen Zweck hieher kommenden Ausschüsse des 
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Landes ob der Enns heranziehen. Hätten diese ebensolche Beschwerden 
vorzubringen, so sollte eice gemeinsame Petition an Kaiser Rudolf gerichtet 
und nicht eher zu dem Verhandlungsgegenstaud gegriffen werden, aU 
bis sie einen »nach Gelegenheit der Asaecuration' annehmbaren Bescheid 
erlangt hätteu ■). 

Erzherzog Ernst beantwortete ihre Beschwerdeschrift kurz dahin, 
er habe sie dem Kaiser nach Pressburg geschickt, dessen Befehl nun 
laute: Die zwei Stände sollten im gegenwärtigen Landtag ihre Ausschüsse 
erwählen, die hernach bei seiner Rückkunft seine Resolution über das 
Behgionsweseu anhdren sollten "). War das die officielle Ankündigung 
des den Ständen vor der Erbhuldigung in Aussicht gestellten vertrau- 
lichen Tractates, in welchem die sehwebende Religionsfrage zur Lösung 
kommen sollte? Die Stände wählten hierauf den Laudmai-schall Kogeu- 
dorf, Üichard v. Strein und Hartmann v. Liechtenstein aus dem Herreu- 
atande und Wolf Christof v. Enzersdorf, Wolf Christof v, Mämming und 
Hans Stockhorner aus dem ßitterstande und gaben diese Wahlen dem 
Erzherzog bekannt "). 

Am 14. April war der Kaiser aus Pressburg zurückgekehrt'). 
Gleich am nächsten Tage erhielten die Verordneten der zwei Stände die 
Aufforderung, sich kommenden Samstag (19. April) seine Resolution zu 
holen*). Doch Hessen sie diesen sowie die zwei nächsten Termine 
(26, April und 3. Jdai) verstreichen und redeten sich immer wieder auf 
die Abwesenheit einiger Deputierter aus, bis endlich der (3. ilai endgültig 
festgesetzt ward ''■). 

Um K Uhr Morgens des bezeichneten Tages begaben sich die sechs 
Deputierten — für die abwesenden Herren Strein und Liecbtenstaita 



I) Instruction, 1578 U&ri 2i (Cod. Fol. lJ4'). ^ 

•) „Kurzer suammriecher Eitraot, wiis sich zwischen ilei' K. k. M. und den 
zwei Ständen einer ersainen Landachaft des Erzherzogtums Uesterreioh n. d. E. 
der Raligion und Einstellung des piiuzen EierritiunibB halben ru Wieu verloflen" 
(25. Märt bis Ende Juni 1578). — l-nndeaarch. fi. 3. 26. 

") 1578 Mftrz 27 (Ebenda. — Cod. Fol. IW). 

*| FuRg. Rektionen, April 14. 19 und 20 (Wien. Bofbibl. Cod. 8951 Fol. 60. 
67 und iEl). 

'1 April 15 (Lnndeearch. B. 3. -Iß. — Cod. 8314. Fol. 208). 

") Fflr das Folgende verweise i<'h im Allgemeinen uuf die Geaammtdarstel- 
Ituigen über den Verlauf der zwischen dem Hofe und den Ständen von Mai bis Juni 
geführten Veriiandlungrn u. zw. von feite der Stande : der eben erwähnte „Kurze 
BUinmarifli'he Eifract", dann „Abitchrift des Processes 1. Mt. mit den zwei oberen 
Ständen betOgl. di-r Auaübnng der Augsb. Lehre in Wien und den 1. f, Städten" 
(Landtsarcb. B. 3. 26.); von Seite des Hofes: der ebenfalU bereits ungezogene 
|(, oben S. 34) Bericht „Summ ari scher und grundlicher Begriff etc." 
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waren Xiklas Graf SaJm und Veit Albrecht v. Puchheim eing^etreten — 
zn Hofe, wo ihnen der Kaiser in Gegenwart der Erzherzoge Emat nnd 
Maximilian, sowie der geheimen Räthe Johaon v. Trautson, Leonhard 
V. Han-ach, Rudolf v. Ehuen, Dr. Weher nnd des Secretärs unverzagt 
seine Resolution mit einer kurzen Aasprache einhändigte: . Nachdem 
männiglich wissend nnd I, k. Mt bisher im Augeoscbeiii erfahren, was 
sich in I. k. Mt. seibat eigenthnrablichen allhiesigen Sladt Wien für 
Neuerungeo in Predigen, Administration der Saeramente, Condnciemng 
der Verätorheneu und einem neuen Schulwesen zugetragen, welches aber 
1 k. Mt. länger zuzusehen uod zu gestatten nit gemeint, sondern bedacht 
nnd im Werk seien, dieselben Predigen, Administration und Sacramenta, 
Condüct und Schulen allhie alsbald abzustellen und darob zu halten, so 
haben I. k. Mt. ihnen dasselb aus denen Gnaden, damit sie beiden 
Ständen gewogen, hiemit zum Wissen gnädigst anzeigen wollen, und ist 

L k. Mt. gnädigster, getalüger und endlicher Wille >■)'. 

Diese Entscbiiessung musste die Stände wie ein Blitz aus heiterem 
Simmel berühren ; denn In ihr war nichts geringeres als die vollständige 
Schliessung ihres Landhansgottesdienstes und der Schule ausgesprochen, 
da ihnen doch bis jetzt nur die Ausdehnung desselben auf die Bürger- 
schaft verwiesen wurde. Sie werden aber schon vorher Wind bekommen 
haben, wie sie sich überhaupt für die folgende Zeit von den intimsten Vor- 
gängen nnd Absichten der Regierung stets gut unterrichtet zeigten; so 
erklärt sich auch Dr. Eder, der bereits am 27. April, also zehn Tage 
früher, diesen Beschluss Herzog Albrecht mittheilte, die stete Verschleppung 
des Tennines seitens der Stände '). 

Es bt begreiflich, dass die Deputierten die Verantwortung für die 
Annahme eines so schwerwiegenden Befehles nicht auf sich nehmen, 
sondern den nächsten Landtag abwarten wollten; denn hier konnten sie 
durch das bewährte Mittel der Geldverweigerung dem Landesfürsten 
gegenüber ganz anders auftreten. 

Sie erklärten daher, als sie um vier Uhr Nachmittags desselben 
Tages dem Kaiser ihre Antwort Ciberbrachten : Sie hätten allein Befehl, 
die Resolution anzuhören und gar nichts darauf zu schliessen oder zu 
handeln, bäten daher L k. Mt, sie wollte diese ganze Sache bis auf 
(änen Landtag ,zu völliger Zusammenkuuft der Stände" verschieben. 

Tags darauf (7. Mai) um 12 Uhr Mittag überreichten sie ihm eine 
Bittschrift des Inhalts: Er möge doch die Stände, da sie dabei zum 



m 'j Landesarch. B. 3. 26. — Cod. Fol. 187. — Münch. ReichaHrcb. Oeat. Eeli- 

ejcmsacten VI Fol. 299 (dort auch der , Jörhalt".) 

') MOnch. EeichBiirch. Oest. ReligionBacten X. Fol. 272. 
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höchsten interessiert seien, zuvor mit ihrer Nothdorft hören und vor 
einem Landtag gegen sie nichts vornehmen« Sie hofften ihn zu über- 
zeugen, ,dass in diesem Falle nichts wider die Gebür beschehen, auch 
ihnen den Ständen das exercitium religionis so wol in der Stadt Wien 
als ausserhalb bewilligt und zugelassen worden sei^)". 

Zwei Tage später (9. Mai) erhielten sie die Antwort: Des Kaisers 
Besoluüon habe mit der Concession oder mit der ihnen bei der Erb- 
huldigung gemachten Erklärung gar nichts zu schaffen; auch Kaiser 
Maximilian habe sich die Städte, besonders Wien, als Kammergut vor- 
behalten, wozu er als Herr und Landesfurst auch billig befugt sei Da 
er sich nicht versehe, die Stände oder ihre Ausschüsse würden ihm in 
seinem eigenen Kammergute .zuwider der Concession und aller türge- 
loffenen HandluDg" Mass geben oder mit ihm deshalb disputieren wollen, 
lasse er es hiemit bei seiner Entscheidung verbleiben« Doch wolle er 
gestatten, dass die Ausschüsse .ihre Nothdurft wegen der Vertröstung, 
so in der Erbhuldiguug beschehen", innerhalb acht Tagen schriftlich 
vorbrächten *). 

Diese Erklärung nahmen die Deputierten an und baten von der 
darin ausgesprochenen Erlaubnis Gebrauch machen zu dürfen. 

Am Vormittage des nächsten Tages (10. Mai) begaben sich nun 
sämmtliche in Wien anwesenden Landleute — g^en dreissig — in die 
Burg und übergaben dem Kaiser eine von ihnen eigenhändig unter- 
zeichnete Bittschrift, worin sie nochmals um die Verschiebung dieser 
ganzen Angelegenheit auf einen Landtag baten'). 

Gleichsam als Antwort darauf wurde Opitz nebst den anderen zwei 
Landhausprädicanten und dem Schubneister für drei ühr Nachmittags 
durch Secretär Unverzagt und Hoiregistrator Frauenberger vorgeladen *). 
Opitz erklärte trotzig: ,Er könnte sich des Erscheinens oder Nicht- 
erscheinens für sich selbst nicht erklären, sondern wolle solche I. k. Mt 
Erforderung seinen Herren, die ihn bestellt, und denen er diene, refe- 
rieren, die würden sich darüber ohne Zweifel der Gebür erzeigen". 



>) Landesarch. ß. 3. 26. — Cod. Fol. 188. — Mönch. Reichsarch. Fol. 302. 

») Landesarch. B. 3. 26. — Cod. Fol. 189». — Münch. Reidwarch. Fol. 805. 

•) Orig. mit 35 Unterschriften iralLandesarchiv B. 3. 26. — Cop. im Cod. 
Fol. 190»; Münch. Reichsarch. Fol. 307. 

*) Ueber die am 10. Mai mit den Ständen imd ihren Predigern geftUirten 
Verhandlungen handeln neben den früheren Darstellungen ein eigener Bericht 
des Hofes, dem kais. Schreiben an Herz. Albrecht vom 12. Mai 1 578 beigeschlossen 
(Münch. Reichsarch. Fol. 312), und die Relation der Prediger an die Stände 
„Verzeichnis der Handlung etc.*- (Landesarch. B. 3. 26. — Cod. Fol. 196». — 
Abgedr. Notizenblatt d. kais. Akad. VIU. S. 359 fg., 374 fg.) 
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Trotz Ünverzagts VoratelluDgen, Opitz könne sich nicht auf andere be- 
rufen, da er reoLt gut wüsste, daas auch seine Dienstgeher dem Kaiser 
als Herrn und liandesfürstfln Gehorsam schuldig seieu, verharrte er auf 
dieser Antwort. Diu anderen sagten zu. Der Kaiser schickte auf das 
hin um 2 Uhr Nachmittags neuerdings zu ihm und Hess ihn fragen, 
„ob er kommen wolle oder nit, weil er es vormittag in Zweifel ge- 
zogen und sich auf andere gelehnet*. Diesmal erklärte er sich bereit, 
zur bestimmten Stunde zu erscheinen. 

Als es aber 3 Uhr geworden ivar, meldeten sich statt der Prediger 
der Laudmarschall und die Adeligen in , guter* Anzahl ') zur Audienz. 
N^ach ihrer Vorlassung ergriff Rogeudorf das Wort : Sie hätten eiiahren, 
dass ihre Prediger zu Hofe vorgeladen worden seien. Weil auf ihre . 
heute morgens ühergebene Petition noch kein Bescheid erfolgt sei. hätten 
sie gehofft, I, k. Mt. würde mittlerweile gegen diese nichts ungnädiges 
vornehmen, wozu er vielleicht durch die .Widerwärtigen" bewogen 
■worden sei. Opitz sei mit Kaiser Maiimilians Vorwissen aufgenommen 
und ordentlich vociert worden, und sie seien zu seinem Schutze ver- 
bunden, bäten daher um Gottes Willen, mau möge doch gegen sie nicht 
mit solcher , Schärfe" protedieren und ihnen auf ihre Schrift Bescheid 
ertheilen. 

Nach einer Unterbrechung von emer halben Stunde Hess ihnen der 
Kaiser im Beisein des Erzherzogs Ernst durch Dr. Weber antworten i 
Es sei durchaus nicht richtig, dass die Prädicantcn durch jemand 
Widerwärtigen .angetragen" worden seien, er sei eben einmal ent- 
schlossen, ihnen seinen , endlichen' Willen zu eröffnen, dass sie sich des 
.ganzen Ministeriums" in der Stadt enthalten sollten. Wenn sie er- 
schienen und Gehorsam leisteten, dürften sie sich gar keiner Ungnade 
besorgen. Auf ihre heutige Petition werde ihnen fürderlieher Bescheid 
erfolgen. 

Nach einer Pause von einer Viertelstunde replicierte Bogendorf: 
Sie hätten ,mit betrübten Herzen ganz schmerzlich' verstanden und 
keine grössere Ungnade erleiden können, als dass sie solcher Gestalt 
in ihren .erlangten" Religionsfreiheiten und Begnadungen »ungehörter 
Sachen" angegrifi'en würden und ihrer Seelsorge m der Stadt verlustig 



t) Es befanden eich ditruDter: NlkkB Gral' StUm, Sigmund Graf llordegg, 
Christof Kueber und sein Sohn Feldoberst Hans Bueber, Niklas, Sigmund und 
Veit Albrecht v. t'ucliheim, Hofritth Georg Achaz v. Losenstein, Krieggrath TOn 
Königelierg, Tra>iHutenhauptmann Conrad v. Pappenbeiw, Hartschierhauptmann 
Wolf Georg Giliei», Maiimilian und Woli Christof v. MSmming, flelmhard v. 
JOrger, Sigmund und Joachim v. Lnnduu, Wall' Christof v. Eiisersdorf, Harn 
Stockhoruer. 



gehen sollteo. Wfissten oicbt. wie sie dazn kämen, das» man sie Dicht 

anhören nnd ihnen nicht einmal das gewähren wolle, was doch riel ge- 
ringeren Leuten, jConditJonspersonen', ja auch .Uebeltbätern" erlaubt 
sei. Bäten also um Gottes, des jüngsten Gerichtes und ihrer treu- 
herzigen Dienst« willen, die sie und ihre Vorfahren dem Landesfürsten 
jemals geleistet hätten. I. ilt- wolle ihr Religionswesen bis zum nächsten 
Landtag oder wenigstens bis zum Eintreffen der ,albereit besrbriebenea* 
Lsndleute unverändert lassen. Im Falle aber . solch Säufzen und Flehen' 
nicht erhört werden und wider ihre Freiheiten eine beschwerliebe Eie- 
cution erfolgen sollte, mflssten sie wohl I. Mt. Gewalt erdulden, sieb 
aber entschieden dagegen verwahren, dass sie dazu ihre Einwilligung 
gegeben oder irgendwelche Verantwortung auf sich genommen hätten. 
Nach einer neuerlichen kurzen Pause Hess der Kaiser durch 
Dr. Weber die bündige Erklärung abgeben: Er sei nun einmal ent- 
schlossen, wie er ja dazu, weil es sioh um ^ein Eigenthum handle, 
.wohlhefugt' sei, seinen Willen den Prädicanten zu enSffnen, im übrigen 
wolle er durchaus nichts .ihren habenden Privilegien und rechtmässigen 
Freiheiten zuwider' vornehmen, sondern ihre Xothdurft anhören und 
sich auf ihre Schrift baldigst resolvieren. Auf ihre frühere Aeusserung, 
dass sie die abwesenden Landleute bereits nach Wien berufen hätten,, 
scheint der Kaiser gar nicht reagiert zu haben. 

Die Depntierten erboten sich nun, die Frädicanten aUsogleich 
stellen, protestierten aber nochmals gegen die AhsehafFung des Kirch« 
ministeriums und verfügten sich hierauf zu weiterer Berathschlagung 
das Landhaus zurück. 

Gegen vier Uhr erschienen nun die drei Landhausprediger Opitz, 
Tettelbach, Hugo und der Schullehrer Mag. Paul Sesser. Der Kaiser — 
in Gegenwart des Erzherzogs Ernst — lieas durch Dr. Weber Opitz 
zunächst seine ungebürliche Antwort auf seine heutige Vorladung rügen : 
hierauf wurde ihnen allen befohlen, sich von derselben Stunde an aller 
pfarrlichen Hechte nnd des Schulunterrichts in der Stadt Wien bei 
sonstiger «höchster Ungnad und Straf" gänzheh zu enthalten und sich 
sofort stricte zu erklären, ob sie diesem Befehle gehorsam nachkommen 
wollten oder nicht. 

Opitz erwiderte, sie seien von den zwei Ständen ordentlich berufen 
und ihnen auch durch einen Hevers verpflichtet, könnten und dürften 
deshalb ihren göttlichen Beruf und ihr Amt „Gewissens halber* nicht 
verlassen noch aufgeben, sie würden denn zuvor von denselben Ständen, 
die sie berufen hätten, ihrer Pflicht erlassen. Obwohl sie der Kaiser 
selbst drei oder viermal zum Gehorsam ermahnte, verharrten sie trotz- 
dem auf ihrer Erklärung, worauf er sie in das Vorgemach abtreten 
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Dort redeten ihnen die geheimen Bäthe noch dreimal ernstlich zu und 
hielten ihnen die Folgen ihres Ungehorsams vor Augen. Als aber alle 
diese Vorstellungen erfolglos blieben, erhielten sie durch Trautson den 
Bescheid: „I. Mt. hätten sich eines solchen grossen und beharrlichen 
Xrngehorsams nit verschen, wären wohl befugt gegen ihnen gebürlicho 
ernstliche Straf fürzuaehmen. aber aus angehorner Gnad und Güte wollen 
1. Mt. ihnen zugeben, dass sie das hei den Ständen anbringen mögen 
■und die Predig morgen Sonntag wo möglich einstellen oder sich ent- 
zwischen im Predigen UDverweislich halten". Sie mussten aber angeloben, 
eicb auf Verlangen wiederzustellen. 

Die VerhandluDgen mit Opitz und seinen Collegen hatten nahezu 
2Viei Stunden gewährt. Dass man sie trotz ihres „beharrlichen Unge- 
liorsams" ziehen liess, hatte seino eigene Bewandtnis. Man war nämlich, 
"ft'ie die Hofkanzlei selbst berichtet '), bereits entschlossen, sie in der 
Burg zu behalten. Im entscheidenden Momente aber soll jemand zum 
Kaiser getreten sein und ihm zugeraunt haben, es habe sich unten vor 
der Burg viel Volk — gegeu zweihundert Personen — zusammengerottet, 
das auf Opitz wai-te. Pa mau erfuhr, dass die Stände im Landhause 
gleichfalls ihrer Höckkunft harrten, stand Kaiser Rudolf von seinem 
-Torhahen ab«). 

Tags darauf (11, Mai) — es war ein Sonntag — beriethen die 
Stände, ob man den Gottesdienst im Landhause fortsetzen solle oder 
nicht Wären sie klug gewesen, so hätten sie wenigstens jetzt — was 
sie schon längst hätten thuu sollen — Opitz entfernt und durch einen 
auderen Prediger gemässigter Richtung ersetzt, da sie ja sehen mu8st«n, 
dass gegen ihn bei Hofe eine solche Misstimmung herrschte und sich 
der ganze Process hauptsächlich um seine Person drehte. Zum mindesten 
aber hätten sie ihn nicht au diesem Tage predigen lassen sollen, Sie 
thaten aber nichts davon, sondern fassten den Beschluss, den Laudhaua- 
goltesdienst fortzusetzen, und so hielt Opitz trotz der kaiserlichen Ab- 
mahnung ,TOn seiner ausgestandenen Anfechtung zu Verbitterung des 
gemeinen Manns gegen der Obrigkeit und sonderlich den Ivatholischen 
eiue ziemlich hitzige Predigt*, wie der Bericht der Hofkanzlei *) lautete. 

Am gelben Tage reichten übrigens die drei Prediger und der 
Schulmeister — wohl nur pro forma — bei den Ständen ihr Ent- 
das diese gleich darauf dahin beantworteten, jene 
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wären nicht von den derzeit anwesenden Landlenten aUein, sondern vcm 
der Oesammtheit der Herren und Ritter berufen worden, daher sie bis 
zu deren Zusammentritt, wie sie dies auch dem Kaiser angegeben 
hätten, keine Entscheidung treffen könnten^). 

Diese herausfordernde Haltung der Stände und ihrer Prediger hatte 
b^eiflicher Weise eine Verschärfung der Misstimmung gegen sie zur 
Folge, die man aus dem den Deputierten am nächsten Tage (12. Mai) 
eingehändigten Decrete herausfühlt Wiederholt, heisst es darin, habe 
der Kaiser ihnen zu verstehen gegeben, dass seine erste Resolution 
(6. Mai) nicht die Stande oder ihre Concession, sondern nur sein Kammer- 
gut, die Stadt Wien, berühre, über das er allein zu verfQgen habe; 
daher er sich nicht versehen hätte, sie würdea sich derart für ihre 
Prediger einsetzen und ihm in sein Eigenthum greifen, dazu noch die 
Dinge so drehen, als wollte er wider sein bei der Erbhuldigung ge- 
machtes Versprechen ihren Freiheiten und Privilegien mit Gewalt etwas 
entziehen, da er sich doch im Gegentheil mündlich und schriftlich 
wiederholt erboten habe, sie in allem, was sie und ihre Concession 
betreffe, nothdürftiglich zu hören und sich dabei mit Gnaden aller 
Gebür nach zu erzeigen. Da sie aber wider alles Verhoffen damit nicht 
zufrieden gewesen, sondern bei ihrer Meinung geblieben und so abge- 
schieden wären, sich auch ihre erforderten Prädicanten ungeachtet alles 
gnädigen und ernstlichen Zusprechens ganz ungehorsam erzeigt hätten, 
so wäre er zu deren Bestrafung wohl befugt gewesen. Er wolle aber 
die Stände, .damit sie seine Neigung zu Sanftmüthigkeit und Güte nur 
überflüssig spüren", hören, und zwar sollten sie all ihre Nothdurft inner- 
halb acht Tagen, also bis längstens Montag den 19. Mai. übergeben, 
worauf er sich dann «aller Billigkeit nach* also entschliessen werde, 
dass sie sich füglich über kein Unrecht zu beklagen haben dürften^). 

Die Deputierten, die, wie wir bereits hörten, ihre Standesgenossen 
nach Wien beschrieben hatten'), wandten sich nun (13. Mai) an den 
Kaiser mit der Bitte, er möge sich noch bis zum 23. gedulden, für 
welchen Tag die abwesenden Stände einberufen worden wären ^). 



I) Ebenda S. SSO. (Die dort angeführten Unterschriften bedürfen wohl einer 
RichtigsteUnng. Statt ^^Cristoff xon Oberham and marchholts^' wäre Christot 
Ton Oberhaim, Untermarschalch, statt .,OSeorg Ruefitainer* Georg Kneffsteiner, 
statt ^ax. Mänger* Max. Mftmming. statt Helbmh. Georger^* H. Gi^rger (Jdiger) etc. 
XQ setzen.) ~ Landesarch. B. 3. 26. 

*) Orig. im Landesarch. B. 3, 26. ~ 0>p. im Cod. Fol. 201 > ; Mönch. Reich.«- 
arch. VL Fol. 318: VIL Fol. 117. 

») S. oben S. 52. 

«) Landesarch. B. 3. 26. — Cod. Fol. 204. 
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Dieses Ansuchen wurde vom Kaiser abgeschlagen und trug ihnen 
überdies eine Küge ein, weil sie sich das Becht angemasst hätten, ohne 
sein Vorwissen eine Stände- Versammlung einzuberufen^). 

Zwischen Kaiser Budolf, der schon früher nach Linz zur Erb- 
huldigung und von da nach Böhmen zur LandtagseröiTnung aufbrechen 
wollte, daher schon recht ungeduldig geworden war, und den Ständen, die 
alle möglichen Anstrengungen machten, die Entscheidung hinauszu- 
schieben, kam es nun zu einem längeren Schriftenwechsel, bis schliesslich 
der 27. Mai als endgültiger Termin bestimmt wurde 2). 



1) Landesarch. B. 3. 26. — Cod. Fol. 204. 
Landesarch. B. 3. 26. — Cod. Fol. 204 ^ 



6. Kapitel. 

Dritte Sendung nach Mfinehen. Fortsetzung der Verhandlungen 

zwischen dem Hofe und den Ständen. 

Am Hofe hatte wieder einmal eine recht furchtsame Stimmung die 
Oberhand bekommen. Das trotzige Verhalten der Stände und ihrer 
Prediger, dazu die bedrohliche Haltung der Wiener Bürgerschaft hatten 
dort die Besorgnis wachgerufen, die Protestanten wollten den Land- 
hausgottesdienst „mit Hartnäckigkeit und Zusammenhalten hindurch- 
drücken*. Die Kunde von der ohne Vorwissen des Kaisers für den 
23. Mai erfolgten Einberufung aller Mitglieder des Herren- und Kitter- 
standes vermehrte dessen Unruhe. Eder erzählt, Kaiser Kudolf habe 
sogar den Bürgermeister rufen lassen und ihn gefragt, »was in der Stadt 
für ein Geschrei und ob man sich nit einer Aufmhr zu befahren i)". 
Zum dritten Male sandte er nach München, um sich des Herzogs Bath 
in dieser gefahrdrohenden Lage zu erbitten *). 

Albrecht schrieb sofort zurück und ermahnte Kaiser Kudolf, stand- 
haft auszuharren. Vorderhand, meinte er, müsse man, nachdem man 
sich einmal mit den Ständen in Unterhandlungen eingelassen habe, ab- 
warten, was sie zur Begründung ihrer Ansprüche vorbrächten. Jeden- 
falls möge man ihnen in Güte vorhalten, wie die Anstellung der Keligion 
nicht den Unterthanen, sondern dem Landesherrn gebüre, in dessen 
Eigenthum sie ihm nicht Mass und Ordnung vorzuschreiben hätten ; wie 
er femer als katholischer Fürst an seinem eigenen Hoflager angesichts so 
vieler Fürsten und Gesandten, die hier aus- und eingiengen, nicht dulden 



*) Eder an Herz. Albrecht, 1578 Mai 17 (Mtinch. Reichsarch. X. Fol. 289.) 
») K. Rudolf an Herz. Albrecht, 1578 Mai 17. (Ebenda, VI. Fol. 296. Oi'ig.) 



könne, daaa seine Religion verunglimpt und geschmäht werde : wie endlich 
Opitz nicht der Augsburger ConfessioD, souderu der .ManicbäischeD 
Ketzerei" zugethan sei und überdies durch seinen offenkundigen unge- 
horsam die Landesverweisung verdient habe. 

Unter keiner Bedingung aher dürfe der Kaiser diese Widersetz- 
lichkeit ruhig hinnehmen, sondern erforderliehen Falls seinen Willen 
mit Gewalt durchsetzen. Zu diesem Zwecke sollte in iuusbruck oder 
irgeud einem anderen passenden Orte eine Confereuz zwischen einigen 
zuverlässigen Käthen des Kaisera und der befreundeten Nachbarmächte, 
darunter auch Salzburg, abgebalten werdeo. Auch wäre es eine be- 
sondere Nothwendigkeit, in seine Leibgarde, besonders zu ihren Chargen, 
nur solche Leute zu nehmen, auf die er sich im Nothfalle verlassen 
könnte '). 

Zu diesen Üeratbschlagungen scheint es nun nicht gekommen zu 
sein, doch hat gewiss die neuerliche Zusicherung einer bewalfneten 
Intervention des Hauptes der Landsberger Vereinigung am Wieuer Hole 
wesentliche Beruhigung hervorgerufen. Heraog Ällreeht wird es auch sonst 
nicht an Bemühungen haben fehlen lassen, auf diesen in der ange- 
■deuteten Kichtung einzuwirken und ihn zu einem energischen Vorgeben 
zu bestimmen. 
■ Während dieser Zeit setzten die zwei Stünde alle Hebel in Be- 
■iregung, um ihre Mitglieder möglichst zahlreich zu versammeln und 
alle zu ihren Gunsten sprechenden Zeugnisse aufzubringen, wobei es 
freilich einige Noth hatte. Selbstverständlich richtele sich jetzt ihr 
Augenmerk auf jenen Mann, der als Mittelsperson mit dem frOhereu 
Kaiser alle Religionsverhand lungeo im Geheimen geführt hatte: Reichard 
Freiberrn von Strein. Ein eigener Gesandter in der Person des Ritters 
Hans Stoekboruer wurde auf Scbloss Freidegg gesandt, um ihn per- 
sönlich um Rath und Hilfe anzugehen. 

Strein erfuhr jetzt erst die schwere Bedrängnis aeiuer Standes- 

genossen und erklärte sich, auf ein nochmaliges Ersuchen hin, bereit, 

Miit ihuen die Sachlage zu berathen. „Dieweil aber", tDgte er hinzu, 

P^pdie Zulassung des ?redigens in der Stadt Wien und heniacher im 

' Landhause durch weil, die in Gott abgeleibte k. Mt. mdstestheils 

mündlich erfolgt und allein durch mein Person solches mit Euch Herrn 

Landmarschati und denen Gesandten zu Frag und hemacb auch zum 

Theil den anderu Herren Deputierten handien lassen, darumben ich im 

Fall der Koth bei meinem Gewissen und Wahrheit Zeugnis geben 

müsst; also können die Herren selbst vernünftig wol abnehmen, dass 



t 



Älbvecht iin K. Rudolf, 1578 Müi 2t (Ebenda. Fol. 326. Cpt.) 
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es weder fOr beide Stände noch der Sachen selbst zuträglich oder mir 
verantwortlich sein wolle, in Sachen unersucht mündlichen oder schrift* 
.liehen Bericht zu thun, und dass solches alles ohne Verdacht nit sein 
und um so viel weniger gelten würde. Wann ich aber von I. k. Mt. 
darum durch Befehl ersucht Würde, will ich zu Steuerung der Wahrheit 
unter mein Handschrift und Fetschaft alles das berichten, so bei dieser 
Sachen fürgeloffen und ich in meinem Gewissen wol zu verantworten 
weiss* ^). 

Selbst aber kam er nicht. Die Stände liessen diesen Brief, während 
sie ein drittes Mal zu Strein schickten, dem Kaiser mit der Bitte über- 
geben, er möge diesen nach Wien zur Einvernahme berufen *). Der Kaiser 
aber schlug dieses Begehren ab, weil dadurch zu viel Zeit verstreichen 
würde, und gab der Erwartung Ausdruck, sie würden ohne ihn ihre 
Nothdurft zu handeln wissen^). 

Die Stände befanden sich jetzt in einer recht unangenehmen Lage, 
da der für den 27. anberaumte Termin heranrückte, und ihre letzte 
Hoffnung, die Zeugenschafb Streins, durch Kaiser Rudolfs Weigerung 
zunichte geworden war. 

An dem genannten Tage erschienen sie in grosser Anzahl — bei 
hundert*) — in der Burg und überreichten dem Kaiser in Gegenwart 
der Erzherzoge Ernst und Maximilian und der geheimen Käthe eine 
eigenhändig unterfertigte^) Schrift, in der sie zunächst den Beweis zu 
erbringen suchten, dass ihnen das Becht zur Ausübung ihres hiesigen 
Gottesdienstes zustände. Kaiser Maximilian habe ihnen nämlich nach 
der Ertheilung der Keligions-Concession , die ihnen nur den Privat- 
Gottesdienst in ihren Häusern gestattete, zuerst das Haus des Land- 
marschalls und dann im J. 1575, als er in Prag residierte, den Land- 
haussaal selbst eingeräumt, wogegen dann dem kaiserlichen Käthe Oswald 
V. Eitzing und dem Hofkriegsrathe Wilhelm v. Hofkirchen ihre Haus- 
predigten eingestellt wurden. Auch habe ihnen dieser Kaiser nicht nur 
die Aufiiahme zweier Prediger, wie Dr. Jeremias Homberger und Josua 
Opitz, sondern auch die Bestellung eines Superintendenten, »zu dem ein 
Consistorium gehörig", u. zw. des Dr. Martin Chemnitz, der aber die 
Berufung ausgeschlagen hätte, bewilligt 

Nach all dem hätten sie sich nicht die geringste Behinderung ihrer 
Beligionsfreiheit von Seite der neuen Regierung erwartet, zumal 



i) Freidegg 1578 Mai 20 (Landesarch. B. 3. 26. — Cod. Fol. 206'). 

>) Mai 22 (Landesarch. B. 3. 26). 

>) Mai 22. (Ebenda.) 

«) Eder an Hen. Albrecht, 1578 Mai 30 (Münch. Reichsarch. X. Fol. 292). 

*) DreiondTienig aus dem Herrenstande und ebensoviele aus dem Ritterstande. 
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ihnen Kaiser Rudolf zu Linz dii' Zusage gemacht habe, an ihren Frei- 
heiten und Privilegien nichts zu ändern. Auch habe nach dem scharfen 
»laiserlichen Decrete vom ti. Mai 1577 Erzherzog Ernst ihren Predigern, 
tls sie sich ihm gegenüber verantwortet hatten, nichts welter mehr auf- 
erlegt und die gauze Sache auf sich beruhen lassen. Erinnerten überdies 
an die llestätigung all ihrer Freiheiten und an die ihnen vor der Erb- 
buldigung abgegebene Erklärung, ihnen die Religiousfroibeit nicht 
nehmen und mit ihnen darüber ein „vertrauliches CoUoquium- halten 

Isu wollen. 
Wenn der Kaiser die Ansicht geltend mache, Wien sei sein Kammer- 
gut und da könne er machen, was er wolle: wollten und dürften sie 
darüber nicht rechten; sähen aber den Grund nicht ein, weshalb ,um 
solcher I. k. Mt. eigentbüm liehen Zugehöruug jemand anderem Inter- 
essierenden sein beaonderbar dabei habendes Jus und Gerechtigkeit" ent- 
zogen werden sollte. 
Wollte aber der Kaiser wider Willen der Stände und ihrer Unter- 
ttianen eine Religionsveränderung vornehmen, müsse man die örtlichen, von 
anderen Ländern verschiedenen, Verhältnisse in Betracht ziehen. Anderswo 
könne man leicht die der Heligion wegen auswandernden Leute durch 
^^1 indere ersetzen, nicht aber in einem Lande, dem der Erbfeind dermasseu 
^^Kan der Seite sitze, ..dass sich bei so augenscheinlicher Gefahr von 
^^r wideren Orten nit leichtlich solche Personen, die emes Ansehens und 
Vermögens und gemeinem Vaterland nützlich sein machten, da die Ge- 
wissen nit frei sein sollen, bieher begeben würdeu". Dazu wäre auch 
noch zu bedenken, dass hier die ganzen Adeligen .ausser etlich gar 
wenig Personen" und auch ,die meisten von der Bürgerschaft' der 
Angsburger Coufession angehörten. 

Bis jetzt hätten Protestanten und Katholiken in Frieden neben 
einander gelebt, der aber sofort einem allgemeinen Misstrauen Platz 
machen würde, wenn ein Stand dem andern gegenüber unterdrückt 

■werde. Man könne schon heute klar voraussehen, dass für diesen Fall 
Ae Stände keine Lust mehr haben werden, Geld vorschösse zu gewähren, 
und dass gerade jetzt, da zur Befestigung der Grenzen und zum Schutze 
des Vaterlandes dringend Geld erforderlich sei, ein vollständiger wirt- 
schatllicber Kuin eintreten werde. Es sei überdies zu befürchten, eine 
derartige Religionsveränderung werde bei den evangelischen Reichsständen 
böses Blut erzeugen, besonders da ihnen der Kaiser versprochen haben 
solle, keine solche vorzunehmen. 

Bäten daher um Gleichstellung ihrer Religion mit der katholischen 
um die Einräumung des Minoritenklosters sammt der Kirche, 
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ferner um die Erledigung ihrer dem Erzherzog Ernst am 2i 
übergebenen Beschwerden ^). 

'Wenn die zwei Stände in einem Momeüte, da es sich um die Ab* 
Schaffung ihres Landhansgottesdienstes handelte, eine öffentliche Kirche 
in Wien fQr sich erbaten, also etwas, das ihnen sogar von ]Vlaiimiliaii 
bestäudig abgeschlagen wurde: musste dieses Ansuchen den Kaiser fast 
wie ein Hohn berühren, Vielleicht schwebte ihnen der Grundsatz vor, 
lieber mehr zu verlangen, um dann doirh wenigstens etwas zu erhalten. 

Sonst aber enthielt die langathmige Petition ausser der in der 
Folge ständig wiederkehrenden Drohung mit dem finanziellen Zusammen- 
bruche nichts, was auf den Kaiser irgeodeiueu Eindruck macheu konnte; 
von einer Bescheinigung ihrer Ansprüche, wie sie der Kaiser verlangt 
hatte, war keine Rede, 

Was sie über Kaiser Maximilians nachträgliche Concessionen er- 
wähnten, war freilich wahr; aber bewiesen hatten sie es nicht, and der 
Kaiser konnte es glauben und auch nicht. Wiederum hatten sie gegen 
den Entzug der Concession Sturm gelaufen, obwohl doch Kaiser Hudolf 
wiederholt seine» Standpunkt dahin erläutert hatte, dass er nichts gegea 
diese vorzunehmen gedenke, sondern nur gegen ihre unbefugten Er- 
weiterungen, worunter er in erster Linie die Anrichtung eines öffentlichen 
evangeüscheu Heligions- iiiid Schulwesens in der Stadt Wien verstand. 

Er bestritt übrigens auch — worauf die Stände gar nicht näher 
eingegangen waren — die Berechtigung des Privat gottesdienstes in ihren 
Stadthüuaem und bezog sich dabei auf de« 'Wortlaut der C'oncession 
und Ässecuration, sowie auf die Einstellungsbefehle an Hofkirchen und 
Eitziug. Insgeheim wusate man bei Hofe freilich, dass ihnen das Haus 
des LandmarschaUs — ja vielleicht noch mehr — für ihre Seelsorgf 
freigegeben war, aber man gab dies aus guten Gründen nicht zu er- 
kennen und öberliess es den Ständen, diese Bewilligung gehörig zu docu- 
mentieren; das war ihnen jedoch diesmal nicht geglückt. 

In diesem Sinne lautete auch des Kaisers Antwort: Er wisse seht 
wohl, was ihnen sein Vater im J. 15(18 durch die Concession und drei 
Jahre später durch die Ässecuration bewilligte. Obwohl er nun damit 
lieber nichts ku schaffen hätte, habe er sich doch auf ihre Bitten vor 
und unter der ErUhuldigung erboten, ihnen die erlangte Freiheit nicht 
zu nehmen, und liätte nun gedacht, sie würden ihm deswegen zu ,unter- 
thänigsteiu, hohem Dank" — wie sie sich damals ausdrückten — 
bunden sein. Der damals angekündigte Tractat sei durchaus nicht 
das hiesige Religionseiercitium, worüber er allein zu verfügen 



I 

I 

I 
I 



') Cod. Fol. 210. — Münch. Beichaarcli. Yi. Fol. . 
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EUDdejn auf die zuwider der Concpssion eiagerisscnen Neuerungen ge- 
pifinzt gewesen. Er hatte nun erwartet, die Stände würden ibre ,vor- 
Fgeblichen* Privilegien einbringen und glaubwürdig bescbeinigen; das 
T Bei aber bis zur Stunde nicbt geacbehen. Er seibat habe aus der Con- 
I cession, dem Reverse und anderen Documenten gerade das Gegentheil 
(.ersehen. Auch müaaten sie selbst, was die Schule anbelange, zugeben, 
gie erst lange nach .unterstandener Predigt im Landhauae' an 
KXaiser Maximilian um Zulassung derselben suppliciert, aber bisher keine 
astimmende Kesolution zu Tage gefördert hätten. 

Obwohl er also befugt wäre, sich sofort zu reaolvieren, wollte er 
K^h keine Uebereilung begehen und ihnen Gelegenheit geben, binnen 
i Tagen endlich iure Privilegieu vorzuweisen, worauf er sich dann 
wlviereu werde '.) 

Am Tage vor der Zustellung dieses Decretes (i;9. Mai) ereignete 
p(öch bei dem Fronleichnamsfeste ein Fall, der zwar auf den weiteren 
fang dieser Verhandlungen keinen nachweisbaren Einfluss nahm, aber 
doch insofern bemerkenswert ist, als er die grosse Spannung zeigt, die 
damals zwischen den beiden Keligionsparteien in Wien herrschte und bei 
dem geringiiten Anstosse eine Entladung verursachte. 

Die Procession, an der sich der Kaiser mit den Erzherzogen Ernat 
Dnd Maximilian, dem Herzog Ferdinand von Baieru und vielen Bot- 
schaftern betheiligte, war eben vom Kohlmarkte her auf den Graben- 
gekommen, als man vorne plötzlich ein .gräulichea" Geschrei vernahm. 
Unter der an der Spitze des Zuges gehenden Klostergeistlichkeit entstand 
eine fQrchterliche Panique, die sich im Augenblicke auf die rClckwärtigeu 
Heiben fortpflanzte. Fast alles ergriff in wilder Hast die Flucht, so 
dass die Leute .haufeuweise' auf einander fielen ; die Geistlichen ver- 
loren dabei ihre Chormäntel und Sandalen, die deqj Kaiser zunächst 
fcefindlichen Herren aus dem Gefolge zogen vom Leder und suchten ihn 
Z.U schützen, der Thronhimmel fiel zur Erde, kurz alles gieug drunter 
Und drüber: man glaubte, die Protestanten hätten loageschlageu. 

Die Ursache dieser Schreckensscene war ungemein harmlos. Bei 
öem Herannahen des Zuges war nämlich auf dem Graben, wo mehrere 
Älilch- und Victualien-Verkäuferinnen ihren Stand hatten, ein Gedränge 
entstanden, nud dabei wurden einige Milchkannen umgeworfen, worüber 
Jene za schreien und zu laufen atifiengen. Man beruhigte sich auch 
■vriedernm, als man aah, daaa gar nichts los war, und setzte dann den 



') Mai 30, 7 Ulir iforgeai 
VI. Fol. 466.) 




zugeatellt. (Cod. Fol. 222'. — Miinch. Reichsatch. 
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Weg zar Ste&nsldrche fort. Es war also durchaus kein .drohender Yolks- 
auflanf*, wie man allgemein behauptete ^). 

Ton katholischer Seite, wie z. B. T<m Eder') und dem Wiener 
Bischöfe 'j, wurde dieser «iülehkri^*, wie ihn ersterer nannte, nicht 
anders geschildert als von protestantischer, wo man vielleicht ein Inter- 
esse daran gehabt hätte, diesen Vorfall seines bedrohlichen Charakters 
zu entkleiden. 

Die Protestanten ergriffen übrigens geradeso die Flucht, wie die 
angeblich bedrohten Katholiken. Der ganze Fall erinnert ganz genau 
an den grossen Tumult in Prag anlässlich der Beisetzung Kaiser Maxi- 
milians am 20. März des Vorjahres, wobei ebenfalls die Geistlichkeit 
ganz ohne Grund das Weite suchte^). 

Wenn man aber diesen ,, Volksauflauf" gar als unmittelbare Ursache 
der kaiserlichen Endresolution vom 21. Juni ansah, so ist das eine 
kOhne, durch nichts gerechtfertigte Behauptung. Im Gegentheil: Eder 
besorgte nicht mit Unrecht, der Kaiser würde sich dadurch einschüchtern 
lassen und die im besten Zuge befindliche Action gegen die Protestanten 
wieder einstellen. 

Zwei Tage nach diesem Zwischenfalle (1. Juni) verfassten die 
Stände, die von dem mittlenreile eiogetroffenen Strein ordentlich instruiert 
worden waren, ihre Keplik, die sich jetzt endlich einmal eingehend mit 
der Frage ihrer Berechtigung zur Ausübung ihres Wiener ßeligions- 
und Schulwesens beschäftigt. Doch fehlen auch hier gerade die wich- 
tigsten Documente, welche diese begründen sollten. Zunächst suchen 
sie an der Hand der zuerst verfassten Assecuration vom 30. Mai 1570 
den Beweis zu erbringen, dass ihnen durch die zweite und endgiltige 
Fassung vom 14. Jänner 1571 die Religionsfreiheit auch in ihren in 
den Städten und Märkten gelegenen Häusern bewilligt sei. Als sie 
nämlich gegen erstire allerlei Bedenken einzuwenden hatten, weil darin 
IL a. die Städte und Märkte von der Freiheit ausgeschlossen waren, 
Utten aieh ihre Beligionsdeputierten bei Kaiser Maximilian darüber be- 
tdiirert, ^idass beiden Ständen dadurch das exercitium religionis in 
ihren Hlosem, das sie doch bis damalen gehabt, beaummen würde"", 



«) 2L B. Wiedemann II, S. 207. 

^ Ider an Herz. Albrecht, 1578 Mai 30 (Müncb. Reichserch. X. Fol. 292). 

^ Biieh« Job. Kaspar NeupGck an J. Lorichius, 1578 Juli 9 (Wien. Fürst- 
Oomist Arch. Fase. Bischöfe). Ebenso scbildert den Hergang aueb ein 
iiMlMnf Bericht aus Wien vom 31. Mai; Fugg. Relat. (Wien. Hofbibl. 
Wl Fol 477). 
Qnidely, Böhm. Brüder IL S. 228. 
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und Strein ei^ucht, eine Correctur durchzusetzen, so dass an Stelle des 
früheren Wortlautes (»auf und in allen ihren Schlössern, Häusern und 
Gütern, doch ausser unserer Stadt und Markt, für sich und ihre Unter- 
thanen, und bei ihnen zugehörigen Kirchen auf dem Lande etc."^) zu 
setzen wäre: »auf und in allen ihren Geschlossen!, Häusern und Gütern, 
doch ausser unserer Stadt und Markt, ohne [ausser] was ihre eigene 
Häuser sein, darinnen sie für sich selbst, ihr Gesind und Zugehörige, 
auf dem Lande aber auch für ihre ünterthanen sich dieser Confession 
gebrauchen mögen*. 

»Und die weil denn erscheint,* sagten sie weiter, »dass die Correctur 
von wegen der beiden Stände Häuser in Eur ß. k. Mt. Stadt und 
Märkten auf die Meinung, wie es in der Deputierten Namen fürgeschlagen 
worden, in der darauf corrigierten anderen Assecuration erfolgt i), so 
haben Eure B. k. Mt daraus zu schliessen, dass beiden Ständen eben 
dadurch das exercitium religionis in den Häusern, so in Eur K. k. Mt. 
Stadt und Märkten gelegen, eingeräumt, derwegen sie in der ersten 
Assecuration Bedenken getragen und derhalben um diese Correctur 
anhalten lassen. Dann da dieses nit sein soll, so wären beide altema- 
tivae in der letzten Assecuration begriffen (auf dem Lande aber zugleich 
auch etc.) ganz und gar otiosae und vergebens. Sollten sie aber was 
bedeuten, so muss unwiderleglich folgen, dass auf dem Land zugleich 
auch für die ünterthanen und in Eur k. Mt. Städten und Märkten beide 
Stände für sich selbst, ihr Gesind und Zugehörige des exercitii religionis 
befugt seien, darauf sie dann auch solches exercitium in etlichen allhie 
gelegenen Häusern, wie dasselb teils zuvor in üebung gewesen, also 
fort wie obgehört continuiert.* 

Diese Begründung war zwar sehr schlau erdacht, entsprach aber 
keineswegs den Thatsachen. Strein selbst war es, der die Stände damals, 
als er ihnen nach seinen vergeblichen Bemühungen, die Einbeziehung 
ihrej: in den Städten gelegenen Häuser durchzusetzen, die Assecurations- 
Urkunde übersandte, mit diesem Gedanken zu trösten suchte: »Da mens 
Imperatoris in diesem Falle sollte disputiert werden, so könnte man 
leichtlich aus diesen Worten (vgl. S. 7) erzwingen, dass die Zulassung 
in Städten sei für unser Gesind und Zugehörige, dieweil es auf dem 
Land für die ünterthanen mit ausgedrückten Worten specificiert wird, 
wie dann allweg posterior relatio ad priorem sein muss^). Sie machten 
sich also jetzt, wie man sieht, diese Auslegung zu Nutze. Auf emen 



*) Die Correctur geschah aber nicht nach dem Antrage der Deputierten, 
wie der Wortlaut der zweiten Aasecuration zeigt (vgL S. 8). 

») Bibl S. 47. 
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anderen Punkt der kaiserlichen Resolution übergehend, bemerkten sie: 
Die gegen Eitzing und Hofkirchen ausgegangenen Decrete spr&chen nur 
scheinbar gegen die Zulassung ihres Hausgottesdienstes. Man müsse 
hier auf die Beweggründe zurückgreifen : bei den Genannten hätten sich 
nämlich allerlei Unordnungen zugetragen, und das habe Maximilian ver- 
anlasst, zur Erleichterung der Controle den Gottesdienst für die Adeligen 
und «ihre Zugethane insgemein'' zuerst in das Haus des Landmarschalls und 
dann in das Landhaus selbst zu transferieren, doch unter der Bedingung, 
das» dafQr die anderen Hauspredigten unterlassen werden sollten. Für 
die Kichtigkeit dieser Thatsache könnten die beiden Herren selbst sowie 
Strein als «lobendige Zeugen'' dienen. 

Im Decrete an Hofkirchen, dessen Abschrift sie bereits vorgelegt 
h&tten, habe Maximib'an ausdrücklich verlangt, dass er mit dem, was 
die zwei St&ndo «insgemein*' besässen, zufrieden sein möge : damit habe 
er eben das Landhausministerium gemeint. 

Sollte der Kaiser trotzdem noch einige Zweifel hegen, so wären sie 
bereit, seines Vaters «eigene Handschrift und kaiserliche Secret*" im 
Originale vorzulegen. 

Dieser zweite Punkt ihrer Ausführungen, die Bewilligung des Land- 
haussaales« entsprach vollkommen der Wahrheit. Nur hatten sie den 
Sachverhalt absichtlich so dargestellt, als wäre Maximilian durch die 
bei den Hauspredigten vorgefallenen Unzukömmlichkeiten zur Zurück- 
nahme eines ihnen in der Assecuration gewährleisteten Rechtes bewogen 
worden, wofür er ihnen dann gleichsam als Entschädigung ein gemein- 
sames Local angewiesen hätte. Das war aber nicht richtig, vielmehr 
war der starke Andrang der Bürgerschaft in die Häuser der Adeligen 
die Ursache, dass er den dort abgehaltenen Gottesdienst, den er sonst, 
iu aller Stille für sie allein und ihr Gesinde ausgeübt, gewiss still- 
schweigond geduldet hätte, als Ueberschreitung der Concesaion Strein 
gegenüber ausstellte und sistierte. worauf dieser dann um die Einräumung 
des l^andhaussaales angehalten hatte — aber lediglich in dem Sinne einer 
Erweiterung der Ooncession. 

Zum SchlusK» suchten die Stände auch ihr Consistorinm und Sehnl- 
we$eu lu T^htfertigen. indem sie beides als nothwendige Bestandtfaeile 
de$ ev;ingeli5chen Keligionsdienstes — worauf sich ja auch die von 
Kais^T Maximilian genehmigte Kirthenoidnung berufe — hinstellten. 
Wenn sie trv^txdem bei diesem um die Schule angehalten bitten« sei 
dies *aus sondervr Unterthäuigkeit und von mehr^m Glimpfens wegen« 
duiit L L Mt. den> vx den getreuen Ständen und hinwiederum der 
Stände 5u L k. Mt. allerguädig^teii und geborsamst gesetztn Ter- 
m;:en nach rich:^ verhalten bliebe**, jireschehen. Da non die Aeende 
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ausdröcltlich in die Assecuiation einbezogen sei, und Maximilian, wie 
sie bereits in ihrer vorigen Petition anfahrten, in die Bestellung eines 
Superintendenten, und zwar in der Person des Dr. (.'hemnltz, eingewil- 
ligt, ausserdem früher schon, wie man aus den beiden beiliegeudeu ab- 
scbriftlichen Schreiben') zu ersehen habe, in eigener Person Dr. Chyträua 
nach Österreich berufen und ihn hernach beschenkt, endlich ihnen, wie 
ebenfalls aus dem mitfolgenden Decrete^) zu entnehmen sei, die Geneh- 
migung einer Lehrnorm versprochen habe: hofften sie nun, der Kaiser 
werde ebenso wenig wie sein Vater Bedenken dagegen haben. 

Dieser letzte Punkt entbleit auch sehr viel Wahrheit, indem nämlich 
Kaiser Masimiltan thatsächlich zum Hchlnsse der Bildung eines Consi- 
storiums stillschweigend zugestimmt haben dörfte; die Genehmigung 
der Berufung des Chemnitz als Superintendenten war aber doch nur in 
dem Sinne ertheilt worden, dass er hier in Wien, so wie später Opitz, 
die Stelle eines Landschaftspredigers bekleide. 

Diese Schrift wurde Kaiser Rudolf am nächsten Tage (2. Juni) 
übergeben'). Da sie trotz ihrer grQndlieben Ausführungen und mehrerer 
Beilagen gerade in dem wichtigsten Punkte keine urkundlichen Belege 
beibrachte, befriedigte auch sie ihn nicht und fand eine ziemlich scharfe 
Zurückweisung (3. Juni): Neuerdings sehe er sich veranlasst, die Stände 
daran zu erinnern, dass er nichts gegen die Concession vorzunehmen 
bedacht sei. Dass sie diese aber auch auf die landesfdrstlichen Städte und 
Märkte beziehen wollten, finde er nach allem, was bisher in Religiona- 
sachen gehandelt worden sei. „ganz und gar zuwider". Denn erstens 
sehen sie aus dem Wortlaute der Concession vom li^. August 1568, 
dass ihnen die Allerhöchste Concession „bloss und allein in ihren Schlös- 
sern. Häusern und Gebieten auf dem Lande" bewilligt worden sei, aus 
wekhen Worten „Ihrer kaiserlichen Majestät gnädigster Wille und In- 
tention" genflgend zu erkennen sei. Die darauf am 21. August erfolgte 
Antwort der Stände beweise, dass sie nicht nur damit zufrieden waren 
und ..hoch gedankt", sondern dass sie auch nichts weiteres mehr hegehrt 
hatten. Ebenso beziehe sich die drei Jahre später ausgestellte Asse- 
cumtioü bloss auf die ländlichen Schlösser, Häuser und Güter der beiden 
Stände, und wie zuvor in der Concession „von mehrer Sicherheit wegen" 
die Worte ,,auf dem Lande" gemeldet gewesen, so erläutere sie auch 
jetzt diese Worte und melde weiter: ,, ausser unser Stadt und Markt", 

■) Eb Rind juileiifaJlB die zwei kaiserlichca Schreiben vom 23. September ]56S 
gemeint, von ilencn das eine an die Jle möge Johann Albrecht und Ulrich von 
Mecklenburg, das anderu an die Kostochev UnivcTHität gerichtet iät. Bibl S. 139. — 

•) IS71 Jänner 14. Bibl S. 160- 

•) Cod. fol. 229'. 

Bibl, Die IKufühninE der knilallBclira Opgeiitcfotiutiofl m mtittör-Umitb. fi 




„welches ilean so lauter, dass ea nicht viel lauterer seiii liann. wie denn 
die Landleut nicht alle Schlösser, sondern wol etliche nur Häuser haben*. 

Was aber den Zusatz ,auf dem Lande aber und bei ihren zuge- 
hörigen Kirchen, zugleich auch für ihre Unterthanen" betreffe: sei 
damit ausser jedem Zweifel gemeint. ,daäs die zwei Stände si(.'h der 
Allerhöchsten Concession in ihren Schlössern, Häusern und Gütern, doch 
ausserhalb I. Mt. Stadt und Markt, für sich selbst, ihr Gesiud und ihre 
Zugehörige gebrauchen mögen, auf dem Land aber, das ist in ihren 
eigenthflmlichen Märkten. Üörfem und Kirchen, auch für ihre üuter- 
thanen". 

Dass auch König Maiimiliau die Coiicessiou nicht anders aufgefasst 
habe, bezeugten seine vielen, »nicht allein in der Stadt Wien hin und 
wieder, sondern auch zu St, Pölteo^) und anderer Orten*) gethane Äb- 
schalfang der in Häusern angemassten Predigten, welches bis in I. k. Mt. 
gottselig Absterben continuiert' Weiters könne er aus der .Genera- 
lität- {, insgemein') des Decretes au Hofkirchen nicht finden, dass iUm 
oder andern dadurch ^ein mehrers, dann ziivrr' concediert worden sei. 

Die Stände behaupten, es sei noch eine andere Assecuration als 
die vom Jahre l.'jTl augefertigt worden: darüber habe man in der 
Hofkauzlei nichts vorgefunden. Es verhalte sich aber so. dass die As- 
securation schon im Mai 1570 verfasst war. wegen der Abreise des 
Kaisers zu dem Reichstage von Speier aber ungeferligt blieb und erat 
bei seiner Rückkehr gefertigt wurde, wobei mau aber an ihr mit Aus- 
nahme des Datums nichts änderte^). Hätten sie nuu zwischen dieser 
ersten und zweiten Ausfertigung vom Kaiser etwas weiteres hegehrt: 
lasse er dies dahingestellt sein ; dass ihnen aber nichts bewilligt wurde : 
bezeuge die Ässecurationsurkunde vom 14. Jäuner 1571, die noch im 
Originale vorhandeu und ,ohne alle Con'ectur oder Action' verblieben 
sei. Dasselbe beweise der mit deu Ständen verglichene Revers. 

Bezflglieh ihrer Supplik um Genehmigung ihrer Schule haben sie 
sich zu erinnern, dass sie dieses Schulwesen .änderst nicht als mit 
I. Mt. Vorwiasen fQr Handeu zu nehmen entschlossen- und darauf erst 
um die Bewilligung eingeschritten waren, worauf aber keine Erledigung 
erfolgte. Er habe erwartet, sie norden, wo nicht zu seiner Verscho- 
DUBg, 80 doch gemeiuer Vernunft und Billigkeit nach von ihrem Be- 



') Befehl an U. t, Prösiog. „Summarium und Relation an die k. Mt.. was 
YOn Anfang her in der Osten-. Religio asacben bie auf den Martiuni anno 70 ge- 
handelt." (Wien. Staataarfb., Oeat. Acten 7 Orig.) 

') Z. B. in Brück an der Leitlia ; Hopfen. E. Maiimilian H. und der Kgn 
I promisakatboliciiiinua. 189&. S. 402. 

») Das war nicht richtig; vgl. S. 63, 68. 
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gebren gewichen sein oder doch die ,berßhmteu Scheine' «tidlicb eiumal 
Torgelegt habt:u. Da dies aber nicht geschehen, hätte er wohl genügend 
Ursache, sich nicht weiter darum zu kflmtnem; er wolle aber trotzdem 
noch einen Tag zur Vorlage derselben zugeben, worauf er sich dann 
lesolvieren werde'). 

Nachdem sich Kaiser Kndolf, wie sie vielleicht gehofft hatten, mit 
dem blossen Hinweis auf die kaiserlichen L'rkuüdeu nicht begnügt 
latte, blieb ihnen nun nichts anderes Übrig, als mit diesen selbst heraus- 
zurücken. Ober deren Unzulänglichkeit sie sich wohl keinen Äugenblick 
im Zweifel sein konnten. 

Es waren drei von Kaiser Maximilian an Strein gerichtete Origi- 
nalhandachreiben. Das erste lautete: , Lieber Strein, Ihr wollet darob 
Bein, bei dem Landmarfchall, damit er die Sachen des Predigens der- 
maasen anrichte, damit sieb nit was ungleichs zutrag, des dann be- 
BChehen möcht und ich weiss, daas mirs der ehrliche Maun nit gönnen 
würde, denn sieh daraus allerlei zutragen möchte, das auch ihm ich 
viel weniger gönnen wollte, denn Ihr wisst, wie treulich und aufrichtig 
ich's gegen einer ehrsamen Landschaft und in Sonderheit mit dem 
Landmarschall vermi^n. M."-) Daraus folge nun, meinten sie, dasa 
ihnen das Landmarscb all 'sehe Haus zu ihrer Seelsorge eingeräumt 
worden sei. 

Das zweite war auf ihr Einschreiten um Bewilligung einer offenen 
Kirche in Wien erfolgt: , Lieber Strein, Ihr werdet Euch wol wissen 
zu erinnern, was wir gestern mit einander geredt haben. Nun betiiido 
ich in der Wahrheit, dass es jetzt nit allein nit de tempore, sondern 
würde sich gar nit thun lassen, derweil es dann an dem, so wäre das 
beste, dass man es dieser Zeit also verbleiben Hesse, denn Gott weiss, 
dass ich's nit anders als gut und von's besten wegen vermein M.*^). 
Die k. Mt, hätte, bemerkten sie dazu, .gleichwol" Bedenken gehabt, 
aber doch dann die Transferieruug des KelJgionsexercitiums aus dem 
LandmarschaH'schen Hause in das Landhaus bewilligt, die dann noch 
im selben Jahre vollzogen wurde. Den Beweis dafür aber blieben sie 
schuldig. 

Das dritte Schreiben, das im Jahre 1576 gelegentlich ihres neuer- 
lichen Einschreitens um eine offene Kirche erfolgte, war gerade so be- 
ilanglos wie das vorige: .Lieber Strein, Ihr wisst Euch ohne Zweifel 
wol zu erinnern, was wir miteinander geredet haben. Nun sollt Ihr 



') Cod. fol, 229: — Abgedr. Raupacb, Coiit. I.. S. : 
») Bibl S. 169. 
•) Ebenda S. 172. 



mir gewiss glanben. dasa mir nichts liebers wäre, denn daas ich den 
getreuen Ständen in diesem willfaiiren könnte; dieweü ich Eueh aber 
in Vertrauen vermeldet, was mich daran dieser Zeit verhindert und wa> 
auch leiehtlich für Be^chvrärungea daraus entstehen möchten und nichl 
gewissers sein würde, so will ich gänzlich glauben, gemeine Stäudi 
würden mir solches und ihnen selbst nit gönnen und also auf diesmi 
zufrieden sein. Ich will aber den Sachen treulich oachgedenken, 
etwa zu einer besseren und gelegnem Zeit dieser Sacheo möge ab| 
holfen werden und die Stände nach Möglichkeit mögen zufrieden ge- 
halten werden, denn Ihr wisst, wie treulich und gutherzig ich'a gegen 
hemelten Stand jederzeit und noch mein uad je nichts anders such, 
allein damit Fried und Einigkeit erhalten werde, zu dem dass die zwei 
Stände ohne das nunmehr in Heligiousacheu unbe trübt sein und 
ihnen kein Irrung beschieht. so müssen auch solche Sachen also 
wol in der i^till als die Bewilligung der Agenda gehalten und tractiert 
werden. M.* >) 

Aus diesem Documente, meinten sie, könne man wohl entnehmen, 
dass Kaiser Maiimilian ,die gethane Bewilligung des Landhaus, aU( 
das eiercitium reJigionis schon eine Zeit lang in esse gewesen, fOr 
richtig geachtet, dass die getreuen Stände dabei unbetrQbt und ungi 
irret v erb leihen und gelassen werden sollen," 

Im übrigen beschränkten sie sich darauf, unter Yorlage 
Original-Assecuration vom Jahre 1570 und der zweiten in Abschrift die 
Behauptung des Hofes, beide wären ihrem Wortlaute nach ganz gleich, 
zu berichtigen uud ihre in der vorigen Bittschrift vorgebrachten Argu- 
mente zu wiederholen.*) 

Es ist begreiflich, dass auch diese mit den drei Urkunden belef 
Schrift, die sie am (i. Juni überreichten, den kaiserlichen Hof von 
Berechtigung ihrer Ansprüche nicht fiberzeugen konnte, sondern dass 
man dort gerade das herausfand, was man finden wollte, nämlich das 
.contrarium", dass Kaiser Alasimilian denselben Standpunkt vertreten 
habe, wie Kaiser Budolf: .dass es !in der Wahrheit nit de tempore,, 
sich gar nit wolle thun lassen, derhalben besser, das;^ man's bleibe 
lasse, dass 1. k. Mt. daran sondere Verhinderung hätten... item dass 
I. k. ilt. nachgedenken wollen, wie etwa zu einer gelegnem Zeit der 
Sachen mög abgeholfen werden, welches Wort .abhelfen' viel mehr auf 
Abstellung einer Beschwer als auf eine neue Bewilligung des Landbauaeft 
zu verstehen... "s) 
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'I Bibl S. 175. 
»} Cod. fol 232, 
') „Summariachev und (Rundlicher BegvifF etc." 
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Gleich am nächsten Tage (7. Juni) wurde ihDen die bfludige Ant- 
wort eingehändigt: Der Kaiser köuue sich mit ihnen in keinen , weit- 
läufigen Disputaf einlassen, noch auch aun dem bisher Vorgebrachteu 
finden, dasa sie zu dem hiesigen Rellgiouseiercitium irgendwie befugt 
wären, und hätte daher wohl Ursache, seiner ersten (Wohlbefugten' 
Kesolution „nach zusetzen" ; weil sie aber gebeten hätten, die gauze An- 
gelegenheit auf einen Laudtag zu verschieben, so wolle er, damit sie 
seiu gnädiges und väterliches Gemfith spürten, dieses Ansuchen bewil- 
ligen, »doch dasa enigegen und vor allen Dingen hiezwischen das all- 
hieige Laudhausische Keligiouseiercitium allerdings eingestellt und der 
Opitiuü samt seiuen ^litconsorteu allsobald ab und aus dem Land ge- 
schafft werde, denn I, k, M. ihn und die Prädlcauten und Schulmeister 
allhie in deren Eigeutbum nit gedulden könnten. 1. k. M. gedenken 
aber hernach zu der zwei Stände Zusammenkunft die Gehör und Noth- 
durlt dermasscn zu bandeln, dabei sie I. k. Mt. Gnad zu spüren haben 
werden.* Sie hätten sich nun darüber bis zum nächsten Montag (9. Juni) 
zu erklären^).' 

Die zwei Stände waren durch diese plötzliche Wendung sehr un- 
angenehm überrascht. Sie hatten gehofft, man würde ihrer Bitte will- 
fahren, die mit der llesolution vom 6. 5Iai verfügte Sistierung des 
Wiener Landhausgottesdieusfes auf einen Landtag verschieben und wäh- 
rend dieser Zeit nichts gegen sie vornehmen. Statt dessen sollte sie 
nicht nur doch ins Werk gesetzt, sondern auch Opitz und die anderen 
drei aus dem Lande entfernt werden, wovon bis jetzt nie die Rede war. 
Darüber mochten sie sich klar sein, dass das hiesige Kirchen- und 
Schulwesen, einmal aufgehoben, schwerlich wieder zuröckzuerlangen seiu 
würde. Aus diesem Grunde sträubten sie sich energisch, dem Hofe in 
diese Falle zu gehen und sich mit der Vertröstung auf den nächsten 
abzufinden. 



Am 9. Juni verfügten sich ihre Delegierten zu Hofe und bateu in 
sehr entschiedenem Tone um Aufklärung, wie die letzte Resolution zu 
verstehen sei. da sie nicht einsähen, was ihnen die Verschiebung auf 
einen Landtag nützen solle, wenn ihnen inzwischen die Ausübung ihrer 
Seelsorge verwehrt werde. Noch weniger könnten sie eine besondere 
Gnade wahrnehmen, da ja dariu die erste Resolution nicht nur aufrecht- 
erhalten, sondern durch den neu dazugekommeueu Befehl zur Ausschaf- 
fung ihrer Prediger noch verschärft worden sei*). 



m >)Co 



') Cod. Fol. 238'. 
^ Ebenda. Fol. 239>. 
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Dw Antwort dea Kaisers, die ihuen noch am nämlicnen T^e zu- 
kam, lautete kurz: Er sei voUkommeu befugt, iu aeiiieo Kam mergü lern 
über das Reltgiouswesen oach seiaem Belieben zu dispouieren und die 
Abschaffung des dortigen evaogelischen Religionseiercitiums zu verfügen, 
und könne Opitz und seine Collegen ,au3 vielen hochbeweglichen Ut" 
Sachen* nicht länger dulden'). 

Die Stände verfielen jetzt, als sie merkten, dass ihre Prediger nicht' 
mehr zu halten waren, auf eine sehr vernünftige und naheliegende Idee, 
auf die sie schon längst hätten kommen können, nicht erst da es schon 
zu spät war: diese dem Hofe augenscheinlich persönlich verhassten 
Personen durch andere zu ersetzen. Sie erklärten sich also Tags darauf 
(10. Juni) bereit, an Stelle ihrer gegenwärtigen Prediger, da einmal der 
Kaiser an ihnen , durch Angabe ihrer Widerwärtigen" Änstoss nehme, 
andere ^taugliche, christliche, gleichermassen der A. C. zugethane" Prä- 
dicanten zu berufen, doch möge das Kirchenministerium selbst bis auf 
künftigen Landtag unverändert bleiben-). 

Als der Kaiser aber auf dieses Begehreu nicht eingieng*), erklärtes 
sie ihm am nächsten Tage (11. Juni): Sie könnten für sich selbst das 
Ministerium nicht abschaffen und des göttlichen Wortes entratben; bäten 
daher, die ganze Sache noch einmal väterlich zu erwägen und zur Er- 
zielung eines Einverständnisses in eine Conferenz zwischen einigen seiner 
geheimen Räthe und einem aus ihrer Mitte gebildeten Äusschuss zu 
willigen, die sich ,auf I. Mt. und der Stände Ratification* mit der Frage 
zu befassen habe, wie hier bis zum kommenden Landtag der evangeli- 
sche Kirchendienst ausgeübt werden solle*). 

Der Kaiser erklärte sich damit einverstanden, setzte jedoch hioza, 
es habe bei der Abschaffung der drei Prädicanten und der Schule zu 
bleiben, und forderte sie zur Bekanntgabe ihrer Delegierten auf-'). 

Zwei Tage später (13. Juni) zeigten sie ihm die Wahlen an: Land- 
marschall Rogendorf. Reichard v. Strein, Helmhard v. Jörger vom Her- 
renstande, und Hans Rueber, Wolf Christof v. Mämming, Hans Stock- 
horner vom Ritterstande*). 

Vom Hofe wurden die geheimen Räthe Hans von Trauteon, 
Leonhard von Harrach (d. ältere), Georg Teufel, Rudolf Khuen und 



I) Ebemia. Fol. 241. 
»I Ebenda, Fol. 242. 
•l Ebenda, Fol. 243. 
■) Ebenda, Fol. 243 1. 
>) Ebenda, Fol. 24&. 
•) Ebeuda, Fol. 245'. 
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Dr. Weber bestimmt — wie man sieht, keine den protestantischen Stän- 
den ungünstige Zusammensetzung; denn mit alleiniger Ausnahme von 
Ehuen, der aber der jüngste und wohl am wenigsten massgebend war, 
gehörten sie alle der Vermittlungspartei an und standen ihnen persönlich 
sehr nahe^). 

Beide Theile hatten sich ausdrücklich ausbedungen, dass der ganze 
Tractat »unvorgreiflich** und „ohne Präjudiz** sein solle. 



1) Ekler urtheilt in seinem Schreiben an Herzog Albrecht Tom 17. Mai 
1578 (Münch. Reichsarch. X. Fol. 289): ,,Der von Trautson besorgt immerzu, 
der Himmel werde einfallen, der Herr von Harrach liegt beschwerlich am Stein, 
der Herr Knen ist noch jung, und der Teufel ist weder kalt noch warm, zu dem 
fünften (Weber), den ich nit nennen mag, haben unsere Widersacher ihr höchste 
Zuflucht und ist eben der, welcher das Wesen hievor um 30 Pf. verderbt*'. 



7. Kapitel. 
Die Religions-Conferenz. Scheitern derselben. 

Am 14. Juni, zeitlich in der Frühe, versammelten sich die beider- 
aeitigen Delegierten in der „Hofrathsstube- der kaiserlichen Burg'). 
Weber eröffnete die Conferenz damit, dass er auf ihre bisherigen Ver- 
handlungen zurückgriff und dtn Gegenstand ihrer jetzigen Berathung 
klar legte. Aber gleich über dieseu Punkt kam es zwischen ihm und 
dem Landmarschall. dem Woi-tfQbrer der stände, zu einem längeren Wort- 
wechsel. Weber erklärte iiämlicb, der Kaiser hätte erwartet, sie würden i 
gleich seiner ersti'o Resolution (6. Mai) Folge geleistet und sich nicht 
so lange gesträubt haben. Nachdem es nun endlich so weit gekommen 
sei, dass Opitz und seine CoUegen sammt der .Schule abgeschafft werden 
sollten, wäre jetzt nur mehr von dem Uebrigen zu reden: wie das evan- 
gelische Religionswesen in Wien bis zum kommenden Landtage bestellt-. 
werden aolle. 

Kogeudori' erwiderte: Die Rätfae hätten y.u bedenken, wie ganftl 
, unverhofft" dieses erste Decret und diese ganze Action gekommen wäre. 1 
Da es aber nicht , zeitliches", sondern das .ewige", daneben auch ihre | 
Religionsfreiheiten, die sie för das .höchste'- Pririlegium hielten, be^ 
treffe : hätten sie es mit ihrem Gewissen und mit ihren Pflichten gegml 



I) Das folgende nach dem „Verzeichnis de» mUn<]lichen Traotats, na zwiecben 
der K. k. M. . . . dnr.h derselben ^ehdmen Rätb und deneu anweBeiidea Hemi 
Landleufen der xvfder Siande von Herrn und der Ritterschaft in UCBterreiob U. d. E, 
liurch ihre erkieste AuBsthUria in Sachen daa eiercitium religiunis der A. C. in 
der ätiidt Wien betr, im Jiioio de« IS?-^. .lahrs gebalten worden". (Cod. Fol. 2 
bis S71. Die Verbftndlungcn vom IS, Juni angefangeu sind nueb dem gleiebt-J 
Inutead^iL Uanaicripto A*t Dr. Backmeistcr bei Rnupach. Cont. I. Beil. Nr. 
abgedruckt). 



4eD Kaiser nnd ihre MitrerwandteD nicht in Einklai.g bringeD können, 
zu einer,, so präjiidicierlichen Sache" stillzuschweigen. Dass die Ab?L'haf- 
fung ihres Religions- und Schulwesens eine abgemachte Sache sei. be- 
stritt er entschieden : sie hätten sich dazu — wie das die Verhandlungs- 
acten bezeugen könnten — nur unter gewissen Bedingungen erboten ; 
bäten daher nochmals, dasselbe bis zum Landtage unverändert besteben 
zu lassen. Falls ihre Prediger aber etwas I. Mt. zuwider getban hätten, 
begehrten sie davon in Kenntnis gesetzt zu werden. Ihres Wissens hätten 
sich diese in ihrem Amte stets den prophetischen und apostolischen 
Schriften gemäss verhalten. Weil nun der Kaiser bei der Erbbuldigung 
die Bemerkung fallen liess, die zwei Stände wären in Religionssachen 
zu weit gegangen, weshalb ihm ein vertraulicher Tractat nicht zuwider 
sein solle: möchte vielleicht jetzt über diesen Punkt gesprochen werden. 

Weber bemerkte darauf: Sie wollten ihre Entschuldigung dem Kaiser. 
der ihnen in der ganzen Sache nichts als Gnade erzeigte, vorbringen 
und hoffteu auf einen erspriessUcben Ausgang. Die Stände werden sich 
zu erinnern wissen, wie sich der Kaiser iu seinen Decreten nachdrück- 
lich dahin ausgesprochen habe, dass er diese Personen hier in semer eigenen 
Stadt nicht dulden könne und wolle- Die Frage aber, wer an ibre 
Stelle zu setzen sei, gehöre zu dem Puukte, wie es mittlerweile bis zum 
Landtage mit ihrem Kirchen- und Schulwesen gehalteu werden aolle, 
und dieser allein käme jetzt in Betracht. Es wäre für die Stände nicht 
ratfasam, auf ihrem Standjinnkt zu verharren. 

Rogendorf entgegnete : Es fehlte auf ihrer Seite gewiss nicht an 
dem nöthigen guten Willen, eben deswegen könnten sie den Käthen 
nicht verbergen, was für beschwerliche Reden von gegnerischer Seite 
fielen. So habe der Pfarrer von Eeiligenstadt erzählt, mau werde etliche 
Laudieute nach Wiener Neustadt berufen und an ihnen dort ein Exempel 
statuieren. Wenn sie auch für sieb flber/.eugt seien, dass Kaiser Rudolf 
keinen solchen Gedanken gefasst habe, könnte doch derartiges Gerede 
bei anderen Leuten, die ihn nicht näher kennen, leicht Unruhen wach- 
rufeo. Man habe ihnen ferner die Schuld au dem jüngsten Tumulte 
bei der Pronleichnamsprocession gegeben, und etliche , Wällische* hätten 
ungescheut den Rath ertbeilt, man solle ihnen, statt mit ihnen zu dis- 
putieren, die Köpfe abreissen und einige Tage auf den Plätzen liegen 
lassen, und anderes mehr. 

Was den Verhandlungsgegenstand betreffe, hätten sie geglaubt, dass 
an Stelle der abgeschafften Personen alsbald andere bestellt werden 
sollten. Als ihm hier Weher in das Wort fiel und bemerkte, Opitz und 
seine Cousorten möchten endlich ausser Spiel gelassen werden, setzte 
Kogendorf zur Aufklärung hinzu, sie hatten das Erbieten , wegen Ver- 
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änderuQg der Feraonen" nicht so gemeiut, aU sollte ihre Entlassung sofort 
ohne gleichzeitige Neubesetzung der erledigten Stellen geschehen. Man 
möge ihnen daher bei dem Kaiser eine kleine Frist von wenigen Tagen 
tTwirken, damit sie unterdessen einige »taugliche, schiedUche" l'eraonen 
herbeischaffen könnten. Wie sieh diese Prediger in ihrem Amte mittler- 
weile zu verhalten hätten : darüber wollten sie jetzt mit deu Ruthen ver- 
traulich verhandeln. Soviel die Schule anlange, die, wie die Hern 
Räthe selbst einsehen würden, ein nothwendiger Bestandtheil ihrer Kircl 
sei, hätten die anwesenden Landleute noch keine Entscheidung getroffen; 
wenn der Kaiser jedoch wegen der SchOlerzahl oder dergleichen irgend- 
welche Bedenken trage, wollten sie diesen gerne Rechnung tragen. Den 
dritten Punkt : inwiefeme sie die Conceasion überschritten hätten, würden 
sie jetzt nur in dem Sinne zur Sprache bringen, dass ebenfalls nur ein 
für die Zwischenzeit gültiges Abkommen getroffen werden möchte. 
Wollten aber die Herren Räthe dies auf eine spätere Gelegenheit ver- 
schieben, wären sie damit auch einverstanden. V 

Weber bedauerte zunächst die wider die Protestanten gefallenea 
bösartigen Reden, über die er dem Kaiser Bericht erstatten werde, und 
versprach, darüber eingehende Untersuchung zu pflegen. Cehrigens er- 
laubten sich, setzte er hinzu. Opitz und seine CoUegen auch manches, 
„das nit zu Frieden diene und besser vermieden bliebe". Wenu die 
Stände, erklärte er, zum Hauptpunkte übergehend, gemeint hätten, es 
sollte mit der Enthebung ihrer Prediger von ihren Posten gleichzeitig 
eine Neubesetzung derselben stattfinden: hätte sich anderseits der Kaiser 
stricte erklärt, er wolle mit ihnen nur unter der Bedingung, dass die 
Stände in die Abschaffung ihres Keügions- und Schul weseus willigten, 
weiter verhandlea. Es werde den Deputierten gewiss nicht schwer fallen, 
innerhalb der nächsten zwei Tage eine Auswahl zn tretl'en und ihre 
neuen Prediger, die sich mittlerweile gebrauchen lassen wollten, namhaft 
zu machen. Mit dem dritten Punkte vertrösteten sie die Ausschüsse 
auf einen Landtag. 

Die Deputierten der Stände glaubten nach diesen Worten annehmen 
zu dürfen, es handle sich nur mehr um die Person und nicht um die 
Sache selbst Wenn sie in der Zwischenzeit statt der entlassenen 
I*rediger neue anstellen konnten , war ihnen ja dann über die 
schwierigste Klippe glücklich hinweggeholfen. Sie überlegten es sich 
auch nicht lange und erklärten sich im Xamen der Stände mit diesem 
Vorschlage unter der Bedingung einverstanden, dass die anwesenden 
Landleute die Stellen ^alsbald und in coutiueuti'' wieder besetzen könnten, 
und also „res ipsa integra' verbleiben sollte. 
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Weber benahm iboen sofort dieso Illusion, Es handle sich, erkläi'te 

durchaus nicht um die Person allein, sondern auch um das Keli- 

"ponswi^sen überhaupt, wie das ihre bisherigen Verhandlungen ergäben, 

und aber dieses möchten nun dit; Deputierten solche Vorschläge machen, 

dass verhoffeutlich etwas Gutes herausschaue. 

Bogendorf präcisierte nochmals seinen Standpunkt : die Stände hätten 
die ganze Action als eine persönliche, gegen Opitz und seine Collegen 
gerichtete, augeseben: darüber hinauszugehen, hätten sie keine Vollmacht. 

Die Käthe erboten sich hierauf, diese Erklärung dem Kaiser vor- 
lutrageu und es an ihren Bemühungen uicbt fehlen zu lassen, und damit 
endete der erste Verhandlungstag. 

Zwei Tage später {lü. Juni), um 7 Uhr Morgens, wurde die Be- 
rathung fortgesetzt. 8ie nahm einen ungemein schleppenden Verlauf, 
well beide Parteien unverrückbar an ihrem Standpunkte festhielten, die 
ständischen Deputierten überdies oft iiuf längst abgetbane Gegenstände 
zurückgriffen und im entacheideaden Momente die Verantwortung ab- 
lehnten. 

Weber berichtete zunächst über seinen dem Kaiser erstatteten Vor- 
trag and forderte sie nach einer kurzen Darstellung des Sachverhaltes 
auf, ihnen für die provisorische Seelsorge in der Stadt Vorschläge zu 
machen. 

Rogendorf schlug dies aber ab, weil sie erstens keine Vollmacht 
dazu hätten und dann zweitens eine Veränderung ihres gegenwärtigen 
Keligionsesercitiums, das .nach der Lehre S. Pauli zierlich und mit guter 
Ordnung* bestellt wäre, mit ihrem Gewissen nicht vereinbaren könnten. 
Der Kaiser möge selbst Vorschläge macheu. die sie dann gerne anhören 
und nöthigenfalls an die Stände gelangen lassen wollten. Für sich 
gelbst erklärten sie alles thuu zu wollen, was sie ihi'em Gewissen nach 
^w Gott und der Welt verantworten könnten. 

V^ Weber nahm diese Erklärung zur Kenntnis und eröffnete ihnen 
nun den kaiserlichen Willen: Nicht nur die jetzigen ständischen Predi- 
ger sowie ihre Schule und Seelsorge, „sonderlich also offen und im 
Landhaus', könnten hier nicht mehr geduldet werden, sondern es hätten 
sich auch künftighin die Prädicanten der Administration der Sacramente 
,für jedermann insgemein* zu enthalten. Für die in Wien lebenden 
Landleute aber möchte , vielleicht der Sacrament halben ein Nachsehen* 
geschehen. 

Die ständischen Delegierten, die vielleicht noch immer gehofft hatten, 
es werde mit einem Personenwechsel und einigen geringfügigen Ein- 
schränkungen ihres Religious- und Schulwesens sein Bewenden haben, 
leisteten dieser Forderung heftigen Widerstand : Der Landhausgottesdienst 
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sei von ihnen nicht eigenmächtig eingerichtet, sondern ihne: 
Kaiser bewilligt worden, wofür sie auch den Beweis theils durch Ur- 
kuodeu erbracht hätteu. theils noch durch solche Personen, .die rer- 
holfentlicb omni exceptione maiores", erbringen könnten. Zwar habe 
auch Kaiser Maximilian den Zulauf des gemeinen Volkes zu diesem 
gerOgt und abzustellen befohlen, doch seien sie bis an sein Lebensende 
im ungestörten Besitze desselben verblieben. Wenn sie sich auch der- 
zeit der Börgerschaft nicht anders als .per intercessionem" annähmen, 
hielten sie es doch fQr ihre unvermeidliche Ptiicht, den Kaiser auf 
die nothwendigen Folgen, dieser Massregel aufmerksam zu machen: 
der protestantisch gesinnte Tbeil derselben werde entweder auswandern 
oder in ein .ruchloses' Leben geratben. Die Stände aber würden, wie 
sie fürchteten, lieher das Aeusserate dulden wollen, aU sich dieses Rech- 
tes freiwillig begeben: darum möge mau sie in diesem Funkte nicht 
beschweren. 

Weber entgegnete ziemlich schroff: Von der Börgersehaft habe maa 
hier .wenig" zu reden, sie .sei von den Rcligions- Verhandlungen aus- 
drdcklicb ausgeschlossen worden; doch wollten sii' dem Kaiser ihre 
Erklärung vortragen. In der Hauptsache aber fänden sie der Ständo 
Begebreu der kaiserlichen Intention ganz „ei diamctro'- entgegen, riethen 
ihnen daher eindringlieh, davon zu lassen, sonst würden sich die Ver- 
handlungen vollständig daran zerschlagen. Wenn ihnen ohnehin mittler- 
weile die Seelsorge an irgendeinem Orte fflr sie selbst, ihre Familie und 
Gesinde zugestanden würde, sollten sie die Landhauspredigt nicht 
hoch urgieren" und lieber entsprechende Vorschläge thun. 

Rogendorf hielt jedoch sein Begehren aufrecht Sie hätten, meint« 
er, in ..etlichen nicht geringen Punkten" nachgegeben, wie in der Ver- 
änderung ihrer Prediger und Lehrer, der Kesttiction ihres Schulwesens, 
auch in ihrer Haltung der Bürgerschaft gegenüber, der sie sich nicht 
anders als intercessionsweise anzunehmen erklärten; hätten aber nun 
erwartet, man würde sich damit zufrieden geben. Wollten sich auch noch 
erforderlichenfalls in der verlangten Sistierung der gottesdienstlichen Hand- 
lung in Bürgerhäusern willfährig zeigen und darüber Kerathuugen an- 
stellen ; die Abschaffung des Landhausgottesdieustes aber würde, ganz 
abgesehen von „anderer Weitläufigkeit", zur unvermeidlichen Folge haben, 
dass wenige Laudieute hier in kaiserlichen Diensten bleiben oder sich 
künftig in diese begeben würden. Bäten daher nochmals, die Räthe 
mögen dies dem Kaiser ,mit bester Commendatiou* vorbringen. Dil 
erklärten sieb dazu bereit und hoben die Sitzung auf. 

Fßr 4 Uhr Nachmittag wurden die ständischen Delegierten 
in die Burg beschieden, wo ihnen Weber die kaiserliche Entschlie! 
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mittbeilte. Diese lautete wie vorhin: Schliesäung ihrer Landbauskirche 
imd Schule. Die Delegierten sollten sich erklären, ob sie davon «güt- 
lich* za weicbeD gedächten, denn im andern Falle werden alle weiteren 
Verhandlungen .umsonst* sein. 

Weber suchte sie zur Nachgiebigkeit zu bewegen, doch Rogendorf 
erklärte, keine weitere Vollmacht zu besitzen. Zwar wäre das nächat- 
liegende, die kaiserliche Forderung an die anwesenden Stände zurflck- 
zubringen, doch sei gar keine Aussiebt vorhanden, diese dort durchzu- 
bringen. Die Räthe möchten bedenken, was für eine .grosse inconve- 
nientia" auf den Fall hin, dass ihr Keligionswesen auf den Privatgottes- 
dienst beschränkt würde, entstünde, wie sie dann wohl schwerlich »probierte ' 
Prediger erlangen könnten, dagegen nur allerlei Hecten einzureissen 
drohten, ohne dass dadurch der Zulauf des gemeinen Volkes nur im 
geringsten verhütet werde. Gerade dieser habe ja Kaiser Maximilian 
zur Einrichtung des Landhausgottesdienstes und zur Äbschalfung des 
anderen veranlasst. Stellten daher nochmals die Bitte, diese Bedenken 
dem Kaiser mitzutheüeu. 

Allein Weher gieng darauf nicht ein, indem er ihnen zu ver- 
stehen gab, dass sie sich nach dem jetzigen Stande der Dinge nicht 
mehr getrauten, bei dem Kaiser um den Fortbestand der Landbaus- 
seelsorge anzuhalten. Sie sollten die verlangte Erklärung abgeben, worauf 
man dann weiterreden könnte. Doch darauf wollten sich die ständischen 
Delegierten ohne vorhergehende Einwilligung ihrer Standesgenossen nicht 
einlassen, und damit endigte die dritte Sitzung. 

Am nächsten Tage (17. Juni), um zwei Uhr Nachmittag, traten 
die Ausschüsse wieder zusammen. Kogendorf theilte den geheunea 
Käthen den Beseheid der Stände mit: Sie könnten unmöglich in die 
Abschaffung willigen, hätten ohnehin alles getban, was getreuen und 
gehorsamen Unterthaneu gebflre. Die Käthe möchten ihre Bitte noch 
einmal dem Kaiser vortragen und befürworten. 

Weber bemühte sich in einer längeren Rede sie umzustimmen, 
indem er zu bedenken gab, es drehe sich ja die ganze Sache nur um 
den Ort. Wie merkwürdig würde es sich ausnehmeu, wenn sich ihi^ 
Verhandlungen au einem so nebensächlichen Punkte zerschlQgen. Wenn 
sie durchaus auf ihrem Vorhaben beständen, müsaten sie es wohl dem 
Kaiser referieren, aber es könnte für die StSude nur einen schlechten 
Ausgang nehmen, iusoferne dieser einfach nach den Bestimmungen der 
Assecuration vorgehen und hier, in seinem Eigeothume. eine ganz selb- 
ständige Disposition treffen könnte. Er würde nicht nachgeben, darum 
sollten sie es als Unterthaneu. noch dazu in eiuer so unwesentlichen 
Sache, tbun. 
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Doch Bogendorf beharrte unter vielen ßetheuerungen ihrer Unter- 
thanentreae auf ihrer Bitte, und so schloss auch diese vierte Sitzung 
resuitatlos, nachdem sich Weber erboten hatte, alles dem Kaiser «besten 
Fleisses* zu referieren. 

Tags darauf (18. Juni), als man sich wieder zwischen drei und 
vier Uhr Nachmittag versammelt hatte, ertheilte Weber den ständischen 
Vertretern die Antwort: Der Kaiser habe sich «nicht wenig* verwun- 
dert, dass die Stände die ihnen angebotene Gnade so gering geschätzt 
und die verlangte Erklärung verweigert hätten, da man doch Wege 
genug gefunden haben würde, um die Stände und ihre Angehörigen in 
ihren Gewissen nicht zu beschweren. Wohl hätte er genügend Ursache, 
die Yerhandhmgen abzubrechen und sich seiner Befugnis nach zu re- 
sol vieren, doch wolle er «als ein gnädigster und milder Kaiser, und der 
nichts liebers sehe, als mit seinen Unterthanen in gutem, gleichem 
Verstand zu sein und ihnen zu nichts als zu allem Gehorsam Ursach 
zu geben', noch einmal mit ihnen verhandeln, nicht aus Schuldigkeit, 
sondern aus gnädiger Zuneigung. 

Weber hielt ihnen die Folgen ihrer Weigerung vor Augen und 
meinte, sie hätten auch nicht immer das Landhaus innegehabt und 
wären also nicht daran gebunden. Wenn sie stets ihr Gewissen vor- 
schützten: hätten ja andere auch ein solches; und wenn sie vorgäben, 
die Verantwortung nicht übernehmen zu können : würden sie dazu gewiss 
gar keinen Grund haben, weil man sie durchaus nicht in jenem beschwe- 
ren wollte, und überdies nur die Zwischenzeit bis zum Landtage in 
Betracht komme. 

Die geheimen Käthe erreichten jetzt wenigstens so viel, dass sich 
die ständischen Delegierten für sich bereit erklärten, Vorschläge über 
den neuen Ort entgegenzunehmen, worauf sie sich zum Zwecke weiterer 
Informationen zum Kaiser begaben. Als sie wieder zurückkamen, er- 
öffnete ihnen Weber, dass der Kaiser trotz ihrer neuerlichen Weigerung 
die Fortsetzung der Conferenz verfügt habe. 

Sie schlugen nun das derzeitige Landschaftsschulhaus vor, das kein 
«Privatort*, sondern der Stände Eigenthum sei, womit diese nach ihrer 
Meinung allen Grund zur Zufriedenheit haben müssten. Doch sei daran 
die Bedingung geknüpft, dass «aller coucursus von Bürgern oder anderen, 
so den zweien Ständen nicht zugethan, verhütet und dass L Mt. dess- 
wegen genugsam versichert werde*. 

Kogendorf erwiderte : Sie besässen wohl keine Instructionen, könnten 
aber jetzt schon mit Bestimmtheit sagen, dass die Stände auf diese 
Bedingungen nicht eingehen werden. Wollte der Kaiser, dem es zustehe 
und der es kraft seiner landesfürstlichen Hoheit auch besser thun könne, 
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die Abstellung des Zulaufes auf sich uebmeu: würdeu diese kaum etwas 
dagegen einzuweink'O habeo; ftlr sich selbst aber lehnten sie diese Ver- 
autwortung entschieden ah. 

Doch auch Weber wollte sie nicht auf sich nehmen, indem er 
ohne nähere Begründung meinte, sie wflssfen nicht, ,wie es zu rathen'. 
Wie die Sache nun stünde, schloss er drohend, mfissten sie es Gott 
befehlea und hätten ihnen nur noch das eine zu sagen, daas sie Morgen 
acht Chr Früh vor dem Kaiser zu erscheinen und seine Resolution an- 
zuhören hätten. 

Rogendorf rechtfertigte seine Weigenmg: Wenn der Kaiser, dem 
doch ,alle Jurisdiction zuständig", den Zulauf nicht beseitigen könnte, 
wie sollten es die Landleute zuwege bringen, die der Bürgerschaft nichts 
zu befehlen hätten? , Bäten demnach nochmals", bemerkte er ebenfalls 
drohend, .alle Dinge wohl zu bedenken; es sei eine Sache wobl bald 
angefangen, wie es aber gerathen möchte, davon könnte nicht allweg 
schliesslich geredet werden." 

Weber versuchte es wieder mit der Güte nud gab ihnen zu be- 
denken, dass ja der Zulauf des Stadtvolkes den eigentlichen Änstoss zur 
ganzen Action gegeben habe, weil mau eben darin die stete Gefahr 
eines Aufruhrs erblickte. Die Delegierten mögen also aufltittel sinnen, 
nie er ,bono modo' verhütet werden könnte, und dürften dabei auf 
das grösste Entgegenkommen vou Seite des Hofes rechneu. 

Rogendorf erklärte dagegen: Sie möchten das ganz gerne thun, 
hielten es aber für eine müssige Sache, denn nach ihrer Ueherzeugung 
könnten weder sie noch der Kaiser den Zulauf einstellen. Es wäre des- 
halb das beste, wenn dieser beide Confessionen nebeneinander bis zum 
Landtage. ,wo nicht concedendo, doch connivendo* duldete. Doch möchten 
die geheimen Rätbe selbst, lalls sie Mittel wOssteu, ihnen diese eröffnen. 

Weber schlug also jetzt, damit nicht die Rätbe die Schuld träfe, 
„dass es an einem kleinen mangeln soll", vor; Es sollte vom Schul- 
hause, das zwei Thore habe, ein grosses und ein kleines, dieses offen, 
jenes aber gesperrt gehalten, der Hof daselbst mit einer flauer oder 
Planke eingesäumt und dadurch verhütet werden, dass man die Predigt 
auf die Gasse hinaushöre und das Volk dazu laufe: bei der Schule 
dürften bis ungefähr vieru od/. wanzig Personen verbleiben, die als ,mi- 
nistri pro choro' zu ihrem Gottesdienst gebraucht würden; den Unter- 
richt aber für ihre Kinder müssten sich die Landleute anderwärts ver- 
schaffen. 

Dagegen wandten nun die stäudischen Delegierten ein : Das Scbulbaua 
wäre, wie die Käthe selbst bemerkten, gerade sechsmal so klein, als der 
Landhaussaal, weshalb dieser Vorschlag auf keinen Fall die Zustimmung 



der Stände erlangen würde. Man mOge ihnen also diese Mflbe ersparen. 

Auch die gänzliche Abschaffung ihres Unterrichtes würde diesen unge- 
mein hart fallen, und aussenjem dürfteu sie kaum die nSthige Auzahl 
von Chorknaben finden, wenn sie nicht nebenbei studieren liönuten. 

Weber erwiderte: Es wäre zweierlei, ,eiu Ding abschaffen odi 
dam Crsach geben". Wenn man auf der einen 8eite nicht üräache 
gäbe, wQrde auf der anderen Seite der Zulauf umso leichter zu umgehen 
sein. Er wiederholte darauf seinen früheren Vorschlag: Nur unter der 
Bedingung, dass der Zu!a,it ,des meisten Theils"' eingestellt werde, 
würde der Kaiser seine Zustimmung geben. HeüögUch der Hchule wüssl 
sie, dass dieser sie einmal nicht leiden wolle. Trotzdem könnten viel- 
leicht die zum Gottesdienste erforderlichen Knaben nebenbei studieren,' 
aber sonst niemand. Doch vermöchten sie für ihre Person darüber nicht 
zu entscheiden und müssten es dem Kaiser referieren. 

Die ständischen Delegierten erklärten sich damit einverstanden, 
und die Räthe giengen zum Kaiser. Nach einer kleinen Weile kehrten 
sie wieder zurück und theilteu ihnen die kaiserliche Entscheidung mit, 
die aber, wie sie hervorhoben, noch keiner eigentlichen Kesolution gleich- 
käme: Es hätte also zur Vermeidung des Zulaufes bei den schon er- 
wähnten Punkten zu verbleiben, nur wäre die Zahl der SängerknabetL. 
auf zwölf herabzusetzen, ausser denen niemand zur Schule zugel 
würde. 

Die Käthe sprachen ihnen zu, sie möchten bei ihren Standesgenosaen 
auf die Annahme der vorgeschlagenen Artikel hinwirken, sieb dann ein 
für allemal erklären und sich für deu Fall, als es zu einer Verstän- 
digung käme, zur Abfassung eines schriftlieheu .Notel" unbedingte'' 
Vollmacht geben lassen. 

Am folgendeu Tage (ly. Juni), zwischen 2 und 3 Ühr Nacbmitt 
wurde die Conferenz fortgesetzt. Rogendorf dankte deu Bäthen im Namen 
der Stände für ihre bisherigen Bemühungen und erklärte sich mit der 
Verleguue des Laudhausgottesdienstes in das Schulhaus, wenn es nun 
einmal sein müsse und der Kaiser es auf sich nehme, einverstanden, 
erhob aber gegen die proponierten Artikel mehrere Einwendungen: 

Dass man sich nur der kleineu Thüre bedienen solle, das werde 
,der schwangeren Frauen, item der kleineu Einder halben, von wegen 
des Gedrängs sowol auch in Feuersnot beschwerlich und gefUbrlich' 
sein. Femer wäre der Platz ohnehin schon sehr eng. und würde die 
Einziehung mit einer Mauer ein .fast schimpfliches" Ansehen gewinnen. 
Vor allem aber könnten sie für ihrePersou der verlangten Ausschliessung 
fremder Leute unmöglich zustimmen. Bezüglich der Schule sei ea wohl 
schmerzlich, dass sie ihre Kinder nicht an ihrem Wohnorte 
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P'iiiid studieren lassen sollten. .Wofern dann nun sie, die getreuen Land- 
f leut*. setzten sie hinzu, .bei dieser ihrer Erklärung auf das, dass sie 
i I. k, Mt. hievor in vielen wichtigen Punkten gehorsamst gewichen, kßunten 
I gelassen werden, so möge die l^achp in Gottes Namen zu Beschluss 
I kommen, und begehrten auf solchen Fall das Notl, so man verfassen 
t würde, vor endlicher Entschliessung zu ersehen. Wo aber dies nicht 
I zu erhalten sein solle, wollten sie I. k. Mt. die ganze Sache heim- 
atellou und alles duUiou, leiden und tragen, was Christen zusttlude und 
gebürte'. 

Die ßäthe kamen diesen Wünschen entgegen und erboten sich, dem 
Kaiser folgende Anträge zu stellen: ,1. Die kleine Thür möchte etwas 
i erweitert, das grosse Thor aber soll ausser des Herrn Landmarschalls 
VorwisBen und pro sua discretione nicht geöffnet werden ; 2. die Anzahl 
der Schulperäonen möchte bei 16 bis 20 bleiben, und wäre der Landleut 
Kinder halben die Sache nicht so hoch zu disputieren ; 3. es wollten 
die Herrn Geh. Käthe die Sachen dahin richten, dass die Landleut mit 
Ausführung der Mauer, 4- itetn mit AbschafTung und Ausschliessung 
des zulaufenden Volkes sollen verschont werden*. 

Die Käthe traten hierauf ab und kamen nach kurzer Zeit mit dem 
Bescheid zurück: Der Kaiser wolle 1. die AbschatTung des Landhaus- 
gotfesdienstes auf sich nehmen; 2. gestatte er, dass das ßeligionsexer- 
citium in das Schulhaits transferiert und daselbst ,bis auf kücftigen 
Landtag mit Predigen, Sacramentreichen und was zu dem esercitio ge- 
hörig, für die zwei Stände, ihr Weib, Kind. Gesind und wer nur 
hinein kommen möchte, gehalten werde, doch dass man auf die 
Gassen nichts hören möge' ; 3. die kleine Thür solle um 1 ",^ Schuh 
oder ,wie es die Nothdnrft erforderte", erweitert und 4. dem Land- 
marschall der Schlüssel zum grossen Thore Übergeben werden; 5- die 
kleine Thür sei während des Gottesdienstes durch einen Thorwart ge- 
sperrt zu halten: 6. die Errichtung einer Umfassungsmauer im Hofe 
habe zu entfallen; 7. die Zahl der Chorsänger werde mit 16 festgesetzt 
und 8. wolle der Kaiser die Landleute mit der Abweisung des zu- 
laufenden Volkes verschonen, üeber alles das solle ein Protocoll auf- 
genommen und den Stauden zur Einsicht zugestellt werden. 

Mit dem 1., 2., 6. und 8. Artikel erklärten sich die ständischen 
Delegierten einverstanden. Zum 7. verlangten sie, dass die erforderlichen 
Musikanten nicht eingerechnet würden. Die übrigen Artikel {3 — B) aber 
möge mau ihnen ,in Ansehung der sonderen Ungelegenheit und dass es 
wenig auf sich hab", erlassen. Zum Schlüsse baten sie noch, man 
möge bei Verfassung des ProtocoUes dem Hofaecretär Unverzagt ibren 
Laudschaftssecretär Thalhammer beiordnen. 

Bitil. Die BinmhniLg dtr hiUiuliscbcii i<fgiinrrfcrmitiou in Nled»«iten»cti. S 



Dieaes letzte Begehren fand Weber flherflöBsig: es würde nur ehwr 
den anderen irre machen. Hierauf hob er die Sitzung auf und hiesi 
aie am nächsten Tage um 6 Uhr morgens wiederkommen. Als sich 
die ständischen Delegierten am 2it. Juni zur bezeichneten Stunde in der 
Burg einfanden, wurde ihnen das mittlerweile verfaaste „Notel" sammt 
„etlichen angehängten Additlonalartikeln, davon noch za reden sein solle", 
vorgelegt und verlesen. 

Das erstere, ,.Verfasste Sotel, wie und welcher Gestalt es auf der 
E. k. Mt . . . Nachsehen i) mit dem Keligionseiercitio der zweier 
Stände *) . . . zwischen hie und nächstkünftigen Landtags allhie in Wien 
gehalten werden mag . . . ."') enthielt im engen Anschlüsse an die vor- 
ausgegangenen Unterhandlungen die folgenden vier Punkte: 1. Nachdem 
der Kaiser Opitz und seine .^ itprädieanlen. desgleichen auch das hiesige 
Schulwesen nicht dulden könne, so sollen die zwei Stände diese sowie 
den Schulmeister unverzüglich aus ihren Diensten entlassen, auf dass 
er sie nach seinem GefaUen abschaffen möge; 2, wolle er dafür beiden 
Ständen zu Gnaden ..nachsehen-, dass sie „berührtes Keligions- 
exercitium'' aus dem Landhaus in das neue Schulhaus verlegten und 
daselbst in der Weise anstellten, dass es sich nur auf beide Stände und 
ihre Zu- und Angehörigen erstrecke, wogegen sie sich des vierten 
Standes nicht anzunehmen hätten ; und obwohl er die beiden Stände 
mit der Forderung, „des gemeinen Bürgers und Stadtvolks Concurs" 
für sich selbst abzuschaffen und zu verhindern, nicht beschweren wolle, 
sollen sie doch möglichst trachten. ..dass 1. k. Sit. diesfalls wider derö 
Gutwillen und Nachsehen nicht beleidigt werde" ; ;>. solle im Scbulhause 
für den Aus- und Eingang beim Gottesdienste das eiue kleine, anf die 
Gasse mündende, Thor gebraucht und. falls es zu eng. entsprechend ver- 
grösaert, das andere grosse Thor aber gesperrt und nur im Nothfalle 
durch den Landmarschall oder eine von ihm bevollmächtigte Person ge- 
öffnet werden, ausserdem ein Thorwart beim Aus- uud Eingehen öffnen 
und schljessen, damit man nicht durch Klopfen zu stören brauche, und 
4. wäre das gesammte Schulwesen eiazustellen, doch mögen die zwei 
Stünde für den Religiousdieust 16 Sängerknaben unterhalten, ihnen einen 



') Hier wollten die atlnd. Delegierten noch dua Wort „lulasaen" hinwi 
WBB aber abgelehnt wurde. 

») Statt der „iwei Stande" beantragten die stand. Delegiertet 
„der anwesenden Landleut« uuii den aw. St.'': wurde bewilligt, 

') Statt der folgenden Worte „darein die beiden Stünde gchoraomat be- 
willigt . . ." begehrte die Gegenpartei zu setzen: ..diewei! ea über vielöltigj 
Flehen und Bitten anderer Gwtalt nit zu erlialten gewest, bfitte i 
annehmen mtlaaen*'; wurde ehenfaiU bewilligt. 
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Lehrer bestellen und sie nebenbei im Gesang iinterriehten lassen ; 
wenn darnutei' zwei oder drei Kinder von Landleuten wäi-en, habe er 
nichts dagegen. 
H Die Zusatzartikel enthielten nähere BeBtimmuugen über die Aus- 
Bbnng des Heltgionsdienstes. Danach sollten die zwei Stände an Stelle 
' der jetzigen Prädicanten eiiieu, höchstens aber zwei „tauglii'he, der 
rechten Ä, C. verwandte und solche wol bekannte und friedliebhabende 
Prädicanten bestellen, die nicht im h. Heieh mler sonst vertrieben, übel 
berüchtigt, sondern auf der Kanzel und sonst eingezogen, bescheiden 
und glimpflieh sein." Diese hätten ihr Amt nur im Schulhause und 
allein filr die Landleute und deren Zugehörige auszuühen, den Fall 
ausgenommen, dass sie 7.» ihnen in Todesnöthen geholt würden. „Sonst 
aber aollen sie sich keines Eiercitii oder Administration der Sacrameut, 
mit der Communion, Taule, Copulation, Conduct oder wie es Namen 
haben mag, gegen Bürger, Inwohner oder Fremde, so den zwei Ständen 
nicht angehörig, sie kommen zti ihnen in das Haus oder werden heraus 
in die Stadt und Bürgershäuser gebeten, ganz und gar nicht unter- 
stehen"; sollen auch keine ..andern und fremde-' Prädicanten zu sich 
ziehen und aufhalten, die Bürgerschaft nicht verhetzen, sondern sieh 
g^till und nnverweiälich verhalten, auch ohne Vorwisseu der Stände und 
iserliche Genehmigung keine Bücher drucken. 

Sterbe ein Landmann, sollte der Conduct ..ohne sondeie Weit- 
' läufigkeit und Gesaug aufs eingezogenste, still und bescheideu und ohne 
alle Aergernus'- geschehen. Der Präceptor dt'r 16 Säugerknaheu dürfte 
keinen anderen Unterricht in der Stadt versehen. Die Stände hätten 
endlich darauf zu sehen, dass alle CngebOr gegen die Katholiken ver- 
mieden würde, wie auch anderseits der Kaiser alle Ausschreitungen 
gegen Protestanten ahnden wollte. 

Nach erfolgter Verlesung traten die ständischen Delegierten in ein 
Nebengemach zur Berathung zusammen und brachten sodann ihre (14) 
Abäüdernngsanträge vor. Abgesehen von einigen rein formalen Ein- 
wendungen zum Titel des .Notels" (S. 82) verlaugten sie zum ersten 
Funkte, dass an Stelle der Worte ,doss die zwei Stände den Ojiitium . , . 
enturlauben sollen etc" gesetzt werde: .die gehorsamen Landlente hatten 
yeduldet, dass I. Mt. bemelte Personen aus eigener Macht abgeschafft etc." 
Dabei müssten sie bemerken, dass sie diese Abschaffung in keinem 
anderen Sinne aulTassten, als dass sie sich auf der .abgeschafften Per- 
sonen Amt' beziehe, also dass sie bis zum nächsten Landtage in der 
Stadt keinen Gottesdienst ausüben, im übrigen aber in der Stadt ver- 
bleiben dürften. Denn obwohl die Stände eingewilligt hätten, .ihre 
Kersonen und Stellen bis auf nächsten Landtag zu verändern und ander- 
L 
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wärts zu ersetzen'', stünde doch die gänzliche Beurlaubung nicht in 
ihrer Macht, da jene nicht , etlicher Privatpersonen, sondern beider 
Stände gemein bestellte und gelübte Kirchen- und Scbuldiener'' wären, 
und sie diesen in ihrer Abwesenheit ohne Gewalt und Befehl nichts 
präjudicieren könnten. Zum zweiten Punkte begehrten sie neben einigen 
geringfügigen Zusätzen ^) die Weglassung der Stelle, worin von ihnen 
verlangt werde, sie sollten sich des vierten Standes nicht annehmen etc., 
indem sie auf die Unmöglichkeit, ihn abzuhalten, hinwiesen. 

Zum dritten Punkte endlich baten sie die Räthe, von der ver- 
langten Aufstellung eines Thorwarts abzusehen, da doch sonst niemandem 
in seinem Hause vorgeschrieben werde, „was ein jeder für einen Eingang 
haben wollte*. 

Die schwerwiegendsten Vorstellungen aber erhoben sie gegen die 
Zusatzartikel. Bezüglich der vorgeschriebenen Zahl ihrer Prediger (1 — 2) 
wollten sie frei sein*). Dass sich diese aber den Bürgern gegenüber 
ganz und gar keiner Seelsorge unterstehen sollten, dagegen verwahrten 
sie sich auf das entschiedenste. Gerade das sei es ja, meinten sie, 
wovon man so lange tractiert und worüber sich der Kaiser jüngst re- 
solviert hätte, dass er ihnen nämlich die Abschaffung oder Verhinderung 
des Concurses nicht auferlegen wollte. Da dieser Artikel allen bisherigen 
Verhandlungen zuwiderlaufe, möchte man ihn fallen lassen. Auch das 
Verlangen, ihre künftigen Prädicanten sollten hier keine zureisenden 
Berufsgenossen aufhalten, wiesen sie mit der Begründung zurück, dass 
es dann gerade so aussähe, als wollte man den Confessionisten den Auf- 
enthalt in Wien verweigern. Bezüglich des Conductes meinten sie, es 
wäre der letzte Dienst und der werde bei allen Völkern ehrlich ge- 
halten. 

Die Räthe erklärten sich bereit, diesen Abänderungsvorschlägen 
und Gegenvorstellungen thunlichst Rechnung zu tragen und sie dem 
Kaiser befürwortend vorzulegen. Auf ihre Auffassung aber, ihre jetzigen 
Prediger könnten nach ihrer Beurlaubung in der Stadt bleiben, sowie 
auf ihre Weigerung, den künftigen die Ausübung der Seelsorge Bürgern 
gegenüber und die Beherbergung fremder Prediger zu verbieten, giengen 
sie nicht ein.- 

Die ständischen Delegierten wiederholten ihre Hauptbedenken, worauf 
sich die Räthe erboten, drei Predigerstellen zu beantragen und den 



») So wollten sie zu den Worten „entgegen wollen L Mt. Dachsehen** — 
wie bei dem Titel — das Wort ..zulassen'* und zu ,,Religion8exercitium** ein „und 
was zu dem Exercitio gehörig" hinzugefügt haben. 

*) Nach dem ,, Summarischen und gründlichen Begriflf** verlangten si» 
deren vier. 
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Kaiser zu bestimmen, dasa er selbst die Abstollimg des Zulaufs uud 
da9 Verbot der Spendung von Sacramenten an die BQrgersehal't fiber- 
oehme. Opitz aber k^nue hier nicht aufgehalten werden, und wenn sie 
darauf bestSoden, mOssteu sie es dem Kaiser vortragen, der dann ein- 
fach aus landeafürstlicher Machtvollkommenheit mit Landesvertveisung 
Torgeben würde. 

Allein die ständischen Vertreter verharrten auf ihrem Staudpunkte. 
Von einer Ausweisung ihrer Prediger, Hess sich jetzt Rogendorf scbrofl 
vernehmen, sei nie die Rede gewesen, sondern immer nur von ihrer Ent- 
lassung, wOssten auch gar nicht, warum diese so schwer bestraft iverdeu 
sollten, da man ihnen gar kein der AusscfaafTung würdiges Verbrechen 
Torgehalten oder gav nachgewiesen, und auch gar nicht ihre Verant- 
wortung gehört hätte. ,,Der Bürgerschaft und anderer Personen halben, 
welche au dem deputierten Ort die Predigt besucheu und die h. Sacra- 
znenta daselbst, desgleichen au ihrem Todteubette der h. Absolution uud 
Abendmahls hegehren würden, wollten die Ausschüss ihre vorige Er- 
klärung, dasa sie nämlich von dieser Seelenspeis ihre Glaubensgenossen 
gewissenhaft und verantwortlich nicht ausschliessen könnten, nochmals 
und einmal tür allemal wiederholt haben". Es sei iiuch ganz gleichgiltig, 
ob Solches den Pradicanten mit der Stände Conseus durch den Kaiser 
.untersagt werde, oder sie es selbst thäten. und wie nicht zu hoffen, 
dasa ein „reiner'' Prediger die Befolgung eines derartigen Verbotes auf 
sich nehmen wolle, also wQrden auch sie Bedenken tragen, einem solchen 
„Miethling. der sich gehörter Gestalt gebrauchen Hesse'-, ihre Seelsorge 
anzuverti'auen. 

Sie blieben dabei, dass ihnen vor Verfassung des Noteis zugesagt 
rorden sei, man wolle sie damit verschonen; auch habe es ausdrücklich 
gebeissen, im Schulhause sollte der Gottesdienst für die Staude etc. 
„und wer nur hineinkommen könnte" {S. 81) gehalten werden. Man 
ZDfige es also bei dieser einmal erfolgten Vereinbarung lassen, umsomehr 
als sie die anderen Landleute bereits davon verständigt hätten, Da 
kein Theil nachgeben wollte, wurde die Sitzung abgebrochen. 

Damit hatten aber auch die Verbandlungen zwischen dem Hofe und 
den Ständen ihren Abschluss gefunden. Ueherblickt man diese, so kann 
man nicht läugneu, dass der Kaiser und vor allem die Käthe deu hesteu 
Willen gehabt hatten, mit den anderen eine halbwegs annehmbare Ver- 
ständiguug zu erzielen. Schritt für Schritt wareu sie zurückgegangen, 
während die Stände immer eigensinniger auf ihrem alten Standpunkte 
verharrten. Mehr konnte man von einem so streng katholischen Landes- 
Irsten wie Kaiser Kudolf nicht verlangen, als dass er ihnen dasselbe 
was sie nachweisbar unter seinem Vater zugestanden er- 
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hielten: einen Saal in einem Freihause, woran er nur die BedingQi 
küöpite, dasa sie für sich seihst „so viel als mi5glich" bedacht seiei 
den Kaiser ,, wider seinen GutwiUea und Nachsehen" (3. 82) nicht zo' 
ofFendieren, sonst aber der Abstellung des Zulaufs Qberhohen sein sollten. 
Wenn in den Zusatzartikeln etwas schärfer verlangt wird, die Prediger 
sollten ihr Amt nur für die zwei Stände und ihre Zugehörigen, und 
nicht fi5r das Stadtvolk verrichten, so waren damit Dur Kaiser Mail- 
milians Vertagungen wiederholt. Auch dieser hatte ja bei jeder Ge- 
legenheit betont, dass der Gottesdienst in der Stadt Wien nur für jei 
sei. und sirh wiederholt Streiu gegenüber über den Zulauf des Volk« 
beschwert. Dass er dabei öfters ein Auge KudrQckte und ihnen noch vif 
mehr nachgesehen haben würde, wenn er nicht stets eine Repression von 
katholiscoer Seit« hätte befürchten müssen, ist wieder eine andere Sache. 
Zulassen und nachsehen — dag wussteu die Stände, wie ihre Zuaatz- 
anträge beweisen, recht gut — sind eben zwei verschiedene Diugi 
Gerade diese Erwägung aber hätte sie bestimmen sollen, den Bogi 
nicht allzu straft' zu spannen: was Kaiser Rudolf durchaus nicht 
lassen wollte, hätte vielleicht auch er nachgesehen. 

Um ja nicht ihr Gewissen, weil sieh die ständisclien Delegiert 
immer darauf ausredeten, zu beschweren, war Kaiser Kudolf zuletzt sogi 
entschlossen gewesen, das Verbot der Ausschliessung der 
von der Seelsorge auf sich zu nehmen; doch auch dieses Anerbieti 
frnchlete nichts, indem sie in ihrer Sehlusserklärung die trotzige Be- 
hauptung aufstellten, es sei ganz gleich, ob das mit ihrem Consens 
durch den Kaiser oder durch sie selbst erfolge. Wenn sie ebendort 
erklärten, sie hätten die Beseitigung des Opitz und der anderen nie auf 
eine gänzliche Äusschaffung aus der Stadt und dem Lande gedeutet, 
sondern nur auf emen Personenwechsel, so klingt das ebenfalls höchst 
merkwürdig, da ja das kaiserliche Decret vom 7. Juni ausdrücklich 
ihre Landesverweisung verlaugt hatte (S. 69). Wie man bei Hole gleich 
bei dem Zusammentritt der Conferenz darauf bedacht war, den Ständen 
die Seelsorge in der Stadt zu gewähren '), acheinen diese ebenso von 
allem Anfange an entschlossen gewesen zu sein, in keinem wesentlichen 
Punkte nachzugeben. Es war ihnen augenscheinlich cur darum zu thiin, 
Zeit zu gewinnen : da sie wussten, dass der Kaiser schon zu Ostern nach 
Linz zur Erbhuldigung abreißen wollte und nur ihretwegen die Reise 
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I) E^ler wuaste dpm Hersog Älbrecht schon am 14. Juui vou dem beal^^ 
sichtigten ZugesULndnii zu berichten, indem er auch den Grund dafOr angibtf] 
.dann da man ihnen gar nichts zngeben solle, sei üu beiQTgen, daee di 

' "■■HB die Huldigung nicht thun noch dem Lauiilag beiwohnen würden* 
'eichEarch. X, Fol. 307.) 
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immer wieder verschob, rechneten sie offenbar damit, dass er ihnen, um 
nur einmal loszukommen, irgendein Zugeständnis machen oder aber die 
Entscheidung bis auf weiteres verschieben würde, dann wäre vielleicht 
bis zum nächsten Landtage alles im Alten geblieben und somit die ärgste 
Gefahr beseitigt gewesen. Schon dass sie von vorn herein diese Conferenz 
als unverbindlich betrachtet wissen wollten und sich zum Schlüsse, 
nachdem sie sich schon ziemlich weit eingelassen hatten, wiederum 
dahin ausredeten, sie könnten den Ständen gegenüber keine Verant- 
wortung übernehmen, lässt diese Yermuthung aufkommen. 

Nicht mit unrecht gab man ihnen daher zu verstehen, man wüsste 
so gut wie sie, dass jetzt von ihrem Mittel mehr Personen — es waren 
gegen 90 — als sonst in einem Landtage, darunter gerade die vor- 
nehmsten, anwesend seien, denen die übrigen ,leichtlich* folgen würden. 
Von Seite des Hofes hatte es gewiss nicht an Entgegenkommen gefehlt, 
aber eben deshalb musste es ihn stark verstimmen, dass die Gegen- 
partei trotz alledem an ihrem alten Standpunkte zähe festhielt und 
wenig Lust zu einer Verständigung bekundete. Man hatte erwartet, 
sie würden sich mit der Anerkennung der Cultusfreiheit für ihre Stände 
vollends zufrieden geben: jetzt merkte man, es sei ihnen ,,mehr um 
fremde als ihre eigenen Sachen*' zu thun. 

So überwand denn der Kaiser die letzten Bedenken und verfügte 
nach dem vollständigen Scheitern seiner Verständigungsaction die Aus- 
führung der Kesolution vom 7. Juni: die gänzliche Abschaffung des 
Wiener Religions- und Schulwesens. 



8. Kapitel. 

Aufhebung des Wiener eyangelischen Schul- und Kirchenmini- 
steriums. Ausweisung der Landhausprädicanten und des eyan- 
gelischen Landschaftsschulmeisters. 

Am nächsten Tage (21. Juni), um 7 Uhr früh, wurde einem Aus- 
schusse der Herren nnd Bitter, bestehend aus dem Landmarschall Bogen- 
dorf, Bichard Strein, Helmhard Jörger, Hans Bueber und Hans Stock- 
homer in Gegenwart des Kaisers, der beiden Erzherzoge Ernst und Maxi- 
milian und der Bäthe Trautson, Harrach, Teufel, Khuen und Weber 
durch Secretär Unverzagt die Besolution übergeben. Mit auifallend 
gnädigen Worten werden die Stände zunächst an alle seit der Erb- 
huldigung mit ihnen geführten Verhandlungen erinnert. Der Kaiser 
habe sich unter dieser erboten, ihnen ihre Concession nicht zu nehmen, 
und sie hätten sich dafür bedankt ; „nach fieissiger Ersehung" derselben 
aber sei gefunden worden, dass das hier eingerichtete Beligions- und 
Schulwesen ihrem Inhalte gänzlich widerspräche, da in ihr von , einigem 
Exercitio allhie oder vom Land- oder Landmarschair sehen Haus* kein 
einziges Wort, vielmehr das Gegentheil enthalten sei. Weil sie nun 
diese in vielen Punkten überschritten hätten, und er ihnen mehr, als sie bei 
der Erbhuldigung begehit, zu geben nicht verpflichtet sei, wäre er als Herr 
und Landesfürst, zumal in seinem Kammergute, berechtigt gewesen, die 
Abschaffung des Landhausministeriums und ihrer Prediger, die zudem gar 
nicht der Augsburger Confession angehörten und deshalb auch von 
Kaiser Maximilian nicht geduldet wurden, zu verfügen. Dennoch habe 
er sich mit ihnen in Verhandlungen eingelassen, um ihnen Gelegenheit 
zu geben, ihre angeblichen Eechte an der Hand beweiskräftiger Urkunden 
geltend zu machen. Weil die bisher beigebrachten aber gerade das 
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Gegentheil bewiesen, habe er sich entschlossen, die erwähnte Abschaifung 
zu vollziehen, doch dann auf ihre Bitten in eine vertrauliche Conferenz 
gewilligt Hier hätten sie nun durchaus die Bürgerschaft und Fremde 
in ihre Seelsorge einbeziehen und ihrem Kaiser „in Abschaifung der 
Prädicanten Ordnung geben** wollen, trotzdem sie sich vorher damit 
einverstanden erklärten, und daran habe sich auch die Conferenz zer- 
stussen. 

Weil er sich aber in seinem Eigenthum und seinen Bechten nichts 
vorschreiben lasse, erkläre er hiemit „schliesslich und endlich^^: Er 
könne kraft seines kaiserlichen und landesfiirstlichen Amtes, auch seines 
christlichen Gewissens, Opitz und seine Collegen sowie das ganze hiesige 
Cultuswesen nicht länger dulden und wolle alle Functionäre desselben aus 
der Stadt und allen seinen Erbländern, den Schullehrer ausgenommen, der 
im Lande bleiben könnte, entfernt haben, u. zw. sollten sie alle noch 
am selben Tage „bei scheinender Sonnen'^ die Stadt, die Prädicanten 
innerhalb vierzehn Tagen auch die Erbländer verlassen, wonach sieb die 
Stände zu richten hätten ^). 

Eine Stunde später erhielten Opitz und die übrigen drei durch 
Unverzagt und zwei Kanzleipersonen den Ausweisungsbefehl zugestellt*). 
Opitz, oifenbar schon vorbereitet, empfieng die Nachricht mit grosser 
Buhe, weniger seine Anhänger, welche eine derartige Haltung annahmen, 
dass es der Kaiser für gerathen fand, ihn zur Beschleunigung seines 
Autbruchs ermahnen zu lassen 3): 

Gegen 5 Uhr fuhr er darauf, von Hartschieren umgeben und von 
einer grossen Volksmenge sowie einigen Landleuten begleitet, aus der 
Stadt. Ihm folgten die andern drei ebenfalls im Wagen nach*). In 
der Stadt herrschte grosse Aufregung, doch zur befürchteten Bevolte kam 
es nicht: die Gegenreformation hatte ihre Feuerprobe bestanden. 



») Cod. Fol. 271». — Wien. Staataarch. Oest. Acten 8. — Münch. Reichsarcli. 
VII, Fol. 456. — Theiner, Ann. Eccles. 11. S. 345 fg. 

») Cod. Fol. 294». — Fuggerische Relationen, Wien. HofbibL Cod. 8951, 
Fol. 118. — Abgedr. Notizenblatt d. kais. Akad. YIII. 1858, S. 409; dort, fölachlich 
der 12. Juni angegeben, welches Datum sich dann auch bei Huber, Oest. Gesch. 
IV. S. 291 findet. 

3) Vor ihrer Abreise richteten die vier Personen an den Kaiser die Bitte, 
ihren Angehörigen zur Fortbringung ihres Gepäcks einen kurzen Termin zu ge- 
währen (Cod. Fol. 295), der ihnen auch bewilligt wurde. (Ebenda, Fol. 296.) 

*) Eder an Herz. Albrecht, 1578 Juni 22 (Münch. Reichsarch. VII, Fol. 302). 
Haberstock an Herz. Wilhelm v. Baiern, 1578 Juni 22 (Münch. Staataarch. Be- 
richte des Agenten flaberstock 1572—1579). Vgl. auch Raupach, Cont. I. S. 299; 
Sacchino, Hist. Societ. Jesu IV, R. 182 fg. 
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Es war ein schwerer Schlag, der die Protestanten traf. Wenn 
es wahr ist, was £der Herzog Albrecht schreibt, standen die Dinge noch 
am Vortage so, dass i,der päpstliche Nuntius und alle katholischen 
Häupter ganz und gar in Verzweiflung gestanden*, und erst am Morgen 
des 21. Juni selbst gab ihnen Kaiser Rudolt diese Wendung ^). 

Sicher ist eines: die Bäthe werden nicht viel dazu beigetragen 
haben, aber von anderer Seite, wie von Baiern und dem päpstlichen 
Nuntius aus, wird es nicht an starken Einwirkungen gemangelt haben, 
und Herzog Ferdinand hat zweifellos während seines langen Aufenthaltes 
am Wiener Hofe ^) die Bemühungen seines Vaters auf das thatkräftigste 
unterstützt. Wenn Eder am 27. April über Ferdinands Ankunft dem 
Herzog Albrecht berichtet, jedermann sei „beherzter*^ geworden und es 
knüpften sich allerlei Hofl'nungen daran ''^), und am 11. Mai ebendiesem 
die Erwartung ausspricht, Ferdinand werde „nicht ablassen, die k. Mt 
in suo proposito zu confirmieren, dazu er von dem Nuntius und andern 
stark vermahnt werde *)'' : dürfte diese Vermuthung nicht so unbegründet 
sein. Die Stände wussten auch — wenigstens bald nach der Ab- 
schaffung — recht gut, woher der Wind wehe, und es verdient hier die 
Nachricht des bairischen Agenten in Wien, Ludwig Haberstock, volle 
Beachtung: man erzähle sich insgeheim, Kaiser Budolf sei in den 
Landsberger Bund eingetreten, wohl nicht als Kaiser, sondern als Erz- 
herzog von Oesterreich; und zwar fassten das die Landleute so auf, als 
wäre es „des Opitianischen Wesens halber und in Sorg daraus erwach- 
senden Unmuths*^ geschehen. Gleichwohl seien sie mit Herzog Albrecbt 
ziemlich wohl zufrieden, weil er in seinem Gutachten für den Fall, 
als sie nicht gehorchen wollten, zu keiner Gewalt gerathen habe, während 
Erzherzog Ferdinand auf die „äusserste und schärfste Execution'' ge- 
gangen wäre. Man sieht auch hier wieder, wie die Stände von den 
geheimen Vorgängen am Hofe gut unterrichtet waren ^). 



») Eder an Herz. Albrecbt, 1578 Juli 13 (Münch. Reichsarch. Xl. B'ol. 1), 
1579 Mai 30 (Ebenda, Fol. 131). Auch der Wiener Bischof schreibt, dass dieses 
Decret „praeter omnem nostram spem et ezpectationem — erat enim res summe 
periculo — ". (Brief an Jod. Lorichius, 1578 Juli 9. Wien. Fürsterzbisch. Consist. 
Arch.; Bischöfe, Neuböck.) 

*) Er war nach Mitte April angekommen (Fugg. Rel. 1578 April 20. Wien. 
Hofbibl. Cod. 8951 Fol. 451). Zur Zeit der Ausweisung weilte er aber nicht 
hier, weil er am 19. Juni nach Graz verreist war (Haberstock an Herz. Wilhelm, 
1578 Juni 22. Münch. Staatearch. Haberstocks Berichte). 

») Münch. Reichsarch. X, Fol. 131. 

*) Ebenda, Fol. 279. 

*) An Herz. Wilhelm v. Baiern, 1578 Juli 27 (Münch. Staatsarch. Haber- 
stocks Berichte). 
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An alle diese ErmahnuDgen und Vorstellungen wird sich Kaiser 
Budolf nun erinnert haben, als die Stande, nachdem sie ihn drei Monate 
hindurch beständig in Aufregung erhalten hatten, die Yerständigungs- 
conferenz durch ihren unbeugsamen Starrsinn sprengten, und sich zu der 
persönlichen Verbitterung die praktische Erwägung gesellte, dass er jetzt 
ohne schwere Schädigung seines Herrscheransehens nicht mehr zurück- 
könne und auf der Durchführung seiner Resolution vom 7. Juni be- 
stehen müsse. 

Die katholische Partei triumphierte. „Gott Lob'', schrieb Tags 
darauf Eder an Herzog Albrecht, „dass wir diesen Tag erlebt haben'' ^) ; 
und Gregor XIII. beeilte sich, Kaiser Rudolf zu seiner That zu beglück- 
wünschen*): man fasste es dort überall als einen grossen Erfolg auf, 
den man sich gar nicht so leicht erwartet hatte. 

Aber auch die zwei Stände scheinen auf diesen Ausgang nicht gefasst 
gewesen zu sein. Bis zum letzten Moment hatten sie gehofft, ihr Be- 
gehren durchzusetzen oder wenigstens Aufschub auf einen Landtag za 
erwirken: jetzt, wo die Abschaffung wirklich vollzogen war, waren sie 
verblüfft und rathlos. Erst zwei Tage darnach (23. Juni) übergaben 
sie Trautson ein Bittgesuch um Aufhebung der Landesverweisung oder 
wenigstens ihre Verschiebung bis zum nächsten Landtage und wiesen 
darauf liin, wie hart sie diese Massregel treffe, weil ihnen hier in Zu- 
kunft wohl kaum taugliche Kirchendiener dienen wollten. Die Assecu- 
ration verbürge ihnen doch, dass sie, sowie ihre Prediger, vollkommen 
geschützt sein sollten: nun verfahre man gegen diese so strenge, ohne 
ihnen ihr Vergehen angezeigt und ihre Rechtfertigung gehört zu haben. 
Ihre Gegner aber könnten sich ihnen gegenüber auf offener Kanzel „aller 
Licenz, Hohn und Schmähworte" ungestraft gebrauchen ^). 

Kaiser Rudolf willfahrte am selben Tage dieser Bitte wenigstens 
theilweise, indem er Tettelbach und Hugo gestattete, unter der Bedin- 
gung im Lande zu bleiben, dass sie alle seine Kammergüter mieden^), 
doch Opitz's Landesverweisung hielt er aufrecht *), mit dem neuerlichen 



Münch. Reichsarch. X, Fol. 303'. 

«) Rom, 1578 Juli 13; Theiner, Ann. Ecclesiast. II. S. 347. 

») Cod. Fol. 296. 

*) Beide blieben auch in Niederösterreicb, u. zw. kam jener als Prediger 
nach Münichreith, dieser nach Kuenring; Raupach, Cont. I. S. 299. 

*) Er wurde 1580 nach Büdingen berufen, wo er 1525 an der Pest starb; 
ebenda, S. 300. 



Hinweis auf die vielen gegen ihn ausgegaugenen Druckschriften uniti 

aeiue Austreibung aus Regensburg '). 

Taga darauf (24. Juni) flberreicbten sie dem Kaiser eine nicht sehr zahm. 
gehaltene Gegeuacbrift auf die kaiserliche Hauptresolution vom 21- Juni, 
worin sie die dort geltend gemachten Gründe zu entiiräften suchten. Wenn 
sie sich mit der Erklärung des Kaisers, sie bei der Coucessiou schätzen 
zu wollen, zufrieden gegeben hätten, so erkläre sich dies aus dem Um- 
stände, dass sie unter der Concession eben alte ihnen vom Kaiser Mail- 
milian in Heligionssachen gemachten Zugeständnisse verstanden hatten. 
Die Assecuration habe ihnen — die Concession sei durch sie gegen- 
standslos geworden uud komme nicht mehr in Betracht — den Gottes- 
dienst in allen ihren Häusern eingeräumt, „weil ja sonst beide Alter- 
nativen und die mit diesen Worten ,aut dem Land aber und zugleich 
auch etc." gemachten Unterschiede wider gemeine Vernunft" seien. Wie 
dann das Religio nsesercitium /-uerat in das Laudmarschall'sche Haus 
und dann in das Landhaus mit Kaiser Maximilians Vorwissen transferiert 
wurde, hätten sie genugsam erläutert und zum Beweise dafür die Zeu- 
gerischaft der Freiherren Hofkirchen, Eitzing und Strein angeboten, die 
aber der Kaiser abgeschlagen habe. Ihr Gottesdienst sei in aller Ordnung 
ausgeübt worden, uud ihre Prediger hätten sich in Lehre und Leben 
nicht anders als , christlich, ehrbar uud wol" verhalten. Wäre aber einw 
vorher aus Kegensburg ausgewiesen worden, so sei das nicht seines 
schlechten Leheuswaudela, sondern des Erbsündenstreites willen geschehen, 
worüber er sich aber vor Kaiser Maximilian genügend verantwortet habe. 

Könnten also, meinten sie spitzig, nicht finden, ,,da83 dieser Handel 
allein um die Personen, als denen einiges Verbrechen weder Lelir noch 
Lebens halben nie fürgehalten, sondern eigentlich um die Sache seibat 
zu Dämpfung imd Hindernus der christlichen Ä. 0. zu thun und die 
Prädicauten solches ihres administrierten Amtes halber abgeschafft worden 
seien." Ohne nur im geringsten über die Rechte des Landesfürsteu dis- 
putieren zu wolleu, fänden sie, dass den Ständen die erste nunmehr 
wirklieh esequierte Resolution »zum hfichsten" beschwerlich falle, so 
dass sie nicht einsähen, ,zu was Gnaden denen Ständen die Erinnerung, 
so etlichen wenigen Personen unsers Mittels gleich durch Eröffnung der 
ersten Resolution am 6- Mai beschehen, bei jetzigem der Sachen so 
schwerlichen Ausgang ersprosseu sein solle". Mit Freuden hätten 
den mündlichen Tractat begi-üsst. weil sie sich davon einen guten Aui 
gang versprachen, umsomehr als sie unter der Bedingung, dass 
das hiesige Ministerium bis auf nächsten Landtag unverändert verbliebf 

'1 Cod. Fol. 'lur. 
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in die Absetzung der bei Hole widenvärtigeö Prediger. Verlegung des 

Gottesdienstes aus dem Landhause in das Schulbaus, Einstellung des 
Scbuluiiterrichtes und Beschränkung der kirchliehen Functionen in Btirger- 
häiisern auf NothiSlle gewilligt hätten. Während sich also auf solche 
Weise die Conferenz gauz günstig angelassen hätte, seieo auf einmal 
in das schliesslich verfasste Protocoll zwei Punkte aufgenommen worden, 
die sie unmöglich über sich nehmen konnten. Erstens hätten sie ihre 
Prediger zu dem Zwecke entlassen sollen, damit sie daon der Kaiser 
seinem Gefallen nach abschaffen könne, worin sie aber ohne Vollmacht 
nie einwilligen konnten und auch nie eingewilligt hatten. Denn in ihrer 
Supplik vom Kl. Juni hätten sie sich nur /,ur Veränderung der Per- 
sonen erboten. Der Kaiser habe sich auch in seinen nach dem 7. Juni 
erfolgten Decreten nie anders erklärt, als dass er ihre Prädicanten in 
der hiesigen Stadt nicht dulden kOnne. 

Zweitens habe man ihnen zugemuthet, sie sollten ihren Predigern 
entweder selbst oder durch den Kaiser verbieten, im Schulhause anderen 
Personen als ihnen und ihren Angehörigen Sacramente zu spenden, 
während sie doch stets erklärten, ihre Keligionsgenossen Gewissens halber 
nicht ausschliessen zu können, und man ihnen vor Abfassung des Pro- 
tocolles ganz deutlich mehrere Male zu verstehen gegeben habe, man 
wolle ihnen das ächulbiius für sie, ihre Angehörigen ,uiid wer Bonsten 
hineinkommen möchte", einräumen. 

Also seien nicht sie an dem erfolglosen Ausgange der Conferenz 
Schuld, ebensowenig wie die dazu abgeordneten Käthe, bei denen sie 
.alle Liebe und Treuherzigkeit' vermerkten. Wenn sie der Kaiser nun, 
schlössen sie, trotz aller ihrer Bitten ihres .ersessenen und noch nicht 
ordentlich abgehandelten Jus und Gerechtigkeit unverdienter Sachen" 
de facto entsetzt, der Stände Kirchen- und Schuldiener .uuverhört und 
nneröffneter Ursachen" allgeschafft und das ganze hiesige Religions- und 
Schulwesen aufgehoben hätte: mflssten sie dies gleichwohl ,mit schraerz- 
Ucher Betrübnis" über sich ergehen lassen, die kaiserliche Gewalt und 
Ungnade, dergleichen doch den getreuen Ständen von seinen Vorfahren 
(lOtt Lob nie begegnet, als gehorsame ünterthaueu erdulden, klagten 
es aber Gott, dass sie diesen Tag. so gauz ohne Vorbereitung, er- 
leben mussten, und bezeugten endlich vor diesem, dem diese Sache eigen 
sei, und vor der ganzen Welt, dass sie in solche „so beschwerliche und 
erschreckliche Abschaffung weder für sich selbst noch in beider Stände 
Namen nicht allein nicht verwilligt, noch den zwei Ständen durch diese 
vorgefallene Handlung an ihrem ersessenen Jus und Gerechtigkeit, damit 
sie die Stände noch nie ordentlich gehört, das wenigste präjudiciert 
haben, sondern auch vor allem besorgUch hieraus erfolgenden ünrath. 
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Schaden und Verderben allerdings unschuldig sein wollen und könutea. 

da£u uns der Predig und Seelsorg allhie. unserer Seelen und Gewissen 
Notdurft Dach, solcher Gestalt je nit begeben" '). 

Der Kaiser antwortete des nächsten Tages (25. Juni) kurz: Er 
habe nur das gethao, wozu er als Landesfürst berechtigt sei. Nachdem 
er ailes mögliche versucht hätte, um ibreo Wönschen entgegeuzukommen, 
habe er erwartet, sie wQrdeu sich, eingedenk ihrer wiederholten Er- 
klärung, in diesem Punkte des vierten Standes nicht anders als p« 
intercessionem annehmen, sich damit zufrieden geben und nicht osehr 
begehren. Es sei diese Massregel durchaus nicht aus irgendeiner Ungnade 
gegen die beiden Stände der evangelischen Confessiou, soudem allein 
aus ,.hoher und unvermeidlicher Nothdurft und billigem Fug" geschehen. 
Sähe auch nicht ein, wieso die Stände nicht ordentlich gehört worden 
seien, da er ihnen doch, wie sie wüssten, fünfmal einen Termin zur 
Cebergabe ihrer Zeugnisse gegeben und sie überdies noch zweimal 
ermahnt habe, noch weitere vorzulegen, falls sie welche in Händi 
hätten. Er versähe sich nun, schloss das Decret uicht sehr berubigeni 
sie würden ihrer mehrfaltigen Erklärung nach in dieser Sache alles di 
gehorsam leiden, dulden und tragen, was er befehlen werde, 
weil sie nun zu mehreren Malen verstanden hätten, dass 
EeligioDsexercitium und P/edig allhie und in anderen Städten, Märkl 
und Kammergütern" nicht Julden könne*}. 

Gleichzeitig erfogte auch die Resolution auf die Beschwerdescl 
vom 26. März (bzw. 31. Jänner)*): Die Stubner habe bis zur Stund« 
noch nicht ihr Anrecht auf die Lehenschaft oder Vogtei Über die Drosi 
Pfarre gelteud gemacht, wohl aber allerlei Cngebür gegen das Elost 
Imbach und den dortigen Pfarrer verübt. Es solle ihr aber trol 
ein neuer Termin gegeben werden. 

Ueber den Fall Erlbeck werde ebenfalls erst die niederöstf 
reich ische Regierung zu entscheiden haben, und es sei deshalf 
weil sich der Process voraussichtlich in die Länge ziehen werde, der' 
gefangen gehaltene Prädicaut bereits auf freien Fuss gesetzt worden, 
Ueber die Sperre der Herualser Kirche wolle sieh der Kaiser ehestens 
nach Gebür und Billigkeit reaolvieren. Bezüglich Rainers Hinrichtung 
ohne Zulassung eines evangelischen Geistlichen wollten die Stände be- 
denken, dass das hiesige Stadtgericht dem Kaiser zugehöre, und was 
daselbst erfolgte, auch dem rechten und althergekommeuen Gebrauche 



!n, 



') Datitrt vom 23. Juni (Cod. Fol. 275. — Orig. im Wiener StHatearcb, 



») Cod. Fol. 28:. — Münch. Keichsarch. Vli, Fol. 
') Vgl. oben S. 47 fg. 



AatenTcb, Oeif^^H 
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Bach geschehen sei; und „weil ea nunmehr vorüber, ao wird es deshalben 
weiter nichts mehr bedilrfeD*. Was endlich den vom Bischöfe gefangen ge- 
eetzteü Pr&dicanten Sigmund Hartel anbelange, möchten die Stände 
wissen, dass ihm mit der Einziehung kein Unrecht geschehen sei, weil 
er eigenmächtig auf bischöflichen Boden eingedrungeu wäre und sich 
weder abweisen lassen nocb sieb verantworten wollte, überdies eines 
Diebatabh überwiesen worden sei; nunmehr sei durch seine mittlerweile 
erfolgte Freilasauug auch dieser Punkt gegenstandslos geworden. Wenn 
sie sich aber über das an Hartel vom Bischof ausgefolgte Decret be- 
schwerten, weil darin angeblich die Äugsburger Confession angegriffen 
würde, künne er dies aus demselben nicht befinden, wolle aber diese 
Angelegenheit nochmals untersuchen lassen '). 

Bald darauf reifte der Kaiser nach Linz ah^). Die Stünde setzten 
sich noch einmal energisch für ihre ausgewiesenen Prediger ein und 
baten Kaiser Rudolf, nicht nur die beiden CoUegen des Opitz, sondern 
auch diesen seihst, der ebenso unschuldig und sich auch zu verant- 
worten erbötig sei. „ohne Verbietung eines oder des anderen Orts, 
Bonderlich soviel die politischen Sachen belangt*, im Lande verbleiben 
zu lassen. Der Kaiser möge bedenken, fügten sie hinzu, dass sie ihm 
für den Fall seines Abzuges aus dem Lande nicht allein an einen 
sicheren Ort begleiten lassen, sondern ihm auch , seines ehrlichen Ver- 
haltens und unverschuldeter Ausschaffung der Wahrheit zu Gute ge- 
fertigte Kundschaft' ertheilen müssten, was sie doch, nicht allein der 
Unkosten wegen und weil es für sie an und für sich beschwerlich 
wäre, sondern auch ,L Mt, zu nnterthänigster Verschonung' gerne ver- 
meiden wollten. 

Zum Schlüsse baten sie auch um die endliche Erledigung ihrer 
Beschwerde wegen der gesperrten Kirche iu Hemals, indem sie darauf 
hinwiesen, dass der Kaiser ihnen wiederholt den Schutz ihrer Eeligions- 
freiheit zugesichert habe, ausserdem der Kaufeinstand durch Wilhelm 
Gejer als nächsten Verwandten bi'reits ordnungsmässig angemeldet 
■worden sei. 1. Sit, werde boffeutlich nichts dagegen haben, wenn sie 
die Kirche eröffnen und die Seelsorge ,den armen Unterthanen zum 
Trost* gebürlich ausüben Hessen *). 



') Cod. Fol. 283, 

>) Er traf dort .im 1. Juli Vorraittaga zwiacbea 9 und 10 Dhr ein. Fugg. 
Relationen, Lim 1478 Juli II (Wien. Hol'bibl. Cod. 8951 Fol. !4I). 

>) Cod. Fol. 298. Abgedr. ohne Dutum im Notiiienblittt der kaia. Akademie, 
VIII S. 410. (DitBB ia dieser Eingabe vou der geaperrteu Kirche Heruala 
die Rede sei, wird mau aus dem dortigen „wegen Jea gueta und der gesperten 
pfsr herm (?) aU" kaum eiBehen.) 
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Diese Schrift überreichten die Stände am 29. Juni Erzherzog Ernst 
mit der Bitte, sie dem Kaiser befürwortend nach Linz zuzuschicken und 
Opitz mittlerweile im Lande zu belassen *). Ueberdies wurden Bichard 
V. Strein, Rüdiger v. Starhemberg und Helmhard v. Jörger — die ver- 
muthlich am kaiserlichen Hoflager weilten — beauftragt, diese Ange- 
legenheit bei dem Kaiser und den geheimen Eäthen zu betreiben *). 

Die Antwort erfolgte von dort sehr rasch, und das Begehren der 
Stände fand darin eine entsprechend scharfe Zurückweisung. Bezüglich 
Opitz und seiner Consorten habe es bei dem Decrete vom 23. Juni zu 
verbleiben. Opitz's Ausbegleitung sei ganz überflüssig, weil Gott Lob 
im Lande genügende Sicherheit, der Weg jedermann offen und er nach 
der Ausschaifung von anderen Orten auch ohne Geleite hereingezogen 
sei. üebrigens stehe das Geleite niemand anderem als dem Landes- 
fürsten zu, und könne er durchaus nicht dulden, dass ihm durch eine «solche 
ungebürliche und ungebräuchige neue Geleitung** von jemandem, be- 
sonders seinen Unterthanen, in seine landesfürstlichen Hoheitsrechte ein- 
gegriffen werde. Es komme ihm auch fremd vor, dass sie sich nach 
allem bisher Vorgefallenen dahin vernehmen Hessen, sie wollten einem, 
den er aus dem Lande weise, ein Wohlverhaltungszeugnis ausstellen, 
gleichsam als wollten sie ihn, den Kaiser, der üngebür zeihen ^). Wolle 
sich daher versehen, sie würden sich der Gebür nach erweisen und ihm mit 
„dergleichen ungewöhnlichen und unerhörten Anmassungen** nicht ein 
oder vorgreifen, auch sich in künftigen Eingaben „mehrer und gebürender 
Bescheidenheit* bedienen. Was sein Lehen Hernais betreffe, da habe 
er die Sperre „aus beweglichen und genügsamen Ursachen* vorgenommen, 
und wolle er sich darüber ehestens resolvieren. Inzwischen aber habe 
die Kirche gespeirt zu bleiben, weil nur er das Recht zur Eröffnung 
habe. Wenn sich Wilhelm Geyer, der den Einstand augemeldet habe, 
oder auch die ihm, dem Landesfürsten, noch immer verpflichteten Lehens- 
leute, welche Hernais ohne sein Wissen, Consens und Belehnung ver- 
kauft hätten und die diese ganze Sache allein angehe, an ihn wenden 
würden, solle ihnen gebürlicher Bescheid erfolgen*). 

Die Verordneten fanden es auf diese ungnädigen Worte hin für 
gut, sich beim Kaiser zu entschuldigen, und baten nochmals um seine 
Entscheidung in der Hernalser Angelegenheit. Als Grund, warum sie 



») Cod. Fol. 299». 

2) stände an Strein, 1578 Aug. 15 (Ebenda, Fol. 302). 

3) Sie stellten den drei Predigern trotzdem ein solches aus (1579 Aug 10. 
Landesarch. B. 3. 27). 

^) Juli 5 (Cod. Fol. 299«. — Münch. Keichsarch. VII, Fol. 13). 
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diese so heftig betrieben, fahrten sie an: Es wäre dieses Out bereits 
im vorigen Landtage Wilhehn Geyer zugesagt worden, der es aber jetzt 
nicht nehmen wollte, wenn es ihm nicht in demselben umfange, wie es 
die Landschaft übernommen habe, also auch mit der Kirche, eingeant- 
wortet werde. So mfissten sie also des darauf liegenden Geldes, das 
sie fQr andere Zwecke besser brauchten, entrathen ^). 

Diese Schrift Qberschickten sie Strein, damit er sie mit den 
zwei anderen Herren dem Kaiser oder seinem Kanzler abergäbe mid 
die Hemalser Bechtssache betriebe, überdies sie noch einmal nach 
Kräften entschuldigte^). 

Damit hatte der Schriftenwechsel zwischen dem kaiserlichen Hofe 
, und den Ständen vorläufig seinen Abschluss gefunden, ohne dass es 
diesen gelungen wäre, die Schliessung ihrer Landhauskirche und Schule 
rückgängig zu machen. Man kann wohl annehmen, dass diese so 
mancher von den Herren und Bittern dem allzu schroffen Auftreten 
ihrer Ausschüsse und Hintermänner zur Last legte, wie es ja auch im 
Reiche nicht an tadelnden Stimmen dafür fehlte^). 



>) August 15 (Cjd. Fol. 300*). 
») August 15 (Ebenda, Fol. 302). 
») Raupach, Cont. I, S. 301. 



Bibl, Die Einfühmng der kathollBchen Oegenrefomuttion in Niederösterreich. 



9. Kapitel. 
Von der Aufhebung bis zum März-Landtage 1579. 

Es war vorauszusehen, dass die evangelisch gesinnte Bevölkerung 
Wiens den Entzug des Landhausgottesdienstes nicht ruhig hinnehmen, 
sondern sich auf irgendeine Weise dafQr entschädigen werde ^). Zunächst 
machte sich ein massenhafter Auslauf derselben zu dem nahen Bitter- 
gute Inzersdorf am Wienerberge, das Adam Geyer zugehörte, bemerkbar. 
Gegen 2000 Personen zogen alle Sonn- und Feiertage zu Fuss oder im 
Wagen hinaus, um dort die Predigt zu hören und die Sacramente zu 
empfangen. Weil die Menge in der Kirche selbst nicht Platz fand, 
musste die Predigt im Freien abgehalten werden, und wurden zu diesem 
Zwecke Stühle und Bänke aufgestellt 2). 

Dieser Auslauf wurde, wie hier gleich bemerkt werden soll, von 
den Katholiken und Protestanten verschiedenartig beurtheilt. Beide be- 
riefen sich auf die Concession: erstere meinten, sie schliesse nicht nur 
die Bürgerschaft ausdrücklich von der Beligionsübung nach der Augs- 
burger Confession aus, sondern enthalte auch die Bestimmung, dass der 
katholischen Kirche dadurch an ihrem Einkommen kein Eintrag ge- 
schehe, welcher Fall eben bei dem Auslaufe ihrer Pfarrkinder zu fremder 
Seelsorge einträte ; letztere hingegen machten für sich geltend, dass ihnen 
durch die Concession aut dem Lande die freie, also uneingeschränkte 
Religionsübung zugestanden worden sei. Von grosser Wichtigkeit ist 
es, dass er auch von Kaiser Maximilian als Ueberschreitung der Con- 
cession angesehen und infolge dessen nicht geduldet wurde'). 



>) Das folgende nach den ausführlichen Berichten der kais. Hofkanzlei: 
,,Sumiiiarium und Relation etc.*' (vgl. S. 66) und „Summari-Verzeichnuss etc." 
(vgl. S. 46). 

«) Eder an Herz. Albrecht, 1578 Juli 30 (Münch. Reichsarch. XL Fol. 5). 

») Vgl. S. 9. 



^H wiede 



wurde auch mehrnialB vom Erzherzog Ernst zur Yeraut- 
wortuög gezogen, und ihm endlich strenge aufgetiagen. seinen Pfarrer 
zu veraolassen. ilasa er ausser seinen eigenen Pfarrleuten niemand 
anderem, ganz gleicbgiltig, ob sie zu ihm kämen oder er zu ibnec, 
kirchliche Functionen ertheile. Geyer erklärte, er könne diesen] Befehl 
mit gutem GewisseD nicht nachkommen, und wandte sich, als jener auf 
seiner Forderung bestand, an die zwei Staude. Diese führten nun beim 
Erzherzog Beschwerde, dass mau sie auf diese Weise in ihrer Concession 
verkörze, und baten, er möge den Pfarrer, wenn er sich sonst au anderen 
Orten der Seelsorge entscblQge, nicht zwingen, die zu ihm kommenden 
abzuweisen, Erzherzog Ernst erreicbte wenigstens, dass Geyer die Predigt 
I wieder in die Kirche verlegte, aber der Zulauf dauerte uugesckwächt 

Ausser diesem Inzer sdort'schen Frädicanten wurden auch noch 

andere wie Gangolf Wanger und Andreas Mugläiider, beide schon ron 

Kaiser Maximilian beanstandet, herein nach Wien gezogen, und mussten 

vom Erzherzog mit Gewalt ausgeschafft werden. Der Hofkriegsrath 

Wilhelm von Hofkirclieu, derselbe, dem schon der vorige Kaiser seine 

Hauspredigteo verwiesen hatte- unterhielt in der Stadt selbst im Hofe 

seines Hauses durch seinen Prediger Dr. Wilhelm Friedrich Lutz einen 

Gottesdienst, zu dem jedermann ungescheut Zutritt hatte und wohin auch 

Kinder zur Taufe getragen wurden. Er^t als ihm der Erzherzog am 

^^ 28. September ,mit giossem Zorn' die allerhöchste Ungnade in Aus- 

^Lflicbt stellte und ihm anzeigte, er könne, wenn er nicht ohne Predigt 

^H'liier dienen wolle, seinen Abschied nehmen, stellte er sie noch am selben 

^H*I^ge ein und begab sich mit seiner Familie auf seine Güter'). 

^^ft Ein anderer, der Präsident der Hofkammer, Helmhard v. Jörger, 

^^mess gleich nach der Abreise des Kaisers in einer Kapelle zu Marga- 

rethen einen öffentlichen Gottesdienst abhalten, weshalb er auch von 

diesem im Juli eine schriftliche Zurechtweisung erhielt. 

Indess waren die Protestanten an derlei A'erordnungen schon aus 
Maximilians Zeit her zu sehr gewohnt, als dass sie auf jene einen beson- 
deren Eindruck gemacht hätten. 

Weit härter traf sie aber eine Verfügung der Regierung, zu welcher 

L der fol gende Fall die Veranlassung gab : Gegen Sehluss des Jahres iblS 
die Frau des kaiserlichen Käthes Wolf v. Jörger, welche dieser 

Raopach, Coat. 1, ä. 319 fg. 

Eder an Herz. Albteclit, 1578 Juli-, Oetober 4 (Müucli. Reicbssi-ch, XI. 
19). Vgl. Kßhiie, Dr. W. Fr. Lutz (Jabrb. d. GeselUob. f. tieacb. d. 
. in Oest«rr. V, 1884, S. 198 fg.). 
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DUQ mit Rath seines Bruders, des ebengeuaDuten Helmbard, ohne Vor- 
wissen des Erzherzogs durch eioen eigens nach Wien berufenen Prädi- 
cnnten einsegnen ucd mit „deutschen" Gesängen zur Stadt hinausgeleiten 
liess. Erzherzog Ernst ertheilte deshalb Heimhard Ji5rger einen Verweis 
und meldete diesen VortäÜ dem Kaiser nach Prag, der seinem Bruder den 
Auftrag ertheÜtfl. niemandem mehr die Ausübung evangelischer Kirchen- 
fuiictionen zu gestatten ■). Als nun bald darauf eine andere Adelige, Barbara 
V. Zinzendorf. verschied, legte sich der Erzherzog rechtzeitig ins Mittel 
und verbot die Bestattung nach einem anderen als katholischem Brauche. 
Auf das hin versammelten sich am 6. December Ober zwanzig Adelige 
im Landhause und beschlossen, eine mündliche Petition an den Erzherzog 
am Aufhebung dieses Verbotes zu richten*). Als dieser ihr Begehren 
abschlug»), stellten sie die Leiche in ein Gewölbe des Schulhauses und 
erklarten, sie hier bis zum Landtage unbeerdigt stehen zu lassen. 
Zugleich beriefen sie die abwesenden Verordneten und Landleute fflr 
den 17. December zu einer ausserordentlichen Versammlung nach Wieu ; 
Adam und Wilhelm Geyer wurden überdies aufgefordert, alle ihre in 
der schwebenden Herualser Sache erforderlichen Documente mitzubringen*). 
In dieser Versammlung wurde nun beschlossen, Rüdiger v. Starbem- 
berg. Niklas v. Puchbeim, Sigmund Leisser und Tiburtius v. Sinzeudorf 
tum Kaiser nach Prag abzuordnen, um ibm im Namen der Stände eine 
Bittschrilt zu überreichen. Darin beschwerten sie sich über alle die 
Bedrückungen, welche sie seit der Aufhebung des Landhausgottesdienstes 
erduldet hfttten: So sei Wilhelm Hofkirchen seine Eauspredigt. Karl 
Pacheteb, ebenfalls einem Laudmann, die Taufe seines Kindes durch 
einen evangelischen Pradicanten, Helmbard Jörger die Beerdigung seiner 
Schwägerin nach evangelischen Ceremonieu verwiesen worden, obwohl doch 
ihnen und ihren Angehörigen nach ihrer Meinung in der Stadt Wien 
keineswegs die Religionsübnng, sondern nur die Einbeziehung fremder 
Personen — sie ignorierten also voUst&ndig das Decret vom 21. Juni 
und stellten sich auf den Standpunkt des vorher Gewährten — verboten 
worden sei. Der Fall Zinzendorf aber habe sie besonders hart betroffen. 
weil es ihnen auf diese Art vereagt sein solle, den Ihren den letzten 
Liebesdienst zu erweisen. Der Kaiser möge daher sein Verbot zurück- 
nehmen und die Beerdigung nach ihren Ceremonien wieder freigeben^). 

■) Eder ftn H«tz. Albrecbt. 1578 December 10 (Münch. Reicbsarch, XL_ 
Fol, 54). 

») CoA. Fol. 303. 

*| BHbIgte ebenfkU« lutliidUch. 

•) Denimbn 7 (Cod. Fol 304). 

•) Al^ehCrt UQ SO. l>««m>>er (Ebd. Fol. 3061. 
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Die Gesandteo erbielteo eine ausführliche Instruction') und beson- 
Vien Credenzschreiben an Harrach (deu Äeltero), Trautson, Weber uud 
FViehäufler') mit auf den Weg. Eiu Sohn der verätorbenen Zinzendorf, 
EHans Friedrieb, begab sich ebeafalla Ober AuiTorderung der Stände uach 
r Prag, um sieb dem Begehren der Gesandten anzuachliessen^). 

Diese trafen dort am 15. Jänner ein und Qberreicbten zwei Tage 
später dem Kaiser ibr Gesuch, das von ihm Tags darauf (IH- Jäaner) 
kurz abgewiesen ward : l'^r finde alles das, worüber die Stände Klage 
führten, ganz in Ordnung und vollkommen im Einklänge mit seinen 
letzten Resolutionen. Was aber speciell das Verbot des Zinzeudorf 'sehen 
Conductes anbelange, habe er nie die „ebi'liche" Begleitung nnd Be- 
I stattung untersagt, wobl aber könne er und sein Statthalter Erzherzog 
I Ernst nicht dulden, dass in seinen Städten eine Leiche üffentlicb mit 
' deutschem Gesang und Predigt beerdigt werde, und ,,also etUcbermasseu 
einem eiercitio der andern Keligion" zusehen. Wenn also die Zinzen- 
dorf heute noch nicht beerdigt sei, treffe nicht lim, sondern ihre Ver- 
wandten die Schuld, welche sie auf eine ,,neue und ungewöhnliche" 
Weise wider des Erzherzogs Ermahnung depositierteu, statt sie zur Ruhe 
zu bringen''). 

Obwohl den Gesandten ihre Instruction vorgeschrieben hatte, im 
Falle eines abweislicben Bescheides „so oft als es für ratbsam und 
Botbwendig angesehen werde" zu teidicieren, fanden sie sich doch, weil 
sie nach dieser bestimmten Erklärung die Erfolglosigkeit jedes weiteren 
Schrittes erkannten, und darin auch von den Rätben bestärkt wurden, 
veranlasst, Leisser nach Wien zu senden und weitere Weisungen ein- 
zuholen*). Die Stände entschlossen sich zu einer Replik: die Ge- 
sandten sollten erklären, sie müssten, falls der Kaiser auf seiner vorigen 
I" fiesolution beharre, diese ganze Angelegenheit an die Stände, von denen 
) gesandt seien, gelangen lassen, die dann ohne Zweifel gemäss ihres 
IProteates vom 23. Juni das weitere veranlassen würden '''}. 

Diese Schrift schickten sie am l-iO. Jänner ihren Gesandten mit dem 
I Auftrage zu, nach ihrer üebergabe auf jeden Fall uofh einige Zeit in 
■Prag zu verweilen, da sich mittlenveile einige neue Beschwerungen er- 
feignet hätten, die sie ihnen nach erfolgter Berathung und Beschluss- 



L K. Rudolf 



') Datiert Tom 20 December (Ebd. Fol. 301'). 
'} Vom 21. December (Ebd. Fol, 308). Das CredeuzBcb 
t »om 20. December datiert (Ebd. Fol. 307'). 

■I Schreiben der stände, December 23, summt Antwort (Ebd. Fol 310). 
*) EM. Fol. 312". 

') Relation der GeBandten an die fctiiiide, 1579 Jfinuer 20 (Ebd. Fol. 312). 
') Ebenda Fol. 313". 
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fassuDg zukommen lassen würden >). Die Gesandten waren über dieses 
Schreiben, das ihnen am 3. Februar zukam, nicht sehr erfreut. Es 
brannte ihnen ohnehin schon der Boden unter den Füssen : die Aussicht, 
noch länger dort bleiben zu müssen, stimmte sie ganz herunter. Sie 
schrieben sofort zurück: Sie wollten denselben Tag noch in der bereits 
für vier ühr nachmittags angesetzten Audienz ihre Beplik anbringen, 
aber weiterhin zu warten, würde sie nur lächerlich machen und noch 
„mehrem Schimpf' auf sie laden 2). 

Zwei Tage später (5. Februar) erhielten sie gegen Abend durch 
Secretär unverzagt den kurzen Bescheid in ihr Absteigequartier zuge- 
stellt: Ihr Ansuchen hufe der Concession, in der die Städte und Märkte 
ausgenommen seien, entgegen. Die Zinzendorf sollten sie endlich be- 
statten und sich zufrieden geben. Der zum Schlüsse ihrer letzten Ein- 
gabe erwähnte Protest sei ganz unnöthig ^), 

Die Gesandten warteten gar nicht mehr die Antwort der Stände 
ab, die sie zum weiteren Warten aufforderte*), sondern reisten sofort 
ab, nachdem sie alle Geschäft« in die Hände der am Prager Hofe 
weilenden Herren Helmhard Jörger und Erasmus Zelcking gelegt hatten^). 

Die zwei Stände liessea nach diesem unglücklichen Ausgang ihrer 
Werbung den Prager Hof vorderhand in Ruhe und brachten ihre neuen 
Beschwerden dem Erzherzog vor. Es waren zwei Intercessionen, eine für 
Adam Geyer in Inzersdorf, dem am 22. Jänner neuerlich verboten worden 
war, fremden Leuten die Seelsorge spenden zu lassen^), die andere für 
die Stubner in Dross, welche sich gegen den von der Begierung dort 
eingesetzten Pfarrer Mathes Mayr Gewaltacte zu Schulden hatte kommen 
lassen, deshalb nach Wien citiert und in Arrest gesetzt worden war 7). 
Im letzteren Falle erwirkten die Stände wenigsten ihre Freilassung. 
Die Zinzendorf dürfte auf den kaiserlichen Befehl hin beigesetzt worden 
sein ®), dagegen wurde jetzt die unterdessen verstorbene Witwe Euenring 
unbeerdigt stehen gelassen. 



«) Ebenda Fol. 313. 

») Ebenda Fol. 314». 

») Ebenda Fol. 317». — MQnch. Reichsarch. VII, Fol. 21. 

*) Febr. 6 (Cod. Fol. 315). 

* Relation der Gesandten, Prag, Febr. 6 (Ebd. Fol. 316). 

«) Raupach Cont. I, S. 319 fg. 

~) Eine histor. Darstellung des ganzen seit dem Jabre 1576 schwebenden 
Rechtsfitreitea (vgl. auch oben S. 46) sowie' der Gewaltthätigkeiten von Seite der 
Stabner gibt das ,,Saninianverzeichnus8 etc.** (vgl. 46). 

») Vgl. S. 117. 
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Alles Itam uun auf deu Landtag an, den man beiderseits mit der 
grfiasten SnanniiDg erwartete. Die Landleute konnten sich bis dorthin 
noch immer mit dem Gedanken trösten, dass alle die letzten Verfßgungen 
nur einen provisorischen Charakter hatten und dass dort der kaiaerlichen 
Zusicherung gemäss die ganze Religionsfrage noch einmal grflndlicb zur 
Sprache kommen werde. Wenn der Kaiser auf diesem Landtage — 
wie sie annehmen durften — bei der völligen Leere seiner Gassen mit 
einer grösseren Geidforderung an sie herantrat, konnten sie sich dies 
natürlich gehörig zu Nutze machen. Das war es auch, was die katho- 
lische Partei mit grosser Besorgnis erfüllte. ..Jedermann furcht sich", 
schrieb am IT. Februar Eder an Herzog Älbrecht, ,.vor dem nächsten 
Landtag, so schierist ausgeschrieben werden soll. Denn wie die An- 
schlag noch lauten, sollen sie bedacht sein, der k. Mt. keine Hill mehr 
zu willigen und all ihre Dienste uud Aemter aufzukünden"^). 

In den Worten des Hofpredigers Erzherzog Karls ,,Der TOrk ist 
der Lutherischen Glück, sonst würde man änderst mit ihnen umgehen" 
liegt ein grosses Stück Wahrheit*). Es war ohnehin für den Kaiser 
uud das Werk der Gegenreformation ein grosses Glück, dass die Türken 
im Jahre 1578 in einen Krieg mit den Persern verwickelt wurden, der 
sie zwülf Jahre hindurch in Athem hielt, und somit von dieser Seite 
vorderhand keine so grosse Gefahr drohte. 

Aber trotz des am 25. December 1576 mit Kaiser Rudolf erneu- 
erten Waffenstillstandes hörten ihre Einfälle und Raubzöge nach Oesterreich 
nicht auf und die Vertheidigung der langgedehnten Grenzen kostete be- 
ständige und schwere Geldopfer *). Da die dazu bewilligten Reichshölfen 
nicht im entferntesten ausreichten, war die Regierimg auf den guten 
Willen der Landleute augewiesen, welche die meisten Mittel und die 
Majorität im Landtage belassen. 

Dass diese auf dem kommenden Landtage entsprechende Gegenfor- 
derungen stellen und die Religionsfrage aufrollen würden — die früheren 
Verbandlungen waren ja nach dem letzten Landtage erfolgt: darauf war 
man auch am kaiserlichen Hofe gelasst. So schreibt Secretär Wester- 
nacher am 5. März aus Prag: ,,ünange3ehen dass die k. Mt. nichts 
neues oder fremdes begehreu, so vermeint man doch, sie die öster- 
reichischen Stände werden weder wenig noch viel thun wollen, sondern 
der Religion halben sich also spreitzen, dadurch sie vermeinen und ver- 
boffen, 1. k. Mt. zu einer licentia zu bewegen"*). 






I) MOnth. Beichaaich. XI. Fol. 71. 
') Loeerth S. 247. 
') Huber IV, S. 366 %. 
An die Fugger (Wien. Hofbibl. Cod. 
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Aber es kam noch etwas anderes dazu, was dort grosse Unruhe 
wachrief und weshalb mau auch die Einberufung des Landtages so lange 
als möglich hinauszog >); es waren alle Symptome der längst befürcb* 
teten Volkserhebung und des ADBchlussea des vierten Standes an 
zwei Adelsatäude vorhanden. 

Erzherzog Ernst hatte nach der Abreise des Kaisers das von diesem 
begonnene Werk der Restauration mit grosser Energie weitergeföhrt. 
Wie er den mächtigen Ständen gegenüber aufgetreten ist, haben wir 
bereits gehört. Weit resoluter vprluhr er natürlich gegen die Släd1 
die nicht einmal den Schein eines Hechtes hatten, und speciell ge] 
die Bürgerschaft seiner Residenzstadt Wien- 

Hier waren unter dem beständigen Drucke der Regierung die Pro- 
testanten aus den Stadtämtern stark verdrängt worden ; Ende 1577 
waren ein katholischer Bürgermeister und Stiidtrichter, ausserdem zwei 
katholische Rathspersonen eingesetzt worden; Ende iri78 kam wieder 
ein Katholik in den «Stadtrath, so dass hier im ganzen nur mehr fOnf 
Lutheraner sassen und diese somit, da er zwölf Personen zählte, in der 
Minorität waren *), Unmittelbar nach der Abschaffung des hiesigen Ri 
ligions' und Schulwesens, im Monate Juli, ward eine kaiserliche V 
Ordnung erlassen, es sollten hier alle Schulhalter examiniert und diejenigen, 
welche nicht katholisch befunden worden, aus der Stadt geschafft 
werden »). 

Demgemäss wurden sie alle vorgeladen, e:[aminiert und ermahnt, 
sich an die Institutionen zu halten*). Das scheint nun nicht viel genützt 
zu haben, weil schon am IS. November dem Stadtrathe der gemessene 
Befehl zukam, den Schulhalleni und Schulhalierinueu, wie Coloraan 
Trink! im Margaretheiihof, Daniel Kumet im Eegensburgerhof, Jakob 
Disenhofer beim blauen Krebsen. Ursula Aichiuger am Petersfriedbofe, 
llargaretha Puechlsperger am Lugegg, Anna Lamperger in der Kumpf- 
gasse, welche alle der neuen Religion angehörten, ihren Unterrieht als- 
bald einzustellen und in Zukunft niemaudem ausser mit ausdrücklicher 
Genehmigung des Kaisers oder seines Statthalters die Errichtung cioer 
Schule, sie sei lateinisch oder deutsch, zu gestatten ■'•). Kurze Zeit darauf. 
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1) K. Kudolf im Hera. Albrecht. 1579 April 25 (MUncli. Reichsarch. 
Fol. 128 Orig.) 

') Eder an Hetz. Albreclit, 1577 Dec. 29, 1578 0ec. 10, 30 (Ebd. X, Fol. 
SI. FoL 34, 38). 

'I Eder an Heri. Alhrecht, 1578 Juli 13 {Ebd., XI, Fol. 1). 

') Fugg. Kelationiiu, 1378 August 23 {Wien- Hofbibl. Cod. 8B61. Fol. 

"} Von Edei Herz. Älbrecht am 10. Det. mitgetii. (MOuch. Reichearch. 
Fol. Ü4). 
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am 14. Jänner 1579, ergieug vom Erzherzog Erust an den Wieuer 
Stadtrath ein strenges, gegen den Äuslauf Dach Inzersdorl' gerichtetes 
Decret : Kaiser Madmilian sowohl, als auch der jetzige Kaiser habe 
ihnen wiederholt auferlegt, weder selbst fremde Seelsorge zu siichen, 
noch dies bei der unterstehenden Bürgerschaft zu dulden, souderu bei 
der alten, wahren katholischen Religion und ihren ordeotÜchen Pfarren, 
an denen hier Gott Lob kein Mangel sei, zu bleiben. Nun sei man 
berichtet worden, dasa sich alle Sonn- und Feiertage eine grosse Anzahl 
Volkes, arm und reich, .haufenweise" nach Inzersdorf zur Predigt hin- 
ausbegäbe. Es hätte sich wohl gehört, dass der Magistrat diesem un- 
ordentlicbeo, ärgerlichen Wesen nicht so lange ruhig zugeseben und es 
gleich im Anfange abgeschaflft hiiben würde. Weil dies aber nicht 
geschehen, werde ihnen hiemit ernstlich befohlen, nicht nur fQr sich selbst 
sieb des Aaslaufes zu enthalten, sondern diesen auch bei der Einwobner- 
gehaft abzustellen und die üebertreler strenge zu bestrafen. Den Stadt- 
fuhrleuten, welche in und ausserhalb der Stadt „zu grosser Beförderung 
dieses zerrötteten Wesens', namentlich bei dem Kärnthnerthor. bereit 
ständen, um die Bürgerschaft hinauszubringeu, sei dies einsüich zu 
untersagen, und die zuwidorhandeluden gehörend zu bestrafen i). 

Eine Zeit lang wirkte dieses Verbot ; doch als der Äuslauf wieder 
zunahm und der Bevölkerimg das Verbot bei böehster Strafe eingeschärft 
wurde, nahm diese eine drohende Hallung an. Es fanden Versammlungen 
statt, und es ward sogar eine Petition um Freigabe der evangelischeu 
Religion mit einem höchst aufreizenden Inhalte heimlich von Haus zu 
Haus herumgetragen, welche, wie man vorgab, mit Vorwisseu des Innern 
und äussern Ratbs verfasst war und der Landschaft übergeben werden 
sollte^}. Bei den Zurüstungen zum Landtage brach die verhaltene Gährung 
offen hervor '). 

Als am 9. März der innere Rath mit dem Äeusseiii und den Bei- 
sitzern des kaiserlichen Stadtgerichts — die letzteren zwei Körperschaften 
waren fast ausschliesslich mit Protestanten besetzt — unter dem Vor- 
sitze Stefan Gästls, eines Lutheraners, zusammentrat, um an Stell; der 



•-) Von Eder dem Herz. Älbrecht am 17. Febr. 16T9 mitgeth. (Ebenda 
Fol. 91). 

') Eder nn Here. Albrecht, 1579 Febr. ]T (Ebendft Fol. 71). 

') Diii folgeude nacb den Berichten der kais. Hofkanzlei : ..Sumnitiriuiii 
dessen, wfta unter dem Schein der Religionsaachen in nüchstgehaltciiem öster- 
reichiaohen Landtag fürgeloften" (llit Beilage 1—9, ebenda VII, Fol. 31) und 
„Suinmarium iiller Ungeliür, bo vom Miirtiu des 79. Jahrs bis auf den Sept. des- 
eelben Jahrs in Reli^on- und Land tiig^a eben zu Wien flJrgeloSen". (Mit Beil, 
A— R, ebenda Fol. 185. Wien. Stautsareh. Oest, Acten 8.) 
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zum beTorstehenden Landtag abgeordneten Bathsherren Starzer und Grien- 
berger eine Erganznngswahl Torznnehmen« erhob sidi* als man zur Ab- 
gabe der Voten schritt em Mitglied des änssem Salhs. d^ Eanfmann 
Matthes Stainher. und brachte einen Ton seinem nicht zur Sitzui^ er- 
schienenen Schwager Hieronymos Ton der An geschrjehenen Zettel als 
dessen Votnm ror. In diesem war das Verlangen ausgesprochen, dass die in 
den Landtag entsendeten Abgeordneten ohne Vorwissen des iossera Baths 
ond der Gemeinde nichts beschUess^ und sich ron den anderen dort 
rertret^ien Städten mid Markten nicht absondern lassen sollten. Daran 
knäpfie sich non eine bewegte Debatte: die Majorität, daranter der 
Vorsitzende selbst, schleus sich dieser Meinung an; es wurden heftige 
Beden gehalten, namentlich Ton Easpar Piehler, Esaias Freisleben, Hans 
Holzmann und Peter Krebser. des Inhalts, man sollte mit den zwei 
adeligen Ständen zusammen um die Freigabe der Augsburger Confession 
petitionieren, es könnte sonst «niederländisch* zugdien. Den Katholiken, 
welche vorher von dem Inhalte der Tages<Mrdnung nicht? gewusst hatten, 
blieb nichts anderes übrig, als gegen die gefasste Besolution xu prote- 
stieren und sich von den anderen zu trennen. 

Am andern Tage (10. März) Tersammelte sich die protestantische 
Partei des äussern Baths und übergab dem Innern eine ron der ganzen 
Bürgerschaft gestellte Bittschrift und eine Besolution des Inhalts, sie 
hielten sich in politischen Dingen dem Kaiser zum Gehorsam rerpflichtet, 
seien aber Ton der Gemeinde ermächtigt vom Stadtrathe zu Teriangen, 
er möge sich in geistlichen Sachen in nichts, was ,ihrem christlichen 
Glauben, Gewissen und der Augsburger Confession zuwider*, einlassai, 
sondern die ,Tor etlichen Jahren* Terfasste Beligionsschrift Torbringen 
und dahin arbeiten, dass man ihnen die Beligion frei gebe, sie in ihr^i 
Gewissen nicht beschwere, ihnen eine oder zwei Kirchen einriume oder 
doch wenigstens freien Zugang zu erangelischer Predigt und uuTer- 
wehrte Beligionsübung gewähre. Auch solle man wieder mit den 
übrigen Städten und Märkten Fühlung nehmen und zusammengehen. 
Wolle sich der Stadtrath ihrer nicht annehmen, so würden sie dem Erz- 
herzog selbst ein Memorandum überreichen. Von den Ständen, die 
sich allerdings eine Zeit lang Ton ihnen abgesondert hätten, sei diesmal 
keine Zurückweisung zu besorgen. 

Die von der , armen. Tcrlassenen und hochbetrübten gemeinen 
Bürgerschaft allhie zu Wien* unterzeichnete Bittschrift — sie ist ohne 
Zweifel mit der früher genannten (S. 105) identisch — hatte densell>en 
Inhalt und schloss mit dem Hinweis, die Erledigung dulde keinen Auf- 
schub, weil das Handwerksgesinde, das von Jugend an in der ^wahren 
alten Lehre* aufgezogen sei, Tag für Tag aus dieser Stadt in der ^e 
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diese nicht mehr atisöbeo könnten, wegziehe. Sie selbst, erklärten sie, 
wüsaten nicht ihr Weib und Kind länger hier zu balteu oder gar der 
Obrigkeit eiuige Auflagen zu entrichten, sondern müssten zuletzt von 
ihrem .Steinhaufen und andern geringschätzigen GQetl' lassen i). 

Der Bürgermeister Haus vom Thau schlug ihnen seiue Intervention 
ab. Wenn sie. bemerkte er. für sich einschreiten wo'.lten, möchten sie 
es thun. Auf diesen Bescheid hin versammelten sich der äussere Rath, 
das Stadtgericht und die Gemeinde im Eathhause und fassten den »ein- 
helligen* Be^hluss, eine Supplication „mit demilthigstem Fussfall' dem 
Kaiser oder Erzherzog zu übergeben. 

Inzwischen waren auch die anderen landesfürstüchen Städte und 
Märkte nicht müssig geblieben und hatten umfassende Vorbereitmigen 
getroffen. Mit wachsender Besorgnis hatten sie den neueu Geist der 
Regierung verspürt, einzelne bereits zu fühlen bekommen. Damit soll 
aber nicht am Ende das berühmte „Reformations-Edict" vom Jahre IblS 
gemeint sein, das um ein gutes Stück Zeit zu früh angesetzt ist. Der 
Urheber dieses Märchens ist niemand anderer als KhevenhflUer (1588 
bis 1650) *), der seine Berichte über die Religionsverhältnisse In Oester-t 
reich, so gut und verlässlich sie sonst, namentlich für die spätere Zeit 
sind, mit einem folgenschweren Anachronismus beginnt. Nachdem er 
zum ersten Jahre seiner Annaleu (157H), in dem sich nichts geringeres 
als die Schliessung der Wiener Landhauskirche und Schule ereignet 
hatte, gar nichts zu erzählen weiss, bringt er zum nächsten Jahie 1579 
a!ä erstes ein vom Erzherzog Ernst an die Einwohner sämmtücher 
landesfürstüchen Städte und Märkte ausgegangenes Decret vom 27. Jänner. 
Da dieses die Antwort auf ein ihm durch die Stände vorgelegtes Bitt- 
gesuch ist, muss — aus seinem Inhalte zu schtiessen — unbedingt 
noch im Jahre lö78 ein Befehl an jene erlassen worden sein, zum Xatho- 
lieiamus zurückzukehren oder innerhalb einer bestimmten Zeit das Land 
zu räumen, ausserdem alle neu aufzunehmenden Bürger und anzustel- 
lenden Stadtachreiber .dem Landesfürsten oder seiner nachgesetzten 
Obrigkeit* zu präsentieren . 

Schon rein äussere Gründe lassen diese vom Erzherzog Ernst im 
Jahre 1578 verfügten Massregeln als höchst unwahrscheinlich erkennen. 



') Beil. 1 des ,,Summarium Uessen etc." Ueber den Autor diuer Schrift, 
sowie darBber, wie sie in dea Uneieren Batb kam, konnte der Hof nichts er- 

') Annalea Ferdiniindei. Tom, L Leipi. 1716, S. 
in die Werke vDd Rnupftch (S. 155), Wiedcmanu ([, 
Ritter (II. S. 34) u. a. Ober. 



'1. Von hier gieng ea dann 
i. 388). Huber {IV, S. 293), 
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Wir besitzen für diese Zeit durch die uns erhaltenen Berichte des Dr. Eder 
und der Hofkanzlei an Herzog Albrecht von Baiem alle wichtigeren 
Decrete der Landesregierung und die Ständeschriften in geschlossener 
Beihe: von jenen zwei Documenten ist aber auch nicht die leiseste 
Andeutung gemacht. Wenn Eder dem Herzoge zum Beweise von 
Kaiser Budolfs Eifer ein ganz harmloses Beeret an die Stadt St Polten 
vom 27. Mai desselben Jahres — wir kommen auf dieses noch zurück 
— in Abschrift mittheilt und daran seine Betrachtungen knüpft^): 
wäre es höchst sonderbar, dass er dann einen so wichtigen und ein- 
schneidenden, an alle Städte gerichteten Erlass aus ungefähr derselben 
Zeit vollständig ignoriert hätte! Selbst wenn durch einen ganz beson- 
deren Zufall gerade dieses «Reformationsedict" verloren gegangen w&re, 
mOsste doch wenigstens in den folgenden ActenstOcken irgendwie darauf 
hingewiesen sein. Man kann doch unmöglich annehmen, dass die Herren 
und Bitter, sowie der vierte Stand, welche damals — wie die nächsten Land- 
tagsvorgänge beweisen werden — noch gar nicht eingeschüchtert waren, 
diesen den Protestantismus tödtlich treffenden Schlag ruhig eingesteckt 
und nicht einmal in mehr oder minder zahmer Form Protest dagegen 
eingelegt hätten ! Die Gesandten der Stände, die gerade zu Beginn des 
Jahres 1579 in Prag weilten und dem Kaiser alle seit seiner Abreise 
von Wien (Ende Juni) erfolgten Unbilden gegen ihre Religion vorbrachten, 
sollten ihm diese schwere Bedrängnis, gegen die sich alle anderen als 
höchst überflüssig erweisen mussten, verschwiegen haben? 

Als zu Ende des Jahres 1585 die Städte insgesammt zum ersten- 
male eine äusserst harte Verordnung traf, beschwerten sich die Adeligen 
sofort darüber, obwohl diese damals bei weitem nicht mehr so zuver- 
sichtlich auftraten, wie im Landtage 1579i und auch ihr Zusammen- 
halten fast gänzlich geschwunden war, und wiesen auf die grossen Ge- 
fahren hin, die dem Lande durch die Auswanderung der zumeist wohl- 
habenden protestantischen Bürger erstünden *). Warum erwähnen nun die 
Abgeordneten der Landstädte, als sie im eben genannten Landtage den 
Herren und Rittern in einer an sie gerichteten Petition alle ihre Bali* 
gionsbedrängnisse aufzählten^), dieses Edictes mit keinem Worte? Es 
wäre ebenso eigenthümlich, dass auch die kaiserlichen Mandate an die 
Städte, wie sie z. B. in den Landtagen 1579 und 1580 ergiengen, 
dieses Reformationsedict vollständig todt schweigen, obwohl z. B. das 
den Städten am 18. April 1580 übergebene Decret Kaiser Rudolfs alle 



») 1578 Juni 11 (Münch. Reichsarcb. X. FoL 311). 

») Polit. Gravamina, 1586 März 26 (Landesarch. B. 2. 4. — Cod, FoL M9), 

») Siehe unten S. 112. 
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lÖliereii ErmahnuDgen aufzählf. Wenn iu der erwähnten Verordnung 
vom 22. December 1585 von Seite der landesfürstiichen Regierung allen 
Städten Niederßsterreichs bekannt gegeben ward, ,dass hinfüro in I, Mt. 
Städten und Märkten keine andere ah die alte katboliscbe und alleiu 
aeligmachende Religion. Gottesdienst und C'eremonien sollen gehalten' 
werden, und die Bürger, welche den Gottesdienst in oder ausserhalb der 
Stadt ,au33er ihrer ordentli>;ben Pfarre' empfiengen, CQr dag erste mit 
einem Verweise, für das zweite mit 14 Tagen Gefängnis bei Wasser und 
Brot und erst, wenn auch das nicht helfe, mit Landesverweisung inner- 
halb sechs Wochen gestraft, ausserdem nur die zu Bürgern autgenommen 
werden sollten, welche gelobten, sich in allen weltlichen und religifüsea 
Dingen .nach I. Mt. und der Obrigkeit Verordnung, Geboten und Be- 
fehlen* zu richten '): so würde man in diesem Deerete doch eine An- 
deutung des früheren, bisher nicht befolgten vom Jahre 1578 erwarten! 
Klesl. der diese Verfügung dem Obersthot meister Kaiser Rudolfs, Adam 
Freiberrn von Dietrichsteiu. mittbeilte ^), hätte wenig Grund gehabt, sie 
als epochemachende Neuigkeit hinzustellen, sondern sicher einen kleinen 
Commentar angehängt, zum Beweise, wie wenig derlei Verordnungen ge- 
balten würden. 

Die ErlassuDg dieses .Reformationsedictes' vom J. 1578 wäre über- 
dies aus inneren Gründen schwer denkbar. Bei der ängstlichen Stimmung, 
welche am Wiener und Prager Hofe herrschte, hätte wobl niemand — 
höchstens vielleicht Eder. dem man aber eben, weil er als Heisspom 
bekannt war, keinen Einlluäs einräumte — den Muth gehabt, zu einer 
derartig scharfen Verordnung zu rathen, welche damals gewiss unab* 
sehbare Folgen gehabt hätte. 

Man hütete sich aus guten Gründen, im Anfange mehr zu thun, 
als sich auf den Standpunkt der Concession zu stellen, und nicht einmal 
Herzog Albrecht und Erzherzog Ferdinand hatten etwas anderes gerathen. 
Wenn der Erzherzog Ernst selbst im Jahre 1579 dem Kaiser gegen- 
über die Ansicht äusserte: .Sollten nun alle die, so nit katholisch, 
ausgeschafft werden und dieselben Gehorsam leisten, dabei aber noch 
ein grosser Zweifel, so würde der weniger Teil im Lande bleiben und 
es fast ein unmöglich Ding sein, ein Teil auszuschaffen und andere 
zu behalten*, wogegen zu bedenken sei, dass man angesichts des Erb- 
feindes .viel vermögiger Leute und einer guten Mannschaft' bedürfe^): 
so ist daraus zu entnehmen, wie wenig man damals am Wiener Hofe an 
eine Ausweisung der protestantischen Bürger um ihrer Religion willen 






) Landesarch. B. 3. 26. 

>) 1587 Janner 2 (Wiener Stiiatfarch, Oest Acten 8). 
•) 8. weiter uöten. 
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gedacht hatte. Bei deu bisherigen ItiassDabmeii Kaiser Rudolfs koni 
man sich immer auf die CoDcession und ähnliche Decrete seines kalM 
liehen Vorgängers berufen. 

In dem erwähnten Decrete an die Stadt St. Pölteo (S. 108) wurde" 
dem Stadtratbe aufgetragen, sieh ,a!ler Neuerung in Beligioossachen, also 
auch aller unbeaeheidenen Iriedbässigeo Reden' zu enthalten, weder ffir 
sich selbst noch die ihrigen die ,Gay- und Dorfldrchen vor der Stadt" zu 
besuchen oder die Prädicanten in diese hereinzuberufen, sondern den anderen 
ein ,gut Eiempel und Vorbild" zu geben, ferner die .,neu" angeordneten 
deutseben nud lateinischen Schulen alsbald abzuschaffen, endlich sich 
an der kommeuden Fronlelchnamsprocession zu betheiligon und auch 
die Borger zum zahlreichen Besuche derselben aufzufordern. Wie 
weit war aber von dieser Verfügung, die unr der Stadtobrigkeit galt 
und ebenso gut — den einen Passus vom Frouleichnamsfeste au^e- 
nommen — von Maximilian ausgegangen sein konnte, zum Beforma- 
tionsedicte ! 

Daas man einige, wahrscheinlich besonders renitente Magistrate, 
wie Tbbs und Eggeuburg, überdies durch einen Revers verpflichtete, die 
Rechte der katholischen Kirche zu wahren, ändert im AUgemeiuen an 
der vorsichtigen Haltung der Regierung nichts, ebensowenig wie die in 
einigen Städten erfolgte Ausweisung von Piädicanten. die ja auch wieder- 
holt vom Kaiser Maximilian angeordnet wurde 'l Üebrigens war uach 
dem im Anfange des Jahres 1579 verfassten Berichte der Hofkaijzlei ^) 
ausser einigen Prädicacten in Wien, nur einer in Krems, Dr. Matthäus, 
auageschafft worden ^) — uud der nur. weil er ein ..Arrianer" war. 
und nicht am Ende auf Grund des Reformationsedictes vom Jahre 1578, 
das jedenfalls — man mag Ober diese Ausführungen denkeu, wie man 
will, — ausser Khevenhüller| noch niemand gesehen hat, trotzdem es 
an aUe Städte nud Märkte gerichtet war. 

Weil mehr als alle bisher an ebzelne Städte ausgegangenen Decrete, 
welche mit Ausnahme einiger weniger wirklich durchgeföhrten Aus- 
weisungen von Prädicanten blossen Papierwert hatten, musste sie das 
Vorgehen des Erzherzogs Ernst bei den Stadtraths- und Richteramts- 
wahlen beunruhigen. Hier war er zu Ende des J. 1578 ganz im Sinne 
des bereits erwähnten Regieru ngsprogiammes (S. 30) vorgegangen, indem 
er der grössteotheits aus Protestanten bestehenden niederösterreichischen 



t) Z. B. Gangolf Wanger bbb Kremf, Kerachbauo)' 
1886. S. 270 fc. 

*) „Surarnnrium und Bel&tioii etc." |S. 66). 
») Baupacli. Presb. Auetriacn S. 120 fg. 
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fiegierußg die Bestätigung der vorgenommenen Wallen entzog und in 
eeine Hand nabm *). Damit hatte er auch das Heft in Händen. Denn 
ohne dass frDher irgend ein officielles Verbot der Wahl eines Protestanten 
erfolgt zu sein brauchte, werden nunmehr die Gemeinden darauf bedacht 
gewesen sein, nur solche Personen vorzuschlagen, von deneu sie annehmen 
konnten, daas sie von dem Chef der Regierung die nachgesuchte Be- 
stätigung erhalten würden. Nebenbei werden es natürlich die bei den 
Wahlen den Vorsitz führenden laiidesfövatlichen Commissäre, wie z. B. 
Eder in Wiener Neustadt"), nicht an dem nüthigen Drucke haben 
KjUiIeii lassen. 

^K Sehr viel Katholiken werden es übrigens im Anfange nicht gewesen 
"-•ein, die man auf diese Weise hineinschob, weil fast gar keine, oder 
wenigstens keine tauglichen, vorhanden waren ^). Aber immerhin konnte 
bei fortgesetztem Drucke der Erfolg nicht ausbteibuu, und in absehbarer 
Zeit konnten wenigstens die Richterstellen — wie es Erzherzog Ernst 
zunächst darauf anlegte*) — mit Katholiken besetzt sein. War aber 
einmal der Richter und der Stadtrath katholisch, dann war auch das 
Schicksat der ganzen Stadt besiegelt. Der bevorstehende Landtag gab 
ihnen nun die erwünschte Gelegenheit, dem drohenden üuheile zu begegnen. 
Die beiden Stadtgemeinden Krems und Stein gaben ihren Abge- 
sandten die Vollmacht (14- März), ,ln speeie der Religion halben • neben 
den zwei adeligen Ständen, der Stadt Wien und den anderen Städten 
und Märkten als ein Corpus um Zulassung der Augsburger Coafession, 
die sie viele Jahre hindurch ruhig ausgeübt hätten, bei Kaiser Rudolf 
und dem Eizherzoge aui^uhaltea. auch einen Fussfall zu thun. 

Fast gleich lauteten auch die Gewallbriefe für die Abgeordneten 
der Stadt Brück a. d. Leitha (14. März) und des Marktes Langeulois 
(14. Man) — welche auch zum Unterschiede vou den folgenden die 
Eventualität eines Fussfalls enthielten ^ der Städte Hetz (15. März), 
Hainhurg (13. März). Laa (10. März). Eggenburg (15. März), Waidhofen 
a. d. Thaya (14. März), Tulln (13. März). Baden (10. März), Ibbs 
(11. Mätz), Klostemeubuug (2. April), der Märkte Mödling (11. März), 
Petersdorf (13. März) und Gumpoldskireheu (15. März). 

Der Gewalthrief der Stadt Korneuburg (15. März) lautete nur kurz 
dahin: ,in geistlichen und weltlichen Sachen neben den andern berat- 
schlagen zu helfen*. Wenn die Langeuloiser und Klostemeuhurgcr im 
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Eingang ihrer Inatructioa bemerkten : ..Nachdem die kleinen Städte und 
Märkte entschlossen etc.". beweist dies wohl. das3 man sich IrQher ober 
eine gemeinsame Äction geeinigt hatte. Ob das vorher schon, wenlgateus 
von eini^eD, erfolgte, oder erst in Wien, ist schwer zu entscheiden. Auf- 
fallend ist das Datum der Klosterneuburger vom 2. April, also volle 
vierzehn Tage nach drr Landtagseröffnimg. Es ist die Vermuthung der 
Hofkanzlei nicht so unbegründet, dass sie erst später, als die AbgeordJ 
neten miteinander Fühlung erhalten hatten, diesen Beschluss fassld^l 
und die Vollmaohtbriefe erst dann ausgefertigt und zurückdatiert wurden^jJ" 

Auf jeden Fall aber traten diese Abgeordneten bald nach ihrem 
EintrefTen in Wien zusammen und arbeiteten gemeinschafilich eine 
Supplik au die zwei Stände aus. In allen Contributiouen und anderen 
Beschwerungen, heisst es darin, wären sie bisher mit ihnen „einhellig 
und unzertrennt" verblieben, hätten nicht weniger in allen Laudl^en um 
die Zulassung der Augsburger Oonfession angehalten und sich von ihnen 
nie abgesondert. Obwohl sie keine Concession erlangt hätten, wären 
sie doch bisher stets in ihrer Religionsübung ..unperturbiert" geblieben. 
Neulich aber habe man die Prädicanten aus Wien und auch aus anderen 
Städten und Märkten abgeschafft, deren sich keiner mehr, besondei-a in 
Wien, blicken lassen dörfe. den Auslauf gegen Inzersdorf untersagt, den 
lateinischen und deutschen Schulhallern geboten, keinen anderen als den 
Katechismus des Canisius in ihren Schulen zu lehren, und den Hebammen 
befohlen, die Eltern, welche ihre Kinder von anderen als hiesigen ka- 
tholischen Priestern taufen liesaen. anzuzeigen: weshalb sie es für eine 
Jiothwendigkeit hielten, im jetzigen Landtage den Kaiser oder Erzherzog 
um „Versicherung-' ihrer Confession zu bitten- L'nd wiewohl es den 
Anschein habe, als hätten sie sich seiner Zeit im Landtage von ihnen 
getrennt, so wäre diese Absonderung ohne ihr Vorwissen und ihre Zu- 
stimmung, bloss auf die Veranlassung der Wiener Abgeordneten, erfolgt; 
hätten ihnen diese, wie es sich gehört hätte, davon Mitlheiluug gemacht, 
würden sie entschieden dagegen protestiert haben. Seitdem hätten sie 
nun ihre Zusammengehörigkeit in der Religion mehrfach durch die That 
bewiesen und bäten sie deshalb, sich der Bürgerschaften als ihrer Lan- 



■) Die Hofkanilei «etite in dem von ihr rei-feaBten Auiiuga bq* den Gewalt- 
bnefen („Summarium der Gwiiltiolialt") zu dem von Langenlois (14. Murtii) die Be- 
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ihnene gesagt, oder wo hat man sich deaseo verglichen V Sonderlich Bagen nie 
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werde? ht ein Zeichen, daee der Gewalt erA bernach gefertigt und die Data 
iniuck ge«etit worden*', (BeiL E. des „Sammarimn aller Dngebiii etc.") 
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desmitglieder uud ivaliren Glaubensgenoaseii väterlich auzuuehmen und mit 
ihuen wie früher getreulich zasammfuzugehen. Die Landleute hätt-en doch 
gelbst au dieser Vtrbindung insolern ein Intpresst', als viele davon in ihren 
eigenen und Ämtagesehäften in den Städten leben und daher der Seel- 
sorge entratheu niössteii. Hätten sie sich der Bürgerschatt hei dem 
jüngst verflossenen Tractate als ihrer Nebenchristen und Glaubensgenossen 
30 thatkräfiig angenommen ; hofften sie auch diesmal auf ihre Unter- 
stütKung. zumal bei der jetzigen Lage der Dinge eine grosse Gefahr 
bestehe, dass durch den bereits erfolgten uud noch -zu gewartigeuden 
Abzug der Haudwerksleute das heimische Gewerhe Abbruch erleide und 
dadurch die Entrichtung der Steneni uud anderer Landesanlagen gehemmt 
werde. Die Stände möchten sich also neheu ihnen bei dem Kaiser 
oder Erzherzog dahin bemühen, dass man ,alle und jede Inhibition, 
ernstliche Bedrohung uud scharfe Auflagen", wie sie eine Zeit her in 
Keligionssachen erfolgt seien, einstelle uud der ..armen betrübten" Bür- 
gerschaft der Äugsburger Confessiou freie ReÜgionsübung uud eine Kirche 
hier in Wien einräume. Zum Schlüsse bemerkten sie noch, dass ihre 
Abgeordneten von ihren Itathsgenossen und Gemeiudeu mit entsprechenden 
Vollmachten versehen seien '). 

Dieser Petition hatten sich auch etliche liX) Personen des ftussern 
Kaths und der Bürgerschaft von Wien angeschlossen und dafür ihren 
früheren Plan der üebergabe einer eigenen Bittachrift an den Hof 
aufgegeben *). 

Auch die Regierung hatte sich mittlerweile eifrig mit den Vorbe- 
reitungen -mal Landtage befasst. Zwischen dem Wiener und dem Prager 
Hofe fand ein reger Depeschen Wechsel statt. Die Situation Erzherzog 
Ernsts. der mit der Leitung desselben betraut wurde, war jedenfalls 
keine leichte. Zu allem hatte er einen einzigen Rathgeber vom kaiser- 
lichen Hofe zugetheilt erhalten : den katbolischerseits als eifrig gerühmten 
Helfreich Guet'); Teufel war vor kurzem gestorben. Die Hofkriega- 
ruthe. durchweg Protestanten, welche sich veranlasst gefühlt hatten, 
dem Erzherzig zum kommenden Landtage ein eigenes Gutachten über 
das Religionswesen — wir kennen es leider nicht — zu übergeben, 
werden es sicherlich nicht unterlassen haben, ihm den Ernst seiner Lage 
recht nahe zu rücken. 



') Beilage F des „Sumnmrium aller Uagebflr etc." 

') Vgl. S. 107. 
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|,8icli für alle Fälle den Röckeu zu decken, waudte aicL Ernst 
1 de3 Monats März — zu welcher Zeit er von den Umtrifben 
ben Standes DOch nichts gewusst zu haben scheint, dagegen eine 
Keligionapetition der zwei adeligen St&nde als absolut sicher hielt — 
an den Eaiaer, um sich für sein Verhalten ihnen gegenüber eine ..ge- 
messene Instruction-' zu erbitten '). In Prag hätte man zwar selbst 
..gar gerne'' des Erzherzogs Rath und Gutachten gehört; weil er dies 
aber „aus etlichen Ursachen, sonderlich im Maugel deren Käthe, die der 
Sachen Bericht und Wissen haben", ablehnte, wurden ihm nun zugleich 
mit der kaiserlichen Landtagsproposition die gewOnschten Weisungen über- 
mittelt, auf deren bemerkenswerten Inhalt hier näher eingegangen 
werden muss. 

Zunächst werden ihm zwei Berichte über die bisherigen, von Kaiser 
Rudolf mit den Ständen geführten Religionsverhandlungen, ein detail- 
lierter und ein summarischer, übersendet, daraus er zu ersehen habe. 
dass die Stände zum evangelischen Gotteadieuste in Wien nicht berechtigt 
seien. Hierauf werden alle Eventualitäten herangezogen und eingehend 
besprochen. Wenn die Landleute gleich bei oder nach der Verlesung 
der kaiserlichen Proposition zu wissen begehrten, ob er in Religions- 
sachen mit ihnen zu handeln Vollmacht habe, sollte er ihnen sein Be- 
fremden darüber zu verstehen geben, dass sie ihre Religiousbeschwerden 
denyllgemeineu Verhandluugsgegenständen.deretwegen doch der Landtag 
einberufen worden, vorzuziehen begehrten und dadurch die anderen zwei 
Stände, die bei dieser „Privatsache" nichts zu thun hätten, autbielten, 
umsomehr als die Propositiou gar nichts neues oder beschwerliches, 
sondern die blosse Fortsetzung der Grenzbilfe enthalte. Wenn sie aber 
im Punkte der Religion etwas vorzubringen hätten, sollten sie dies 
hernach abgesondert und ohne Beeinträchtigung der allgemeinen Land- 
tagsverhandlungen thun, worauf er sie gerne anhören und ihnen gebör- 
lichen Bescheid geben wolle. Daneben möge er ihnen bedeuten, dieses 
ihr Begehren laufe der Religions-Coacession entgegen, und ihnen difr» 
Gründe anführen. ^1 

Giengen die Stände darauf ein, so wäre dies das beste. Im iu)dea| 
Falle aber, wenn sie durchaus nicht früher an die Berathung der kaiser- 
lichen Vorlagen gehen wollten und den Landtag zu zerstossen drohten, 
möge er sie schliesslich auffordern, ihre Beschwerden vorzutragen. Ver- 
muthlicb werden sie nun die Abschaffung ihres Wiener Religions- und 
Schulwesens in das Treffen führen, als wäre sie wider die Coneession 



') Der Inhalt dieses Schreibeoa, c 
geht auB des Kaisera Antwort hervor. 
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und des Kaisers Erkläruugeu erfolgt, und um die Restituierung dea- 
aelbeu in Wien sowie auch in anderen Städteu und vielleicht auch um 
eine eigene Eircbe und noch mehr bitten. Dieses Ansuchen mCsse unter 
allen umständen abgewiesen werden. Es folgt nun eine detaillierte 
Aufzählung aller dafßr massgebenden Gründe, die wir ohnehin schon 
kennen. 

Werden sie nun. heisat es weiler, nach dieser Abweisung, wie zu 
fürchten, neuerdings kommen und um das blosse Religionseiercitinm 
sammt Schule, aber ohne Kirche, anhalten, so habe der Erzherzog auf 
seinem Bescheide zu verharren. Nun werden sie voraussichtlich, wenn 
sie sehen, das? weder eine Kirche noch das Landhabs durchzusetzen sei, 
auf die in der letzten ConJerenz von Seite des Hofes gemachten Vor- 
schläge zuröckgreifeu und das Schulhaus verlangen. Weil man diese 
aber allein zu einem „Interim" bis zum Landtage und gar nicht wdter 
oder zu einer ..Continuation- gemeint habe, man auch befinde, daas 
durch ein solches Mittel der Sache nicht geholfen, sondern eben „das 
daraus erfolgen würde, so im Landhause gewesen und man sich allda 
zu befahren gehabt, oder vielleicht noch ein ärgei-s", die Stände sie 
flbrigens gar nicht annehmen wollten und es dadurch zu der endlichen 
Resolution kommen Hessen: so könne man auch darin nicht einwilligen. 

Der Erzherzog möge aber dieses Kapitel, wenn sie es nicht selbst 
berührten, gar nicht anschlagen. Sollten sie auch dann noch in ihn 
dringen, so mOge er noch immer nicht nachgehen, sondern sie in Güte 
zur Ruhe mahnen und auf die Concessiou. bei der man sie stets zu 
Bchßtzen bereit sei, weisen. 

Wenn sie sich nun mit dieser Erklärung zufrieden gehen und an 
die Erledigung der Landtagsvorlagen schreiten, so wäre das sehr gut 
und Gott zu danken. Es sei aber stark zu beförcbten, sie würden sich 
nicht damit abfinden lassen und ihr altes Klagelied anstimmen, wie ein 
guter Theil von ihnen als kaiserliche und landschaftliche Beamte be- 
standig in Wien leben mflsste und daher gezwungen wQrde, ihre Dienste 
aufzukünden, da sie der Seelsorge das ganze Jahr hindurch nicht ent- 
rathen könnte». Nun sei es allerdings richtig, dass die Kriegs-, Hof- 
und niederösterreichischen Kammerräthe, die Beamten der uiederöster- 
reichischen Regierung und des Landmarschairscheu Gerichtes, die Ver- 
ordneten etc. last ausschliesslich Landleute, der neuen Religion zugethan, 
seien und ihr Abgang umso empfindlicher sein würde, als ,an katho- 
'lischen Personen so grosser Mangel" sei. Auch komme das dadurch 
unausbleibliche gespannte Verhältnis mit der landesfürstlichen Regieruug 
einigermaBseu in Betracht, .wie denn die Eiempel hin und wider in 
der Welt genugsam bescheinen. was zumal zu jetzigen unseligen und 
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beacfawerlichen Zeiten die Keligionsaache bei deoen Leuten vennag, 

nebeu dem, dass wir eioen so beschwerlichcE flbermächtigen Erbfeind 
an der Hand haben.' 

Wenn sie also durchaus auf die Gewährung einer Seelsorge in der 
Stadt Wien dringen und früher nichts bewilligen sollten: dann möge 
der Erzherzog als .letzten und äussersten Weg", der aber noch in „fester 
Geheim" zu behalten sei, ihnen „per toleraatiam und conifierung- so 
viel nachsehen, dass, „wenn ein Landmann m Wien in Todesnöthen liegt 
oder ihm allda ein Kind geboren wird oder aber eine Ehe zusammen- 
zugeben ist", ein jeder von ihnea iD solchen Fällen seinen eigenen 
Prädicanten oder den eines anderen, ,so der rechten Äugsbnrger Confession, 
bescheiden, nit Gbl berüchtet, noch anderer Orten ausgeschafft ist", zd 
sich berufen und die Communiou. Taufe und Copulation, doch allein 
för sich und die seinen, „ohne einige Weitläufigkeit in Stille, clauaiä 
januis, ausser aller Predig, Gesang oder offenen Zugehens und Zusam- 
menkuuft anderer Leut* vornehmeD lassen dürfu, doch nur unter der 
Bedingung, dass diesem Prädicanten verboten sei, sich die Seelsorge 
oder ausser der Stadt , gegen Bürger, Bauern. Hofgesind oder andi 
so den zwei Ständen nit nugethan', auzumaasen. 

Bezüglich des Conductes verstorbener Landleute oder deren Ange- 
hörigen wollte man nachsehen, dass er, wenn schon nicht nach katho- 
lischem Brauche, doch sonst ,aufs ehrlichste, d.i. durch Geleitung 
der Freundschaften, doch auch ausser Leichjjredig und deutschen 
Gesang' stattfinden könnte. Wollten sie durchaus diese Ceremonieu 
dazu bähen, sollten sie das auf ihren Gütern besorgen. 

Hätten sie nun auf diese Weise an der Seelsorge keinen Mangel, 
sondern noch mehr, als ihnen die Concession zuliesse, so könnten sie mit 
grossem Danke zufrieden sein; anderseits würde auch sein katholisches 
Gewissen nicht beschwert, weil er es ja nicht ,de novo* bewilligte, 
sondern allein .wenigers conifierte und nachsähe*, als er bei seinem 
Regierungsantritte gefunden habe, Ueber alle Phasen der Verhandlungen 
solle ihm der Erzherzog durch eilende Boten berichten, falls er aber, 
wenn er gar nicht mehr anders auskomme, als äusserstes das zuletzt 
vorgeschlagene Mittel anwenden mflsste, ihm dies ebenfalls vorher durch 
einen eigenen Currier insgeheim zukommen lassen und die Stände mittler- 
weile, ohne ihnen etwas merken zu lassen, unter irgendeinem Verwände 
hinziehen. Zugleich möge er auch sein Gutachten abgeben, ob jeder 
Landmann seinen eigenen PrÄdicaaten zu sich fordern oder ob man fflr 
sie alle einen gemeinsamen bestellen, desgleichen ob dann dieser aussw^ 
oder in der Stadt sein Domicil haben solle. 
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Der letztere Fall habe das eine für sich, dasä man besser auf ihn 
cht geben könne. Dumit wire dio Hauptsache erledigt. Daneben aber 
'Olle der Erzherzog den Fall in Erwägung zieben, dass sich der Landtag 
infolge der Beligiousverhandlungen in die Charwoche erstreckte und die 
Stände um die Erlaubuis bäten, zur heiligen Zeit nach Hause 
reisen oder hier in der Stadt die Seelsorge ausüben zu dürfen. Das 
letztere wäre ihnen als seiner kaiserlichen Eesidution entgegen abzu- 
schlagen; merke er aber, dass sie trotzdem hier eine solche anzustellen 
gedächten, so solle er ihnen lieber Urlaub geben. 

Was die Städte und Märkte anbelange, sollte mau wohl kaum an- 
Dehmen, da:sa sie sich in diesem Landtage der Eeligioussache fQr sich 
ler im Vereine mit den zwei Adelsständen theiUiaftig machten, weil 
erstens kaiserliches Kammergut und zweitens von der Heligioßs- 
Concession ausgeschlossen seien. Weil aber die Welt jetzt zu allem 
widerwärtigen geneigt imd ihr schier nichts mehr zuviel sei, zudem 
vielleicht die zwei Stände ihnen durch ihre , Priratbandlung oder sondere 
Intercessionen" Ursache geben mßchten: müsse man auch für diese 
Eventualität Vorsorge treffen. Ihnen dürfe man, ganz gleichgültig, ob 
die Adeligen für sie intercedierten oder nicht, unter keinen Umständen 
etwas bewilligen, ihnen vielmehr bei seiner kaiserlichen Ungnade, Strafe 
und Verlust ihrer Privilegien jede Neuerung untersagen und über ihr 
ungebürliches Begebren sein SHsstallen aussprechen. Der Erzherzog 
wolle auch Sorge tragen, dass die Beerdigung der Kuenring, falls sie 
noch nicht erfolgt sei. noch vor dem Landtage geschehe oder, wenn sie 
sich doch bis dorthin hinauszöge, durch einen entsprechenden Befehl 
TOrsorgen, dass dabei alle evangelischen Ceremonien unterblieben '). 
I Bevor der Erzherzog noch diese Instruction in Händen hatte, er- 

liielt er die Anzeige von den stflnniacheu Vorgängen bei der Stadtraths- 
Sitzung vom 9. März. Ungesäumt benachrichtigte er den Kaiser von 
diesen bedrohlicbea Er.scheinungen und erbat sich weitere Weisungen ^). 
Eudolf antwortet«: Der Erzher?.og möge mit allen Kräften dahin ar- 
beiten, dass der Anachluss der Stadt Wien an die übrigen Städte wie 
dieser insgesammt an die zwei Stände verhindert werde. Diese hätten 
ja stets und auch in dem letzten Eeligionstractacte erklärt, sich jener nie 
anders als auf dem Wege einer lutercessiou anzunehmen. Gleichzeitig 
erhielt Ernst drei Decrete an den inuern und äussern Eath von Wien 
(md die übrigen Städte zugeschickt, mit der bündigen Erklärung: Er 



) E. Rudolf s 



Ernst, 1579 Mflrz 11 iMüiich. BeicliBarch. VII. Fol. 100 
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wollte, bevor er den Städten ein solches gestattete nnd ne ^ns dem 
schuldigen Gehorsam nnd ihrer Snbjection als Eammergnt^ ansliesse, 
lieber den Landtag ohne Fracht abgehen lassea, «dieweil es nit allein 
nm die Gränzhfilf, sondern am unsere kaiserliche nnd landesfftrstliche 
Hoheit zn thnn*. Die Anspinner dieser Menterei wiren neben An und 
Stainher znm warnenden Exempel zn bestrafen, doch mfisse man damit 
bis nach dem Landtage warten, unterdessen sie aber fleisig im Auge 
behalten. Auch nach den Autoren der Wiener BQrger-Supplication sollte 
man in aller Stille Nachforschungen pflegen^). 

Der Krzherzog berief alsbald einige Mitglieder des innera Baths 
zu sich und forderte sie auf. sich als gehorsame Bfirger zu erzeigen, 
was diese auch Tersprachen. üeber den Autor der Bfirger-Petition be- 
fragt wussten sie nichts zu sagen. Wie man sieht war man auf beiden 
Seiten gut gerfistet als Erzherzog Ernst am 19. März den Landtag 
eröffnete. 



I) E. Rudolf an Enut. 1579 M&rz 17 (Beil. Nr. 2 des ^Saiumariiim dessen 
etc.*- [S. 105, Anm. 3| Cop^ ebenda, Fol. 41). 



10. Kapitel 

Der März-Landtag bis zu seiner Sprengung dnrch die Stande. 

Vierte Sendung nach Mfinchen. 

Die feierliche Eröffnung des Landtags durch den Erzherzog scheint 
nach dem Berichte der Hof kanzlei ^) ganz glatt abgegangen zu sein. 
Als er den Ständen die kaiserliche Landtagsproposition, welche ausser 
der seit vielen Jahren geforderten und stets bewilligten doppelten Gülte 
per 138.000 Gulden nichts besonderes — und zwar absichtlich, um 
ihnen keine Veranlassung zur Opposition zu geben ^) — verlangte®), 
überreicht und daran die Mahnung geknüpft hatte, ihre Erledigung mit 
Rücksicht auf die Nothlage des Landes und die gebotene Dringlichkeit 
der geforderten Hilfen th unliebst zu beschleunigen, erbot sich der Land- 
marschall im Namen der Stände, sich als getreue und gehorsame Land- 
leute und ünterthanen zu erzeigen. Nach Eders Berichte aber soU er 
zuvor die Erledigung ihrer Keligionsbeschwerden verlangt haben. In 
dem einen Punkte stimmen beide ganz überein, dass dieser erste Tag 
doch noch einen stürmischen Ausgang nahm. 

Als sich die Stände nach der Verlesung der Proposition im Land- 
hause in die einzelnen Curien getrennt hatten, stand der Abgeordnete 
der Stadt Erems, Straub, während der Bekanntgabe der Hauptartikel 
auf und stellte unter grosser Zustimmung die Forderung, man sollte 
nach dem Bibelworte »Primum quaerite regnum dei' zuerst die Eeligions- 
frage vornehmen und früher in keine Berathung der Landtagsvorlagen 



^) ,.Suiuiuariam aller Ungebür etc.** (vgl. S. 103 Anm. 3), dem auch das 
folgende entnommen ist. 

») K. Rudolf an Herz. Albrechi, 1579 April 25 (Münch. Reichsarch. VII, 
Fol. 123 Orig.). 

3) Landesarch. Landtagshandl. 1579. 
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eingehen. Auf diese Weise sprengte er die erste Sitzung des vierl 
Standes '). 

Erzherzog Ernat griff auf die Nachricht von diesem Vorfalle 
sofort energisch ein. Er berief die Abgeordneten der Städte zu sich,' 
händigte ihnen die bereits erwähnten kaiaerüchen Decrete (S. 117) eio und 
forderte sie auch noch mündlich zum Gehorsam auf. Die des innern 
Kaths von Wien, die überwiegend katholisch waren, erboten sich nouer- 
dmga zum Gehorsam ; die des äussern Baths dagegen lieasen durch 
Kaspar Pichler vermelden, sie müssten erst diesen Befehl an ilire Mit- 
verwandten bringen, die hierauf nach gepflogener Berathung die Antwort 
übergeben würden. 

Der Erzherzog repUcierte : Es bedürfe hier keiner BerathschlagungJ 
sondern gehorsamer Vollziehung des kaiserlichen Befehles. Wenn sie 
sich jetzt trotzdem in Religions Verhandlungen einliessen und sich an die 
zwei oberen weltlichen Stände hiengen. werde er gegen sie mit ernst- 
licher Strafe vorgehen. Im üebrigen sei es ihnen unbenommen. 
Beschwerden auf ordnuugsmüssigem Wege vorzubringen. 

Sie erklärten darauf ausweichend, für ihre Person wollten sie si^ 
gerne gehorsam verbalten, könnten aber den anderen nicht in das Herz 
sehen, wollten sie deshalb versammeln und ihnen referieren. Die Ab- 
geordneten der übrigen Städte zogen sich geschickter aus der AR'aire 
und antworteten kurz, sie wollten thun, „was göttlich möglich und 
recht wäre". 

Für den 24. März war vom innern Rath eine Versammlung des 
Aeussern und der Beisitzer der Schranne einberufen worden. Den Vorsitz 
führte Gregor Fürth. Hier wurde nun der kaiseriiche Befehl -) zur 
Verlesung gebracht und nach dem Autor der BOrger-Supplik geforscht. 
Alle ohne Unterschied der Reügiou — es waren acht Mitglieder des 
Stadtgerichtes und 48 des Ralhs erschienen ') — erklärten, dem Kaiser 
und dem Erzherzog gehorchen zu wollen. Zehn vom Rath aber, Hans 
Sunt«r, Ludwig Weiss, Paul Schönauer, Abraham Sanger, Sebastian 
Schilmayr, Peter Erebs, Stefan Hartmami, Adam üebermaon, Stefaa 
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') Eder an Herz. Älbreclit, J5T9 Mära 25 (Münch. Heithaarch, XI, Fol. 61 
') Dieses Decret hat sich uirgeude vorgefunden. Es «ntbült nichts andere« 

aU im Hinbliclie auf die letzten Vorgänge dm Verbot, in Religionssaclien 
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Kfimer und Tiiomau Filluauer >) stimmten daför, dasr* man trotzdem 
um die Freigabe der Au^aburger Cooffssion anhalten möge. Darüber 
aber, wer die Bittschrift der Bürgerschaft vertagt habe und wie sie in 
den äussern Ratb gekommen sei, gab niemand eiue Auskunft. 

Inzwischen hatten auch die Herren und Ritter in die Heligionssache 
eingegriffen. Sollte mau es glauben, was die Hofkanzlei meldet, es 
wären von deü gauzeu Landleuten — die mindestens gegen 9W aus- 
macbteu — nur zwanzig-) anwesend gewesen':* Und doch war es so: 
in der Liste der bei der Berathschlaguug der folgenden Religionsschrift 
vei zeichneten Landleute üuden sich nur zwaniiig Unterschriften'), Man 
hätte doch erwartet, dass sie in einem Momente, wo alles auf dem 
Spiele stand, in Scharen hei beigeeilt wären, um tOr ihre heilige Sache 
einzutreten! Wenn auch später noch einige binzukamea, so dass sich 
um die Mitte des Landtags gegen 30 Personen nachweisen lassen: be- 
weist das immerhin von .Seite der Überwiegenden Mehrheit der Stände 
eine unglaubliche Gleichgiltigkeit. Diese Erscheinung, welche zum Ver- 
ständnis der weiteren Entwicklung der Dinge wohl bemerkt zu Verden 
verdient, wird auch von einem so scharfen Beobachter wie Klesl be- 
stätigt, der sich einige Jahre später der Regierung gegenüber äusserte, 
es wären unter den Ständen immer nur einige wenige, vor altem die 
Seligionsdeputierten, die sich der Sache annähmen, die anderen wQssten 
gar nichts davon*): freilich waren dies die allervornehmsten. sassen hier 
in den höchsten Äemfem '•) jud zogen deshalb auch andere mit, die 
gewiss — ■ wie die meisten — innerlich nicht mit ihrer radicalen Haltune 
einverstanden waren. In diesem Falle wird die Mehrzahl die gegen- 
wärtigen Retigionsbescb werden als ausschliessiiche Sache der Wieuer 
betrachtet haben, die sie nichts weiter angienge. 

Am 21. traten sie zu einer Herathung zusammen und verfassten 
eine Schrift, die am folgenden Tage dem Erzherzog übergeben wurde. 
In ihr wiesen sie auf den beschwerlichen Unterschied zwischen dem 



') In dem fi-ülieren Hericlite „Siimmarium dessen elc" felilt Püloauer. 

') „Summiirium aller l'ngebüv etc.'' Vpl. auch K, Rudolfs Schieiben an 
Hera. Albreiht. 15T9 April 25 (Mflni^h. Reiclunrch. VU. Fol. 123, Urig.). Während 
des RcligioDBtractutes iir, Vorjahre waren es noch ca. 90. 

') Cod. Fol.32Ü. — Eeist hier nicht anzunehmen, d&M eenur einAusaohus* war. 

•) ..Bedenken in negotio religionis", um 1590 veilässt (Wien. Staatsarch. 
Oeat. Acten 9). 

') Eder an Hew. Älbrecht, 1679 Mai 30 (Münch. ßeichsarch. XI. Fol. 131): 
,Jn»ondecheit ist hiebei &uch dies zu bedenken, dass diese Uin^ durch etlich 
wenige Personen tentiert und getrieben weiden, n-elehe iu den höchsten Aemtem 
sitRen . . . und die iindern alle an sich ziehen''. 
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vorigen Landtage, zu welcher Zeit sie DOch im ungetrübten Besitze ihrer 
Cultusfreiheit in der Stadt gewesen wären, und dem jetzigen, da sie 
derselben ledig sein raGssteu. hin, erinnerten an die drückenden Verbote 
der Hauspredigten, Eindstaufeu und Beerdigungeo nach ihrer Keligion, 
an die Sperre der Hernalser Kirche, die noch immer nicht aufgehoben 
sei, an die .ungewöhnliche' Arrestation der Stnbner und die gegen 
Adam von Geyer zu Inzersdorf ausgegangenen Decrete '). Da nun der 
Kaiser, erklärten sie, im Juni des verfiosseiien Jahres diese ganze Ke- 
ligionafrage auf den nächsten Landtag verschoben habe, wie ja auch die 
damals anwesenden Stände als ,ungemächtigle Privatpersonen' gegen die 
kaiserlichen Verfügungen Verwahrung eingelegt hätten: wollten sie nach 
Christi Gebote, zuerst ,nach dem Reiche Gottes und seiner Gerechtigkeit' 
zu trachten, und in der Erwägung, dass früher ,niehta fruchtbarlichs" 
gehandelt werden könne, vor allem mit dem Reltgionspunkte in das 
Reine kommen. Wollten aber früher wiaseu, ob der Erzherzog, der sich 
schon etliche Male deshalb entschuldigt habe, diesmal ohne „Hintersich- 
bringA- genügende Vollmacht besässe, sich darüber mit ihnen in Ver- 
handlungen einzulassen -). 

Wie man sieht, war gleich die erste Annahme der kaiserlichen 
Instruction eingetroffen. Der Erzherzog gab ihnen zwei Tage später 
(24. März) instructionsgemäss zur Antwort: Er habe nicht erwartet, dass 
sie mit ihren Privatsachen die Berathung der wichtigen und dringlichen 
Vorlagen aufschieben würden. Sollten daher zuerat diese erledigen und 
dann erst ihre Religionsbeschwerden vorbringen '). 

Die Stände replicierlen am 30. Märzt Es habe unter den kaiser- 
lichen Voreltern die Landtagsproposition nicht nur die Forderungen des 
Kaisers an sie enthalten, sondern auch umgekehrt ihren Wßuschen und 
Beschwerden Rechnung getragen. Ausserdem lehre die Praiis. dass seit 
vielen Jahren her im Landtage immer erst die ständischen Beschwerden 
abgehandelt worden seien. Entnähmen uuu aus seinem letzten Decrete 
und seinen früheren Erklärungen, dass sich der Erzherzog mit der 
Religionafrage zu beladen Bedenken trage, daher sie nicht weiter in ihn 
dringen wollten, sondern gezwungen wären, vor jeder Berathung ihre 
Sache an den Kaiser selbst zu leiten, wogegen der Erzherzog, da es 
bloss zu seiner Verschonung geschehe, hoflentlich nichts einzuwenden 
haben werde *). 



') Tgl. S. 99 fg. 

>) Cod. Fol 315'. — Manch. Reichsmch. VII, Fol. 50. 

t Datiert vom 23. Hin (Cod. Fol. 320'. — Manch, ßeichsarch. VIL Fol. 

*) Cod. Fol. 322. — MQnch. ReichBarch. VH. Fol. 56. 
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D&mit hatten die VerhandluDgeu eine Wenduug geaotumen, für die 
1 der iDstruction Dicht vorgesorgt war. Ernst (-rmahnte sie noch deä- 
" selben Tages, sie möchten sich mit seinem vorigen Erbieten begnügen 
and den Kaiser verschone», da sie doch verstanden hätten, man wolle 
ihnen nachher auf ein eatspreeheades Einachreiten gerne Bescheid er- 
theilen. Möchten doch in Berücksichtigung der , augenscheinlich hohen 
Noth des gemeinen Vaterlandes' die Berathung der Vorlagen ohne 
weiteren Verzug in die Haud nehmen und die anderen Stände, die sieh 
voraussichtlich zur nahenden Osterzeit beimbegebeo wollten, nicht un- 
Di^thig anfhalteu '). 

Die Stände wussten recht wohl, dass sie vom Erzherzog nicht viel 
Gutes zu erwarten hatten, dagegen dürften sie ohne Zweifel von der 
Eanzlei aus von dem Plane des Kaisers, ihnen eine Seelsorge in Wien 
zu gestatten, Wind bekommen und sich darüber auch irgendwie ge- 
äussert haben. Kaiser Rudolf drückte nämlich dem Erzherzog seme 
Verwunderung darüber aus, dass die Stände den Inhalt der Instruction 
erfahren hätten "). Ernst suchte sich gegen den Verdacht, als habe er 
ihnen irgendwelche Alittbeilungen gemacht, zu rechtfertigen, und be- 
hauptete, sie wären wahrschemlich vom Prager Hofe selbst aus dabin 
avisiert worden, dasä der Kaiser »bereits deliberiert und entschlossen, 
wofern die zwei Stände je nit weichen würden, ihnen die L'oncession zu 
confirmieren und eine Privatseelsorge in der Sladt zu verwilligen". Er 
meinte auch, sie würden gewiss nicht, wenn sie um seine Instruction 
gewusst hätten, nach Prag geschickt haben*). 

Jedenfalls hofften die zwei Stände bei Kaiser Rudolf eher etwas und 
mehr auszurichten, ohne dass sie vielleicht irgeudwelche Nebenabsichten 
damit verbunden hätten *). und thateu einen Schritt, der eine oflenkundige 
Demonstration gegen den Erzherzog war. Ohne noch auf sein letztes, 
vom 30. März datiertes Decret, das ihnen angeblich erst den 2. April 
zugestellt worden war^), zu warten, hatten sie bereits den Beacbluss 



■ ') Cod. Fol. 323. — MÜQi'h. Reichgarch. VII. Fol. 60. 

B ■) 1578 April 6 (dem folgendea Antwort schreiben entuommen). 

■] Emat an Kniiier Rudolf, 1579 April 11 (Beil. 8 dea Suiumarium deeaPn 
etc." Cop.: Tgi. S. 105, Anm. 3), 

*) Bei Hofe hatte man sie im Verdacht, sie wollten mit den böhmiBchen 
Ständen, mit denen eie „gute Correspoodenz-* unterhielten, und die Bie noch im 
Landtage versammelt glaubten, Unterhandlungen pflegen. „Nit kann man wissen", 
liLutet der Bericht der Hofkanzlei. ,,ob oder was sie fQr Befehl gehabt, mit den 
Confeaiionisten in Böhmen lu handeln. „Suromarivcr»eichiui9 etc." (vgl. S. 46), 
Diese Befilrchtnng spricht audi Eder nus. Schreiben an Herz, Albreebt, 1579 
April 12 (Mönch. Reichaarch. XI. Fol. 109). 

') Vgl. oben Anm. I. 
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gefaFst. an den kaiserlichen Hof nach Frag ihre Gesandten abzufertigen. 

Davon setzten sie den Erzherzog einige Tage später (4. April) in 
Kenntnis und fügten lakonisch hinzu, die Gesandtschaft sei bereits auf- 
gebrochen, worauf dann auch die meisten Landiente nach Hause gereist 
wären. Da sie nun in so ffpringcr Anzahl versammelt seien, gebüre 
es ihnen nicht, ihrem Entschlüsse entgegenzuhandeln und sich vor dem 
Herablangen des kaiserlichen Beseheides und vor Ankunft einer grösseren 
Anzabi ihres Mittels fOr sich selbst in eine Laudtagstractation einzulassen. 
Sie baten übrigens um Entschuldigung und gaben ihrer HotfnUDg Aus- 
druck, der Erzherzog werde diese Werbung nicht abel aufnehmen •)■ 

Der Erzherzog nahm zwar diesen Affront nicht ruhig hin und gab 
am 6. April den Landleuten ihr ungebürliches Benehmen zu versteheBi 
weiter konnte er aber nichts mehr macheu. als die gesammten Ständfl' 
vorladen und an sie die erostliche Mahnung richten, sie möchten nun 
endlich, nachdem fast zwei Monate seit der Eröffnung des Landtags 
verflossen wären, ihre Autwort auf die Proposition fibergebeu. Er machte 
sie auch darauf aufmerksam, dass die Veischiebung eines öH'entlich aus- 
geschriebenen Landtags Sache des Landesfürsten oder seines Stellver- 
treter sei, nicht aber im Beliehen der Stände stehe ^), Die weltlichen 
Stände aber, von dem Bestreben geleitet, auf alle mögliche Weise dea 
Landtag bis zur österlichen Zeit — am 12. April war schon Pali 
Sonntag — hinauszuschieben, zu der die meisten nach Hause 
pflegten, baten ihn Tags darauf (7. April) um die scbrJttliche Ausfertigung'^ 
der vorigen mündlichen Ermahnung ^). Am selben Tage noch trafen sie 
alle Vorbereitungen zur Abreise und stellten für ihre Verordneten eine 
Vollmacht aus, in der Zwischenzeit bis zum nächsten Landtage ihmj 
Sache zu vertreten und in schwierigeu Fällen eine grössere Anzabi ihn 
Mittels nach Wien zu berufen*}. 

Der Erzherzog, der gleichwohl ihre Absicht durchschaute '] 
fahrte Tags darauf (8. April) diesem Begebren*). Zwei Tage spil 
(10. April) erschien bei ihm eine Deputation aller vier Stände 
bat um die Erlaubnis zur Heimreise. In ihrer Eingabe entschuldigt! 



I 



') Datiert vom 3. April {Cod. Fol. 325i. 

') GeBEhah nur müDdlicli. 

•) Cod. Fol. 326. — MGnch. ReieliBarcli. VII. Fol. 85. 

*) Cod. Fol. 339. 

•) Ernst an K. Rudolf, 15T9 April U (Münch. Keichsiirch. VII. FoL 6 

•) Cod. Fol. 326'. — MOnoh. Keichaarch. VII. Fol. 85. 

') Probst zu Herzogenburg, Prior zu Mauerbucb. Ludwig von ScbOukirc 
HuQB Hager. Christof von Oberbeimb, Christof ^VittibeI, Ratbeberr v 
tmi, Hau» Knoier. Stadt Schreiber zu Krema. 
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aicU zuerst die Herreu und Kitter: Sie waren mit Rücksicht auf die 
vieleo uod schweren Anfechtungen ihrer Religion genöthigt gewesen, 
bei dem kaiserlichen Hufe auf ihre Abstellung zn dringen, Diittlerweile 
sei nun ihre Zahl, die kaiserlichen Küthe abgerechnet, auf höchstens 
zehn KusammengesL'hrampft. so dass an eine Fortsetzung des Landtags 
nicht zu denken sei. Der vierte Stand und — merkwürdiger Weise auch 
der Prälateustand erklärten im Anschlüsse daran: Sie hätten ganr. gerne 
die Proposition zu Ende hevathen, wollten sich aber dem vorigen Be- 
gebren anschliessen, nacbilom sie verstanden, dass diese an der Berathung 
derselben .aus aouderer ihrer Noth und Obliegen bisher verhindert 
worden sein sollen" '). 

Die Städte werden übrigens noch nicht weit gekommen geweäen 
sein und nur auf den Moment gepasst haben, um sich auf eine feine 
Art toszuschrauben. Das Verhalten der Prälaten aber ist auffallend ; 
aus blossem Solidaritätsgefühl ist es wohl kaum zu erklären; es mag 
also bei ihnen der Wirklichkeit entsprochen, was der Erzherzog dem 
Kaiser schreibt: diese beiden Stände wären auf das Verlangen der 
anderen zwei erst nach langem Zögern, auf deren .heftig Anhalten und 
schier etwas Bedrohung, dass sie ihnen ihres Verwei^erns mit der Zeit 
eingedenk sein würden", eingegangen*). Dem Erzherzog blieb nichts 
anderes öbrig. als gute Miene zum bösen Spitl zu machen. Zwar habe 
er nicht erwartet, erklärte er in seiner .Schlussantwort vom 12. April, 
dass sie vor Erledigung der Proposition auseinandergehen würden, doch 
wolle er sie mit Rücksicht auf die Osferieit nicht länger hier auf- 
halten und dem Kaiser darüber Meldung machen "). 

Inzwischen (10. April) waren die Gesandten der Herren und Ritter. 
und zwar Veit Albrecht von Puchheim, Hans Wilhelm von Loseustein, 
Job Hartmann von Trautmannsdorf und Sigmund Leisser, in Prag ein- 
getroffen, nachdem sie sich in Hom versammelt hatten und von dort 
am b. d. M. aufgebrochen waren. Am dortigen Hofe wusste man 
bereits vou der Zerstossung des Landtags, und als sie sich Tags darauf 
bei den geheimen Kithen anmeldeten, erfuhren sie von diesen, dass der 
Kaiser darüber sehr uugehailen sei. Am i:J, April. 4 ühr nachmitt^s, 
erhielten sie bei Kaiser Rudolf Audienz. Nachdem sie im Sinne ihrer 
Instruction*) ihre Werbung vorgebracht hatten, überreichten sie ihre 

^') Cod. Fol. 327'. — MÜBch. Reichaarch. VU. Fol. 90. 
') 1679 April 11 (Mönch. Heichsarch. VII. Fol. 63). 
•) Cod. Fol. 329'. — MOoch. Reichimrch. VII. Fol. 93. Der Verordneten 
Dankschreiben vom IS. April (Cod. Fol. 330). 
■) März 30 (Cod, Fol. 333'). 
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Bittechrift. in der alle Vorfälle seit der Einberufung gescbildert waren, 

und die Cebergehuug des Erzherzogs damit eutscliuldigt wurde, dass 
mau aus seiner ,unverhofl'teu- Antwort entnommen hätte, er wolle sicL 
mit dem Religiousfractate nicht beladen, daher mau ihn damit ver- 
schonen wollte. Hätteu nun zu ihm selbst, heisst es weiter, dem .Vater 
des Vaterlands", dem .Bruunquellen aller kaiserlichen Gtite und Mü- 
digkeit" ihre Zuflucht genommen, um ihn flehentlich zu bitten, 
anderen Landtag, und zwar durch „sondere" Schreiben — sie wollt 
ofl'enbar dadurch eine recht zahlreiche Betheiligung ihrer Slandesgenossen' 
erzielen — einzuberufen und diesem in eigener Person beizuwohnen. 
Mittlerweile aber möge man ihnen in Redenkung ihres .kläglichen 
Elends" den evangelischen Gottesdienst in Wien freigeben '). Danehen 
baten die Gesandten um die Erledigung der von den Ständen dem Erz- 
herzog in der Angelegenheit Stubner und Geyer öbergebenen 
scbwerden ^). 

Die Antwort darauf, die sie erst am 22. April erhielten, laut) 
nicht sehr gnädig: Es komme dem Kaiser billig fremd vor, dass 
die Berathung der Landtagsproposilion aufgezogen, diewe Gesandtschaft 
.wider der f. Dt. Erlaubnis, Willen und genügsame Erklärung" abge- 
ordnet und die zwei anderen Stände mit sich gerissen hätten. Ueber 
die verlangte Ausschreibung eines neuen Landtags drückt sie sich — 
ohwolU man darüber, wie wir gleich hören werden, schon schlüssig war 
— sehr allgemein aus: Man werde sich y.ü .gelegener" Zeit weiter«: 
Zusammenforderung der Stände mit Gnaden zu entschliessen und 
Notdurft zu handeln wissen- Die für die Zwischenzeit erbelene 
sorge iu den Städten wird unter Hinweis auf die Concession und Asse- 
curation und seine bereits erfolgten Kesolutionen kurzweg abgewiesen ^), 
Wegen der beiden Beschwerden bezüglich Stubner und Geyer wurden 
sie mündlich au den Erzherzog gewiesen, der die Resolution bereits in 
Händen hätte. 

Die grosse Pause zwischen der Werbung und dem Bescheide (13. bis 
22. April) fallt auf Man köunte freilich meinen, es wären inzwischen 
am Hofe längere Berathungen gepflogen worden, ob man ihnen vielleicht 
doch irgendetwas zugestehen solle. Wenn aber der Kaiser am 17, d, 
dem Erzherzog Ernst eine Abschrift des vorigen Decretes mitthei 
und Erläuterungen dazu macht, wie dasa er dieses allein .verweisi 
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1) Cod. Fol. 331. — Müneh. Keichsarch. VII. Fol. 71. 
t Vgl. oben 8. 102. 
») Datiert vom 20. April (Coli. Fol. 337. — Münch. Reiphsarcb. TU. Fol.T«.« 
in. StaatBarch. Oest. Acten 7). 
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mit Reservierung aller anderer unserer Notdurft zu künftiger 
Laudtagsversammlung " gegeben habe, damit der Erzherzog diesfalls nii-ht 
Qbergangen werde, so sieht man daraus, dass am 17. der Entscbluaa 
schon gefasst war, und es wäre noch die weitere Verzögerung von drei 
Tagen zu erkläreu. Wollt« er vielleicht noch froher die Antwort des 
Erzherzogs abwarten, so hätte er nicht schon am 20. das Decret aus- 
gefertigt, weil er zu dieser Zeit unmöglich eine solche haben konnte. 
Wie erklart sich nun ferner die Verzögerung der Üebergahe vom 20. 
bis zum 22.? Wir können uns nur nach der Natur des Kaisers denken, 
dass er Aber die Gesandtschaft wegen der damit verbundeneu Aufregungen 
sehr ungehalten war, wie er ja auch in dem erwähnten Schreiben an 
Erzherzog Ernst den Entschluss aussprach, mau sollte die Stände im 
nächsten Landtage ein fQr alle Mal abweisen, um des .stetigen An- 
laufens und Behelligung ' endlich erlöst zu sein ; vielleicht hat mau nun 
absichtlich die Gesandten recht lange auf Bescheid warten lassen, um 
den Ständen fQr die Zukunft derlei kostspielige und zeitraubende Wer- 
bungen gründlich zu verleiden? 

Die Stimmung des Kaisers gegen sie wird sich nicht gebessert 
haben, als die Gesandten trotz der in der kaiserlichen Resolution ent- 
haltenen Weisung, es sei dies seine „eudlicbe' Meinung, Tags darauf 
(23. April') eine Replik ühergaheu, worin sie mit Rücksicht auf ihren 
beschwerlichen Inhalt eine weitere Actiou der Stände in Aussicht stellten'). 
l!,r Hess ihnen auch in der Audienz des folgenden Tages (24, April} durch 
Viehäuser sein Befremden darüber mittheileu, dass sie auf seine erste 
Resolution noch »weitere Bedenken' hätten, und ihnen anzeigen, dass 
es nunmehr dabei zu verbleiben habe. Sie merkten, dass nichts aus- 
zurichten war und reisten am andern Tage (25. April) ah *). 

Die Stände hatten keinen Grund, mit dem Ausgange ihrer Mission 
zufrieden zu seia : sie hatten trotz ulier anianglicheu günstigen Aus- 
sichten nicht nur nichts erreicht, sondern auch den Erzherzog und den 
Kaiser gegen sie aufgebracht. 

Scheint vorher schon, wie der Erzherzog dem Kaiser berichtete, 
ihr schroffer Vorgang gegen jenen nicht die Billigung aller Landleute 
gefunden zu halieu, so dass sich der Landmarsehall sogar — sonst 
immer einer der radicalsten — bei ibm entschuldigt haben soll: wird 
es jetzt nach dieser Schlappe erst recht nicht an solchen gefehlt haben, 
die es für gerathen hielten, sich persönlich bei Hofe zu entschul- 






I) Cod. Fol. 336. — MUnch. Reiohsarcli. VII. Fol. TT. 

>) BelatiOD der Geeandten, l&Tü April 29 (Cod. Fol. 335'). 
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digen ^). Die veränderte Haltung der Stände drückt sich in der Stimmung 
der kaiserlichen Umgebung deutlich aus: während Secretär Westernacher 
am 12. April aus Prag geschrieben hatte, in Oesterreich gehe der Landtag 
gar schlecht fort, die k. Mt. werde schier den Ständen etwas bewilligen 
müssen^), schrieb derselbe von dort am 25. Juni, der Landtag werde 
am 29. d. M. angehen, die Stände aber sollen jetzt auf die ernstlichen 
Befehle etwas willfahriger sein*). 

Während die Gesandten noch in Prag weilten, hatte man dort und 
am Wiener Hofe die Grundzflge des weiteren Verhaltens in vertraulicher 
Correspondenz festgestellt. Zunächst galt es über die Ausschreibung 
eines neuen Landtags schlüssig zu werden. Diese Frage war nicht so 
einfach. Wollte man ihn, gab Ernst zu bedenken, gleich nach Ostern 
ausschreiben, so vergieogen mit der Ausschreibung mindestens 4 Wochen ; 
vor weiteren vier Wochen würde er, wenn der Religionspunkt vorge- 
bracht werde, kaum beendigt werden können, und da käme das Fron- 
leichnamsfest dazwischeo, wobei man „nach erfolgter weiterer Exacer- 
bation und Schwierigkeit des gemeinen Manns in währender oder frischer 
Tractation* vielleicht noch eioen ärgeren Tumult als im Vorjahre zu 
gewärtigen habe. 

In Prag wusste man sich derzeit noch wenig Eath; man war nur 
über die folgenden Punkte im Reinen: der nächste Landtag solle nicht 
den Charakter eines neuen, sondern, weil er auf ungebürliche Weise 
beendigt war, den einer blossen Fortsetzung haben. Aus diesem Grunde 
hauptsächlich wollte auch der Kaiser nicht pei*sönlich, wie die Stände 
darum gebeten hatten, dem Landtage beiwohnen, sondern ibu auch vom 
Erzherzog beschliessen lassen*^). Einen jeden Landmann separat einzu- 
laden, hielt man für überflüssig, weil es seit fünfzehn Jahren oder noch 
länger nur zweimal vorgekommen sei, nämlich im Jahre 1568, da wegen 
üebemahme der Hofschulden ein aussergewöhnlicher Landtag einberufen 
worden war, und im Jahre 1577 anlässlich der Erbhuldignng. Audi 
wollte man noch vorher Herzog Albrecht um seinen Rath angehen und 
mit dem vierten Stande Separatverhandlungen pflegen. Bezüglich der 
Zeit der Einberufung sah mau wohl die Berechtigung der von Seite 



*) „Summarium dessen etc.*' (vgl. S. 105, Anm. 3). Vgl. auch Kders 
Schreiben an Herz. Albrecht, 1579 Mai 9 (Münch. Reichsarch. XI. Fol. 119). 

») Fugg. Relationen (Wien. Hofbibl. Cod. 8952 Fol. 130). 

«) Ebenda Fol. 239. 

*) Den Gesandten hatte er davon absichtlich keine Mittheilung gemacht 
und veollte auch nicht, dasa sie es erführen, offenbar um einem neuerlichen 
diesbezüglichen Einschreiten zu entgehen. 



des Erzherzogs erhobenen Bedenken ein. Die Hinansschiebung des 
Landtags aber bis nach dem Fronleichnamsfeste, meinte man hier, 
würde den Ständen wiederum wegen der Getreidefechsung beschwerlich 
fallen. Man müsste also bis zum August warten: da könnten sie aber 
wieder muthmassen, man habe ihn des Fronleichnamsfestes wegen 
verschoben, und würden sich dann noch mehr herausnehmen. 

Dann sei zu besorgen, man werde schwerlich die Zahlung der Grenz- 
hilfen bis zum August verschieben können; auch würden die anderen 
Erbländer nicht früher etwas bewilligen, bevor nicht die Oesterreicher 
als die meistinteressierten dazu den Anfang gemacht hätten. 

Schliesslich befürchtete man auch, dass je länger der Landtag an- 
stehe, desto mehr »unruhige Practiken und Conspirationen • inzwischen 
stattfänden. Man neigte also eher zu einer baldigen Einberufung, wodurch 
auch der Charakter einer blossen Continuation besser gewahrt werden, 
man ausserdem noch Zeit finden konnte, sich in München Rath zu holen 
und sich der Städte genügend zu versichern. Dieser letzte Punkt bil- 
dete jetzt die Hauptsorge. 

Die Städte von den Herren und Rittern abzusondern und die Be- 
wegung der Bürgerschaft im Keime zu ersticken : darauf kam dem Hofe 
alles an. Vor den zwei Ständen selbst dürfte sich, sobald es einmal 
publik war, dass nur zwanzig von ihnen beim letzten Landtag anwesend 
waren, die Furcht etwas verringert haben; aber im Zusammenschlüsse 
aller drei Stände lag eine grosse, nicht zu unterschätzende Gefahr. Dahin 
zielen nun einige Weisungen an den Erzherzog : er solle noch vor dem 
Wiederzusammentritte des Landtags die Abgeordneten des vierten Standes 
zu sich erfordern lassen und ihnen zum Gehorsam zureden, im Nothfalle 
sollte man sie sogar nach Prag bescheiden. 

Die Vollmachten derselben sollten ihnen abgefordert, oder wenig- 
stens eine Abschrift davon erlangt und eruiert werden, wer der Verfasser 
ihrer den zwei Ständen übergebenen Petition sei, die man womöglich 
im Original oder doch in Abschrift herausbekommen müsste, wer sich 
femer darauf unterschrieben habe und ob an ihren gemeinsamen Be- 
rathungen auch Vertreter der Stadt Wien theilnähmen. Auf die be- 
sonders verdächtigen Personen, wie Lunzer, Pillnauer, Stainher, Langer, 
Pichler und Straub sei durch »vertraute* Leute Acht zu geben und alle 
Verdachtsmomente seien zu sammeln, um ihnen später den »verdienten 
Lohn* geben zu können* ^). Dem Freiherrn Helmhard Jörger, der be- 
reits im Juli des Vorjahres vom Kaiser seines zu Margarethen öifent-^ 



») Ernst an K. Rudolf, 1579 April 11; K. Rudolf an Ernst, 1579 April IT 
(Mönch. Reichsarcb. VlI Fol. 63, 76, Cop.). 

Bibl. Die Einffihning der katholischoa <j<»genreforrantioM in yiod«'r«'»st»nci«-h. ' •-' 
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lieh abgehaltenen Gottesdienstes wegen einen Yeiireis erhalten, sich 
aber dann entschuldigt hatte, dass das nur einmal und ohne sein Vor- 
wissen geschehen sei, wurde auf eine Anzeige des Erzherzogs hin seine 
Predigt neuerdings verwiesen ^). Aus demselben Grunde erhielt auch 
der Feldoberst Hans Kueber eine ernstliche Verwarnung*). 

Hierauf sandte man wieder Lindegg ^) an den bairischen Hof nach 
München, um dort, wie bereits angedeutet wurde, Bath zu suchen, wie 
man sich auf dem kommenden Landtage verhalten solle, um der Wider- 
setzlichkeit und dem fortwährenden „Anlaufen* nöthigenfalls auch mit 
Gewalt ein Ende zu machen. In dem kaiserlichen Schreiben, dem zwei 
ausführliche Berichte ^) über die letzten Vorgänge beigeschlossen waren, 
herrscht ein viel herberer und schärferer Ton als früher; man fühlt die 
Verbitterung gegen die Stände heraus, die durch ihren dem Erzherzog 
angethanen „Schimpf auch den Kaiser in seinem stark entwickelten 
Hoheitsbewusstsein verletzt hatten und ihm durch die fortwährenden von 
dieser Seite kommenden Beunruhigungen und Verdriesslichkeiten recht 
lästig geworden waren ^). 

Herzog Albrecht schlug eine persönliche Zusammenkunft, der auch 
die beiden Erzherzoge Ferdinand und Karl sowie der Erzbischof von 
Salzburg beigezogen werden möchten, vor, oder falls dies nicht thunlich 
wäre, eine solche ihrer vertrautesten Bäthe an einem gelegenen Orte, 
z. B. in Innsbruck. Nur auf diese Weise würde dieser , ansehnliche 
Handel** ordentlich ausgetragen werden, während der schriftliche Weg, 
das Hin- und Hersenden von Bericht und Gegenbericht, die grosse Ge- 
fahr mit sich brächte, dass ihre geheimen Anschläge aufgedeckt würden. 
Der Kaiser habe jetzt, gab er ihm zu verstehen, gesehen, wohin 
Geduld und Nachsehen führten, und wie mit der vorgeschlagenen „Lin- 
derung* — er meinte das von kaiserlicher Seite für den verflossenen 
Landtag projectierte Zugeständnis — nicht das mindest« ausgerichtet, 
im Gegentheile der „entstandene Frevel" immer ärger werde, je länger 
man zusähe. Bathe also ganz entschieden davon ab, zur Concession 



«) Kaiser Rudolf an H. Jörger, 1579 April 18. Beil. D des ^jSummari- 
Veneichnus etc/* (rgl. S. 46). 

«) K. Rudolf an H. Rueber, 1579 April 18. Beil. Nr. 9 des „Summarium 
dessen etc." (vgl. S. 105). 

»;. Herzog Albrecht an Eder. 1579 Mai 10 i^Munch. Reichsaroh. XI. 
Fol. 117. Cpt.). 

■*) Es sind dies das ..Summari-Verzeichnus etc.'- und das ,,Summarium 
dessen etc.** 

*) 1579 April 25 (Münch. Reiehsarch. VII. Fol- 97, 123, Orig.). Er erhielt 
es am 1. Mai. 
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eine .Declaration" zu eröffncD, weil dies den gegenwärb'gen Stand der 
Dinge uur vergeh li mm ern wBrde, und verweise ihn auf seine Terant- 
wortuug, die er als Landesfflrst gegen Gott, die Kirche und aile ka- 
tholischen Stände habe '). Albreeht schickte sodann die kaiaerlichen 
Berichte seinem Kauzlpr zur Berathung imd Berichterstattung zu ^). 

Ebenso wurdeu auch wieder die zwei Erzherzoge um ihr Gutachten 
ersucht. Was weiter darauf geschah, wissen wir nicht; doch dürfte aller 
Wahrächpinlicbkeit nach diese Conferenz unterblieben sein , und man 
sieh mit der Ausfertigung schriftlicher Gutachten begnügt haben'). 

Während man sieb nun am Hofe über eiu energisches Vorgehen 
gegen die Umtriebe der Bürgerschaften berieth, waren in Wien bedenk- 
liehe ITnruhen ausgebrochen. War es Ursache oder Folge der Erregung: 
es brach das Gerücht aus, die päpstliche Partei wolle die Lutherischen 
in der Stadt uächtHchcr Weile überfallen, uud zwar am Sonntage den 
3. Mai. Es hiess, man lasse nach und nach Kriegavolk herein und 
halte es bei den Jesuiten und Augustinern versteckt, vor der Stadt 
seien alle Zugäuge besetzt u. dgl. mehr. 

Dieses Gerücht fand Nahrung, als sich an diesem Tage eine Pro- 
cession von 7000 Personen nach St. Man hinausbegab, und der Bürger- 
meister den Tborwäcbtern die Weisung ertbeilte, gut Acht zu haben 
und. falls sie einen Schuss hörten, die Thore zu scbliessen. Die ganze 
Nacht hielt sich die evangelische Bürgerschaft in bewaffneter Bereitschaft*). 

Tags darauf (4. Mai) begaben sich Landmarschall Rogendorf und 
einige Verordnete zum Erzherzog und machten ihm über diesen Zu- 
stand der Unsicherheit Vorstellungen. Unter Anderem bemerkten sie 
auch, die öffentliche Meinung beschuldige ihn der Mitwissengcbaft. Dieser 
stellte es entschieden in Abrede und liess auch dem Magistrat« zwei 
Tage später (6. Mai) roittheilen: Es habe ihn die Nachricht höchst 
sonderbar berührt, dass die ganze Stadt voll Unruhe und Geschrei sei, 
man die Webren hervorsuche und bereithalte und den Hof mit einem 
Anschlage auf die Protestanten in Verbindung bringe. Es wundere 
ihn, wie sieh seine getreuen Unterthanen zu solchen „unruhigen und 
schier aufrührerischen Gedanken und Handluugen* hinreissen lassen 



W i) Deberkingen, 15T9 Mai 11 (Ebd. Fol. 128, Cop.). 
" *) Mai 17 (Ebd. Fol. 133. Cpt.). 

') Die nächste Instruction für Lindegg an ihn imd die beiden Erahenoge 
vom 8. Sept. 1579 (Ebd. Fol. 164] erwflhnt nämlich nur. dsiBB dam Kaiser „unl&ngst 
in derselben Sachen von 1. L«". unterachied liehe aiisfTShrliclie Antworten mit 
angeheften Gntachten" zugekommen Baien. 

*) Da« folgende nach dem „Snmmarium aller üngebUr etc." (Tgl. S, 105). 
Eder on Herz. Albvetht, 1579 Mni i) (Mündi. Reichsarch. XI. Fol. 119). 
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konnten, da sie doch zu diesem Verdachte nicht den geringsten Grund 
hätten. Sein Befehl laute nun dahin, man solle der Bürgerschaft den 
»üngrund** dieser Sache vorhalten und fleissige Erkundigungen darüber 
einziehen, wer diese zu solcher grundlosen Unruhe bewogen und ihr 
die Bewaffnung anbefohlen habe. Zum Schlüsse erhielten sie überdies 
einen Verweis, dass sie ihn, wo doch das Gerücht mehrere Tage schon 
währte, nicht davon in Kenntnis gesetzt hätten. Man erwarte also, sie 
würden in Zukunft, da ihnen vom Kaiser das Regiment dieser Stadt 
anvertraut sei, mehr Sorgfalt verwenden und ähnliche Vorfalle etwas 
zeitlicher berichten *). 

Der Bürgermeister beschied unverzüglich für den 8. Mai die ge- 
sammten Zechmeister zu sich und liess ihnen nicht nur auftragen, über 
den Ursprung und den Urheber des Gerüchtes Nachforschungen zu 
pflegen, sondern hielt ihnen noch drei weitere Artikel vor : erstens sollten 
sie bezüglich der vor beiläufig zwei Monaten dem äussern ßath über- 
reichten Petition berichten ; zweitens hätten sie strenge auf die Einhaltung 
des Verbotes des Auslaufens zu fremder Seelsorge zu sehen, und da 
jemand, darüber betreten, gestraft werde, möge er sich selbst die Schuld 
zuschreiben; endlich hätten sie sich über die eingelaufene Beschwerde, 
dass ihre Arbeit gerade um das doppelte theurer geworden wäre, zu äussern. 
Die Schrift, welche darauf die Bürger und Handwerker dem Bür- 
germeister vorlegten, gestaltete sich zu einer feierlichen, in ihrer Ein- 
fachheit und Schlichtheit rührenden Manifestation ihres Glaubens und 
schloss mit der inständigen Bitte, der Bürgermeister wolle für sie bei 
Kaiser Rudolf und Erzherzog Ernst dahin einwirken, dass ihnen die 
Ausübung der Augsburger Confession womöglich in der Stadt selbst 
gestattet werde. Von dem Urheber des Gerüchtes wissen sie nichts 
anzugeben ; zu der dem äussern Rath übergebenen Schrift bekennen sie 
sich alle als Verfasser und ersuchen, nicht auf einzelne Unschuldige 
den Verdacht zu lenken. Zum Befehle, sich »bei letzter Warnung** der 
evangelischen Seelsorge in und vor der Stadt zu enthalten, erklären sie, 
sie könnten dies ihrem Gewissen nach nicht thun und wollten dafür 
auch die Verantwortung tragen. Als Grund der Preiserhöhung bezeichnen 
sie neben der allgemeinen Theuerung und den erhöhten öffentlichen 
Lasten den Mangel an Arbeiterpersonal, das wegen des Verbotes der 
evangelischen Religionsübung die Stadt verlasse oder meide, und die 
dadurch bedingten schlechten Erwerbsverhältnisse. 

Den Zechmeistern wurde diese Schrift am 12. Mai wiederum zurück- 
gestellt, mit dem Bemerken, es habe ihnen nicht gebürt, nach dem vom 



») Beil. ß des vorigen Schreibens. 



— 133 — 

Erzherzog erhaltenen Befehle dergleichen Schriften dem Bürgermeister 
zu übergeben, sollten sich also dessen in Zukunft gänzlich enthalten, 
damit man nicht Ursache habe, mit ^ernstlicher** Strafe gegen sie vor- 
zugehen ^). 

Unmittelbar vorher hatten die Zünfte dem Erzherzog mit einem 
Fussfalle ihr Anliegen um Freigabe der Augsburger Confession vorge- 
bracht, das dieser dem Kaiser zu übermitteln versprach 2). Ueber ihr 
weiteres Schicksal wissen wir nichts. War es eine Antwort darauf oder 
die schon früher dem Erzherzog angekündigte Massregel, wenn am 
22. Juni vom kaiserlichen Hofe in Prag an sämmtliche Städte ein Decret 
ergieng, worin ihnen neuerdings alle Zusammenkünfte in Religionssachen 
strenge untersagt wurden? 3) 

Doch bevor ihnen dieses intimiert wurde, war bereits der mit 
grosser Aufregung von beiden Seiten erwartete Landtag angebrochen. 
Man hatte sich also doch für den späteren Termin, d. i. nach dem Fron- 
leichnamsfeste (18. Juni), entschieden und ihn für den 28. d. M. aus- 
geschrieben *). 



1) Seberiny, Bittschrift der Wiener Bürgerschaft an den Stadti-ath vom Mai 
1579 (Jahrb. f. Gesch. d. Protest, in üest. üest. V. 1884. S. 184 fg.). 

*) Eder schreibt dem Herz. Albrecht am 20. Mai, vor zehn Tagen hätten 
die Zünfte dem Erzherzog ein Bittgesuch überreicht. (Münch. Reichsarch. XI. 
Fol. 147.) Bemerkenswert ist, dass die Berichte der Hofkanzlei darüber voll- 
ständig schweigen. 

') Wir kennen es leider nicht näher, doch ist es in der Entschul digungs- 
iind Bittschrift des vierten Standes s. d. (Landesarch. R. 1) und in dem kais. 
Befehle vom 18. April 1580 mit sammt dem früheren vom 17. März erwähnt. 
(Kbd. B. 3. 26). 

*) K. Patent, Prag 1579 Mai 7 (Landesarch. Landtagshandl. 1579 Orig.). 



11. Kapitel. 

Fortsetzung und Schlass des Torigen Landtags. Sturmpetition 

der Wiener Bürgerschaft. 

Infolge Hochwassers kam die Eröffnung des Landtags erst am 
3. Juli zustande. Dem Erzherzog waren diesmal neben seinem ständigen 
Bathgeber Guet noch Harrach, Khuen und Weber zugetheilt ^). Man 
scheint es bei Hofe darauf abgesehen zu haben, durch ein entschlossenes 
und scharfes Auftreten die Stände zum Gehorsam zu weisen, und dem 
Erzherzog kann man die Anerkennung nicht versagen, in diesen sturm- 
bewegten Tagen mit grosser Festigkeit dieses Ziel verfolgt zu haben. 

Die Landtagsproposition setzte gleich mit einer starken Missbilligung 
der 9 ungewöhnlichen Landtagszerstossung'' ein, welche die zwei Stände 
anlässlich ihrer Werbung in Prag schon zu hören bekommen hatten. 
Es wird in ihr die bestimmte Erwartung ausgesprochen, die Stände 
würden die in der vorigen Session publicierte Landtagsproposition «un- 
verhindert aller anderen Sachen^ vornehmen und die Berathung thunlichst 
beschleunigen, damit sie zur bevorstehenden Getreidefechsung wieder 
heimreisen könnten^). 

Nachdem Erzherzog Ernst den Ständen dieses Schriftstück übergeben 
und allen insgesammt derart eindringlich zugeredet hatte, „dass einem jeden 
gutherzigen Biedermann'^, wie Eder Herzog Albrecht schreibt, „die Augen 
übergehen sollen*, erhielt noch obendrein jeder Stand einzeln einen 
Verweis : die Prälaten, weil sie nicht früher ihres Theils geschlossen und 
sich an die anderen gehängt hätten, was ihnen als dem „vornehmsten 
Stande*, auf den andere ihr Auge hätten, nicht gebürte ; die Herren 



») Edei an Herzog Albrecht, 1579 Juli 13 (Müncb. Reichsarcb. VII. Fol. 136). 
>) Landesarch. B. 26. — Münch. Reichsarch. VII, Fol. 146. 
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und Ritter, weil sie sich des vierten Standes in Religionssacben ange- 
nommen und ihn ohne Vorwissea des Kaisers zu sich gezogen hatten ; 
den „besten Filz' aber trugen die Abgeordneten des letzten Standes 
davon, weil sie sich erstens ebeofalls an dev Zerstossung des Landtags 
betheiligt und dann ungeachtet der vielen Wai-nuQgeo und Verbote 
unterstanden hätten, in Keligionssacben zu tractiereo und in der ver- 
I gangeuen Landtagssession den Landleuteu sogar eine Bittschrift zu über- 
reichen. Es wurde ihnen befohlen, aazugebeu, ob dies auf Befehl itrer 
vorgesetzten liathscollegien oder aber aus eigenem Antriebe oder durch 
Aufreizung anderer geschehen sei, und sich nunmehr derartiger Reli- 
gionstractationen bei sonstiger höchster Ungnade und Strafe /.u eut- 
halten. Zugleich wurde ihnen das bereits erwähnte kaiserliche Decret 
vom 22. Juni (S. 133) eingehäudigt. Die Abgeordneten der Stadt Wien — 
auch auffallender Weise die vom äussern Rath — entschuldigten sich 
damit, dass sie von allem nichts geivusst hätten; die auderen aber 
I erbaten sich eine Frist zur Berichterstattung. 

Hierauf verfügten sich die Stände in das Landhaus und zogen un- 
' Terzöglich die Proposition in Verhandlung. Die Herren und Kitter nahmen 
I zwar zunächst statt des dringlichen TbeJles, der Grenzhilfen, die Defen- 
und Polizeiordnung vor, so dass es den Anschein gewann, als 
j wollten sie wiederum die Erledigung der Vorlagen aufziehen ') ; aber 
( immerhin war damit, dass sie überhaupt zu diesen gi-iffen und nicht 
sofort ihre Religionabescbwerden anhängig machten, ein grosser Erfolg 
erzielt 

Sie hatten bei der Eröffnung dieser Session eine längere Bitt- 
schiift nm Restituierung ihres gesammten Wiener Religions- und Schul- 
wesens in Bereitschaft*), zogen es aber doch vor, sie zu unterdrücken 
und einige Tage später (8. Juli) an ihrer statt eine andere dem Erz- 
herzog zu überreichen, worin sie sieb zunächst gegen den Vorwurf 
vertheidigten . als hätten im Namen beider Stände , etliche Landleute' 
den Landtag gesprengt ^), während es die Gesammtheit derselben ge- 
wesen wäre, die nur nothgedrungen so gehandelt hätte. Nach einem 
alten Herkommen hätten sie zuerst ihre Beschwerden überreicht, mit 

I welchen sie ja im vorigen Jahre vom Kaiser selbst auf den Landtag 
Tertröstet worden seien. Ihre damals diesem gegenüber geäusserten 
Besorgnisse, ,was bei solcher Religionsveränderung für Misstrauen, Zer- 
■)> 
*" 
•)' 
wUnte, I 



1 
I 



i) Eder an Herz, Älbrecht, 1579 Juli 13 (Münch. Rei.'bsari-ii. Vü. Fol. 13i 

») Cod. Fol. 339'. 

*) Wie man Bieht, gab man den zwei Ständen 



II verstehen, dass rann bereite 



wUnte, toea habe e 



r mit einzelnen z 
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trennung der Gemüther, ungleicher Verstand, Schaden und Gefohr allent- 
halben zu besorgen**, seien nun wirklich eingetroffen. Der Erzherzog 
möge sich erklären, ob er mit ihnen diese Frag^ zu erörtern bereit sei 
oder nicht. In ersterem Falle wollten sie ihre Beschwerden ehestens 
vorbringen, in letzterem aber ihn bitten, sich deshalb für sie beim 
Kaiser zu verwenden *). Das war schon ein ganz anderer Ton ! 

Die Antwort des Erzherzogs lautete ungemein kühl: Es wäre am 
besten gewesen, sie hätten zu dieser Entschuldigung gar keine Veran- 
lassung gegeben. Da sie diese aber kennen, werden sie es begreiflich finden, 
dass der Kaiser zu dieser „Andung'' nicht wenig Ursache gehabt habe. 
Wegen der von ihm erbetenen Erklärung verweise er sie auf seine in 
der vorigen Session auf das gleiche Begehren hin erfolgte Antwort sowie 
auf die letzte kaiserliche Propositionsschrift und seinen mündlichen 
Anhang. Sollten sie neuerdings ihre ,, sonderen*' Beschwerden dem „all- 
gemeinen" Heile vorziehen, so werde dies ihrer Sache wenig dienen 
und dem Kaiser „zu weiterem Nacbgedenken allerhand ürsach'' geben. 
Nach der Erlediguug der Vorlagen aber wolle er sie gerne anhören und 
sich darüber „von I. k. M. wegen'' gebürlich resolvieren 2). 

Diese Drohung wirkte. Sie zogen nun ebenfalls rasch die übrigen 
Landtagsartikel in Verhandlung und konnten bereits am 13. Juli mit 
dem vierten Stande und den Prälaten, die sich ohnehin schon, eingedenk 
ihres Verweises, über die Verzögerung beschwert und um die Erlaubnis 
zur Abreise gebeten hatten, zu gemeinsamer Berathung zusammentreten. 

Man erwartete in wem'gen Tagen schon den Landtagsschluss. „Die 
Vilze haben so viel gewirkt, dass die vier Stände heut und gestern 
zusammengetreten und die Proposition berathen haben", berichtete Eder 
am 14. Juli dem Herzogt). Die Stimmung unter den Katholiken war 
jetzt sehr zuversichtlich. „Das sein wir Gott Lob gewiss", schrieb der- 
selbe einen Tag früher, „dass k. Mt. ihnen der Religion halben auf 
diesmal das wenigste nicht zugeben und denen Bädlführern, so viel die 
Städte belangt, nach dem Landtagsbeschluss ungestraft nicht lassen 
werde *). 

Aber bevor es noch zum Schlüsse kam, sollte es noch recht be- 
wegt zugehen. Die Abgeordneten des vierten Standes — Wien ange- 
nommen — , die sich nach des Erzherzogs Verweise Bedenkzeit erbaten, 
hatten ungefähr um dieselbe Zeit, als die zwei Stände ihre Entschul- 



Cod. Fol. 342. 

«) Juli 10 intimirt (Cod. Fol. 344). 
8) Münch. Reichaarch. VII. Fol. 141. 
*) Ebd. Fol. 136. 
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digungsschrifl flberreicliten, eiücn kühnen Schritt uDtemomiiien: statt 
sich zu entschuldigen uml die bereits viermal von ihnen ahveriaugten 
Orii^inale ihrer Petition ao die Stände herauszugeben, hielten sie nun 
gauz officieli um die Freigabe der Augsburger Conlession an. Ceber 
TJerzig Jahre, führten sii^ io ihrem Gesuche an, haben sie ihre evan- 
gelische Religion, obwohl sie keine schrirtticbe Aasecuration in Händen 
hätten, ruhig und ungehindert ausgeübt Nachdem aber seit ungelUhr 
zwei Jahreu etliche Prädicanten in einigen Städten und Märkten abgeschafft 
worden und sie also ihrer Seelsorge beraubt seien, haben sie demnach 
ihre Rathscollegieu und Gemeinden „einhellig und einträchtig" mit der 
Vollmacht abgefertigt, in Keligionssachen ihre Nothdurft zu handeln, 
bei der Augsburger Confession zu veiharren. sich von den zwei oberen 
Ständen nicht zu trennen und sie auch um ihren Beistand zu bitten. 
Sie haben ihnen also neben dem äussern Rath und der Gemeinde der 
Stadt Wien, die sie auf ihr „emsig und eifrig Ersuchen'' nicht aui- 
schliessen wollten, eine Schrift (Ibergeben und darin mit aller Kürze 
und geziemender Bescheidenheit gebeten, mit ihnen bei dem Kaiser und 
Erzherzog ,,um gleichmässige Zulassung des heilsamen exercitii religionia 
durch dienstlich und gebürende Mitte!" anzuhalten. Trotz des erzher- 
zoglichen Verweises und des kaiserliehen Ilefehles vom 22. Juni mössten 
sie nothgedrungen bitten, sie in ihren Gewissen wider die Augsburger 
Confession nicht beschweren und von den Landleuteu trennen zu wollen, 
mit denen sie ja auch in anderen Bewilligungen und Auflagen nicht 
separiert wären, sondern gleiches Mitleiden trügen. Der Eniher/og wolle 
also beim Kaiser intercedierond dahin wirken, dasa nicht allein dergleichen 
Befehle wider sie abgestellt, sondern auch den armen Bürgerschaften 
das „publicum Augustanae confessionis exercitium'" bewilligt werde, wo- 
gegen sie geloben wollten, sich derart bescheiden zu verhalten, dass 
den anderen Religion sverwandten sanimt ihrer Priesterschaft kein Grund 
zur Klage gegeben würde '). 

Bei Hofe war man Aber diese Entschuldigungsschrift nicht wenig 
nngebalten. Erzherzog Ernst nahm sie nicht nur nicht an, sondern er- 
theilte den Abgeordneten am 11. Juli obendrein einen strengen Verweis, 
weil sie sich trotz seines und des Kaisers wiederholter Willenskund- 
gebung dieser „Dngebür" schuldig gemacht hätten. Er erklärte auch, 
diesen Vorfall dem Kaiser mitzutheilen, und befahl ihnen ernstlich, 



') Undatiert; doch jedenfalla vor dem 9. Juli übergeben, weil Erzh. Ernst 
in «einem Berichte an den Kaiser vom 24, Juli erwBhnt, 6a$» 6r unter diesein 
Batuni darüber bereits an ihn refenert hfitte (Luiiilesar h. Ti. 1. — Beil. O des 
] aller Ungebür etc."). 



L 



— 138 — 

einmal' 'ihre Petition au die Stände und ibre Gewtdtbriefe zur 

vorigen und jetzigen Session im Original vorzulegen und sich jeder 
weiteren Zusammenkunft, Traetation und Handlung in Religionssachen 
sowohl unter sich selbst als mit den anderen zwei Ständen, heimlich 
oder öffentlich, gänzlich zu enthalten. Denn sollte er die geringste 
üebertretung wahrnehmen, werde er nicht säumen, auf so „fürsetzlichen 
Ungehorsam-' das Gehörende voraunehmen '). 

Die Abgeordneten entschuldigten sich darauf, sie hätten diese Sc] 
nicht aus Ungehorsam, sondern aus Gewissensdrang gestellt, die abri 
langten Documente aber — von denen sie nun Abschriften vorlegten 
könnten sie nicht beibringen, weil sie da:u von ihren Obrigkeiten kei 
Befehl und sie dieselben von den Stünden gar nicht herauabekomi 
hätten. Zum Schlüsse wiederholten sie ihre Bitte um Annahme ihn 
Schrift «). 

Der Erzherzog wies sie jedoch ab und gab ihnen drei Tage Prists' 
zur Vorlage, worauf sie sich wiederum damit entschuldigten, sie wäreo.^ 
ihnen von Jen Ständen nicht ausgefolgt worden, bezeugten aber, di 
die Abschritteu den Originalen vollkommen gleichlautend wären ^). 

Unterdessen war es auch bei der Wiener Bürgerschaft zu stöi 
sehen Auftritten gekommen. Weil die Abgeordneten der Landstädte in,! 
der eben erwähnten (H, 137), dem Erzherzog überantworteten Bittschrift 
ausdröcklich bemerkten, es hätteu sich an ihrer den Adelsständen flber- 
gebenen Petition auch die vom äussern Kath und der Gemeinde der 
Stadt Wien betheiligt, diese sich aber schriftlich und mündlich stets zum 
Gehorsam erbot«n und davon nichts zu wissen erklärt hatten : beauf- 
tragte der Erzherzog am 10. Juli den Bürgermeister, die Mitglieder des 
äussern Raths uud der Schranne zu einer Sitzung einzuberufen und voi 
ihnen Uerieht darüber abzufordern, was sie wider den schuldigen Q( 
hovsam bewogen, wer dies zuerst verursacht, au welchem Orte sie ztk^ 
sammengekommen, wer sie verfasst uud welchen Inhalts sie sei*). 

Während sich diese (IG. Juli) im Rathbause versammelten, erschien' 
demonstrativ ein Ausschuss der Gemeinde in der Stärke von circa 50 
Mann'^) und verlangte nach dem äussern Kath. um ihm eine Schrift zu. 
übergeben. Als sie deswegen vom Innern Rath zur Hede gestellt wurden, 



'I Mündlicher ..FQrhalt" (Beil, H des „Sui 
Vgl. KhevenhUlter l. y. 88 fg. 
') Beil. I,. 
'} Beil. I,. 

*) Raupach S. 158. Kbevenhaller 1. S. 73 fg. 
') Ihre Namen (53) zählt die Beilage L auf. 



Jf- 

9 




— 139 — 

legte sich jener för sie in das Mittel und erklärte, er wollte sich von 
der Gemeinde nicht absondern lassen. Bei dem darauf entstaodenea 
Wortwechael aoll auch die Bemerkung gefallen at'in, Wien wäre gar 
nicht des Kaisers eigentbümliche Stadt und Kammergut. 

Ära folgenden Tage (17- Juli) versammelten sich währeuJ der ge- 
meinsamen Sitzung Tor dem Rathhause gegen lOiH) Mann aus der 
Bürgerschaft. Dem Bürgermeister blieb nichts anderes übrig, als sechs 
aua ihrer Mitte 7.\i sich £U bescheiden ■) und sie nach ihrem Begehr 
zu fragen. Darauf erklärte Caspar Huethofer, sie seieu Ober Auftrag 
des äussern Raths gekommen, um ihr Anliegen vorzubringen. Wollte 
sich niemand ihrer annehmen, würden sie gezwungen, emen anderen Weg 
zu betretun. Io/.wisoben war es der Menge gelungen, mit Gewalt zu 
dem äussern Kath zu dringen, der nun stfirmisch gebeten ward, nicht 
von ihnen zu weichen. Alle Versuche, die aufgeregten Massen zu be- 
schwichtigen, ja selbst die persönliche Intervention des Bürgermeisters 
blieben vergebens. 

Das war aber nur das Vorspiel zu den Ereignissen des 19. Juli. 
An dem genannten Tage — es war ein Sonntag — zwischen 7 und 
9 Uhr Früh rottete sich ganz unerwartet auf dem Platze vor und in 
der Burg eine grosse Volksmenge zusammen, die bis zur Stärke von 
50(HJ anwuchs''). Der Erzherzog, der gerade in der Messe weilte, schickte 
auf die Kunde davon dm Bürgermeister zu ihnen, um sie aufzufordern, 
ruhig nach Hause zu gehen, ihre Beschwerden anderwärts ihrer vorge- 
setzten Behörde gebürlich vorzubringen oder, da sie an ihn persönlich 
eine Bitte zu richten bätten, diese durch den Bürgermeister oder eiuen 
diesi'm zugeordneten Ausschuss vorzutragen. Als auch der Vorschlag, 
einen solchen allein ohne den Bürgermeister abzuordnen, wogegen aber 
die andern alle die Burg räumen sollten, fruchtlos blieb, lieas der Erz- 
herzog durch seinen Obersthofmeister David von Tannbere neben dem 
Bürgermeister mit dem Volke unterhandeln, worauf es dann grJissten- 
theiJä aus der Burg heraus auf den äusseren Platz zurückwicb. Es' 
wurde nun ein Ausschuss von ca. 14 Personen erwählt, der den Erzherzog, 
als er von der Kircbe kam, in der ersten Stube nächst der Zugbrücke 
erwaiiete und durch Stefan Stettner fussßUig eine Bittschrift überreichte. 
Der Er/herzog nahm sie, wenn auch widerwillig»), entgegen und ver- 
sprach sie dem Kaiser zu überschicken. 



') Die Namen gibt die Beil. M an; Caspar Huethoter. Han^ Biachofarieder, 
Stefan LambI, Coamnn Triokl, Michael Kriltachmayr und Moi Luü. 

>) Kink I, 2, S. 195. Eder gibt 600U an-, Sclireiben an Herz, Albrecht, 
1579 Aognet tO (HSnch. Reicbaarcb. Vll, Fol. 156). 

") Der Berii'ht der philosoph. Fatultit sagt ,,vultu subtorso" (Kink a. a. 0.). 
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Als er hierauf, in seiuem Gemache angelangt, unversehens zum 
Penster trat, fiel das auf dem Burgplatze versammelte Volk auf die 
Kniee nieder und schrie mit erhobenen Händen, man möge ihnen um 
Oottes Willen das Evangelium freigeben. 

Die von den , Beisitzern des kaiserlichen Stadtgerichts und denen 
vom äussern Rath samt der armen gemeinen Bürgerschaft zu Wien, 
«oviel sich deren zu der reinen unverfälschten Augsburger Confession 
bekennen*, unterfertigte Bittschrift, das sogenannte Wiener Bürger-Libell, 
war eine Antwort auf das an den Stadtrath ergangene Decret vom 
10. Juli (S. 138). Weil sie, heist es darin, nicht zur Berichterstattung 
aufgefordert wurden, wo sie doch so stark dabei interessiert sind, und 
ihnen ihre vorgesetzte Behörde auf eine derselben öbergebene Schrift 
«inen Verweis ertheilt hat, sind sie genöthigt, dem Erzherzog selbst 
ihren Bericht vorzulegen. Sie haben sich nach dem ihnen vom Bürger- 
meister am 10. März gegebenen Bescheide (S. 107), sie sollten für sich 
selbst supplicieren, im Bathhause, also an keinem „ungewöhnlichen* 
Orte, wie ihnen vorgehalten wird, versammelt und den Beschluss gefasst, 
bei Hofe um die Freigabe der Augsburger Confession anzuhalten. Weü 
aber gerade damals die Abgeordneten der Landstädte ebenfalls darum 
einzuschreiten und die Intervention der Landleute anzurufen im Be- 
griffe standen, haben sie jene gebeten, sie auch einzubeziehen. 

Die darauf ausgefertigte Schrift, die auf nichts anderes als auf eine 
Fürbitte *) hinausgehe, wurde aber noch vor dem Verbote der Zusammen- 
künfte und Tractationen zu Beligionszwecken (17. März) ^) den zwei 
Ständen überantwortet. Zum Schlüsse kam die Bitte, der Erzherzog 
möge sich beim Kaiser für sie dahin verwenden, dass die bisher aus- 
gegangenen scharfen Befehle eingestellt, und die Seelsorge nach der 
Augsburger Confession « mit Besuchung der Predigen und Gebrauchung 
der hochwürdigen Sacramenten auch in dieser L k. Mt Stadt Wien* 
freigelassen und also tausenden von armen Seelen geholfen werde'). 

Wenn der Erzherzog, der einige Tage vorher eine gleiche Bittschrift 
der übrigen Städte abgewiesen hatte, angesichts der aufgeregten Volks- 
masscn dieses Bürgerlibell annahm, war dies unleugbar ein Zurückweichen: 
er war eben vollständig überrumpelt und zugleich mit seiner Umgebung 



1) Dies fand der Erzherzog nicht, sondern betrachtete die «Zusammen- 
Verbindung der drei Stände*' als ihren Zweck. Ernst an K. Rudolf, 1579 Juli 24 
(Müncb. Reichsarch. VII, Fol. J94). 

») Es geht auch aus dieser Stelle hervor, dass das „Reformationsedict** im 
J. 1578 nicht erlassen sein konnte, weil darin schon die Religionsverhandlungen 
.»nochmals** strenge untersagt waren. 

8) Beil. N des „Summarium aller Ungebür etc. Khevenhüller I. S. 80 fg, 
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nicht wenig erschreckt worden. Es ist jedenfalls bezeichnend, wenn man 
von protestantischer Seite ein bald darauf entstandenes Unwohlsein des^ 
Erzherzogs mit dem Schrecken in Verbindung brachte, den das Glocken- 
liuten während der Nacht infolge einer Feuersbrunst bei ihm verursacht 
haben sollte '). Dass |der Erzherzog thatsächlich durch diese Volksbe- 
wegung stark beunruhigt war, geht aus seinen vertraulichen Berichten 
an seinen kaiserlichen Bruder über diese Vorfälle und seinen darin ge- 
stellten Anträgen, auf 'die wir noch zurückkommen werden, hervor. Zu 
allem Ueberflusse wurde ihm wenige Tage darauf gemeldet, das Volk 
beabsichtige, am nächsten Sonntag (26. Juli) wiederum vor die Burg 
zu ziehen, dort auf die Kniee zu fallen und nicht eher vom Platze zu 
weichen, bis sie nicht einen Bescheid in Händen hätten ; es sei auch zu 
diesem Zwecke bereits eine rothe „Blutfahne* angefertigt worden. 

Erzherzog Ernst berief darauf am 24. Juli den Bürgermeister sammt 
je zwei Mitgliedern des Innern und äussern Baths sowie der Schranne 
und händigte ihnen mit einer mündlichen Zurechtweisung die Antwort 
auf das Bürgerlibell ein. Es werden ihnen darin die auf ähnliche Bitten 
erfolgten abschlägigen Bescheide der Kaiser Ferdinand I., Maximilian II. 
und die jüngsten Befehle Kaiser Rudolfs sowie die Satzungen und Ord- 
nungen der Stadt Wien in Erinnerung gebracht, nach welchen der 
Bürgerschaft alle heimlichen und öffentlichen Zusammenkünfte, Unter- 
redungen und Verhandlungen ohne Vorwissen und Genehmigung ihrer 
vorgesetzten Stadtbehörde bei höchster Strafe verboten seien, also dass 
sogar dem Stadtrath, selbst in täglichen Justiz- und Ordinarisachen, ohne 
Beisein des vom Kaiser dazu verordneten Stadtanwalts zusammenzukommen 
nicht gebüre. Hätte sich deshalb der „ohne alle Erlaubnis beschehenen 
Zusammenkunft, Unterredung und Vergleichung, noch weniger des unver- 
gehenen, ohne vorgehende Ersuchung I. f Dt und des Stadtraths be- 
schehenen Fussfalls gar nit, sondern vielmehr der schuldigen, gebürlichen 
und von ihnen selbst zugesagten gehorsamen Folg versehen*. Weil es 
aber, schloss das Deciet, nunmehr geschehen sei, habe er ihre Bitt- 
schriit dem Kaiser zugeschickt, dessen Bescheid darüber zu erwarten sei ; 
daneben wolle er sie noch einmal sämmtlich und jeden einzeln »gnä- 
diglich* an die kaiserlichen Befehle und die Stadtordnung erinnert und 
sie angewiesen haben, denselben, „wie getreuen und gehorsamen Erb- 
unterthanen wol anstehet und gebürt*, Gehorsam zu leisten und sich 
zur Ruhe zu begeben ^). 



1) Eder an Herzog Albrecht, 1579 August 10 (Münch. Reichsarch. VII, 
Fo]. 156). 

«) Beil. P des „Summarium etc." — Raupach S. 159. — KhevenhüUer I,. 
S. 86 fg. 
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Was bei diesem Decrete gleich in die Augen springt, ist der überaus 
zurückhaltende und gnädige Ton im Gegensatze zu der sonst den Städten 
gegenüber üblichen Schärfe. Man fühlte dies auch katholischerseits un- 
liebsam heraus. So bemerkt Eder zu Herzog Albrecht, dem er eine 
Abschrift davon sandte : man habe daraus wohl zu entnehmen, besonders 
bei dem Schlüsse, „dass man sich ziemlich forchtsam erzeigt und diesen 
Leuten ein grosses Herz gemacht"^ ^). 

Dieser Bescheid sollte den nächsten Montag (27. Juli) dem ver- 
sammelten innem und äussern Bath, der Schranne und einem Ausschusse 
aus der Bürgerschaft verlesen werden. Dem Bürgermeister trug der 
Erzherzog insgeheim auf, ihn vor Montag niemandem lesen zu lassen. 
Der Zweck, den er dabei verfolgte, war — wie er selbst eingesteht — 
der, das Volk glauben zu machen, es sei dies schon die kaiserliche 
Resolution, und so würde dann der beabsichtigte Fussfall am Sonntage 
unterbleiben 2). Mittlerweile, hoifte er wohl, werde der Landtag ge- 
schlossen sein, und dann würden sie weniger Muth dazu haben, eventuell 
werde man, wenn es trotzdem dazu käme, durch entsprechende militä- 
rische Vorkehrungen wirksamer entgegentreten können. 

Der für den 26. d. M. angekündigte Fussfall unterblieb. Am nächsten 
Tage erfolgte dem Befehle gemäss die Kundmachung des Bescheides, 
wobei Hans Holzmann angeblich im Auftrage des äussern Baths die 
, trotzige" Erklärung abgab, in geistlichen Dingen hielten sie sich zum 
Gehorsam nicht für verpflichtet. Man solle, meinte er, erst abwarten, 
wie es den Herren und Bittern sowie den anderen Städten ergehe, und 
sich dann danach richten. Die als Vertreter der Gemeinde separat er- 
forderten Zechmeister zeigten sich ebenfalls ungemein herausfordernd. 
Es fielen allerlei Drohungen und die Ankündigung eines neuen FussfaUs. 
Einige von ihnen ,, schnellten" beim Verlassen des Bathhauses «mit den 
Fingern" und bemerkten ,,mit Gelächter", „es werde die Sache besser 
beissen müssen" ^). 

Kehren wir nun zu dem Landtag zurück. Am 19. Juli, dem Tage 
der Sturmpetition, übergaben die vier Stände durch einen Ausschuss dem 
Erzherzog ihre Antwort auf die Proposition. Sie war in allen Punkten 
sehr befriedigend ausgefallen. Die Landleute hatten, wie Bogendorf dem 



<) 1579 AuguBt 10 (Münch. Reichsarch. VIL Fol. 156). 

s) Erzherzog Ernst an K. Bndolf, 1679 Juli 27 (MOnch. Bdduarch. VIL 
Fol. 226). 

s) Ebenda. — ^Sammarinm aller UngebOr «to.** — Edier an Ben. AlbrecU, 
1579 Aug. 10 (Ebd. VTL Fol 
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Erzherzog gegenflber hervorhob, „diesmal zu seiner Verschonong' ihre 
Beschweiden hintangesetzt. Erst uach erfolgter üebergabe, aU die an- 
deren zwei Stände abgetreten waren, baten sie um Audienz in ihren 
«igeneo Sachen, die ihnen auch für den nächsten Tag bewilligt wurde. 
Es war diea gewiss für den Erzherzog ein grosser Erfolg. Gleichwohl 
war in dieser Landtags-Gesammtantwort nach der Beschwerde Qber den 
von dem mährischen Landtag beschlossenen WeinaufscUlag und den 
ihnen dadurch erwachsenden Schaden auf die Eeligiousfrage augespielt. 
Es gaben hier nämlich die drei weltlichen Ständen dem Hofe zu be- 
denlien, ob nicht die in diesem Lande eingerissenen Religionswirreu, 
wenn nicht rechtzeitig die Trennung verhütet würde, an der bewilligten 
Hilfeleistung allerlei VerhinderuDgen herbeiführen könnten, weshalb es 
wohl gut wäre, wenn der Kaiser auf solche Mittel und Wegif, die zu 
gutem gleichen Veratand dienten, .um soviel desto mehr mit kaiserlichen 
Milden bedacht zu sein geruhte' i). 

Dieser Zusatz war trotz der Gegenbemühungen der katholischen 
Partei und des Erzherzogs auch von den Abgeordneten der Städte — 
einige von Wien ausgenommen — ratificiert worden. Als nämlich die 
Ausschüsse aller vier Stände zu Vergleichuug ihrer Voten zusammen- 
traten, stimmten Huetstocker vom innem Bath und Auperger von Kloster- 
neuburg mit den Herren und Rittern dafür, der Bürgermeister von Wien 
und die Prälaten aber dagegen. Auf die Nachricht davon forderte der 
Erzherzog diese beiden Abgeordneten sofort zu sich, verwies ihnen ihr 
Verhalten und trug ihnen anf, bei der folgenden Abhörung der Landtags- 
antwort darauf bedacht zu sein, dass dieser Zusatz nicht hiueinkoniroe, 
was sie zu thuu vereprachen. Als man nun am nächsten Tage diese 
Landtagsantwort vornahm, waren sie, wie mau bei Hofe annahm, ab- 
sichtlich nicht erschienen, sondern andere an ihre Stelle in den Aus- 
schuss getreten, der sich nun mit Ausnahme des Bürgermeisters und 
des Stadtschreibers von Wien insgesammt dem Votum der Adelsstände 
anschloss, darunter auch Daniel Luuzer vom inuern und zwei vom 
anssem Rath Wieus. 

Der Eggenhurger Abgeordnete erhob sich hierauf und erklärte im 
Nsmen seiner Gemeinde, bei der Augsburger Confession bleiben und sich 
von den zwei oberen weltlichen Ständen nicht trennen zu wollen. Ebenso 

t äusserte sich dann der Korneuburger. Auf die Frage des Landmarschalls, 
ob noch jemand etwas zu sagen habe, .sollen der Städte und Märkte 
Aiirregandte durch einander mit grosser Ungestüm geschrieen haben: 
i also ihr endlicher Will und Meinung, uml sollen von etlichen 



. LandUgeliund]. 
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auch die Wort daran überlaut gemeldet worden sein, sie wollen dabei 
leben und sterben* ^). 

Indes glaubte der Erzherzog diesen Anhang vollständig ignorieren 
zu können, weil er nicht als eine Conditionierung der Bewilligung, sondern, 
wie sich auch Bogendorf zu den Bäthen äusserte, bloss „gutherziger 
Bedenkens weise* gemeint war. Ausserdem wollte der Erzherzog jedem 
Disput aus dem Wege gehen und den Landtag so rasch als nur möglich 
schliessen, welche Absicht er zwar nicht schon am 23. Juli, wie er 
dachte, aber am 26. d. M. erreichte 2). 

Am 20. Juli also, an dem festgesetzten Tage, kamen die Herren 
und Bitter zu Erzherzog Enist und überreichten ihm eine langathmige 
Petition mit allen den uns zur Genüge bekannten Ausführungen von 
der Beligions-Concession, die auch auf ihre Stadthäuser Bezug habe, 
von der kaiserlichen Erklärung beim Empfang der Stände zu Linz und 
dann bei der Erbhuldigung. Sehr nachdrücklich wird wiederum hervor- 
gehoben, dass diese in ihrer Abwesenheit vorgenommene Abschaffung 
des Landhausgottesdienstes an ihren Bechten nichts präjudicieren könne, 
weil die damaligen Ausschüsse keine Vollmacht besessen hätten, und 
der Kaiser diese ganze Angelegenheit auf einen Landtag aufgeschoben habe. 

Für diesmal aber, erklärten sie, wollten sie zu seiner Verschonung die 
rechtliche Frage nicht aufrollen, sondern nur zu bedenken geben, was 
für ein Verderben diese Beligionsveränderung und die damit verbundene 
„Zertrennung der Gemüther** dem Lande zufüge, wie das Gewerbe in 
den Städten durch die Auswanderungen abnehme, die Häuser feil werden, 
der Credit schwinde, die Geldgeschäfte stockten u. dgl., was doch schliess- 
lich und endlich den Kaiser und das gemeine Grenzwesen treffe. Der 
Erzherzog wolle doch an die vielen Landleute denken, die hier in Wien 
ständig oder vorübergehend, dienstlich oder in Privatgeschäften, zu thun 
hätten oder ärztliche Pflege suchten, und ihnen deshalb auch in den 
Städten das Beligiousexercitium der Augsburger Confession und dazu in 
offenen Kirchen bewilligen, und zwar entweder aus eigener Machtvoll- 
kommenheit oder durch seine Intercession beim Kaiser*). Die übrigen 
Beschwerden wollten sie abgesondert vorbringen. 

Der Erzherzog erwiderte vier Tage später (24. Juli) im Sinne seiner 
Instruction *), nachdem er die Prätensionen der Stände mit den ebenfalls 



») Erzh. an K. Rudolf, 1579 Juli 23 (Münch. Reichsarchiv. VII. Fol. 194). 
„Suminarium etc." 

») Erzh. Antwort vom 23. Juli, Stand. Replik vom 24.'Juli und Erzh. Duplik 
vom 26. Juli (Landesarch. Landtagshandl. 1579). 

3) Cod. Fol. 245. 

*) Erwähnt im Berichte des Erzh. vom 2^3. Juli, doch nicht vorfindlich. 
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mehrfach erwähnten GrQndea zurück^^ewiesea hatte : Die Abschaffung des 
Landhausgottesdienstes sei nicht in ihrer Abwesenheit geschehen, sondern 
noch in Gegenwart der meisten und vornehmsten Landleate, welche zu 
diesem Zwecke einberufen worden waren, und nach langen schriftlichen 
und mündlichen Verhandlungen zwischen dem Hofe und ihren Ausschüssen, 
welche nicht nur genügend Vollmacht besessen, sondern auch täglich 
mit den anderen in Fühlung gestanden hätten. Sie würden sich auch 
zu erinnern wissen, wie die damalige Conferenz im letzten Momente 
wider alles Erwarten durch sie selbst scheiterte, worauf dann die kaiser- 
liche Resolution erfolgte. So habe es auch „mit erstlichs vertröster 
Verschiebung auf einen Landtag gegen Einstellung des exercitii die Ge- 
stalt und Gelegenheit, wie ihnen gleichfalls wol bewusst* sei. Nach 
seiner Meinung habe sich der Kaiser durch sein Erbieten, ihnen die 
Concession nicht nehmen zu wollen, so gütig und milde gezeigt, dass 
sie sich füglich nicht beschweren könnten, und da sich derselbe wieder- 
holt mündlich und schriftlich, besonders vor seiner Abreise von Wien 
und dann in Prag, ihren Gesandten gegenüber dahin geäussert habe, 
die Stände sollten nicht mehr, bezw. etwas verlangen, was ihnen auch 
Kaiser Maximilian aus wichtigen Gründen verweigert hatte, wolle er 
sie auf diese Resolutionen verweisen und daran die wohlmeinende Mahnung 
knüpfen, sie möchten endlich mit diesem Begehren Ruhe geben und 
den Kaiser mit , fernerer Behelligung** verschonen. Ihre weiteren Be- 
schwerden aber wolle er gerne anhören und sich darauf entscheiden i). 
Dieser Bescheid des Erzherzogs war gewiss recht deutlich und 
schwerlich misszuverstehen. Und doch geschah dies, indem die Stände 
des nächsten Tags (25. Juli) ihrer Freude über die Erklärung Ausdruck 
gaben, „dass bei I. k. Mt. und I. f. Dt. das, so wir des allhieigen exer- 
citii religionis der A. C. halben allermeist gesucht und noch flehentlich 
suchen, un abgeschlagen sei*. Weil sie nun den Erzherzog ihrer früheren 
Erklärung nach mit weiterem Disputate verschonen wollten und wohl 
wüssten, dass die Differenzen weit besser auf mündlichem, als auf schrift- 
lichem Wege ausgetragen werden könnten: so stellten sie an ihn die 
Bitte, er wolle ihnen wiederum das Ministerium der Augsburger Con- 
fession in Wien gestatten und daneben dahin wirken, dass durch einen 
mündlichen Tractat zwischen dem Kaiser und ihnen Mittel und Wege, 
«wie es mit solchem Ministerio aller Umstand halben hinfüro zu halten 
sein solle**, gesucht und gefunden würden. Auf diesen, der etwa um 
Martini stattfinden möge, wollten sie auch ihre anderen Religionsbe- 
schwerden verschieben^. 



•) Cod. Fol. 349'. — Münch Reichsarch. VII. Fol. 222. 
'') Cod. Fol, 352. 

Bibl, Die FinfOhrnng der katholischen Gegenreformati« ii in NIedcrüsterreich . |Q 
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Win dieses MiasversfÜndDis entstauden ist. bedarf wohl einer Er- ^ 
lilärung. Wir erinnern uns, wie Kaiser Rudolf den Öt-ündeii am 7. Juni 
die Verschiebung der strittigen ReligiODSungelegenheit auf einen Landtag 
unter der Bedingung zugesagt liatle. dass man sofort das ganze Land- 
bauamiuislerium beseitige. Die Stände remonstrierten dagegen und er- 
reichten wenigstens soviel, dass der Kaiser in eine Conferenz willigte, 
in der man sieb Ober ein bis zum nächsten Landtage gültiges Provi- 
sorium einigen sollte. Als sich diese aher an der encrgiscbeu Weigerung 
der ständischen Delegierten, der Entlassung ihrer Prediger zuzustimmen 
und Fremde von dem Schulbausgottesdienete abzuweisen, zerscblug. hatten 
die Stände dadurch nach des Kaisers Auffassung jedes Anrecht auf 
weitere Verhandlungen verwirkt, weil er ihnen ja deren Verschiebnng 
auf einen Landtag nur unter der Bedingung der sofortigen Einstelluog 
ihres Kireheuwesens zugesagt hatte. Und so liess er am 2 L Juni seine 
Resolution ergehen, die er als .endlich und schliesslich" bezeichnete uad^ 
als solche auch betrachtet wissen wollte. 

Die Stände dagegen vertraten den Standpunkt, es sei ihnen durc 
diese Resolution, weil der Tractat in ihrer Abwesenheit und durch nicht' 
bevollmächtigte Ausschüsse geschehen sei. an ihren Rechten nichts ver- 
geben worden, und die ganae Frage müsste daher auf einem Landtage 
erörtert werden. Obwohl sie dies dem Kaiser in ihren Eingaben schon 
mehrmals zu verstehen gegeben hatten, war doch bis jetzt nie eine 
Kiänmg über diesen Punkt eriblgt. Das Beeret des Erzherzogs vom 
•2i. Juli enthält, so viel sich ersehen lässt, zum ersten Male eine di- 
recte Anspielung darauf. Weil es nun darin biess, es habe mit der .ver- 
trösteten* Verschiebung der Religionsfrage auf einen Landtag die Ge- 
legenheit, wie ihnen , gleichfalls wol bewusst' sei — er meinte nämlich,.« 
dass sie mit der Zerstossung der Conferenz auch jene hinfällig gemacht] 
hätten: so werden sie vielleicht diesen Passus — absichtlich oder nichu^ 
— so gedeutet haben, wie es ihnen, wenigstens offieiell, thatsächlieb« 
.hewussf war, dass nämlich die ganze Angelegenheit noch in Schwebe sei '■).^ 

Des Erzherzogs Antwort vom 27. Juli lantete, ohne auf die Ao-'l 
apiclung der Stände zu reagieren, überaus trocken: Es bleibe bei seinwl 
ersten Antwort, sie mögen ihr Begehren auf sich beruhen lassen, da evl 
nicht in seiner Macht stehe, darauf einzugehen oder ihnen gar etwtsfl 
wider des Kaisers Resolution einzuräumen, er wolle aber ihre Eingabt 
an diesen leiten ^). 

') Vgl. uateu a. 164. Die^e zuveraichtliche Stimmang der Stände < 
auch Eder : Schreiben an Herzog Albreoht, 1579 Anguat 10 (Miinch. Heichfaro 
Vli. Fol. 156). 

') Zugeatelll am 29. Juli {Cod. Fol. 352'). 



— 147 — 

Die zwei Stände wiederholten zwei Tage nach Empfang dieses 
Bescheides (31. Juli) etwas kleinlaut ihre vorige Bitte um Bewilligung 
eines mündlichen Tractates zu Martini und bemerkten am Schlüsse, 
falls er sie nicht anhöre, müssten sie sich durch Gesandte an den Kaiser 
selbst wenden. Sie wählten hierauf ffir diesen Fall Bichard v. Strein, 
Yeit Albrecht v. Puchheim und Hans Wilhelm von Losenstein aus dem 
Herrenstande, sowie Leonhard Eniggl, Hans Georg Kuefsteiuer und Wil- 
helm Geyer aus dem Bitterstande zu Gesandten ^) ; doch traten sie nicht 
in Action. Erzherzog Ernst trat ihr Gesuch dem Kaiser zur Entscheidung 
ab, aber trotz ihres dreimaligen Aumahnecs erhielten sie keine Erle- 
digung «). 



«) Cod. Fol. 365. 

») Erzh. an StÄnde, 1579 August 2, Sept. 9. — Stände an Erzh., Sept. 5, 29; 
Dec. 8 (Cod. FoL 365 fg). 
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12. Kapitel. 

Vorbereitungen zum nächsten Landtage. Fünfte Sendung 
an den bairisehen Hof. Bestrafung kaiserlicher Beamter. 

Ueberblickt man die Ereignisse des Landtags von 1579, so wird 
man die Situation nicht unbedenklich finden. Das was man so sehr 
befürchtet hatte, der Zusammenschluss der drei weltlichen Stände, war 
bereits vollendete Thatsache geworden. Die Gefahr war so gross, dass 
sich sogar der Frälatenstand, der damals noch — gleich den meisten 
Kirchenförsten im Reiche — ein recht beschauliches Leben führte und 
sich um seine geistlichen Interessen wenig kümmerte, veranlasst fand, 
in einer sehr beweglichen Eingabe den Erzherzog auf die Freistellungs- 
bewegung unter den Städten und die dadurch noth wendig bedingten 
Gefahren für den Bestand der alten Kirche aufmerksam zu machen. 
«Da dies der Bürgerschaft vergönnt werden solle", erklärten sie zum 
Schlüsse, „würde unserer eingestifteten und gehörigen ünterthanen keiner 
nit sein, dem nit das freie Leben annehmlicher, und unter dem Schein- 
deckel habender A.C. der Geistlichkeit als Mönchen und Prälaten den Ge- 
horsam . . . verweigern* *). Der Erzherzog verhiess ihnen in geiner denk- 
würdigen Antwort (24. Juli) wohl seinen Schutz und Beistand, ermahnte 
sie aber, da der katholischen Religion am besten durch den Clerus selbst 
geholfen werde, gute Zucht und Ordnung zu halten und ihre Pfarren 
mit «gelehrten, guten und exemplarischen Personen* zu besetzen, damit 
dem , gefallenen* Religionswesen wiederum aufgeholfen und ein weiterer 
Abfall verhütet werde 2). 



*) Undatiert. Landesarch. R. 1. 

») Beil. Q des „Summariura etc.** Raupach Cont. I. S. 317. Eheve ihülle 
LS. 89. 
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Selbst auf die Hauptstadt Wien war nach den letzten Vorgingen 
kein Verlass mehr: war auch der innere Kath grösstentheils katholisch, 
so hatte sich doch die Bürgerschaft, unterstQtzt vom äussern Bath und 
den Beisitzern der Schranne, offen zur Augsburger Confession bekannt 
Die evangelischen Prädicanten, wie der mehrmals ausgewiesene Mugländer, 
dann der sftchsische Suieriniendent Polycaip Leisser ^), zogen hier wieder 
in grosser Anzahl ein und aus und verkehrten ungescheut auch in den 
Häusern einiger Bürger wie Zeberer, Lunzer, Schadner, Laux, Kornfeil. 
Der Erzherzog erliess wohl einige Decrete *), um diesem Treiben Einhalt 
zu thun, doch hatten sie keinen Erfolg. Es war auch schwer, sie zu 
überwachen, da sie als ungarische Handler verkleidet in der Stadt herum- 
zogen ^), und die Stadtguaidia dabei keinen besonderen Eifer ent- 
wickelte. 

Selbst Eder, der die von anderen besorgten Gefahren stets in Abrede 
stellte, fand jetzt die Situation bedenklich und erklärte bei der allge- 
meinen Muthlosigkeit seiner Partei die Möglichkeit einer Rebellion nicht 
für ausgeschlossen. Die einzige Bettung, setzte er hinzu, bestände 
darin, dass man baldigst ein Exempel statuierte^). 

Diese Nothwendigkeit erkannte auch Erzherzog Ernst und legte sie 
wenige Tage nach den Vorfällen des 19. Juli dem Kaiser ungemein 
klar auseinander. Er war sich aber auch der Unzulänglichkeit seiner 
Machtmittel bewusst. ^Dann ich hie nit so weit versehen," meinte er, 
„dass ich nur einen Prädicanten oder sonsten eine strafmässige Person 
einziehen lassen, geschweigen einer so grossen Menge widerspänstiger 
Leute mächtig sein könnte. Mit Decreten. Befehlen, Verweisungen, 
Drohungen und der blossen Autorität ist weiter nichts zu richten*'. Wenn 
aber schon Decrete solche Wirkungen übten, musste man sich bei einem 
gewaltsamen Vorgehen noch eines ärgeren versehen. Wie schimpflich 
aber wäre es, wenn man diesem dann nicht erfolgreich begegnen könnte 
und am Ende gar zum Nachgeben gezwungen würde. Jedenfalls müsste 
man entsprechend gerüstet sein und deshalb schlage er folgende Mittel 
vor: Man solle die Stadthauptmannschaft wieder mit einem katholischen, 
kriegserfahrenen Manne besetzen und ihm eine gute Guardia von wenig- 
stens 1000 Mann für den Anfang, ferner einen Profosen mit etlichen 



1) Vom Bürgermeisler über den Zweck seines Aufenthalts befragt, erklfirte 
er, er wolle hiev heiratben und Kleider kaufen. „Summarium etc.*' — Eder an 
Herz. Wilhelm v. Baiern, 1580 März 21 (Münch. Reichearch. XI. Fol. 198). 

*) Juni 23, Juli 20; Cop. mitgethcilt von Eder (Münch. Reichsarch. XL 
Fol. 163, 165). 

8) Eder an Herz. Albrecht, 1579 Sept. 20 (Ebenda Fol. 159). 

*) Derselbe an Herz. Albrecht, 1579 August 10 (Ebenda VII, Fol. 156). 
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Dienern beigeben, um im XothfaUe nacli einem oder dem anderen greifeil 
und den Gehorsam erhalttiu zu können. Es wEire auch die Errichtung 
einer Citadelle «unter dem Schein einer Befestigung wider den Erb- 
feind' äusserst rathaam. inzwischen m5ge man auf die HädeMühier 
und herumschleichenden Prädicanten, damit e.^ nicht den Anschein ge- 
winne, als traute man sich fiQher nichts zu thun. ein scharfes Augen- 
merk richten, einen oder mehrere , ausser der jitadt mit guter Stille* 
einziehen und an einen sicheren Ort .abseits von Wien" bringen, welches 
Mittel allerdings unter Umständen getUhrlich ausgehen könnte. Dann 
solle man die an der proteatantischeu Bewegung betheiligten Mitglieder 
des Stadtgerichts und des äussern Raths ihrer Stellen entsetzen, was 
zwar auch nicht .ohne Weiterung" abgehen dürfte. Vor allem aber 
mQssteu die kaiserlichen Beamten und Provisionisten, die sich in dem 
BQrgerUbell nnterKeichnet hätten, ihrer Functionen enthoben und ihre 
OebQren eingestellt werden. Bin mit diesen angestelltes Verhör würde 
auch auf den Autor desselben führen '). 

Wenige Tage darauf, am 26. Juli, gab er hauptäächlicn mit Rück- 
sicht auf die Adelsstände ein zweitem G'itachten über die Lage ab. Er 
unterschied hier drei Wege. Der Kaiser lasse die Dinge in dem gegen- 
wärtigen Staude, indem man nämlich dnrch Gebot und Verbot soviel 
als möglich dem Uebel wehre, oder erkläre deu Ständen kategorisch, er 
wolle und könne in der Stadt Wien uod den anderen landesfürstliehen 
Städten und Märkten keinen eTangelischen Gottesdienst gestatten und 
bringe die zuwiderhandelnden „mit Gewalt. Ern^t und wirklicher Hand' 
zum Gehorsam; oder aber, da ihm zu diesem zweiten Wege die Mittel 
tehlteo, resolviere er sich ..auf andere Wege^'. 

Dei erste Weg. den mau auch bisher gegangen sei, habe gezeigt, 
dass man mit blossen Bescheiden und Kesolutiouen wenig ausrichte, im 
Gegentheile der Ungehorsam immer ärger werde, ein jeder thue, was 
er wolle, so dasi die Bewegung von den zwei Stlnden auf den vierten, 
von diesem auf eioKelne Personen und letzthin sogar aut kaiserliche 
Beimte übergesprungen sei. Der zweite Weg sei zwar an sich -gott- 
selig, ehrbar, billich und rechtmässig', und es habe der Kaiser kraft 
des Religionsfriedens ein gutes Recht dazu: doch habe er auch seine 
.hohen und grossen Bedenken", besonders wenn man nicht über die 
nöthigen Mittel zur gew,iltsainen Aufrechterhaltung des Gehorsams ver- 
füge. Diejenigen Personen, auf die er sich im Ernstfälle stützen müsse, 
seien selbst solche, gegen die er vorzugehen hätte. Es sei eben diese 
Religion derart fest eingewurzelt, dass der , wenigste Theil' katholisch 



1) Eriiflt iid K. Hiidolf. 1579 Juli 24 (Münfh. Heithsarch. VU. Fol. 194, 
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i noch in bedeuken habe. 
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anderen Landatäade in Böhmen, Mähren und Schlesien ein starkes Inter- 
esse hätten, BO dasä was dem einen reicht, auch de;n andern billig sei. 
Sich auf andere Forsten oder auf die eigenen Laude zu vf-rlassen. aei 
sehr bedenltlich: der Papst werde wohl kanm eine ausgiebige Hilfe 
spaden; Philipp von Spanien habe mit seinen eigenen Unterthanen genug 
zu thun. 30 dasg er seibat Hilfe bedürfte; Erzherzog Ferdinand und 
Herzog Älbrecht werden ihn ohn<' Zweifel mit ,Rath und Anweisnng' 
, nicht Yerlasseu, ,ob abei» der Sache damit allein geholfen', d^ zweifle 
■ fast daran; Erzherzug Karl endlich habe selbst nachgeben raflaseu. 
per Religionsfriede gewähre ihnen durch die Bestimmun;,', der Landes- 
Blrst könne seinen ünterthan der Religion wegen ausächaffen, wenig 
Motzen; denn . sollten nun alle die. ?o nit katholisch, aasgesehafft 
[werden und dieselben Gehorsam leisten, dabei aber noch ein grosser 
[Äweifel. so wflrde der weniger Theil im Land bleiben und 03 fast ein 
lomöglich Ding sein, ein Theil auszusi^baffen und andere zu bebalten, 
Irflrde eino Ungleichheit und der Sache damit auch nit geholfen sein". 
Dagegen bedürften die Lande nicht allein des Erbfeinds, sondern auch 
der Schulden und Steuern wegen -vieler vermöglicher Lont und einer 
guten Mannschaft". Geradezu vernichtend für die landesfilrstlicheÄutorilät 
wäre es aber, wenn der Kaiser nach erfoI>,'ter Resolution „aus Mangel 
der Mittel" nothgedrungen zurückweichen und wider seinen Willen etwas 
^^ nachsehen müsste. 

^^L Wenn nun das erste nicht rüthlich. weil mau durch das Nacbsehen 

^^Blttaher gar nichts, sondern nur das Gegenthei! ausgerichtet liabe. das 
^^Bsweite aber, nämlich mit Gewalt den Gehorsam zu erhalten. ., nahezu 
^^Bkamflglicb" sei, so bleibe nur noch das dritt« übrig, das gleichwohl auch 
^^pWne „grossen Ungctegeubeiten" habe, aber doch noch deu anderes vor- 
zuziehen sei, nämlich aus der Noth eine Tugend zu machen und den 
Ständen irgendetwas einzuräumen, wofür man ja, um sich sein Gewissen 
zu sakieren, Beispiele genug fände : Kaiser Karl und Ferdinand, „beide 
mächtige und katholische Potentaten'', der König von Frankreich und 
nicht zuletzt Philipp von Spanien, der „voroehmslen"' einer, de.* trotz 
seiner öfteren Erklärungen, in der Religion nichts nachsehen zu wollen, 

•doch unter den jetzigen Friedensverhandlungen hätte nachgeben müssen. 
Sein Vorschlag gehe also dahin, die Herren und RiMpr. aber nur 
diese, mit ihrer Nothdurft zu hören, doch unter der Bedingung, d.iss 
sie früher die Supplicatiou der Abgeordneten des vierten Standes heraus- 
gäben und sich desselben vfeiter nicht mehr anzunehmen erklärten. 
I Sobald das geschehen, wolle man dann in Gottes Namen ihnen und allen 
Olren Angehörigen, die hier in Wien leben raüjsten, .,pei' conniventiam" 
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eine Privatseelsorge „mit geweister ausgedruckter Mass, förnehmlich 
ohne alle Predigt und Schul-', auch derart „conditionierf' bewilligen, 
dass eine Ueberschreitung verbötet werden könne. Es wäre dies aber 
nur als ein Interim zu betrachten, bis man sich endlich der Stadt durch 
eine Garnison oder Citadelle genügend versichert hätte. Habe man nur 
einmal diese beiden oberen Stände zufriedengestellt, so brauche man um 
den vierten Stand keine so grosse Sorge mehr zu haben. Wenn man 
diesem auch nichts bewilligen könne, möge man wenigstens ihnen gegen- 
über „die Schärfe nach Gelegenheit auch etwas mildem", doch ohne 
ihnen eine Predigt oder Seelsorge ausdrücklich zu gewähren, bis man 
auch diesem üebelstande durch „gute Versehung der Kanzeln und 
Kirchen'* allgemach wieder abhelfen könne ^). 

Am Prager Hofe war man wieder einmal stark in Verlegenheit. 
Es wird dort nicht an Stimmen gefehlt haben, welche in Anbetracht 
der drohenden Gefahr mehr als sonst zur Nachgiebigkeit mahnten, um- 
somehr, als jetzt sogar Erzherzog Ernst einen milderen Ton angestimmt 
hatte. 

Zunächst griff man wieder zu dem beliebten Mittel, Lindegg 2) zu 
Herzog Albrecht und den beiden Erzherzogen Ferdinand und Karl zu 
senden. Dort sollte er unter Hinweisung auf die seit dem April dieses 
Jahres eingetretene Verschlimmerung der religiösen Lage Rath und 
Auskunft darüber suchen, „was wir uns anfänglich gegen den zwei 
Ständen des abermals gesuchten mündlichen Tractats wegen endlich 
erklären und dann fürders gegen unsern widersetzigen Bürgern aus der 
Schrannen, äussern Kath und Gemein zu Wien, also auch letzlich den 
andern Städten und Märkten im Lande nach Gelegenheit ihres un- 
gereimten Suchens und Erzeigens verhalten und auf was fügliche Weg 
und Mittel sie zu schuldigem Gehorsam zu weisen und darin zu erhalten 
sein möchten* ^). 

Lindegg dürfte nach Mitte September bei Herzog Albrecht einge- 
troifen sein und seine Werbung voi gebracht haben. Dieser war aber 
schon schwer krank und übertrug die Beantwortung seinem Sohne und 
Thronfolger Wilhelm. Das von diesem ausgearbeitete Gutachten sprach 
sich gleich den früheren ganz entschieden gegen das geringste Zuge- 
ständnis aus und empfahl die schleunige Anwendung unnachsichtlicher 
Strenge: Von einem mundlichen Tractate habe man, wie die Erfahrung 



') Ernst an K. Rudolf, 1579 Juli 26—27 (Ebd. Fol. 226, Cop.) 

*) Edei* hatte sich um diese Mission beworben. Schreiben an Herz. Albrecbt, 

1579 Octob. 5 (Ebd. XI. Fol. 155). 

«) Instruction, Sept. 8; Credenzschreiben für Lindegg, Sept. 9. Viehäuser 

an H. Albrecht, Sept. 8 (Ebd. VII. Fol. 162—171, Orig.). 
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lehre, „mehr Schaden, als Nutz und Frommen'* zu erwarten. Denn 
wolle man dann doch nichts bewilligen, wQrde man nur ,.noch mehr 
Verbitterung und Unwillen*' unter den Ständen hervorrufen. Im anderen 
Falle aber, wenn man ihnen wieder in der Stadt Wien eine Seelsorge 
einräumte, wäre zu bedenken, was man för eine schwere, vor Gott nicht 
zu rechtfertigende Gewissenslast auf sich nehme und wie „schimpflich 
und spöttlich'' es für den Kaiser sein werde, wenn er jetzt dasjenige, 
was er vorher „mit so grossem Ernst*' verboten und abgeschafft, wieder 
zuliesse und alles, was er zuvor „mit grossem Unwillen, Mühe und 
Arbeit" erhalten, so ,. liederlich'' wieder aus der Hand Hesse. Die noth- 
wendige Folge aber davon sei, dass dadurch bei den Unterthanen die 
kaiserliche Autorität und infolgedessen auch der Gehorsam eine starke 
Einbusse erleide, und sie glauben werden, sie könnten auch in politischen 
Dingen, wenn sie sich nur beharrlich widersetzten, ihren Willen durch- 
setzen. 

Wenn auch der Kaiser seine Concession auf das engste beschränke, 
nur unter gewisser Bedingung und nur auf gewisse Personen, so sei es 
doch so viel wie sicher, dass die unruhigen Prädicanten dabei nicht 
blieben, sondern langsam wieder weitergrifiFen, bis endlich der Katho- 
licismus „ausgetilgt* sein würde. Die Stände wüssten auch ganz genau, 
dass mit dem Niedergange des Protestantismus in der Hauptstadt auch 
der in den übrigen Städten besiegelt sei, deshalb setzten sie sich so 
fest für dieses Exercitium ein. Dagegen wäre es rathsam, die zwei 
Stände eine Zeit lang auf den mündlichen Tractat zu vertrösten und 
dann erst, wenn man endlich die nöthigen Mittel in der Hand habe, die 
bündige Erklärung abzugeben, dass man den Gottesdienst in Wien und 
den anderen 1. f. Städten absolut nicht gestatten könne und jede Ueber- 
tretung abzustellen gedenke. 

Vorher müsse man aber, wie schon angedeutet, auf entsprechende 
Mittel gefasst sein, um den schuldigen Gehorsam nöthigen Falls auch 
mit Gewalt zu erhalten. Und zwar sollte man sich zunächst der Stadt 
Wien vollständig versichern, zu diesem Zwecke dorthin unter irgendeinem 
Vorwande etliche hundert Kriegskuechte als Garnison einlegen und 
wenigstens so lange dort behalten, bis die kaiserliche Burg durch eine 
Citadelle genügend geschützt sei, wohin man dann im Ernstfalle jederzeit 
Kriegsvolk dirigieren könne. Dann aber wäre sofort gegen die muth- 
willigen Bürger, namentlich gegen die Kädelsführer, sei es mit Entlas- 
sung aus ihren Aemtern oder mit Laudesverweisung, vorzugehen. Die 
zwei Stände würden sich wohl hüten, wenn sie den Ernst sähen, ihr 
Leben und ihre Habe auf das Spiel zu setzen, weil sie weder über die 
nöthigen Kräfte noch Geldmittel verfügten. Dass ihnen aber von den 
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Reichsständen Hilfe zukäme, sei kaum anzunehmen, weil ja der Kaiser 
nichts anderes tMte, als wozu er nach göttlichem und menschlichem 
Rechte, den Reichsconstitutionen, dem Religionsfrleden und der Reli- 
gions-Concession, befugt sei. Gerade jetzt sei die beste Gelegenheit, 
energisch einzusetzen, weil die Türken mit den Persern zu thun hätten» 
und daher von den Ständen nichts zu fürchten wäre. Würden aber die 
zwei oberen Stände oder mit ihnen der vierte die Grenzhilfe verweigern, 
solle man sie dann mit Gewalt dazu verhalten und die Steuern eventuell 
selbst eintreiben lassen. Käme es dann doch, was Gott verhüten möge^ 
zu einer Empörung, so wären der Papst und König Philipp um ihren 
Beistand anzugehen, der ihnen gewiss nicht verweigert würde. Er, der 
Herzog selbst, sei neben anderen benachbarten katholischen Fürsten zu. 
jeder „erschwinglichen und erträglichen Hilfe" bereit. 

Vielleicht wäre es für den Fall der Noth zweckdienlich, wenn der 
Kaiser mit einigen Nachbarn auf etliche Jahre eine „sondere Erbeinigung" 
schliesse, wie man denn die Erzherzoge Ferdinand und Karl dazu nicht 
ungeneigt halte; zu diesem Zwecke sollten an einem passenden Orte 
entsprechende Conferenzen abgehalten werden ^). 

In einem Punkte hatte Erzherzog Ernst schärfer gesehen, als die 
bairischen Räthe, dass nämlich die grosse Gefahr in der Verbindung 
der österreichischen Adelsstände mit denjenigen der anderen Erbländer 
— wie das ja auch später geschah — bestände, wovon das bairische 
Gutachten kein Wort erwähnt. Von den protestantischen Reichsständen, 
da hatten sie Recht, war allerdings wenig Hilfe zu erwarten. 

Wir kennen leider nicht die anderen Gutachten der Erzherzoge 
Karl und Ferdinand, welche damals ebenfalls in München zum Zwecke 
gemeinsamer Berathungen über das Religionswesen in Innerösterreich 
weilten 2); doch dürften sie sich jedenfalls der Meinung des Herzogs 
angeschlossen haben. Es fehlen uns diesmal auch alle näheren Auf- 
schlüsse über die Verhandlungen am Prager Hofe. Thatsache ist, dass 
man sich dort veranlasst fand, den Anträgen Erzherzog Ernsts Folge zu 
geben und unter der Wiener Bürgerschaft zum warnenden Exempel ein 
Strafgericht zu halten. 

Bereits am 5. October konnte Eder dem Herzog Albrecht die Mit- 
theiluDg machen, der Kaiser sei ernstlich dazu entschlossen und habe 
auch bereits Verordnung gethan, dass diejenigen kaiserlichen Beamtea 
und Provisionisten , die sich mit ihrer Unterschrift zur Augsburger- 



») Münhen, 1579 October j 17 (Münch. Rcichsarcb. VH, Fol. 249. Cop.; 
Oest. Religionssacben 1562—1584. Cpf.). 

«) Loserth S. 302. 



Confessiou bekannt und der Freistellungsbewegung angeschlossen hätten^ 
entlassen werden sollten und dass fQr ihre Stellen bereits andere, die 
«weit ärger und unruhigere Leut sein als die vorigen*', vorgeschlagen 
worden seien. Man sprach auch davon, dass der Kaiser an etlichen 
Bürgern, deren gegen 50 verzeichnet wären, ein Exempel statuieren wolle ; 
doch mischten sich gleich beim Bekanntwerden dieser Nachricht berech- 
tigte Besorgnisse ein, der Hof werde diese Absicht aus Furcht vor den 
möglichen Consequenzen wieder fallen lassen^). 

Mit der Bestrafung der kaiserlichen Beamten wurde es wirklich 
bald Ernst. Um die Mitte October war das kaiserliche Decret, wo.nit 
die Entlassung von ca. 27 Personen verfugt wurde, in Wien eingetroffen ^). 
Die Kundmachung des Strafedictes verzögerte sich jedoch *). 

Am 6. November überreichten die mit der Massregelung bedrohten 
Beamten, denen inzwischen der Process gemacht worden war, dem Erz- 
herzoge durch eine Deputation eine Bittschrift, worin sie sich wegen 
der Unterschrift des Bürgerlibells entschuldigten: Diese sei nur in der 
Absicht geschehen, um den Kaiser unterthänigst um die Augsburger 
Confession zu bitten, wie ja auch die Ueberschrift desselben bezeuge; 
das Bitten sei doch nichts strafbares; mit der Bürgerschaft hätten sie 
sich in keine Verhandlungen eingelassen, sondern sich bei ihrem Bekenntnis 
jederzeit »eingezogen, still und friedsam gegen männiglich* verhalten. 
Der Erzherzog wolle diese Entschuldigungsschrift mit seiner gnädigen 
Intercession dem Kaiser übermitteln ^). Es half ihnen aber nichts. Am 

•) Es geschah dies in drei Registern, die nach der Behauptung der Hof- 
kanzlei bei den zwei Standen, dem äussern Rath und den Abgeordneten der 
Land&tädte auflagen, ferner in dem Bürgerlibell. Ein solches Verzeichnis (vom 
März datiert) hatte die Hofkanzlei in Abschrift erhalten. Es sind darin nach 
den Abgeordneten der Landstädte 565 BQrger von Wien, die meisten mit Angabe 
ihren Charakters, genannt. Eine Anmerkung besagt, dass sich die Zahl auf „viel 
Tausend** belaufen hätte, wenn die Einsammlung der Unterschriften nicht so 
„eilends'* erfolgt wäre. Die Hof kanzlei machte die kais. Beamten, gegen die dann 
die Untersuchung eingeleitet wurde, durch Striche und Glossen kenntlich. (Wien. 
Arch. d. Min'st. d. Innern IV. H, N.-Oe.) 

«) Eder an Herz. Albrecht (Münch. Reichsorch. XI, Fol. 155). Derselbe an 
Herz. Wilhelm, Octob. 14 (Ebd. Fol. 173) und an Ludwig Haberstock, Octob. 30 
(Ebd. Fol. 170). 

«) Eder an Herz. Wilhelm, Octob. 14. — Eine Prager Relation vom 15. Oct. 
sagt, in Wien sei alles ruhig, trotzdem einigen kais. Beamten ihre Dienste ge- 
kündigt worden seien (Wien. Hofbibl. Cod. e952 Fol. 594). Eder gibt hier die 
Zahl mit ca. 23 an. 

*) Eder (a. a. 0.) misst die Schul4 dem erzherzoglichen Obersthofmeister 
David Freih. v. Tannberg bei. 

*) Landesarch, B. 3. 26. Nach einem dort befindlichen Verzeichnisse waren 
dies 23 Personen. Aus der Hofkammer: Abraham Pfändler, Secretär, Eberhard 
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14. November wurden sie fQr drei Uhr nachmittags in die Burg be- 
schieden, wo sie die kaiserlichen Bäthe Guet, Dr. Hegenmüller und 
Secretär Unverzagt erwarteten. Guet hielt ihnen vor, wie ihnen „solches 
Unterschreiben, Zusammenlaufen, Schicken der Register und Vermischung 
unter gemeine Personen, die auch der k. Mt. weder mit Pflicht noch 
in ander Weg nicht zugethan*, nicht gebürt habe, sie vielmehr, sobald 
Bie darum gewusst, dem Kaiser die Anzeige hätten erstatten sollen. 
Aus diesem Grunde und nicht der Religion wegen trage der Kaiser 
Missfallen und sollten sie auch bestraft werden. 

Hierauf las ihnen Unverzagt den kaiserlichen Befehl vor : Die k. Mt. 
hätte in den „Registern oder Zusammenschreiben der BQrgerschaft und 
Gemeinde zu Wien" gefunden, dass auch einige seiner Beamten darin 
unterzeichnet wären. Wegen dieses »unbedächtlichen und ungebOrlichen 
Unterschreibens* sollen sie nun ihrer Dienste und Provisionen sofort 
entsetzt sein. Auf das hin bat ihr Wortführer, Hofkammersecretär 
Pfändler, nach einer kurzen Besprechung mit den anderen, die Räthe 
möchten in Berücksichtigung ihrer langen und treuen Dienste bei dem 
Kaiser und dem Erzherzog Gnade für sie erwirken, worauf Guet er- 
klärte, sie, die Räthe, könnten nichts weiter thun, 'doch möchten die 
Beamten ein Majestätsgesuch einbringen, das sie gerne ihres Theils be- 
fürworten wollten. Am nächsten Tage überschickten sie dem Kanzler 
ihre Schlüssel i). 

Am 16. October überreichten sie dem Erzherzog ihr Gnadengesuch, 
worauf der Erzherzog erwiderte: „Es ist guet, ich wills übersehen und 
was sich dabei thuen lässt, das will ich gern thuen"-). 

Diese Petition hatte theilweisen Erfolg, indem der Erzherzog für 
einige die Begnadigung beantragte, bei denen man annahm, dass sie 
wirklich nicht aus „bösem Vorsatz**, sondern aus , Unverstand" gehandelt 



Dünner, Concipibt und Verwalter des Registratornmtes, Adam Hängl, Concipist, 
Hans Färber, Reinhard Masseder, Hans Gattennaier, Micolaus Haunold, KanzlisteD : 
aus der n.-ö. Regierung: Christof Landerer, Ex prditor, Thoman Zeller, Regislrator; 
von der n.-ö. Kammer: Michael Prugger, Secretär, Caspar Viechter, Registratur, 
Christof Zehetner, Expeditor, Isaak Scholl, Adjunet des Registrators, Georg Moll, 
Concipist, Hans Seeauer, Georg Wendlberger, Kanzlisten; von Provisionisten : 
Hans Igehhofer, Lorenz Schütter, Landfried Hohenkircher, Wolf Jobst, Mattb. 
Huber, Mich. Krätschmayer und Thoman Hfindl. — Es wird hier aber selbst 
gesagt, dahs es noch mehr ^ein sollen (wahrscheinlich noch einige vom Hofstaat«). 

*) „A'erzeichnus der Rede etc' (Landesarch. B. 3. 26). 

*-») Landesarch. B. 3. 2G. 
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hatten *). Den übrigen aber wurde der Dienst endgültig gekündigt^ 
bezw. die Provision eingestellt 2). 

Was einige strenge Katholiken wie Eder sehr übel empfanden, 
war, dass man bei Hofe nicht den Math hatte, die kaiserlichen Beamten 
ihrer Religion wegen zu entlassen, sondern dass man sie nur ihres Un- 
gehorsams halber bestrafte und ihre Stellen mit anderen Lutheranern 
besetzte *). Trotzdem scheint di:ses Strafgericht seine Wirkung nicht 
verfehlt zu haben*). Die Action gegen die übrigen Kürger aber unter- 
blieb vorderhand, wenn man auch zu Prag im Stillen bereits Vorkeh- 
rungen dazu traf. In beiden Lagern herrschte eine ängstliche, schwüle 
Stimmung. Die evangelische BQrgerschafc der Stadt Wien und wohl 
auch von anderen Städten besorgte, dass auch sie die Strafe ereilen 
werde. Die Katholiken hingegen fürchteten sehr stark, man werde am 
kaiserlichen Hofe unter dem Eindrucke der letzten Bürgerunruhen dem 
Anstürmen der Adeligen nachgeben und ihnen den begehrten Religions- 
traetat bewilligen ^), die Bestrafung der Bürgerschaft ganz einstellen 
oder doch gehörig abschwächen ^). Man sprach auch davon, jene stünden 
mit den ungarischen, steirischen und böhmischen Ständen in Unterhand- 
lungen zum Zwecke eines gemeinsamen Vorgehens, und wusste auch von 
einem Schriftenaustausch mit den bairiscben Ständen zu erzählen^). 
Beiderseits sah man also wieder mit grosser Spannung dem kommenden 
Landtag entgegen. 



•) Fugg. Relation, Prag 1579 Dec. 9 (Wien. Hofbibl. Cod. 8952 Fol. 4«2). 

*) Nach dem Decrete der n.-ö. Kammer an den Vicedom Fürth vom 
1. Dec. 1579 wurden folgenden zehn Personen die Bezüge eingestellt: Londerer, 
Zeller, Prugger, Viechter, Zehctner, Scholl, Moll, Seeauer, Wendlberger und Jobst 
(Landesarch. B. 3. 26). Eder, der am selben Tage dem Herzog Wilhelm schrieb, 
€8 seien vor 3 Wochen „ob 30 Personen" entlassen worden, dürfte also von der 
Begnadigung noch keine Kenntnis gehabt haben. (Münch. Reichsarch. XI.. 
FoL 180.) 

8) Eder an Herz. Wilhelm, 1579 Dec. 1 (Ebd.) 

*) Eder an Herz. Wilhelm, s. d. (1579 Ende Dec. ?) (Ebd. Fol. 12). 

-) Eder an Herz. Wilhelm, 1580 Febr. 1, 6 (Ebd. Fol. 190, 194). 

«) Eder an Herz. Wilhelm, 1579 Dec. 1 (Ebd. Fol. 180). 

7) Eder an Herz. Wilhelm, 1580 Febr. 6 (Ebd. Fol. 194). 



13. Kapitel. 

Der Landtag 1580. 

De r Landtag war für den 25. April ausgeschrieben worden *), doch 
verzögerte sich die Eröffnung bis zum 29. d. M., weil noch sehr wenig 
Landleute eingetroffen waren ^). Dem Erzherzog waren diesmal zuge- 
theilt: Khuen, Guet und Unverzagt 3). Die kaiserliche Proposition enthielt 
keine aussergewöhnlichen Forderungen: wiederum die doppelte Gülte 
per 138.000 Gulden und sonstige dringende Auslagen*). Die Herren 
und Ritter brachten bei der EröflfnuDg keine Religionsbeschwerden vor, 
zwischen dem Erzherzog und den Abgeordneten der Landstädte aber 
kam es gleich bei dieser zu einem kleinen Zusammenstosse. Diese er- 
hielten nämlich von ihm ein vom 18. April datiertes Decret des Kaisers 
an alle landesfürstlichen Städte und Märkte eingehändigt, worin ihnen 
unter Hinweis auf die früheren Verbote vom 17. März und 22. Juni 
1579 alle Religiousverhandlungen und Zusammenkünfte strenge unter- 
sagt und sie aufgefordert wurden, unverzüglich an die Berathung und 
Erledigung der Landtagsvorlagen zugehen^). Darauf erklärte Prandtner, 
der Bürgermeister von Wien, im Namen seiner Gemeinde, dem Befehle 
in allem gehorsam nachkommen zu wollen. Der Abgeordnete von Krems 



>) Kais. AusscbreibuDgepateut, Prag, 1580 März 23 (Landesarch. Landtags- 
handl. 1580, ürig.). 

») Eder an Herzog Wilhelm, 1580 April 25 (Münch. Reichsarch. IV, 
Fol. 218). 

')Harrach und Weber waren beurlaubt, der erstere nach Hause gereist, der 
zweite krank: doch wurden sie beide insgeheim um ihr Gutachten befragt. 
Eder an Herzog Wilhelm, 1580 März 21, April 12, Mai 20 (Ebenda Fol. 198, 
203, 226). 

*) Landesai-ch. Landtagghandl. 1580. 

-) Landesarch. B. 3. 26. — Münch. Reichsarch. XL Fol. 215. 
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aber bat im Namen der übrigen Siädte um eine Bedenkzeit, die ihnen 
vom Erzherzog rundweg abgeschlagen ward. Sie hätten sich, erklärte 
er, an [des Kaisers endliche Resolution zu halten und brauchten keine 
Zeit zum üeberlegen i). 

Katholisch eneits war man wohl noch Oberzeugt, dass die Adeligen 
wieder um eine Kirche oder einen Saal zur Ausübung ihrer Seelsorge 
anhalten würden, aber ihre Stimmung war seit dem Zusammentritte 
des Landtags eine zuversichtlichere geworden. Unverzagt hatte gute 
Nachrichten aus Prag mitgebracht: Es sollte hier in Wien noch innerhalb 
von fünf bis sechs Wochen, um Johann Baptista, ein katholischer Stadt- 
hauptmann mit einer Garnison von 500 Soldaten eingesetzt und die 
kaiserliche Guardia mit 200 Mann verstärkt werden, angeblich zum 
Schutze gegen Ungarn, ausserdem sei der Kaiser entschlossen, sobald 
er nach Wien käme, sich auf das Bürgerlibell zu resolvieren und die 
Aufwiegler exemplarisch zu bestrafen 2). Schon um Mitte Februar dieses 
Jahres war dies am Prager Hofe beschlossene Thatsache, und der Oberst 
Johann Femberger nach längeren Verhandlungen mit ihm dazu auser- 
sehen worden. „Denen von Wien**, fügte der betreffende Präger Bericht 
hinzu, „wird diese Bestallung kaum halb gefallen* 3).^ 

Die Herren und Ritter hatten auf ihre im vorigen Landtage ge- 
stellte Bitte um Gewährung eines mündlichen Keligionstractates trotz ihrer 
di-ei Urgenzen (S. 147) noch keine Antwort erhalten. Sie, bezw. ihre 
Verordneten, waren daher fest entschlossen, diesen unerledigten ^Haupt- 
punkt" auf diesem Landtage zur Sprache zu bringen, und hatten auch, 
um sich darüber Gewissheit zu verschaffen, „wie weit man sich mit 
Gott und gutem Gewissen diesfalls würde einlassen können", bereits 
von „etlichen namhaften und vertrauten Orten unterschiedliche consilia 
theologica" erbeten und erhalten'*). Wir kennen die Fragen, welche 
die Verordneten noch im vorigen Jahre zusammengestellt und an die 
theologischen Facultäten zu Heidelberg und Rostock zur Beantwortung 
gesendet hatten. 

Was zunächst das Kirchenwesen auf dem Lande betrifft: daif ein 
Landmann, dem die Vogtei und Lehenschaft über eine Pfarre gehört, 
auf vorausgegangenen Befehl des Landesfürsten diejenigen Personen, 
welche seiner Pfarre nicht incorporiert, aber der Augsburger Confession 



») Eder an Herz. Wilhelm, 1580 April 29 (Münch. Reichsarch. Oest. Reli- 
gionssachen 1562 — 1584). 

«) Ebenda. 

8) Fugg. Relation, Prag, 1580.Febr. 14 (Wien. Hofbibl. Cod. 8953 Fol. 302). 

*) Bericht der Verordneten vom 28. April 1580 (Cod. 8314 Fol. 359). 
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angehörig sind und aus den Städten oder von anderen Orten, wo das 
Evangelium nicht rein gepredigt wird, aus eigenem Antriebe bei seinem 
Prediger die Predigt und Seelsorge begehren, abweisen oder diesem die 
Abweisung auftragen? Darf dieser Landmann einwilligen, dass seinem 
Pfarrer die Ausschliessung fremder Personen durch den Landesfürsten 
anbefohlen werde, und ist der Pfarrer zum Gehorsam verbunden ? Wena 
der Landesfürst aber auf seiuem Verbote besteht, widrigenfalls das 
ganze Ministerium abgeschaift werden solle: hat ihn jener zu behalten 
und zu schützen? Hat ferner der Prediger, wenn er von seinem Dienst- 
herrn nicht geschützt werden kann, seine Gemeinde wider ihren Willen 
zu verlassen oder hat er die Pflicht, sein Amt fortzuführen und die 
Strafe zu erwarten? Kann endlich der Landmann für den Fall, dass sein 
Prediger der Gefahr wegen nicht bleiben will, verhalten werden, seine 
Kirche mit einem andern Pfarrer, der die Gefahr auf sich nimmt, zu 
versehen, oder ist er sogar dazu verpflichtet? 

Was aber das evangelische Keligionswesen in den den Landleuten 
nicht zugehörigen Städteu und Märkten betrifft : sollen jene die in dem 
anno 1578 verfassten „Notl* festgesetzten Bedingungen annehmen oder 
nicht und sich des dortigen Gottesdienstes lieber ganz begeben? Falls 
der Landesfürst gestatte, dass sie und ihre Angehörigen und wer sonst 
von der Bürgerschaft hinzukomme, die Predigt an einem bestimmten 
Orte ohne öfiFentliche Administration der Sacramente hören, diese aber 
nur privatim in den Häusern oder ausserhalb der Stadt bei ihren Kirchen 
empfangen dürften, also dass dadurch auch der Bürgerschaft die Mög- 
lichkeit, an der Seelsorge theilzunehmen, geboten werde: soll man sich 
bis auf bessere Zeiten damit begnügen oder zusammen nout ihr ,um der 
abgesonderten Administration der Sacramente willen* auf beides, Predigt 
und Sacramente, verzichten ? ^) Alle diese Fragen waren durch den 
. bald nach Schluss des vorigen Landtags erfolgten Bescheid, womit den 
Ständen ihre Intercession für Adam Geyer in Inzersdorf neuerdings ab- 
gewiesen wurde % wieder actuell geworden. 

Das in jeder Hinsicht bemerkenswerte Gutachten der Heidelberger, 
das sie zu Beginn des Landtags 1580 bereits in Händen hatten, stimmte 
ihre Ansprüche auf das allerbescheidenste Mass herab und gab ihnen 
deutlich zu verstehen, sie hätten volle Ursache, sich bezüglich des Gottes- 
dienstes in den landesfürstlichen Städten mit dem geringsten Zugeständ- 
nis zufrieden zu geben. Wohl wird auch in diesem gleich zu Eingang 
bemerkt, man müsse Gott mehr gehorchen, als den Mensdhen, auch 



») Raupach, Cont. I. Beil. Nr. XXIV, S. 139 fg. 
«) Ebenda S. 323. 
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käintea öde Sunde und ihre Frediger ihrem Gewissen nach nieiDand von 

der Predigt abschaffen, Wenn aber der Ltiudesfßrst selbst den Itefebl 
dazu ertbeile, hätten aie sich ihm zu fOgen. Zuerst solle man sich aut 
die Privilegien '), so weit aie sich darauf bezögen, berufen, dann zum 
heftigsten ,fiir Uewalt- bitten und auch die Intervention der evange- 
lischen Eeichsstände in Anspruch nehmen und, wenn auch das uichts 
rfe, sich mit Geduld in sein Schicksal fügen ^), 
Seit der Authebung des Landhausgotteadienstes waren zwei Landtaga- 
seasionen verstrichen. In der ersten hatten die zwei Stände vor der 
Ahhaudlunj,' ihrer Religionsbesch werden nicht zur Proposition greifen 
wollen uud den Landtag schliesslich gesprengt; in der zweiten hatten 
sie diese gleich vorgenommen und erst nach der Uebergabe ihrer Land- 
tagaantwort ihre Beschwerden vorgebracht. In beiden Fällen hatteu sie 
nichts erreicht — denn dass sie auf ihr letztes Einschreiten überhaupt 
noch gar keine Kesolution erbalten hatten, änderte nichts an der Sache 
Sie betraten nun einen Mittelweg uud zogen, ohni.' i'rst lange zu erklären 
vor Erledigung ihrer Gravamina in keiue Berathung der Landtagavor- 
■ lagen einzugehen, diese absichtlich in die Länge, indem sie sich dabei 
Lsnf die finanziellen Schwierigkeiten beriefen, deren Ursache lediglich in 
K^en Religionswirren zn suchen sei. Sie holften offenbar, der Hot werde, 
I langen Wartens müde, mittlerweile eine für sie günstige Entschei- 
Cftnng treffen. 

Wenige Tage nsich der Landtagseröffnung richteten sie zugleich 
} 'mit dem Prälateastande an Erzherzog Ernst eine Eingabe, worin sie auf 
ihre grosse Schuldenlast und die dadurch bedingte Schwierigkeit der 
Berathung hinwiesen ^). Ernst Hess darauf am 5. Mai die Landleute 
auffordern, die Erledigung der Landtagssachen nicht weiter aufzuschieben, 
besonders weil die anderen zwei Stände, wie er erfahren, bereits ge- 
achlosaen hätten-'). 



i) K» wird bei diesen ein genauer iJnterachied gemacht, ob sie nur für 
l-die Lebensdauer Kaiser Miiximilians oder auch Ki seine Nachfolger Geltung 
lliStten. Die kais. Hofknnzlei hat bei ihreu Dutersuchungen diesen rechtlichen 
I iBtandpunIct, obwohl er ihr gerade ia der Frage des LandbauBsaalea bezw. des 
I 'XandmarscbairscheD Huuaea zu Gut« gekoninen w&re, ganz bei Seite gelaseen. 

') )o79 Octuber 17 (Raupach Coiit. I. Beil. Nr. XXIV. S. 196 fg.). Die Ho- 
l itocker untwort«teii erat am 24. November 1580 (ebd. Cont. II. Beil. Nr. XXXVII. 

ye. 169). 

') Dieaee SchriftrtQck war nicht aufzufinden, der Inhalt geht aber aus der 
Antwort hervor. 

•) Landeaarch. Landtagshnndl. 1560, Orig. 

Bibl. Die Einfttbrolig iet Krtolilüheo GogemofonnilloB in NKdertsKiTpicIi. H 
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Zwei Tage später (7. Mai) wurden sie etwas deutlicher und baten 
um Eröffüuog des kaiserlichen Bescheides auf ihre im Juli des Voijahres 
übergcbene und trotz seinem Versprechens (12. Sept.) noch unerledigt 
gebliebene Petition um Gewährung des Religionstractates ^). Nachdem 
der Erzherzog, erklärten sie, ohne Zweifel wie in Profan-, so auch in 
Keligionssachen mit voller Gewalt versehen sei, so bäten sie um seine 
Resolution ^), 

Der Erzlierzog erwiderte hierauf (9. Mai) ganz kurz: Sie hätten 
sowohl aus dem kaiserlichen Credenzschreiben und der Landtagspropo- 
sition, als auch aus seiner Eröffnungsrede verstanden, aus welchen noth- 
wendigen Ursachen dieser Landtag einberufen worden sei; sollten also 
unverzöglich die Erledigung der wichtigen Vorlagen, die sich ohnehin 
schon wieder fast eilf Tage verzogen, in die Hand nehmen und nicht 
weiter mit ihren Privatsachen aufhalten 3). 

Die zwei Stände renlicierten Tags darauf (10. Mai): Sie hätten sich 
eines besseren Bescheides versehen, umsomehr als sie der Kaiser mit 
ihrem Begehren wiederholt auf einen Landtag verwiesen, und sie auch 
der Erzherzog letzthin auf eine Resolution vertröstet habe. Ihre angeb- 
liche Privatsache betreffe ebensogut das allgemeine Wohl und Wehe des 
Landes wie die anderen Vorlagen, weil durch die Abschaffung ihres 
Religionswesens eine Zertrennung und Verstimmung unter den Ständen 
und dem Volke heraufbeschworen sei, infolge dessen alle Geldgeschäfte 
stockten und keine Auflagen entrichtet werden könnten. Es hätte daher 
vor Erledigung dieses einen Punktes wenig Sinn, die kaiserlichen Postu- 
late vorzunehmen, weil die Grenzhülfe, wenn sie auch bewilligt werde, 
dann doch nicht eingetrieben werden könnte. Sie baten nun nochmals 
um Bescheid und erklärten, im Falle als er dazu nicht bevollmächtigt 
wäre, ihre Gesandten an den Kaiser abzuordnen^). 

Noch am selben Tage beriefen sie mehrere zum Landtage nicht er- 
schienene Landleute für den 25. Mai nach Wien ein^). Drei Tage später 
(13. Mai) entgegnete der Erzherzog: Es befremde ihn sehr, dass sie 
noch immer nichts berathen und beschlossen hätten, obwohl die anderen 
zwei Stände bereits um Colligierung der Stimmen ersucht hätten. Die 
finanziellen Schwierigkeiten hätten wohl noch andere Ursachen. Die 



i) Vgl. S. 147. 

») Cod. Fol. 365. 

») Ebenda Fol. 36t). 

*) Ebenda Fol. 367. 

^) Verzeichnis derselben: 27 vom Herren- und 31 vom Ritterstande (Ebd. 
Fol. 368»). 
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'Lsodleote wflsaten ganz gut, „mit was Couditioo' der Kaiser die Beli- 
gionafiage auf den Lundtag verschoben habe und kannten auch zur Ge- 
nüge die vielen Keaolutioncn, bei denen ea auch verbleiben sollte- Der 
Kaiser werde ohnehin bald selbst herkommea; bis dahin aber könne er 
diese nicht eigenmächtig umstoasen >). 

Weil der Erzherzog erfahren hatte, daas bereits einige Landleute 
helmgt^reist und andere im Begriffe dazu wären, und er befürchtete, sie 
würden auf diese Weise wiederum wie im Vorjahre den Landtag sprengen, 
befahl er gleichzeitig dem Landmarschall, darauf zu sehen, dass uiemand 
ohne seine ausdrückliche Genehmigung abreise und der Landtag seinen 
Tortgaug nehme*). 

ittlerweile hatte der Prälatenstand Angst bekommen, er könnte 
vom Hofe wieder beschuldigt werden, sich von deu zwei Ständen mit- 
ziehen zu lassen, und übergab dem Erzherzog am 14. Mai eiue gehar- 
nischte Erklärung, woriü er dem Hofe seinen guten Willen und Eifer 
demonstrierte und auch seine Interessen zu wahren suchte: Die Land- 
taggproposition habe mit dem geplanten Religionstractate gar nichts zu 
schafToD und die vom Erbfeiade drohende Gefahr dulde nicht, dass man 
jetzt viel über die Religion disputiere. Ueberdies sei der in Frage 
stehende ßeligionstractat kein .gemeines Werk", sondern ein ganz ein- 
seitiges Unternehmen der Adeligen, die alle möglichen Religionen an- 
genommen hätten. Solle es aber als eine allgemeiue Sache betrachtet 
werden, so müsste man sie ganz anders behandeln und auch die Katho- 
liken hören und nicht .also schimpflich- ausschlieasen. Der Keligious- 
tractat bedeute eine grosse Gefahr für deu Prälatenstand, weil dadurch 
seine geistliche Lehenschaft bedeutend beeinträchtigt und die ünterthanen 
von ihm abgezogen würde». Nun folgen auch die anderen in der Luft 
liegenden Heschwerden: Es würden die Ünterthanen der evangelischen 
Stände, welche den katholischen Gottesdienst hörten, bestraft nud davon- 
gejagt, uüler dem Deckmantel der kaiserlichen Coucession allerlei aec- 
tischc Prädicanten in das Land gebracht, die nicht einer, sondern ver- 
schiedenen Religionen angehörten, die Prälaten beschimpft und ihre 
eigenen Untertliauen mit gieulithen Ketzereien beschwert. ..daher vor 
Gott im Himmel zu erbarmen, dass eine solche Babylonische Confession 
eine Religion solle genannt und unter Christen gestattet werden' '), 

Am llj. Mai übergaben die Herren und Ritter, nachdem ihre am 
Vortage vorgebrachten mündlichen Vorstellungen wider das letzte Decret 



') EM. Fol. :!70i. 

'I Mai 12. präa. Alüi 13 (Ebd. Fol. : 

") Landeaarch, H. 1. Cpt. — WJpder 



— 164 — 

vom Erzherzog nicht angenommen wurden, eine Gegenschrift: Sein letzter 
Bescheid habe sie schwer enttäuscht. Statt in ihm die nach den münd- 
lichen Aeusserungen des Erzherzogs erwartete Ankündigung der Ankunft 
des Kaisers und des dann folgenden Tractates zu finden, hätten sie zu 
ihrer Bestürzung vernommen, dass man es bei Hofe in diesem Punkte 
bei den froheren, als endlich bezeichneten Besolutionen verbleiben lasse. 
Bäten daher den Erzherzog, ihnen entweder sein letztes Decret dahin 
umzuändern oder schriftlich offen zu erklären, ob sie für den Fall, dass 
der Kaiser in das Land käme, auf den Tractat rechnen könnten. Wenn 
ihnen der Erzherzog vorgehalten habe, sie wüssten ganz gut, mit welcher 
Condition man ihnen die Verschiebung der Religionsfrage auf einen 
Landtag zugesagt hätte, so wäre dies nicht richtig, denn sie wüssten 
sich an keine zu erinnern ^). 

Zwei Tage später (18. Mai) gab ihnen der Erzherzog zur Antwort: 
Er habe gar nichts versprochen, wie er ja auch dazu gar keine Voll- 
macht hätte, sondern nur gesagt, er hoffe, der Kaiser werde bald nach 
Wien kommen, und dann sei ihnen nicht verwehrt, ihre Beschwerden 
bei ihm selbst vorzubringen. Ermahne sie jetzt zum fünften Male, sie 
möchten endlich einmal, wie sie dies ja auch am 13. d. M. versprochen 
hätten, die Landtagsvorlagen erledigen^). 

Die zwei Stände fanden nun neue Ausflüchte und baten am 21. Mai 
den Erzherzog, sich noch bis zum 25. d. M. zu gedulden, weil sie in 
Anbetracht der Wichtigkeit der Verhandlungsgegenstände und der ge- 
ringen Anzahl der hier versammelten Landleute die abwesenden für 
diesen Tag nach Wien einberufen hätten. Diesem Begehren schlössen 
sich die Abgeordneten des vierten Standes und — auch wieder die 
Prälaten an*). 

Erzherzog Ernst erwiderte Tags darauf (22. Mai): Es komme ihm 
sehr befremdlich vor, dass sie trotz ihres Versprechens neuerdings zehn 
Tage verstreichen Hessen und ohne sein Vorwissen — es war ihnen das 
schon einmal vom Kaiser Eudolf ausgestellt worden — ganz eigen- 
mächtig die fehlenden Landleute nach Wien berufen hätten*). 

Es kam der 25. Mai heran, aber die Stände beeilten sich auch jetzt 
nicht, zum Schlüsse zu kommen, so dass der Erzherzog drei Tage später 



») Cod. Fol. 372 ^ 

») Cod. Fol. 374. Eder an Herz. Wilhelm, 1580 Mai 20 (Mönch. Reiehsaroh. 
XI. Fol. 226). Dass die Stände in dieser Angelegenheit, wie Eder dort schreibt, 
mittlerweile Richard Strein nach Prag geschickt hätten: dafür findet sich in 
den vorhandenen Act«n nicht der geringste Anhaltspunkt. 

3) Cod. Fol. 375. 

*) Ebenda Fol. 376. 
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(28. Mai) drohte, wenn sie Jiicht bis längstens 30. i M. mit dar Be- 

rathung fertig wären, werde er .der Sache weiter nach gedenken* '), worauf 
die?e wieder (30. Mai) repücierten, eine derartige Terminbestimmung 
aei ihiien völlig neu, sie thäten ohnehin das möglichste-). 
\, Am 3. Juni machten die beiden Stände neuerdings den Versuch, 
den Kr/.hen!og zu einem Ikligionstractate zu bewegen, indem sie sicli 
auf ihre Schuldenlast beriefen und damit den Autzug rechtfertigen wollten^ 
Diese, fahrten sie aus, sei so gross, dass sie nicht mehr wüssten, wie 
das weiter gehen solle. Freilich könnte man sie, wie man ihnen vielleicht 
antworten werde, durch die Eintreibung der Stenerrflckstände theilwpise 
decken, aber diese seien eben nicht oder wenigstens nicht ao rasch herein- 
zubringen. Die Hauptursache ihrer jetzigen Bedrängnis hilde die im 
Jahre 1568 erfolgte Uebernahme der Hofachulden, weil sie diese nämlich 
nicht wie andere Länder erst nach und nach, sondern auf einmal über- 
nommen hätten. Damals wäre übrigens das Geld noch leicht auf/.utreibeu 
gewesen; seit der .beschwerlichen Veränderung' des Religionswesens 
aber sei das Misstraueu und die Besorgnis vor weiteren Verfolgungen 
hei allen Ständen in der Stadt und auf dem Lande so gross, dnss man 
kein Darlehen mehr bekomme, wie hoch man auch die Interessen an- 
biete. So seien ihnen über 300.000 Gulden, die bei der Landschaft 
erlagen, aufgekfludigt worden und stündlich noch mehr Kündigungen 
zu erwarten; die Parteien drängten auf Auszahlung und klagten auf 
Eiecution, während mau sich im Reiche vergeblich nm eine Anleihe 
bemüht hätte. Nur einen Ausweg gebe es noch; wenn sie das Reli- 
giocsweaen wieder in dem früheren Stande erhielten; denn sonst würden 
ihnen alle Bewilligungen nichts helfen, weil sie diese einfach nicht flössig 
machen könnten. Der Erzherzog möge also dieses ihr Anliegen dem 
Kaiser mit .bester Commendation" zuschicken^). 

Diese Schrift war merkwürdiger Weise auch wieder vom Prälaten- 
inde unterschrieben. Dem Landmarschall war es geglückt, während 
Tier Abwesenheit des Prälaten von Melk den Schottenabt zur Unterschritt 
zu bewegen, der nun seinerseits auch die übrigen Prälaten dazu beredete. 
Dieser Kückt'all wurde ihnen vom Hofe stark venviesen ; den Landlenteu 
aber wurde neuerding^a mit allem Ernst auferlegt, die Verhandlungen 
zum Abschlüsse zu bringen und dem Kaiser nicht zu energischen Mass- 
regeln Anlass zu geben. Die zwei Stände sollen sich nun, wie Klesl 
.WicUtet, nach Linz und Graz um Unterstützung — natürlich nur eine 
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Ebenda Fol. 377. 
Ebenaa Fol. 377'. 
■) Landesarcli. Landt&gahtindl. 1580. 



moraliscbe — gewendet, jedoch eine abschlägige Antwort darauf erhalten 
baben '). 

Weil die Hurreii und Ritter noch immer nicht geschlossen hatten, 
bemühten sich Hofsecretär Unverzagt und der Dompropat Elesl. dies« 
die Prälaten, jener den vierten Stand dahin zu vermögen, sich von den] 
anderen zu sondern, um auf diese Weise einen Druck aut sie auszuüben. 
Am nächsten Tage (8. Juni) wurden die Prälaten und die Abgeordneten 
des vierten Standes in die Burg zum Erzherzog beschieden. der ihnen 
dort ebenfalls zuredete, worauf sie sich dazu bereit erklärten. Den 
letzteren — den katholischen Theil von Wien ausgenommen s) — wird' 
es wohl mit dieser Zusage nicht sehr Ernst gewesen sein: denn wei 
sie auch in dem ganzen Landtage zum Unterschiede von dem früheren 
äusserst gemässigt und zurückhaltend auftraten und sich dem Erzherzoge 
gegenüber stets zum Gehorsam erboten hatten, so spielten sie doch bis 
zum Schlüsse desselben mit den Herren und Rittern unter einer Decke*). 

An demselben Tage verhandelte ein Wiener Bürger. Hieronymus 
Oertl, im Namen der Bürgerschaften mit dem Landmarscball. Ein von 
Klesl aufgefangenes uud im Originale dem Erzherzog übergebenes 
Schreiben des Landmarschalls — es wurde für die zwei darin genannten 
Personen verhängnisvoll — deckte ihre Iteziehungen auf, , Lieber Herr 
Eisenhammer*, lautete es, „mich hat N. Oertl an gestern wegen di 
Bürgerschaft neben den kleinen Städten und Märkten in causa cognil 
angesprochen, darauf bab ich ihnen dazumal nicht rathen können. Icll 
bah aber der Sachen seithero mehrers nachgedacht und meines HoHens 
einen Weg gefunden, dardurch den Sachen wol zu helfen. Wollt ihn gera 
zu mir berufen, weiss nit, wo er zu erfragen ; da Ihr dessen ein Wissen, 
so mögt Ihr ihn etwa um sieben Uhr zu mir bescheiden. Wollt 11 
auch mit ihm kommen, ist mir lieb. Datum den 9. Juni. Rogendorf 

An diesem Tage verhandelten die beiden Landschaftssecretäre Thal- 
hammer und Egen mit den Abgeordneten des vierten Standes, um mit 
ihnen eine Verständigung zu erzielen ''1. Man einigte sich auch dahin, 
in die Landtagsautwort einen Passus über die Religion einrOcken 
lassen, u. zw. sollte nach der Aufzählung aller in der kaiserlichen Pi 
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>) K\eü an Eüder (fQr Herz. Wilhelni), Passau 1580 Juni 32 (MQnoli. Rei< 
atch. XI, Fol. 236). 

•) Den Abgeorclueleii der Laodslädte batten t-icb bald naob de» Loodt 
eröffoung auch der evangcl. gesinnte Theil des äussern Batbs und der Gemeinde 
von Wien angeacbloesen. Schreiben dcraelbea vom ü, Mai (Landesurcb, 3. 26.) 

*) Eder iiu Hera. Wilhelui, 1680 Mai 13 (Müncli. ReichBarch. XI. Fol. 220). 

*) MOucb. Reicbsarcb. XI. Fol. 231. 233, 

") Kbil an Eder, 1580 Juni 22 (Ebenda FoL 23(t). 
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Position verlangten und nun bewilligten Posten die Bitte um Wieder- 
einaetzung ihres abgeschafften Ueligionswesens unter dem Verwände an- 
gebracht werden, dass nur dadurch die Möglichkeit xur Hereinbringung der 
bewiltigteu Gelder gewonnen werde. Das Goncept dieser Antwort kam nun, 
nachdem es in der geraeinsamen Ausschuassifzung approbiert woideii 
war, vor das Plenum. 

Hier aber atellleu die Prälaten und ein Theil der Abgeordneten der 
Stadt Wien u. zw. Bürgermeister l'randtner, sein Vorgänger Hans ¥om 
Thaii, Dr. Johann Prunner, Haus Seitz, Georg FDret, Johann Hengs- 
perger und Christof Rapp den Antrag, dass dieser Zusatz von der Re- 
ligion entweder ganz gestrichen oder namentlich angebracht werde. 
■wogegen der ganze Herren- und Ritterstand, die Abgeordneten Hans 
Knotzer von Krems und Stein, Wolf Äuperger von Elosterneuburg, 
Caspar Mutz von Korneuburg, Lconbard Pruggoer vun Brück a. d. Leitba, 
Zacharias Moes von Baden. N. Zöggl von Perchtoldsdorf, Stefan Strein 
von Jiödling, K. Hasslauer von Giirapoldskirchen, endliuh Sebastian 
Wülfing, Hans Schillmair und Gregor Schausichselbst von der Stadt Wien 
stimmten. Auf das hin verliessen die ersteren den Sitzungssaal. 

Darüber war die protestantische Partei ungemein erbost und über- 
reichte dem Erzherzog ohne Vorwissen der anderen am 12. Juni, zeitlich 
in der Früh, Ihre Landtagaantwort '). Gleichzeitig besehwerte sie sich 
»ul das heftigste über diesen .Unfug' der anderen, indem sie sich auf 
den Standpunkt stellte, die Minorität habe der Mehrheit nach , altem, 
unwidersprccblichem Herkommen" beizufallen, und bat. er möge den 
Prälaten und .Int^^i'^ssierten' von Wien ernstlich gebieten, sich in Zu- 
kunft ordnungsmässig zu verhalten, und ihneu einen Verweis ertheileu, 
•Sollten sie aber wider alles Erwarten auf ihrer Intention bestehen, möge 
er sie zur üebergabe einer schriftlichen Erklärung über die Ursache 
Üirer Abstinenz verhalten"). 

Der Erzherzog wird freilich nicht sehr ungehalten über das Vor- 
gehen der Minorität gewesen sein, da ja die Absonderung der Stände 
Ton ihm selbst betrieben worden war; er sah sich aber doch, um die 
anderen nicht vor den Kopf zu stossen, veranlasst, von ihr eine Erklärung 
-abzuverlangen, die sie auch alsbald dem Erzherzog und den beiden 
Ständen überantwortete. Nicht weniger als 17 Gründe führte sie darin 



') Die evtingel. Bürgerschaft lOn Wien hatt« eine besondere Schrift der 
iJUidtagaantwort beigegeben, worin tie erklütte, mit Jen Übrigen zuimmmenzii- 
stebea (Landesareh, B. 3, 26. — Münch. ReichBsrch. XI. Fol, 216). 

<t Landesarcb. LandtQgEhsndl. 1580, — Hnna Tom Tliau an Kle.-I, 1560 Jaiii 
(MQnch. Reichearcb. XI. Fol. 233). 
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zu ihrer Rechtfertigung an: 1. sei in der Proposition nichts von der 
Religion gemeldet, daher auch nichts in die Antwort zu kommen habe ; 
2. hätte die Religion mit der Steuer nichts zu thun; 3. betreffe der 
fragliche Artikel nicht die gesammte Landschaft, sondern nur ,» etliche 
Landleute aus den zwei Ständen '^^ sei also eine Privatsache; 4. hätten 
diese früher die Religionssachen privatim vor und nach dem Landtage 
abgehandelt; 5. thäten sie es aber doch während desselben, so wäre es 
billig, dass sie diese Religionspetita abgesondert für sich übergäben; 
6. wollten sie der Bewilligung keine Condition anhängen, nachdem die 
im vorigen Landtage von den evangelischen Ständen angehängte, und 
noch dazu viel harmlosere Clausel vom Erzherzog beanständet worden 
war; 7. hätten ihm die zwei Stände ihre Bedenken ohnehin in einer 
separaten Schrift (3. Juni.) übergeben; 8. wären die Städte nicht be- 
rechtigt, sich in Religionssachen einzumischen ; 9. hätten die zwei Stände 
ihre Religionsconcession allein durch Bitten erlangt, diese Conditionierung 
habe aber einen ganz andern Sinn; 10. wenn die katholischen Stände 
ihre Steuer erschwingen könnten, wäre dies bei den anderen auch an- 
zunehmen; 11. könne man füglich froh sein, dass der Landesfürst nicht 
wie audere das Geld für seinen Haushalt, sondern ausschliesslich für 
das Grenzwesen verwende; 12. hätten die Städte noch nicht ihre Frei- 
heiten bestätigt erhalten, daher zu besorgen sei, der Kaiser werde andere 
Gedanken als zu „getreuen aufrechten Erbunterthanen " zu fassen Ursache 
.finden ; 13. wären sie lange genug ob dieses einen Artikels, der sie noch 
dazu gar nichts angehe, aufgehalten worden ; 14. habe die Schuldenlast 
mit der Contribution nichts zu schaffen, weil diese dem Landesfürsten 
zugehöre und man davon keine Landschaftsschulden zahlen dürfe; 
15. würden die Landleute, wenn infolge der Steuerverweigernug der 
Feind in das Land einbräche, den Städten keinen Schutz bieten, sondern 
selbst hinter die Stadtmauern flüchten; 16. sei das eine schlechte Re- 
ligion, die an Stelle guter Ordnung Unsicherheit und Verderben setze, 
da doch zuvor kein Unterthan die Steuern verweigert hätte, und 17. 
schienen die evangelischen Stände damit sagen zu wollen, sie wären zur 
Hilfe gegen die Türken bereit, wenn man sie glauben liesse, was sie 
wollten ; im anderen Falle aber wollten sie den Widerstand verweigern, 
und das sei jener hochverrätherische Standpunkt, den Opitz durch seine 
Lehre, man lebte unter den Türken besser als unter den jetzigen Re- 
genten, vertreten habe ^). 

Durch dieses scharfe Auftreten des Prälatenstandes war der Bruch 
mit den Adelsständen besiegelt. Der Erzherzog bedankte sich in semer 



*) Landesarch. H. 1 
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Replik vom 17. Juni (präs. 18. Juni) bei den Ständen für die Bewilli- 
gung und versprach am Schlüsse den Landleuten, auf ihre Eingabe vom 
3, Juni eine separate Antwort zu geben. Nachdem die Stände Tags 
darauf noch eine Duplik überreicht hatten, wurde der Landtag am 23. Juni 
geschlossen ^). 

Zugleich mit der Schlussantwort erhielten jene am 24. Juni auch 
die angekündigte kaiserliche Resolution eingehändigt : Man bedauere die 
grosse Schuldenlast und werde alles daran setzen, um sie zu beheben, 
zu welchem Zwecke sie ihre Rechnungen einsenden möchten. Wenn 
aber, wie die drei Stände vorgäben, durch das abgeschaffte Landhaus- 
exercitium „das Vertrauen, der Credit und Hantierung* gefallen seien 
und noch zu fallen drohten : da wüssten sie recht wohl, dass gutes Ver- 
trauen und Credit zu Kaiser Ferdinands und Maximilians Zeiten auch 
schon gewesen, ehe man sich einen evangelischen Gottesdienst in Wien 
angemasst hätte. Dagegen hafteten von einem grossen Theile geistlicher 
und weltlicher Ständemitglieder ansehnliche Steuern aus und könnten 
durch ihre Eintreibung viele Darlehen und Interessen erspart und die 
Gläubiger bezahlt werden, wodurch man am besten den Credit wieder 
erhielte *). 

Es hatte also auch dieses Argument bei Hofe nicht verfangen und 
die zwei evangelischen Stände hatten umsonst den Landtag so lange 
hinausgezogen ; es blieb ihnen nur die eine Hoffnung, bei dem Kaiser 
selbst, wenn er, wie er dies auch in diesem Decrete versprach, bald 
nach Wien käme, um die Restituierung ihres verlorenen Landschafts- 
ministeriums anzuhalten. 



1) Landesarch. Landtagshandl. 1580. 
«) Prag, Juni 17. Ebd. 



14. Kapitel. 

Eyangelisclie Ausgleiclisyersaclie im Jahre 1580. MassregeluDg 

der Wiener Bttrgerscliaft. SeUuss. 

Wir haben bisher den Protestantismus nach aussen hin, in seinem 
Kampfe gegen die vordringende Restauration, behandelt, ohne dabei auf 
seinen inneren Zustand eingegangen zu sein; und doch hat dieser auf 
die weitere Entwicklung der Dinge hervorragenden Einfluss genommen. 
In dieser Hinsicht müssen wir ein Ereignis erwähnen, welches ebenfalls 
in den Landtag des Jahres 1580 fallt. Dieselben Beweggründe, die im 
Eeiche unter der Aegide des sächsichen Kurfürsten August und der 
geistigen Führerschaft des Württemberger Theologen Jacob Andrea zur 
Wiederaufnahme der Ausgleichs versuche unter den streitenden Parteien 
der lutherischen Kirche und zum Abschlüsse des Concordienwerkes (1580 
Juni 25) führten, drängten auch hier zu einer Lösung. 

Einsichtsvolle Männer mussten sich sagen, dass jedes weitere An- 
kämpfen gegen den Katholicismus und alle Versuche zur Wiedererlangung 
ihres evangelischen Cultuswesens in den Städten von vornherein gänzlich 
aussichtslos wären, wenn nicht im Innern selbst völlige Einigkeit herrschte. 
Auch konnte es ihnen nicht gleichgiltig sein, wenn man von gegneri- 
scher Seite in allem Ernste behauptete, sie seien von der Augsburger 
Confession abgewichen und in lauter Secten zerfallen, daraus dann 
weiter die Folgerung zog und auch bei Hofe dahin arbeitete, dass man 
den Adeligen ihre Assecuration, die ausdrücklich nur auf jene Confession 
laute, zu entziehen vollen Fug hätte ^). Dass der Zustand der prote- 

*) So von Eder in seiDer dem Hofe am 19. Mai 1578 übergebenen Schrift: 
„Einfältiges Bedenken von dem vorstehenden Keligionstractat, wie derselbe 
glücklich zu scblieseen und zu enden" (Manch. Keichsarch. X. Fol. 322). Dasselbe 
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stautiscben Kirche im Laode eia uDhaltbarer sei, desBen w«r man Bieh 

vollkommen bewusst. aber alle bisherigen A'erauche, dem verderbUcheii 
Erbsündonstreit ein Eude zu machen und eine feste, einheitliehe Kircheu- 
orvaniaation herbeizuführen, scheitelten an dem »tarien Eigensinn der 
Sacianisch gesinnten Deputierten, welche seit dem Jahre 1568 das Re- 
ligionswesen leiteten. 

Im Jahre 1574 hatte man auf dem Convente zu Stein a. d. Donau 
eine Norma doctrinae aufgestellt, die Vornahme von Visitationen be- 
schlossen und die Nothwendigkeit eines Kircbenregimeutes ernstlich be- 
tont; aber geschehen war bisher so vieJ wie nichts. Die Lehrnorm wurde 
nicht eingehalten, ebensowenig wie der im Landtage des näcbsten Jahres 
gefasste Bescbluss. die Frage nach dem Accidenz und der Substanz der 
Erbsünde auf sich beruhen zu lassen. Um Ordnung in die völlig zer- 
fahrene und zerrissene Kirchengemeinde zu bringen, bedurfte es vor 
allem eines erfahrenen und energischen Superintendenten. Aber die von 
den Deputierten vorgeschlageneu L'andidaten Michael Besler und Johannes 
Kaulmaun. beide ohne Namen und der radicalen Partei aagehörig, fanden 
bei der gemässigten Mehrheit der Stände keinen Anklang ')■ 

Es bedeutete schon einen grossen Fortschritt, als die Deputierten 
im Landtage des Jahres 1577 den Rostocker Professor Dr. Lucas Hac- 
meister *) neben dem dortigen Superintendenten Simon Pauli, mit dem 
bereits einmal verhandelt worden war, namhaft machten, worauf ihnen 
die Stände die nflthigeu Erkundigungen über sie auftrugen s). Doch erst 
im Landtage des folgenden Jahres that man ernstliche Schritte zur 
Ausführung ^). Es war in erster Linie der IJraunschweiger Superinten- 
dent Martin Chemnitz, den mau bereits im Jahre 1569 für diesen Posten 
anserseben hatte, llacmeister an zweiter uad Pauli an dritter Stelle 
vorgeschlagen, und der treue Rathgeber der Stände David Chytrfius in 
Rostock im Juli gebeten worden, mit ihnen «gradatim" zu verhandeln ^). 
Als Chemnitz ablehnte, wurde mit Bacmeister unterhandelt, der auch 
zusagte und l'Qr drei Viertel Jahre Urlaub erhielt, worauf der Ritter 



erklärte xelia Jshte spälei- Kleel in seinen an den Hof (,'erk'hteten ..Bedenken in 
nBgotio religioniB" (Wien, Stautaftvcb. Oeat. Aden 8). Vgl die ["topo^ition des 
1. Horner Convents v. ISt. Mar* \5B0; Raupath Cont. IL S. 33. 

') Vgl. BibI, S. 180 Ig. 

») Ueber ihn Kaupach Cont. II. S. 14. 

=j Reiatioii der Depuiiertfin, 1377 Febr. 15 (Cod. Fol. 152). 

') Relation der Deputierten, 1678 Muri 25 (EbJ. Fol lö4i). 

") Rektion der Deputierten. 1580 April -JS (Ebd. Fol, 359t. — Raiipnch 
Ä. a. O. S. 6 fg. 
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Wolf Christof von ilämming nach Rostock gesendet wurde ^), um ihn 
herzubegleiten. 

Nach seiner Ankunft in Hörn im Februar 1580 wurde ihm, nachdem 
er hier volle vier Wochen in ünthätigkeit zu verbringen genöthigt war> 
ein Kirchenrath an die Seite gestellt, bestehend aus den Verordneten 
Niclas V. Puchheim und Wolf Christof v. Mämming, dann Veit Albrecht 
V. Puchheim und Hans Georg KueiFsteiner und den Geistlichen Christof 
Reuter, Lorenz Becher und je einem Vertreter der vier Viertel dieses 
Landes, und für den 18. März ein Convent dorthin ausgeschrieben. 

Am nächsten Tage fand die EröiFnung und die Verlesung der Pro- 
position statt. Es solle vor allem, hiess es darin, in den Lehren der 
christlichen Religion der Augsburger Confession und in deren Ceremonien 
ein „gottseliger, gleicher Verstand, rechtschaffener Consens und Einhel- 
ligkeit mit guter Ordnung und Bescheidenheit ohne männiglichs billige 
Beschwerung" zustande gebracht und zu diesem Zwecke eine Norma 
doctrinae als Grundlage des bei den Predigern anzustellenden Examens 
und der erwünschten Einigkeit unter ihnen, eine Ordnung der Kirchen- 
gebräuche und des Superintendenten- und Consistorialamtes ausgearbeitet 
werden. Nachdem man sich wider alles Erwarten über einige Haupt- 
punkte geeinigt hatte, wurde Bacmeister mit der Ausarbeitung betraut 
und ihm der Katzelsdorfer Pastor Friedrich Stockius zur Unterstützung 
beigegeben. 

Die unruhigen Prediger der flacianischen Partei hatten aber kaum 
von dem bevorstehenden Homer Convente Kenntnis erhalten, als sie sich 
veranlasst sahen, den ständischen Deputierten ihren Standpunkt in einer 
von Angriffen auf die Accidenzpartei strotzenden Schrift auseinander- 
zusetzen und sie ihnen am Vortage seiner Eröffnung zu übergeben. 
Der strittige Artikel der Erbsünde, führten sie darin aus. sei bisher un- 
verglicheu geblieben, weil der ungerechte und falsche Theil (die Acci- 
denzer) aus Halsstarrigkeit nicht weichen wolle, der rechte Theil aber 
(sie selbst) aus Gottes ernstem Befehl nicht weichen könne noch solle. 
Sie trügen nun Sorge, man werde mit falschen Lehrern dem ausdrück- 
lichen Worte Gottes zuwider in ein?a Friedensstand treten und unter 
dem Scheine eines in der Kirche zu stiftenden Friedens sie, « die reinen, 
treuen, richtigen Lehrer**, ausschaffen, um den anderen , verführten, ver- 
führerischen, irrigen und falschen Heuchelpredigern* Raum zu geben. 
Man werde voraussichtlich beiden Theilen gebieten, sich gegenseitig 
unangetastet und unverdammt zu lassen, und so sollten sie nur gegen 



•) Derselbe hatte auch Ch.yträus im Jahre 1569 nach Oesterreich gebracht» 
Bibl S. 140. 
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Heiden, Türken, Juden, Papisten, Zwinglianer, Wiedertäufer u. a. pre- 
digen, nicht aber gegen die inwendigen Feinde ihrer Kirche, wie es 
gerade die Naturlober oder Accidenzer seien. Einen solchen Frieden 
könnten sie aber nie eingehen, weil er nicht gottgefilllig sei ; die wahre 
Kirche auf Erden sei ^ecclesia militans". Nicht sie erweckten Un- 
frieden, sondern die anderen, die sie durch ihre Schwärmerei vom sophi- 
stischen und päpstlichen Accidenz, erdichtetem Unterschiede zwischen 
verderbter menschlicher Natur und Erbsünde sowie von der vermeint- 
lich guten Natur des Menschen gewaltsam zum Widerspruche und 
Kampfe reizten, da doch [nach dem Zeugnisse aller reinen Lehrer der 
natürliche Mensch ohne den Geist Gottes von Natur aus verderbt, eine 
»verkehrte arge böse Art, Schlangensame, Sündenklump, Kind des Zorns*, 
und die Sünde nicht ein ,Werk oder That*, sondern die „Natur und 
ganzes Wesen* sei. Das Concordienwerk des Jacob Andrea wird darin 
als „Heuchel- und Scheinfriede", er selbst als ;,Paxprophet und Fried- 
macher* verlästert *). 

Das war nun freilich kein vielversprechender Anfang ; es wäre aber 
eben Sache der Stände bezw. ihrer Deputierten gewesen, wenn es ihnen 
wirklich mit dem Vergleichungswerke Ernst gewesen wäre, derartige 
störrige und fanatische Elemente zum Schweigen zu bringen und sie, falls 
sie das nicht wollten, zu entlassen. Was nutzte es dann, wenn Bac- 
meister beim zweiten Horner Convent (15. April) in seiner Antwort auf 
die Proposition vom 19. März die Abhaltung einer allgemeinen Landes- 
visitation empfahl und beantragte, alle die Prediger, die sich der Lehr- 
norm nicht fügten, sollten zuerst ,mit aller Sanftmuth" unterwiesen und 
zur Einigkeit vermahnt, hernach aber, wenn dies nichts fruchte, ihren 
Lehensherrn angezeigt werden, damit diese sie zuerst in Güte vermahnten 
und ihnen im Wiederholungsfalle den Dienst kündigten ; wenn er ausserdem 
auf Grundlage der Norma doctrinae vom Jahre 1574 eine neue Lehr- 
norm ^) ausgearbeitet hatte: ein grosser Theil der zwei Stände und ge- 
rade die angesehensten, wie der Landmarschall Rogendorf und der reiche 
Helmhard von Jörger, waren selbst Flacianer und hielten es mit ihren 
Hetzpredigern, von denen wenige Tage darauf zwei gedruckte Schriften 
voll der ärgsten Schmähungen gegen die „unbeständigen Wetterhahnen 
und Bauchknechte", „neuen Pelagianer'* und „päpstische Sophisten'' 
ausgiengen. 



*) Raupach Cont. IL ö. 43 fg. 

-) ,, Examen oder kurze Erkundigung der Lehr eines berufenen christlichen 
Predigers etc." Raupach, a. a. 0. Beil. S. 25 fg. — Landesarch. 0. o, I. ; Manusc. 
Bibl. Nr. 221. 
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Bacmeister war nach BcendigiiDg des dritten Homer Convenls 

(15. Mai) von den Deimtierteo aufgefordert worden, zu einigen Artikeln 
seines Esamens wie von der Erbsünde eine Erläuterung zu geben, die 
er auch alsbald fertig stellte '). In dieser Schrift verwarf er am Schlüsse 
den Streit über die ,, Schul- und philosoph Ischen Wörter" Substanz und 
Accidenz, weil ..Gottes Wort in der Lehre von der Erbaflnd solche Worte 
nicht gebrauche und sie dem gemeinen Mann unbekannt und fremd sind 
nnd also hei ihnen zu keiner Besserung dieneu, und üraach zu grossem 
Zank, Hader und Zwiespalt geben", erkannte aber doch ganz unzwei« 
deutig der Definition: .,peccatmii est accidens" die kirchliche Autorität 
zu, wenn er auch zugab, dass der Ausdruck , .accidens" etwas zu schwach 
sei. Mit dieser Retention zu Gunsten des Accidenz waren natürlich 
einige Herren, darunter auch der Landmarschall, durchaus nicht einver- 
standen, einige werden auch in der besten Absicht geglaubt bähen, dass 
dadurch die Flacianer leichter zustimmen wQrden: kurzum, |sie setzten 
dafDr die Erklärung, die Stände hätten im gegenwärtigen Landtag neuer- 
dings beschlossen, es sollten sich die Prediger des Gebrauches beider 
Wörter gänzlich enthalten und davon lehren, wie es vor Ausbruch dieses 
Streites gelehrt worden sei. 

liacraeister erfuhr von dieser eigenmächtigen Abänderung erst, 
ala er mitten 'iu der Visitation steckte. Er liess es auch auf die un- 
ausgesetzten Zureden des ßitters Stockhomer hin geschehen. Indem er 
sich sein Gewissen mit einer Protestation*) genügend salviert zu hahen 
glaubte. Erreicht hatte Bacmeister damit freilich nichts, ausser dass 
nun auch die Anhänger der Concordie über ihn herfielen, namentlich 
die Prediger, die bereits seine frühere Declaration unterzeichnet hatten. 

Wilhelm v, Hofkirchen verbot den seinigen, zur Visitation zu gehen; 
man warf ihm vor, er sei bestochen worden. „Er hat beide Parteien 
beleidigt", schrieb dessen Seblossprediger Wilhelm Friedrich Lutz, .ist 
mit Gold beladen zu den seinen heimgekehrt". Er habe sich, meinte 
derselbe, jedeufalU nicht viel Mühe gegeben, und fügte bedauernd hinzu: 
.dieser Manu hätte unserer Kirche zu grossem Segen werden können 
und würde sich seihst geehrt haben, wenn er auf den Kath der Gut- 
gesinnten gehört hätte ^). 



iff der FnigcN und Äi 
■i. 0. Beil. .S. 79 fg. — 



') ..Declariiti 011 B- Schrift od^r weit lauft iget Krkläri; 
wort im Eiamine etc." Horn, Mai ÜO. Rsupaeh. ii. 
Ijiiideaarcb. R. r. r. I. 6. Orig. 

«) Köhne, W. Fl-. Lutz (Jahrb. d. Ge»elUch. f. Üesth. d. Prot. 
V. 1884. S. 2112). 

', Kbd. S. 208 fg. 
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Die Flaoianer aber unterschrieben trotzdem nicht und machten ihm 
bei den in den einzelnen vier Vierteln des Landes angestellten Visitationen 
die Hölle heiss, besonders die Rogendorf' scben Prediger David ilaier 
iD Frauendorf und Micbael Gebhard in Sitzendorf. Manche kamen gar 
nicht, wie Johann Magdeburg, Prediger in Grafenwörtb. der in einer 
besonderen Schrift vierzehn Gründe bekannt gab, warum er nicht er- 
schienen sei, und diese Declaration, die ein , öffentlicher Cothumus und 
ßeidennänder" wäre, unterschreiben könne '). Als Bacmeister. unmuthig 
ond verdrossen, aus Oeaterreich schied, riefen sie ihm höhnisch nach: 
«Der Backmeister hat das accidens nicht ausbacken können"-). 

Der Eudeffeet dieses Vergleichungawerkes war, dass die bereits 
herrschende Zwietracht und üneiu^keit durch die beiderseits geweehaelten 
Erklärungen und Schriften erst recht entfacht wurde, die Flacianer wie 
wölbend über die Accidenzpartei herfielen und in den nächsten Jahren 
eine ganze Fluth von Sehmähschriften gegen diese losHesseo, die ihre 
Antwort auch nicht schuldig blieben *). Alle die guten Vorschläge 
Bacmeisters über die Bildung eines Kirchenregimeuts nnd Abhaltung 
regelmässiger Synoden blieben wiederum auf dem Papiere, unter solchen 
traurigen Umständen musstc es sich ein besserer Theologe wohl überlegen, 
die Superintendentur und die Ordnung des Kirchenwesens aiif sich zu 
nehmen. 

In gut eingeweihten katholischen Kreisen hatte mau übrigens 
diesen Einigungs versuchen gleich von allem Anfange an keinen guten 
Ausgang prophezeit, weil man die Unverträglichkeit und Selbstherrlich- 
keit der Prädicauten kannte. .Unter dieseu praedicabilibus" . schrieb 
Eder am 21. März ir)80, .solle einer ein Rabbi sein und obrister super- 
intendens in Oesterreich werden, daran aber die älteren Prädicauten, so 
die meisten Hahnen in Korb sein wollen, nicht zufrieden, sondern murren 
dawider und sagen, sie wissen selbst mehr als er, könnten derwegen 
nicht leiden, dass sie von ihm sollen reformiert werden" *). Doch be- 
sorgte man, die beiden streitenden Parteien werden sich im Hinblicke 
auf die drohende Gefahr von aussen und ,um der katholischen Kirche 
damit einen Abbruch zu Ursachen, ob es ihnen gleich nicht allen ge- 
(iUig", wenigstens nothdürftig zusammenfinden'). 



l 



1) Baupach Uont. II. B^il. S. U3 fg. 

>) Kflhne S. 20S. 

') Wiedemimn 1. S 418 fg. 

>) Sch-TCiben im Herz. Wilhelm (Mttncli. Re ich gare h. XI. Fol. 1 

') Eder an «erz Wilhem, 1680 April !■> fBbd. Fol. 203). 
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Was half es, wenn z. B. Helmhard Jörger die Nothwendigkeit eines 
€onsenses betonte, unii iQr den Fall, dass ihnen der Kaiser auf ihre Bitte 
um allgemeine Beligionsfreiheit den Bescheid ertheilte, sie sollten sich 
in ihrer Keligion früher vergleichen, gefasst zu sein ^) : gerade seine 
Partei war es ja, welche jeden Ausgleich unmöglich machte und die 
protestantischen Stände in zwei feindliche Lager zerspaltete 2). 

So finden wir die evangelische Kirche in einem Zustande vollkom- 
mener Verwirrung, zu einer Zeit, als die katholischen Bestaurations- 
bestrebungen in einem durch den Jesuiten Georg Scherer vom Protestan- 
tismus bekehrten Manne einen entschlossenen und genialen Vertreter 
gefunden hatten. £s war Melchior Klesl, der seit dem Herbste des 
vorigen Jahres als Dompropst und Universitatskanzler und bald darauf 
Als Official des Bischofs von Passau mit rastlosem Eifer die kirchliche 
Keformation betrieb und dem weltlichen Arme die lang vermisste und 
unentbehrliche Stütze gab. 

Gerade in diesem Zeitpunkte — er konnte nicht günstiger gewählt 
sein — erfolgte der längst angekündigte und immer wieder verschobene 
zweite Theil der zur Unterdrückung der protestantischen Bewegung in 
der Bürgerschaft gerichteten Massregeln. Am 1. August erhielt die 
Hauptstadt Wien trotz heftiger Opposition ^) eine Garnison von 300 Mann 
unter dem Commando des an diesem Tage zum Stadthauptmann er- 
nannten und mit der Werbung derselben betrauten Obersten Johann 
Fernberger ^), von dem wir bereits gehört haben (S. 159). Wenige Tage 
vorher, am 26. Juli, wurden zwei Hauptaufwiegler der Wiener Bürger- 
schaft, Hieronymus Oertl und Ortolf Eisenhammer, jene zwei, die durch 
das von Klesl aufgefangene Schreiben des Landmarschalls compromittiert 
waren (S. 166), verhaftet^). Ihnen folgten dann noch andere^). Der 
Process gegen sie zog sich lange hinaus. Oertl war der erste, der mit 
.erzherzoglichem Decrete vom 16. Mai mit Landesverweisung bestraft 



*) Klesl an Herz. Wilhelm, 1580 Sept. 15 (Ebd. Fol. 256). 

2) Der protest. Adel in Oesterreich, schreibt z. B. Polycarp Leyser» sei durch 
offene und geheime Feindschaft unter sich gespalten und selbst im Bekenntnisse 
ungleich. Döllinger, Die Reformation II. S. 651. 

8) Khevenhüller I. S. 131. 

*) Wien, Arch. d. Reichs-Kriegs-Minist. Zu Beginn des Herbstes fand schon 
die Musterung statt (nach einer gütigen Mittheilung des Herrn Hauptmanns Veltz^)^ 
Eder meldet dem Herz. Wilhelm unterm 26. Juli 1580: Fernberger sei hier an- 
gekommen und es solle mit ihm bald geschlo.«sen werden fMÜnch. Reichsarch« 
XL Fol. 245). 

ö) Eder an Herz. Wilhelm, 1580 Juli 26. 

«) Eder an Herz. Wilhelm, 1581 April 15 (Ebd. XH. Fol. 10). 
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wurde ^), die auch bald darauf den erwähnten Eisenhamnaer ^), Johann 
Jännschötz, Georg Schadner und Caspar Huethofer traf«). 

Die gegen den Landmarschall, den Unterm arschalt Christof von 
Oberheim und den Hofkriegsrath Thum, als die am meisten bei den 
Verhandlungen mit dem vierten Stande betheiligten Herren, bereits aus- 
gefertigten Decrete, womit sie ihrer Dienste entlassen werden sollten, 
wurden schliesslich vom Prager Hofe unterdrückt *) ; doch genügten diese 
Exempel, und vor allem die neue Garnison, um der Bürgerschaft von 
Wien und den anderen Städten einen grossen Schrecken einzujagen. 

Der Kegierung war es glücklich gelungen, den vierten Stand von 
den Adeligen abzudrängen. Schon im letzten Landtage 1580 war er 
ungemein vorsichtig und schüchtern aufgetreten; nun verlieren wir ihn 
für lauge Zeit ganz aus den Augen. 

Unter jenen wird es ohne Zweifel mehrere gegeben haben, die sich 
wie Richard Strein gegen eine weitere Verbindung mit ihm aussprachen, 
weil sie sich nur dadurch vom Hofe eine Nachgiebigkeit ihren Wünschen 
gegenüber erwarteten — wie ja thatsächlich der Erzherzog die Gewährung 
einer Seelsorge in der Stadt unter dieser Bedingung der Absonderung *♦ 
beantragt hatte (S. 151) ^). 

Das Zusammengehörigkeitsgefühl unter den drei weltlichen, prote- 
stantischen Ständen war hier in Niederösterreich nie besonders stark 
gewesen; nun sonderten sich die Adeligen wieder vom vierten Stande 
ab, und der Hof hatte gegen diesen gewonnenes Spiel. Die Rückge- 
winnung der landesfürstlichen Städte und Märkte wird jetzt mit grösserem 
Nachdrucke ins Werk gesetzt: die Katholisierung der magistratischen 
Aemter wird eifrig und unausgesetzt betrieben und macht gute Fort- 
schritte; im Jahre 1585 wird die protestantische Bürgerschaft schwer 
betroifen, indem alle diejenigen, welche evangelischen Gottesdienst be- 
suchten, zuerst mit einem Verweise, dann Geföngnis und zuletzt Landesver- 
weisung gestraft, und alle neu aufzunehmenden Bürget verpflichtet werden 
sollten, der Obrigkeit in geistlichen und weltlichen Dingen zu gehorchen 
— eine Verordnung, die dem katholischen Bürgereide schon sehr nahe 



>) Melk. Stiftsbibl. Cod. Nr. 1020 Fol. 157. 

*) Erzh. Decret an ihn, 1581 Juli 22 (Landesarch. B. 3 26). 

») Eder an Herz. Wilhelm, 1581 Aug. 1 (Münch. Reichsarch. XII. FoL 47). 
Eder gibt hier fälschlich seinen Bruder Hans an. Die Schadner gehörten (seit 
1579) dem Ritterstande an ; deshalb führten auch die Stände bei K. Rudolf Be- 
schwerde (1582 Nov. 3. Cod. Fol. 460i). 

*) Eder an Herz. Wilhelm, 1581 Sept. 28; Klesl an Herz. Wilhelm, 1581 
Juli 31 (Münch. Reichsarch, XIL Fol. 68; 43). 

6) Klesl an Herz. Wilhelm, 1580 Sept. 15 (Ebd. XI. FoL 256). 

B i b 1 , Die EinfühniDg der Icatholischen Gegenreformation in Niedcrösterreich. 12 
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kam. AUe diese Massregeln hatten den langsamen, aber sicheren Verfall 
des Protestantismus in den Städten zar Folge. 

Als ihre Abgeordneten nach einigen Jahrzehnten wieder an der 
Seite der Herren und Bitter erschienen, hatten sie ein stark verändertes 
Aussehen gewonnen. Aber auch diese hatten da, wenn auch noch keine 
Majorität, so doch eine starke Minorität gegen sich — ein Beweis, dass 
auch an ihnen die Gegenreformation nicht spurlos vortübergegangen war. 
Denn auch gegen sie war man nach ihrer Trennung schärfer und furcht- 
loser verfahren. Der unglückliche Ausgang der Horner Einigungsbe- 
strebungen hatte ihre innere Schwäche und Zerfahrenheit, ihre geringe 
Betheiligung auf den Landtagen der Jahre 1579 und 1580 überdies 
ihren Mangel an SoIidarit4t3gefQhl und religiösem Interesse aufgedeckt 
und dem Hofe, dem diese Erscheinungen durchaus kein Geheimnis ge- 
blieben waren, die von dieser Seite drohende Gefahr wesentlich geringer 
erscheinen lassen, umso mehr, als er jetzt an dem einheimischen 
Clerus einen kräftigen Bundesgenossen gefunden hatte. 

Mit dem Jahre 1580, kann man sagen, hat die katholische Bestau- 
ration die erste und schwerste Krisis überwunden: von da an macht 
sich bei ihr ein weit entschiedenerer und rücksichtsloserer Zug bemerkbar. 
Jetzt erst, nach blossen Vorbereitungen und tastenden Versuchen, konnten 
die bairischen Bathschläge, systematisch und in grösserem Stile durch- 
geführt, ihre erprobte Wirkung ausüben und daä gut inscenierte Werk 
vollenden. 
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